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2Vorwort 
Die vorliegende Dissertation entstand im Rahmen meiner Tätigkeit als wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Lehrstuhl und Institut für Stadtbauwesen und Stadtverkehr der 
RWTH Aachen (Lehrstuhlinhaber seit März 2008 Univ.-Prof. Dr.-Ing. Dirk Vallée, bis Ok-
tober 2006 Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann). 
Die erste Idee zu der Arbeit entwickelte sich im Rahmen des von 2008 bis 2010 durch-
geführten, interdisziplinär angelegten und vom BMBF (Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie) geförderten Forschungsverbundprojektes 
„Wassersensible Stadtentwicklung. Maßnahmen für eine nachhaltige Anpassung der 
regionalen Siedlungswasserwirtschaft an Klimatrends und Extremwetter“ [vgl. Klima-
Net 2010]. Im Verlauf dieses Projektes befasste ich mich unter anderem eingehender 
mit Lösungsansätzen zur städtebaulichen Anpassung an Starkregenereignisse in den 
Niederlanden. Während einer Exkursion nach Rotterdam faszinierten mich die inno-
vativen und zum Teil unkonventionellen gestalterischen Lösungen zur Integration von 
Niederschlagsentwässerung in den städtischen Kontext, die im Rahmen der Architektur-
Biennale 2005 und des dadurch in Gang gesetzten Wasserplan-Prozesses entwickelt 
wurden. Gleichzeitig lösten diese Ansätze jedoch auch Skepsis bezüglich der Übertrag-
barkeit solcher Konzeptideen auf Deutschland aus. Es drängte sich mir die Frage auf, 
ob und inwieweit die Rotterdamer Konzepte der Wasserplätze etc. in der stark forma-
lisierten deutschen Planungswelt auf Akzeptanz stoßen würden und welche Hinder-
nisse aus dem Weg geräumt werden müssten, um solche Lösungen auch hierzulande 
umzusetzen. 
Da diese Fragestellungen in der Forschung bislang nicht näher refl ektiert wurden, reifte 
die Überlegung, selbst eine entsprechende Untersuchung im Rahmen einer Dissertation 
durchzuführen. Diese mündete in einen längeren Arbeitsprozess, dessen Ergebnis hier-
mit vorliegt. Unterstützend hinzu kam der Auftrag zur wissenschaftlichen Begleitung ei-
ner Arbeitsgruppe im Rahmen des durch die Hamburger Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt in Zusammenarbeit mit HAMBURG WASSER von 2011 bis 2012 durchge-
führten Projektes RISA („RegenInfraStrukturAnpassung) [vgl. Waldhoff 2011]. Diese Ar-
beitsgruppe setzte sich u.a. mit ähnlichen Fragestellungen auseinander und ermöglich-
te mir einen ständigen Austausch bzw. die Rückkopplung der Ergebnisse mit Praktikern 
aus dem Bereich der Stadtentwässerung und der kommunalen Straßenplanung. Die 
Inhalte der Kapitel 4.2, 6, 7.2, 7.3 und 8.2 der vorliegenden Dissertation wurden durch 
mich im Rahmen des RISA-Projektes eigenständig erarbeitet und wurden entsprechend 
auch in dem dazugehörigen Gutachten für die genannte Arbeitsgruppe dokumentiert. 
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9Kurzfassung 
Hintergrund und Problemstellung
Der Klimawandel wird sehr wahrscheinlich zu wachsenden Häufi gkeiten und Intensi-
täten von Starkregen und dadurch zu einer stärkeren hydraulischen Belastung urba-
ner Entwässerungssysteme führen. Um zukünftig Überfl utungsschäden in Städten zu 
vermeiden bzw. zu verringern, ist es notwendig, frühzeitig Anpassungsmaßnahmen 
zu ergreifen. Allerdings sind die Kommunen dabei in ihrem Handlungsspielraum einge-
schränkt. Zum einen lassen sich konvektive Starkregenereignisse im Gegensatz zu Hoch-
wasser an Flüssen räumlich und zeitlich nur schwer vorhersagen, was die handelnden 
Akteure zu einer Anpassung unter Unsicherheiten zwingt. Gleichzeitig stehen aufgrund 
der kritischen Situation vieler Kommunalhaushalte nur sehr wenig Ressourcen für Vor-
sorgemaßnahmen zur Verfügung. In der Summe führt dies dazu, dass die Anpassungs-
bereitschaft der Kommunen bislang noch relativ gering ausgeprägt ist und sich nur 
ansatzweise in den derzeit verfolgten Leitbildern der Stadtentwicklung wiederfi ndet. 
Angesichts der stattfi ndenden wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und klimatischen 
Veränderungsprozesse bedarf es einer resilienten und anpassungsfähigen Stadt- und 
Infrastrukturentwicklung. Unter Berücksichtigung der Unsicherheiten und der einge-
schränkten Ressourcen muss diese darauf abzielen, durch die Schaffung „multifunk-
tionaler“ Infrastrukturen den Ausfall einer Systemkomponente bewältigen zu können. 
Aufgrund der Leistungsgrenzen der Kanalnetze ist es vor dem Hintergrund der klimati-
schen Veränderungen notwendig, die wasserwirtschaftlichen Anforderungen vermehrt 
mit städtebaulichen Aufgaben zu kombinieren und Regenwassermanagement im Sinne 
einer „wassersensiblen Stadtentwicklung“ frühzeitig und kontinuierlich in die Planung 
und den Umbau von Siedlungen einzubinden. Ziel einer wassersensiblen Stadtentwick-
lung sollte es dabei sein, möglichst viele Synergien der Entwässerung bzw. des Über-
fl utungsschutzes mit anderen planerischen Themenfeldern (Stadtgestaltung, Erholung, 
Lokalklima etc.) anzustreben und dabei vor allem solche Maßnahmen zu verfolgen, die 
einerseits in der Lage sind, ein Problem mit wenig Aufwand zu lösen bzw. zu lindern, 
andererseits aber keine oder kaum Nachteile mit sich bringen, falls sich ihr Anlass im 
Nachhinein als nicht stichhaltig erweisen sollte („low regret Maßnahmen“). 
Eine Maßnahme, die diesen Anforderungen besonders entspricht, bildet die Idee der 
temporären Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen (Straßen, Wege und Plätze) zum geziel-
ten Rückhalt oder zum kontrollierten Abfl uss von Niederschlagswasser bei Starkrege-
nereignissen. Die Bewertung und Weiterentwicklung dieses multifunktionalen Ansatzes 
steht im Fokus der vorliegenden Dissertation. Eine Mitbenutzung der Oberfl äche bietet 
fi nanzielle Synergien, da Investitionen in kostspielige Kanalsanierungen eingespart und 
stattdessen für die Stadtgestaltung verwendet werden. Gleichzeitig kann durch eine 
multifunktionale Nutzung eine sozialverträgliche Entwicklung der Abwassergebühren 
gewährleistet werden. Allerdings fehlt bislang eine Untersuchung, die diese Synergie-
potenziale systematisch analysiert und die praktische Umsetzbarkeit einer Mitbenut-
zung refl ektiert. An dieser Stelle setzt die vorliegende Dissertation an.
Ergebnisse
Die Recherchen im Rahmen der Arbeit zeigen, dass es in der Praxis bislang an um-
gesetzten Pilotprojekten einer gezielten Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen mangelt, 
welche die Machbarkeit derartiger Lösungsansätze überzeugend illustrieren können. 
Zwar gibt es, insbesondere in den Niederlanden, erste Ideen und Planungen für derar-
tige Maßnahmen, allerdings scheitert die bauliche Umsetzung der Projekte häufi g an 
den rechtlichen, betrieblichen und fi nanziellen Vorbehalten, die einer Mitbenutzung 
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entgegengebracht werden. Die Bedenken beziehen sich zumeist auf die Vereinbarkeit 
einer Mitbenutzung mit den in den straßenbaulichen Regelwerken (insb. den RASt) 
defi nierten verkehrlichen Ansprüchen an die Straßenraumgestaltung (Verkehrsablauf, 
Verkehrssicherheit, Barrierefreiheit, Umfeldverträglichkeit etc.). 
Die vorliegende Dissertation refl ektiert diese Bedenken und weist nach, dass sie unter 
bestimmten Bedingungen größtenteils ausgeräumt bzw. relativiert werden können. Da-
rauf aufbauend gibt die Arbeit praxisorientierte Empfehlungen für die erfolgreiche Um-
setzung einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen. Hierzu werden zunächst Prüfschritte 
und Abwägungskriterien für eine Riskoptenzialanalyse und für die Identifi zierung der 
für eine Mitbenutzung in Frage kommenden Verkehrsfl ächen defi niert. Im folgenden 
Schritt werden anhand von Maßnahmensteckbriefen die konkreten baulichen Möglich-
keiten einer Miteinbeziehung von Verkehrsfl ächen zum Überfl utungsschutz illustriert 
und bewertet. Anschließend werden mögliche Wege einer Finanzierung von Mitbenut-
zungsmaßnahmen skizziert. Dabei wird zunächst deutlich, dass es der Bereitstellung 
eines fachübergreifendenen Budgets zur Deckung der Mehrkosten bei der Herstellung 
sowie der Betriebskosten für die Reinigung und Instandsetzung einer mitbenutzten Ver-
kehrsfl äche bedarf. Bislang scheitert die Umsetzung multifunktionaler Lösungen trotz 
der aus gesamtwirtschaftlicher Sicht offensichtlichen Vorteile nämlich häufi g an den 
fehlenden Mitteln der zuständigen Stellen. Die Frage, ob der Umbau einer Straße zur 
Mitbenutzung im Sinne des bundesrechtlichen und kommunalen Abgaberechtes bei-
tragsfähig ist und ob eine Refi nanzierung von Straßenbaumaßnahmen zum Überfl u-
tungsschutz über Abwassergebühren möglich ist, kann nicht abschließend beantwortet 
werden. Angesichts der Vorteile, die durch Mitbenutzung für die angrenzenden Grund-
stücke entstehen, erscheint eine fi nanzielle Beteiligung der nutznießenden Anlieger an 
der Maßnahme jedoch grundsätzlich nicht abwegig. 
Es wird deutlich, dass es einer kontinuierlichen Sensibilisierung der handelnden und der 
betroffenen Akteure bedarf, um den Ansatz der Mitbenutzung in der Praxis zu etablie-
ren. Dabei gilt es in erster Linie, Aspekte der Wirtschaftlichkeit einer Mitbenutzung und 
der Synergien mit der Stadt- und Freiraumgestaltung herauszustellen. Aufgrund des 
Mangels an fundierten und aussagekräftigen wirtschaftlichen Vergleichs- und Qualitäts-
kennzahlen gestaltet sich eine Gegenüberstellung des Mitbenutzungsansatzes mit der 
konventionellen Siedlungsentwässerung bislang jedoch schwierig. Nur wenn es gelingt, 
die Vorteile einer Mitbenutzung stärker zu vermitteln, kann es gelingen das Bewusstsein 
für eine nachhaltige Infrastrukturplanung und für einen verantwortungsvollen Umgang 
mit der Ressource Wasser zu stärken. 
Im Rahmen der Dissertation entwickelte Testentwürfe für eine Straße in Hamburg zei-
gen, dass der Wirkungsgrad einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen (insb. im Bereich 
der Rückhaltung) meist begrenzt ist. Zwar trägt die gezielte und kontrollierte Einbezie-
hung von Verkehrsfl ächen zu einer Entspannung der Überfl utungsproblematik bei, sie 
kann jedoch meistens nicht die alleinige Lösung sein. Der Ansatz einer Mitbenutzung 
sollte daher auch auf andere öffentliche Freifl ächen (z.B. Grün- und Sportanlagen) und 
unter Umständen sogar auf private Freifl ächen ausgedehnt werden. Andererseits darf 
Mitbenutzung jedoch letztlich nur als ein einzelner Baustein in einem umfassenden 
Maßnahmenbündel zur Anpassung an Starkregenereignisse betrachtet werden. Neben 
der Umgestaltung einer Verkehrsfl äche zur Mitbenutzung müssen auch alle anderen 
Optionen der Rückhaltung, Ableitung bzw. Abkopplung von Niederschlagswasser im 
Einzugsgebiet der gefährdeten Flächen ausgeschöpft werden. 
11Kurzfassung 
Summary
The wasterwater collection system in Germany has recently had consistent problems 
in handling stormwater events. Taking the impacts of climate change into account in-
creased rainstorm events are expected in the near future. These rainfalls will become 
more severe, especially those of short duration. Meanwhile the percentage of hardened 
and built up area in cities is currently still growing. It is therefore very likely that cities 
will face an increase of sewer overfl ow and fl ooding of streets which can cause severe 
damages. 
Rainwater is traditionally being drained through an extensive underground sewer sys-
tem. These systems are usually designed for defi ned return periods of precipitation 
according to the type of urban area they are situated in. With climate change these 
periods are changing and the stormwater runoff is increasing. Therefore suitable solu-
tions have to be developed in order to reduce the risks of fl ooding. As the provision of 
additional retention volume within the system is both ineffi cient and too expensive new 
innovative approaches in stormwater management become necessary. 
A currently much discussed approach to prevent or at least to reduce fl ooding prob-
lems in cities is the creation of multifunctional areas. In this concept, urban spaces like 
streets, parking lots, green areas, sport fi elds or playgrounds are temporarily used to 
collect and to retain rainwater peaks. Most of the year the public spaces are dry and du-
ring that time they fulfi ll their regular and primary function. In the rare case of a storm-
water event they are temporarily used for storing or transporting rainwater in order 
to prevent damages. The intention of this approach is not only to create a sustainable 
stormwater management strategy for the city but at the same to improve the quality of 
the urban living environment and of public spaces. The development of a single urban 
area as a public space and for water collection at the same time can generate synergies 
and result in fi nancial benefi ts.
The doctoral thesis focuses on the potentials and on the limits of a multifunctional use 
of urban streets and squares for stormwater-management. Amongst traffi c planners 
there are still some concerns whether a multifunctional design of streets is compatible 
with the traffi c-related requirements that they need to meet, such as e.g. safety and 
accessibility. The thesis examines to what extent these concerns are justifi ed and shows 
how they can be dealt with. By developing guidelines for an integrated planning ap-
proach and by drafting transferable principles for a water sensitive road design it gives 
practical advice of how to successfully implement the multifunctional use of roads. Bey-
ond that possible ways of fi nancing multifunctional urban design are being illustrated 
and evaluated.
The ideas of a watersensitive street design were applied to a selected street in the city of 
Hamburg. The implementation of the concept to a case study proves that a multifunc-
tional approach in road design can give a substantial contribution to urban stormwater 
management. On the other hand it also makes clear that the use of streets and squares 
for the retention and transportation of runoff peaks is not capable of solving the fl oo-
ding problem on its own but that it has to go hand in hand with other measures of 
rainwater management.
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Hintergrund und Problemstellung
Die Anpassung von Siedlungs- und Infrastrukturen an extreme Niederschlagsereignis-
se und daraus resultierende Überfl utungen wird in der wasserwirtschaftlichen Fach-
diskussion zunehmend als eine „kommunale Gemeinschaftsaufgabe“ [Schmitt 2011] 
betrachtet, an der künftig neben der Stadtentwässerung auch verstärkt die Stadt- und 
Freiraumplanung zu beteiligen sind. Durch den prognostizierten Klimawandel und die 
damit wahrscheinlich einhergehende Zunahme der Häufi gkeiten und Intensitäten von 
Starkregenereignissen wird sich die Überfl utungsgefahr insbesondere in dichten, urba-
nen Räumen in den kommenden Jahrzehnten spürbar erhöhen [IPCC 2012; Deutschlän-
der/Dalelane 2012]. Auf der anderen Seite wird die Anfälligkeit von Städten und Infra-
strukturen gegenüber Schäden durch Überfl utungen mit der andauernden Verdichtung 
urbaner Siedlungsformen vor dem Leitbild der kompakten und energieeffi zienten Stadt 
vermutlich sogar noch zunehmen. Es gilt daher, sich auf die zu erwartenden Ände-
rungen einzustellen und Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen, mit denen künftige 
Beeinträchtigungen durch Starkniederschläge in Städten vermieden bzw. abgemildert 
werden können.
Da die Klimamodelle im Bereich der Niederschläge mit erheblichen Unsicherheiten be-
haftet sind und angesichts der kritischen Finanzsituation der kommunalen Haushalte, 
kann sich der Umgang mit Starkregen aus Sicht der Wasserwirtschaft nicht darauf be-
schränken, die Kanalisationen neu zu bemessen und auszubauen. Es wird daher kaum 
vermeidbar sein, dass Wasser an manchen Orten aus der Kanalisation austritt und kon-
trolliert auf der Oberfl äche abgeleitet und zurückgehalten werden muss. Insbesondere 
der Einbeziehung („Mitbenutzung“) öffentlicher Verkehrs- und Freifl ächen wird dabei 
in der wasserwirtschaftlichen Fachdiskussion ein hoher Stellenwert eingeräumt. Die Er-
kenntnis, dass Straßen bereits heute in den Regelwerken als Abfl usswege defi niert sind, 
eröffnet aus Sicht der Wasserwirtschaft die Möglichkeit, den Fokus auf bisher nicht 
genutzte Synergien und Optimierungspotenziale zu lenken. Durch eine kontrollierte 
oberfl ächige Ableitung der Abfl üsse über Straßen, Wege oder Plätze kann ein wich-
tiger Beitrag zur Schadensminimierung im Siedlungsbestand geleistet werden. Wenn 
Straßen als komplementäre Fließwege anerkannt werden, sollte an geeigneten Stellen 
ein technischer Ausbau von Straßen parallel, eventuell sogar alternativ zum Ausbau des 
Kanalnetzes in Erwägung gezogen werden, um insgesamt zu einer besseren Systemge-
meinschaft zu gelangen. 
 Überfl utungsschäden beim Starkregenereignis in Dortmund im Juli 2008
[WDR 2008; Fabian Ruhnau 2008; Kölner Stadtanzeiger 2008]
Abb. E.1  
Einleitung
14
Ziel der Arbeit
Trotz der auf den ersten Blick offensichtlichen Synergien stößt die Idee einer geziel-
ten und kontrollierten Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zur Ableitung und Rückhalt 
extremer Niederschläge bei den Entscheidungsträgern der Straßenplanung und Stra-
ßenraumgestaltung bislang auf wenig Aufmerksamkeit. Insbesondere aufgrund von 
Bedenken bezüglich der Vereinbarkeit einer Mitbenutzung mit den verkehrsbezogenen 
Belangen von Straßen, Wegen und Plätzen (z.B. Verkehrssicherheit, Barrierefreiheit etc.) 
sowie infolge ungeklärter Zuständigkeiten für den Betrieb und für die Finanzierung ei-
ner solchen Verkehrsfl äche verhält sich die Praxis der Straßenplanung bislang noch sehr 
zurückhaltend. Entsprechend fi nden sich in Deutschland noch keine gezielt umgesetz-
ten Pilotprojekte, welche die Machbarkeit einer Mitbenutzung überzeugend belegen. 
Die vorliegende Dissertation setzt genau an dieser Stelle an. Sie zeigt auf, inwieweit die 
gegenüber einer Mitbenutzung angebrachten Bedenken gerechtfertigt sind und auf 
welche Weise sie eventuell entkräftet werden können. Hierzu wird in der Arbeit ein Leit-
faden entwickelt, welcher der Praxis der Straßenraumgestaltung Hilfestellungen für die 
planerische Abwägung und für die konkrete Umsetzung einer Mitbenutzung von Ver-
kehrsfl ächen gibt. Im Fokus steht dabei die Frage, wie Straßen, Wege und Plätze (insb. 
im Bestand) anforderungsgerecht verändert werden können, so dass sie bei bestimmten 
Niederschlagsereignissen zu einem entscheidenden Faktor der Entwässerung und des 
urbanen Überfl utungsschutzes werden.
Aufbau der Arbeit
Die vorliegende Dissertation ist in vier inhaltliche Abschnitte mit jeweils zwei Kapiteln 
gegliedert (vgl. Abb. E.1):
Im Abschnitt III wird zunächst skizziert, welche Folgen die Niederschlagsveränderungen 
des Klimawandels für die Städte in Deutschland haben werden und wie konkret sich 
diese Auswirkungen von Starkregenereignissen räumlich und zeitlich prognostizieren 
lassen. Anschließend wird aufgezeigt, welcher Handlungsbedarf sich daraus für die 
Städte und Gemeinden ergibt und inwieweit die Kommunen in der Lage sind, diesem, 
vor dem Hintergrund anderer zeitgleicher Entwicklungen wie dem demographischen 
Wandel oder ökonomischen Konjunktur- und Strukturkrisen, gerecht zu werden.
Der vierte Abschnitt der Arbeit zeigt auf, wie die Siedlungswasserwirtschaft in Deutsch-
land derzeit mit extremen Niederschlägen umgeht und wo angesichts der klimatischen 
Veränderungen die Notwendigkeit einer Anpassung der bisherigen Entwässerungsme-
thoden besteht. Er refl ektiert dann die Notwendigkeit eines anderen städtbaulich-frei-
raumplanerischen Umgangs mit Starkniederschlägen, aus dem sich zwangsläufi g auch 
eine veränderte Sicht auf die Stadtentwässerung ergibt. Im Anschluss daran wird das 
Konzept einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen näher skizziert und ein Überblick über 
den aktuellen Stand der Forschung und Praxis zu diesem Lösungsansatz gegeben. 
Im Abschnitt V der vorliegenden Dissertation wird der Handlungsrahmen für eine Mit-
benutzung von Verkehrsfl ächen zum Überfl utungsschutz abgesteckt. Nach einer kur-
zen Betrachtung der allgemeinen rechtlichen Rahmenbedingungen der Straßenplanung 
und einer daraus abgeleiteten räumlichen Abgrenzung des Untersuchungsgegenstan-
des steht hier insbesondere die Vereinbarkeit einer Mitbenutzung mit den verkehrsbezo-
genen Zielen und mit sonstigen Anforderungen der Straßenraumgestaltung im Fokus. 
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Der sechste Abschnitt der Arbeit umfasst einen Leitfaden für die Planung und für die 
konkrete Umsetzung einer gezielten Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zur Ableitung 
und zum Rückhalt von Starkregen. Es wird zunächst praxisnah aufgezeigt, wie Risiko-
bereiche im Straßennetz identifi ziert werden können und nach welchen Kriterien im 
Einzelfall geprüft werden kann, ob, und wenn ja, inwieweit sich die entsprechenden 
Straßenräume grundsätzlich für eine Mitbenutzung eignen. Als Orientierungshilfe bei 
der Abwägung und bei der Auswahl einer geeigneten Mitbenutzungslösung werden 
anschließend Maßnahmensteckbriefe bereitgestellt. Diese werden daraufhin beispiel-
haft an einer Verkehrsfl äche in Hamburg angewandt, um die Leistungspotenziale und 
die Grenzen einer Einbeziehung von Straßen in die Bewältigung von Starkregenereig-
nissen zu untersuchen. Die Ergebnisse werden abschließend hinsichtlich ihres Zieler-
füllungsgrades bewertet, indem die Kosten der Wirksamkeit (bzw. dem Potenzial der 
Maßnahme zur Schadensminderung) gegenübergestellt werden.
Im abschließenden Teil der Dissertation wird ein Fazit gezogen und ein Ausblick ge-
geben, wie der Stellenwert einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen in der Praxis und 
in der Öffentlichkeit erhöht werden kann und durch welche weiteren Maßnahmen sie 
ergänzt werden müsste.
Aufbau der Arbeit 
[Eigene Darstellung]
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1 Der Klimawandel und seine Folgen
Strategien zum Klimaschutz und zur Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des 
Klimawandels stehen derzeit in Deutschland weit oben auf der politischen Agenda. 
2007 wurde durch das IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change - Zwischen-
staatlicher Ausschuss für Klimafragen der Vereinten Nationen) der 4. Sachstandbericht 
vorgelegt. Spätestens seit der Veröffentlichung dieses Dokumentes fi ndet das Thema in 
der Planungswissenschaft große Beachtung und genießt auch in den Medien und in der 
Bevölkerung eine erhöhte Aufmerksamkeit. 
1.1 Klimawandel - Begriffe und Trends 
Unter dem Begriff Klima wird, im Gegensatz zum täglichen Wettergeschehen, „die 
langfristige (häufi g für 30 Jahre) statistische Beschreibung atmosphärischer Größen ver-
standen“ [PIK 2009: 2]. Zu diesen zählen in der Regel die Jahresmitteltemperatur sowie 
die jährliche Summe der Niederschläge. Der Klimawandel lässt sich dementsprechend 
„als Funktion einer Änderung der atmosphärischen Komposition, (…), für einen länge-
ren Zeitraum projizieren“ [ebenda].
Klimaschutz bezeichnet diejenigen Maßnahmen, die darauf abzielen, „durch Klima 
schützende Maßnahmen den Klimawandel soweit als möglich abzumildern (so ge-
nannte Mitigation)“ [Mitschang 2008: 745]. Dem gleichberechtigt gegenüber steht die 
Anpassung (bzw. Adaptation) an die unvermeidbaren Auswirkungen des Klimawandels. 
Klimaanpassung „meint einen Prozess, durch den ein System (natürlich oder gesell-
schaftlich) auf den Klimawandel (bzw. Klimaschwankungen und Extremwetterlagen) 
reagiert. Ziel ist es dabei, potenzielle Schädigungen zu vermeiden bzw. zu verringern, 
sich veränderte klimatische Gegebenheiten zu Nutze zu machen oder einen Umgang 
mit den Folgen des Klimawandels zu entwickeln“ [Garrelts et al. 2008, nach IPCC 2001].
Die Anpassung an Klimafolgen erfordert Kenntnisse über den zu erwartenden Klima-
wandel und über dessen Auswirkungen. Im Folgenden soll daher zunächst aufgezeigt 
werden, welche klimatischen Veränderungen bis heute beobachtet wurden und welche 
Aussagen die derzeit zur Verfügung stehenden Projektionen über die künftige Klima-
entwicklung treffen.
1.1.1 Globale Erwärmung
Wenngleich der Klimawandel regional stark unterschiedlich ausgeprägt ist, lässt sich 
rückblickend im Mittel die klare Tendenz zu einer weltweiten Erwärmung feststellen. 
Abbildung 1.1 zeigt die Veränderung der globalen Mitteltemperatur seit 1860. Dabei 
lässt sich insbesondere in den letzten ca. 40 Jahren ein enormer und kontinuierlicher 
Anstieg der Durchschnittstemperaturen um ca. 0,5 Kelvin erkennen. 
Der 4. Sachstandbericht des IPCC macht deutlich, dass die heute beobachteten Kli-
maänderungen mit einer Wahrscheinlichkeit von über 90 % auf die durch menschliche 
Aktivitäten (fossile Brennstoffnutzung, Waldabholzung etc.) verursachten Treibhausga-
semissionen der letzten zwei Jahrhunderte zurückzuführen sind [IPCC 2007: 2ff.]. Durch 
Veränderungen der Sonneneinstrahlung, der Landnutzung und vor allem der Konzen-
tration treibhauswirksamer Gase (Kohlendioxid CO2, Methan CH4 und Stickstoffoxid 
N2O) in der Erdatmosphäre hat sich die Energiebilanz des Klimasystems seit Beginn der 
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Industrialisierung im 18. Jahrhundert erheblich verändert. Durch die intensive Nutzung 
der fossilen Rohstoffe Erdöl, Erdgas und Kohle durch den Menschen und die damit 
verbundenen Emissionen kam es zu einem enormen Anstieg des Kohlendioxidgehaltes 
in der Atmosphäre. Diese erhöhte CO2-Konzentration führte durch den Treibhauseffekt 
in einem Beobachtungszeitraum von 1906 bis 2005 zu einer fortschreitenden Zunahme 
der globalen bodennahen Mitteltemperatur um 0,74° Celsius sowie zu einem gleichlau-
fenden Anstieg der Verdunstung. In den letzten Jahrzehnten ist dabei eine deutlich be-
schleunigte Entwicklung zu beobachten. Gleichzeitig stieg der Meeresspiegel im Laufe 
der letzten 100 Jahre um durchschnittlich 17 cm (Bandbreite 12 – 22 cm) als Folge der 
Gletscherschmelze und der thermischen Ausdehnung des Meerwassers [UBA 2007: 1].
1.1.2 Klimaprojektionen
Neben der Frage nach den Ursachen der beobachteten globalen Erwärmung stellen 
insbesondere die Versuche einer Abschätzung des künftigen Klimas durch Modellsi-
mulationen den Bereich der Klimaforschung dar, der in der Wissenschaft und in der 
Öffentlichkeit derzeit eine hohe Aufmerksamkeit erhält. Für die Entwicklung räumli-
cher Anpassungsstrategien und daraus abgeleiteter Umsetzungskonzepte bedarf es 
verlässlicher Aussagen über den bevorstehenden Klimawandel und dessen Folgen. Um 
Projektionen über die künftigen Klimaänderungen zu erhalten, müssen Klimamodelle 
angewandt werden. Hierzu stehen sowohl globale als auch regionale Modelle zur Ver-
fügung. 
Globale Klimamodelle
Mit Hilfe globaler Zirkulationsmodelle können die wichtigsten klimarelevanten physika-
lischen Vorgänge in der Erdatmosphäre, den Ozeanen und auf der Erdoberfl äche pro-
jiziert werden. Um sie anzutreiben, sind Annahmen über weltweite Entwicklungs- und 
Emissionspfade notwendig. Die globalen Klimamodelle sind sehr umfangreich, was zur 
Folge hat, dass sie nur in sehr grober Aufl ösung betrieben und die Prozesse des Klima-
wandels daher nur sehr vereinfacht abgebildet werden können.
Das IPCC hat 2007 Klimamodellsimulationen durchgeführt, um das mögliche Spektrum 
der zukünftigen globalen Klimaänderungen erfassen zu können. Die Klimaprojektionen 
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Abb. 1.1  Veränderung der globalen Mitteltemperatur im Zeitraum 1856-2005 (Vergleich zum Referenzzeitraum 1961-1990) 
[Eigene Darstellung nach DWD 2013]
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basieren auf den durch das IPCC vorgelegten SRES-Emissionsszenarien (Special Report 
on Emissions Scenarios) [IPCC 2000]. Vier Szenarienfamilien (A1, A2, B1, B2) und sie-
ben ihnen untergeordnete Szenariengruppen (A1, A1B, A1FI, A1T, A2, B1, B2) liefern 
eine Abschätzung der zukünftigen Emissionsentwicklung und der daraus folgenden 
Treibhausgaskonzentration. Die Szenarien unterscheiden sich vor allem hinsichtlich der 
ihnen zugrunde gelegten technologischen, ökonomischen und demografi schen Ent-
wicklung sowie bezüglich des Globalisierungsgrades. Jedes gesellschaftliche Entwick-
lungsszenario wurde vom IPCC mit charakteristischen Emissionsverläufen verbunden 
und in die globalen Modelle eingespeist [IPCC 2007].
Durch die unterschiedlichen Emissionsszenarien und Klimamodelle ergibt sich im vierten 
Sachstandbericht des IPCC eine Bandbreite bei der projizierten globalen Erwärmung. 
Abhängig von den gewählten Annahmen könnte der Anstieg der weltweiten Mitteltem-
peratur bis 2100 zwischen 1,8° und 4,0° Celsius betragen (mit einer Unsicherheit zwi-
schen 1,8° und 6,4° C) [IPCC 2007: 13]. Die größte Erwärmung wird über dem Festland 
und in den Polarregionen erwartet. Letzteres führt zu einem verstärkten Schrumpfen 
des arktischen Meereises, wodurch in den unterschiedlichen Szenarien ein Meeresspie-
gelanstieg zwischen 18 und 59 cm projiziert wird [ebenda: 2ff.].
Aufgrund der höheren Wärmeenergie in der Atmosphäre ist zu erwarten, dass auch 
der globale Wasserkreislauf intensiviert wird. Hinsichtlich der Niederschläge zeigen die 
globalen Klimamodelle eine zukünftig veränderte Verteilung. Während in den höheren 
Breiten sehr wahrscheinlich eine Zunahme der Niederschläge zu erwarten ist, gehen die 
Prognosen in den meisten subtropischen Regionen von einer wahrscheinlichen Abnah-
me aus. Dies entspricht der im letzten Jahrhundert beobachteten Niederschlagsentwick-
lung auf globaler Ebene [Bundesregierung 2008: 9].
Regionale Klimamodelle
Aufgrund der mit einer Gitterweite von ≥120 km sehr groben räumlichen Aufl ösung 
der globalen Klimamodelle des IPCC und der daraus resultierenden Ungenauigkeit kön-
nen anhand dieser Projektionen keine regional differenzierten Aussagen für Deutsch-
land getroffen werden. Um eine höhere Planungssicherheit zu erzielen, benötigt die 
Politik und die Planung daher zunehmend kleinräumigere Klimaprojektionen auf regio-
naler und lokaler Ebene mit einer deutlich geringeren Gitternetzweite.
Regionale Klimamodelle betrachten lediglich einen Ausschnitt der Atmosphäre und be-
nötigen deshalb geeignete Randbedingungen an den Rändern des Simulationsgebietes. 
Dazu bedarf es der Einbettung eines regionalen Modells mit einer hohen in ein globales 
Klimamodell mit einer geringen räumlichen Aufl ösung.
In der Praxis werden derzeit unterschiedliche regionale Klimamodelle verwendet. All-
gemein lassen sich dabei die dynamischen und die statistischen Verfahren unterschei-
den [BMVBS 2010: 5]. Die deterministisch dynamischen Regionalmodelle REMO (Max-
Planck-Institut HH) und CLM (Deutscher Wetterdienst u.a.) simulieren die globalen 
Projektionen anhand physikalischer Gesetze auf ein feineres räumliches Gitter (≥10 km 
Weite). Dagegen projizieren die statistischen Regionalmodelle STAR (Potsdam-Institut 
für Klimaforschung) und WETTREG (Climate & Environment Consulting GmbH) die Zeit-
reihen von Klimastationen anhand statistischer Verfahren in die Zukunft [Walkenhorst/
Stock 2009: 10ff.].
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Statistische Klimamodelle sind in erster Linie für kurz- und mittelfristige Projektionen 
geeignet, bei denen keine neuen klimatischen Verhältnisse eintreten. Diese können nur 
in dynamischen-genesteten Modellen dargestellt werden. Dafür ist der Rechenaufwand 
bei diesen deutlich höher als beim statistischen Ansatz [BMVBS 2009: 5, nach Walken-
horst / Stock 2009]. Um die jeweiligen Vorteile zu nutzen, koppelt das Potsdam Institut 
für Klimafolgenforschung (PIK) seit 2009 die unterschiedlichen regionalen Modellty-
pen. Die statistischen Modelle geben dabei den Trend vor, während die dynamischen 
Modelle für einen kürzeren Zeitraum viele Realisierungen rechnen. Von diesem Ansatz 
verspricht sich die Forschung Fortschritte bei der Modellierung von Extremwetterereig-
nissen [Walkenhorst/ Stock 2009: 12].
In Abhängigkeit vom genutzten Klimamodell der verwendeten Emissionsszenarien wird 
in Deutschland für den Zeitraum 2021 bis 2050 eine Erwärmung um 0,5° bis 1,5° C und 
im Zeitraum 2071-2100 um 1,5° bis 3,5° C im Vergleich zum Kontrollzeitraum 1961-
1990 erwartet. Die Erwärmung wird vor allem im Winter festzustellen sein. Hinsichtlich 
der räumlichen Verteilung unterscheiden sich die Regionalmodelle relativ deutlich. Bei 
einem mittleren Emissionsszenario sehen die dynamischen Modelle REMO und CLM 
sowie das statistische Modell STAR eine sich nach Süden verstärkende Erwärmung. Das 
statistische Klimamodell WETTREG projiziert dagegen von Osten nach Westen zuneh-
mende Durchschnittstemperaturen [Bundesregierung 2008: 10f.; Walkenhorst / Stock 
2009: 10ff.].
Gemäß der Regionalmodelle wird der Klimawandel auch das Niederschlagsgeschehen 
in Deutschland hinsichtlich seiner Häufi gkeit, Intensität und Dauer beeinfl ussen. Die mit 
der globalen Erwärmung einhergehende Zunahme des Wasserdampfanteils in der Luft 
hat zur Folge, dass die Niederschlagsmengen zukünftig generell steigen werden mit 
einer deutlichen Verschiebung von den Sommer- zu den Wintermonaten. Bezüglich der 
Niederschlagsentwicklung projizieren alle vier Regionalmodelle eine deutschlandweite 
Abnahme der Sommerniederschläge um bis zu 40 %. Dies gilt vor allem für den Süd-
westen und für den Nordosten des Landes. Dagegen wird für den Winter, abhängig 
vom jeweiligen Modell, eine Zunahme der Niederschläge um 0 % bis 40 % projiziert. Für 
einige Mittelgebirgsregionen im Süden und Südwesten Deutschlands wird sogar eine 
Steigerung um 70 % in den Wintermonaten erwartet [Bundesregierung 2008: 9ff.].
Unsicherheiten 
Die regionalen Klimamodelle stimmen zwar in einigen Grundtendenzen überein, sind 
allerdings aufgrund der unterschiedlichen Konfi guration und der ihnen zugrunde ge-
legten Emissionsszenarien auch mit zahlreichen Unsicherheiten behaftet, die bei der In-
terpretation berücksichtigt werden müssen [BMVBS 2010: 12ff.]. Grundsätzlich steigen 
die Unsicherheiten und die Aussageschärfe sinkt jeweils in Abhängigkeit von der Größe 
der Betrachtungsebene (vgl. Abb. 1.2). 
Erst die Synopse mehrerer Modellsimulationen erlaubt eine nähere Aussage über die 
Zuverlässigkeit der gefundenen Ergebnisse. Daher wird in der Klimaforschung ein Lö-
sungsansatz darin gesehen, alle plausiblen Daten zu verwenden und in einem „En-
semble“ zu kombinieren [van der Linden / Mitchell 2009; Deutschländer et al. 2008]. 
Eine solche Ensemblebetrachtung liefert zwar wahrscheinlichere Werte und ermöglicht 
Aussagen zu deren Unschärfe, erfordert aber einen deutlich höheren Rechenaufwand, 
weshalb die Zusammenstellung von Wirkmodell-Eingangsdatensätzen für die Klimafol-
genabschätzung in der Praxis bisher nur ansatzweise umgesetzt wird [ebenda].
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Auch innerhalb der unterschiedlichen Modelle bestehen bei den einzelnen betrachte-
ten Klimaparametern starke Differenzen hinsichtlich ihrer Unsicherheiten. Temperatu-
ren, insbesondere Mittelwerte, lassen sich mit einer größeren Sicherheit simulieren als 
Niederschlag. „Die größte Unsicherheit besteht bei Extremwetterereignissen wie etwa 
Starkniederschlägen, Hitzewellen und Stürmen – obwohl gerade diese bei der Planung 
von Anpassungsmaßnahmen besonders berücksichtigt werden müssen.“ [Walkenhorst/ 
Stock 2009: 13.] Auch hier empfi ehlt sich daher generell eine Ensemblebetrachtung, 
weil damit eine viel breitere Datenbasis zur Analyse von seltenen (extremen) Ereignissen 
zur Verfügung steht und somit besser abgesicherte Aussagen gemacht werden können.
1.1.3  Extremwetterereignisse
Sowohl die globalen als auch die regionalen Klimamodelle lassen neben den Ände-
rungen der Jahresdurchschnittswerte zunehmende Häufi gkeiten und Intensitäten von 
Extremwettern erwarten [IPCC 2007; Walkenhorst / Stock 2009]. Aufgrund ihrer räum-
lichen Auswirkungen sind diese Ereignisse von besonderer Bedeutung.
Die Meteorologie defi niert Wetterereignisse als extrem, „wenn sie im Vergleich zu ih-
rer normalen Ausprägung am Untersuchungsort selten auftreten. Je stärker die Werte 
des betrachteten Ereignisses vom ortsspezifi schen Mittelwert abweichen, desto weniger 
wahrscheinlich bzw. seltener ist es. Üblicherweise wird ein Wetterereignis als extrem 
bewertet, wenn die Werte des betreffenden Klimaelementes zumindest so groß wie 
das 90-Perzentil bzw. zumindest so klein wie das 10-Perzentil sind“ [Binder / Steinrei-
ber 2005:11f.]. Ein Extremereignis bedarf demnach eines bestimmten räumlichen und 
zeitlichen Bezugspunktes. Die Seltenheit der Ereignisse wird in der Regel durch Wieder-
kehrperioden (z.B. „hundertjährlicher Regen“) verdeutlicht. Extremwetterereignisse sind 
ferner abzugrenzen von Elementarereignissen (Erdbeben, Vulkanausbrüche etc.) und 
von extremen Witterungs- und Klimaereignissen (z.B. el niño), die den Durchschnitt ei-
ner Anzahl von Wetterereignissen über eine bestimmte Zeitspanne darstellen [ebenda].
Der DWD defi niert Extremwetter als seltene, relative (regional unterschiedliche), lokal 
begrenzte, schwierig zu erfassende und quantifi zierende Ereignisse, deren statistische 
Beschreibung und Nachweis von Änderungen schwierig ist [Fuchs 2012]. Bei der Defi ni-
tion von Extremen bietet sich die Möglichkeit der Grenzwertbestimmung entweder mit 
Blick auf die Auswirkungen oder die Häufi gkeit eines Extremereignisses (vgl. Abb.1.3). 
Zunahme der Unsicherheiten bei der Modellierung von Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel
[Eigene Darstellung nach DWA 2010: 8]
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Zu den häufi gsten Extremwetterereignissen zählen:  
 ▪ Hitzewellen: Die Klimamodelle lassen erwarten, dass sich die Zahl der Hitzeperioden 
in den Sommermonaten künftig erhöhen wird. In der Regel wird in Europa von einer 
„Hitzewelle“ gesprochen, wenn die täglichen Maximaltemperaturen über mehrere 
Tage hinweg die 30° C-Marke überschreiten [Münchener Rück 2007:27]. Die Szena-
rien für Mitteleuropa zeigen, dass sich Hitzeperioden mit einer Mindestdauer von 
mehr als 20 Tagen, die bisher alle 20 Jahre auftreten, in Zukunft in einem bis zu 
zweijährigen Rhythmus wiederholen können. Die Anzahl der Hitzetage (über 30° C) 
könnte sich je nach Emissionsszenario verdreifachen, die Zahl der Sommertage (über 
25° C) verdoppeln [Bundesregierung 2008: 12].
 ▪ Dürren: Steigende Temperaturen können bei schon jetzt nicht ausreichendem Was-
serdargebot vielerorts zu einer Verschärfung der Trockenheitsproblematik führen. 
Die bis zur Mitte des Jahrhunderts erwartete Zunahme der Temperaturen und die 
gleichzeitig abnehmenden Niederschläge im Sommer führen zu einer verstärkten 
Austrocknung und zu anhaltenden Dürreperioden. Der vierte Sachstandsbericht des 
IPCC schätzt eine Ausdehnung der von Trocken- und Dürreperioden betroffenen 
Gebieten weltweit als „wahrscheinlich“ ein [IPCC 2007: 8]. Allgemein betrachtet 
ist eine Dürre eine „verlängerte Absenz von oder ein markanter Mangel an Nieder-
schlägen“ bzw. ein „genügend langer Zeitabschnitt von außerordentlich trockenem 
Wetter, so dass der Niederschlagsmangel ein ernsthaftes hydrologisches Ungleich-
gewicht verursacht“ [IPCC 2007: 73]. Von einem Trockentag wird gesprochen, wenn 
der tägliche Niederschlag weniger als einen Millimeter beträgt [PIK 2009: 202].
 ▪ Stürme: In der Meteorologie umfasst der Begriff Sturm Luftströmungen, die eine 
Stärke von 8 auf der Beaufort-Skala übersteigen [Weischet 1995: 137]. Diese kön-
nen sowohl durch Tiefdruckgebiete mit hohen Windgeschwindigkeiten und zum Teil 
intensiven Niederschlägen als auch durch Starkwinde bei Gewittern herbeigeführt 
werden. In der Versicherungswirtschaft werden Stürme defi niert als „wetterbeding-
te Luftbewegung, deren Geschwindigkeit am Versicherungsort mindestens 60 km/h 
beträgt“ [Binder / Steinreiber 2005: 17, nach Formayer et. al.]. Auf globaler Ebe-
ne liegt die Eintrittswahrscheinlichkeit intensiverer Stürme und höherer Spitzenge-
schwindigkeiten bei 66 % [UBA 2007: 4]. Die Klimamodelle für Mitteleuropa sehen 
bis zum Ende des 21. Jahrhunderts insbesondere einen Anstieg der Wintersturm-
gefährdung. Von dieser wird vor allem die Nordhälfte Deutschlands betroffen sein.
Defi nitionsmöglichkeiten für Extremereignisse: Häufi gkeit (links), Auswirkungen (rechts) 
[Eigene Darstellung nach Fuchs 2012]
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 ▪ Starkniederschläge: In Mitteleuropa kann zwischen konvektiven und zyklonalen 
Starkniederschlägen unterschieden werden. Konvektive Niederschläge („Wärmege-
witter“) treten in der Regel im Sommerhalbjahr kleinräumig mit hoher Intensität und 
zumeist kurzer Dauer auf. Häufi g gehen diese Ereignisse mit Starkböen, vereinzelt 
sogar mit Hagelschlag und Tornados einher. Zyklonale Niederschläge dagegen dau-
ern in der Regel mehrere Tage an und sind weitaus großräumiger ausgeprägt. Zu-
dem konzentrieren sie sich vorwiegend auf das Winterhalbjahr und können je nach 
Temperatur auch als ergiebige Schneefälle in Erscheinung treten [Binder / Steinrei-
ber 2005: 13]. Gemäß der Klimamodelle werden sich extreme Starkniederschläge in 
Zukunft häufen. Großwetterlagen wie die so genannten Vb-Wetter werden Mittel-
europa immer stärker beeinfl ussen. Bei einer solchen Wetterlage wird ein Atlantik-
tief durch eine nördliche gelegene Kaltfront über das Mittelmeer abgedrängt und 
nimmt dort große Wassermengen auf, was im späteren Verlauf der Zugbahn des 
Atlantiktiefs in nordöstlicher Richtung zu extremen Niederschlägen führt. Nach Un-
tersuchungen des Deutschen Wetterdienstes haben diese Wetterlagen in den letzten 
Jahren signifi kant zugenommen [Münchener Rück 2007:22].
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Extremereignis der konvektionalen 
Starkregen und den daraus entstehenden Überfl utungsgefahren in Siedlungsgebieten. 
Daher soll auf diese im Folgenden näher eingegangen werden.
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1.2 Starkregen und Überflutungen im urbanen Raum
Durch die Zunahme extremer Starkregenereignisse steigt insbesondere in Verdich-
tungsräumen das Risiko von Überfl utungen. Im Folgenden sollen zunächst die Begriffe 
„Starkregen“ und „Überfl utung“ näher defi niert werden. Anschließend soll aufgezeigt 
werden, inwieweit solche Ereignisse heute räumlich und zeitlich prognostiziert werden 
können und wie hoch das Schadenspotenzial und die Verwundbarkeit von Siedlungs-
gebieten gegenüber solchen Ereignissen sind.
1.2.1 Begriffsklärung 
Starkregen
Wie bereits erwähnt, lassen sich generell zyklonale und konvektive Starkregen unter-
scheiden. Die vorliegende Arbeit fokussiert auf kurze intensive Starkregenereignisse, die 
Sturzfl uten in Siedlungen auslösen können. Diese gehen in der Regel auf Gewitterlagen 
zurück. Sie entstehen dann, wenn hohe Feuchtigkeitsgehalte der Luft auftreten und 
die Konvektion starke Luftauftriebe bewirkt. Wenn die feuchten Luftmassen beim Auf-
trieb unter den Taupunkt abgekühlt werden bzw. das Kondensationsniveau erreichen, 
können Starkregen (auch „Platzregen“) entstehen [DWD et. al 2008: D1, nach Häckel 
1999]. Dies geschieht in Europa vorwiegend am Nachmittag der Sommermonate, wenn 
Erdoberfl äche und Luft am wärmsten sind und letztere sehr viel Feuchtigkeit aufneh-
men kann [ebenda: D3].
Hinsichtlich der Niederschlagsmengen von Starkregenereignissen gibt es eine Vielzahl 
an Defi nitionen. Der Deutsche Wetterdienst (DWD) spricht in seiner Richtlinie für Un-
wetterwarnungen von einem „Starkregen“ bei Niederschlagsmengen von mehr als 5 
Millimetern pro 5 Minuten, mehr als 10 Millimetern in 20 Minuten bzw. mehr als 17,1 
Millimetern in einer Stunde [DWD 2011]. Von einem „heftigen Starkregen“ wird ge-
sprochen, wenn die stündliche Regenmenge 25 Millimeter überschreitet bzw. wenn in 
sechs Stunden mehr als 35 Millimeter Niederschlag fallen [DWD et. al. 2008: D6]. Letz-
tere Schwellenwerte benutzt auch die Versicherungswirtschaft. In den Geowissenschaf-
ten wird die Mindestgrenze für einen Starkregen bei 1 mm/min gesehen. Allgemein 
wird von einem Starkregen gesprochen, wenn die Niederschlagsmenge (h) mindestens 
√5t – (t/24)2 erreicht [Leser et al. 1997]. Auch in der Klimatologie werden ähnliche 
Schwellenwerte hinsichtlich der Niederschlagshöhe und des betreffenden Zeitintervalls 
verwendet [Weischet 1995: 216].
In der Wasserwirtschaft ist die Defi nition eines Starkregens variabel gehalten, da sich 
der Begriff jeweils auf einen bestimmten Ort bezieht und bezüglich seiner Auswirkun-
gen auf das Entwässerungssystem betrachtet wird. Die DIN 4049-3 (Hydrologie) defi -
niert einen „Starkregen“ als einen „Regen, der im Verhältnis zu seiner Dauer eine hohe 
Niederschlagsintensität hat und daher selten auftritt, z.B. im Mittel höchstens zweimal 
jährlich“ [Malitz 2011]. In der Stadtentwässerung ist der Starkregenbegriff gekoppelt 
an den Überfl utungseintritt in Abhängigkeit von der Dauerstufe bzw. Wiederkehrzeit an 
einem Standort [ebenda]. 
In der DIN EN 752 bzw. in der daraus abgeleiteten DWA-A 118 werden davon aus-
gehend für die Bemessung von Abwasserkanälen Häufi gkeiten empfohlen, die das je-
weilige örtliche Gefährdungspotenzial von Überfl utungen berücksichtigen. Wenn Re-
genwasser an einem Standort aus dem Kanal austritt, handelt es sich im Sinne der 
Siedlungswasserwirtschaft um einen (lokal betrachtet) „seltenen Starkregen“, gelangt 
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das Regenwasser über die Verkehrsfl ächen hinaus und wird eine gezielte Schadens-
begrenzung erforderlich, spricht die Siedlungswasserwirtschaft von einem „außerge-
wöhnlichen Starkregen“ [Schmitt 2011: 42]. 
Als Grundlage für die Bemessung von Regenentwässerungsanlagen („Bemessungsre-
gen“) werden die Werte der erforderlichen Regenspenden (in l/s*h) bzw. Niederschlags-
höhen (in mm) des KOSTRA-Atlasses („KOordinierte STarkniederschlags-Regionalisie-
rungs-Auswertungen“) herangezogen [DWD 2005a/b]. Diese 1997 erstmals vom DWD 
veröffentlichte und 2005 fortgeschriebene Datenbank und Karte (vgl. Abb. 1.4) basiert 
auf ortsbezogenen Regenstatistiken. Diese umfassen die Niederschlagsdauer (Zeitspan-
ne zwischen Niederschlagsbeginn und Niederschlagsende einschließlich von Unterbre-
chungen) sowie die Wiederkehrzeiten (mittlere Zeitspanne, in der ein Ereignis einen 
Wert einmal erreicht oder überschreitet) eines Regenereignisses an einem bestimmten 
Abb. 1.4  Räumliche Verteilung der Starkniederschlagshöhe (in mm) nach KOSTRA-DWD-2000 für die Dauerstufe D = 24 h und 
die Jährlichkeit T = 100 a (1951 bis 2000, Monate Januar bis Dezember) 
[Eigene Darstellung nach DWD 2005a: 26]
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Ort [ebenda]. Auf der Grundlage von Auswertungen historischer Regenereignisse und 
statistischen Berechnungen stellt der Atlas somit für das Bundesgebiet die regionalisier-
ten Niederschlagshöhen von Starkregenereignissen (sowohl kurze Platzregen als auch 
langanhaltende Dauerregen) in Abhängigkeit von deren Dauer und Wiederkehrzeit dar. 
Die Auswertung umfasst punktuell ermittelte Starkniederschlagshöhen und überträgt 
diese auf Standorte, für die keine langfristigen Niederschlagsregistrierungen vorliegen. 
Die Rasterfeldgröße des KOSTRA-Atlas beträgt 71,5 km² [Bartels et. al. 2005: 37f.]. 
Überflutungen
Auch der Begriff einer Überfl utung bzw. einer Überschwemmung wird in der Praxis un-
terschiedlich gefasst. Dabei ist ebenfalls zwischen der siedlungswasserwirtschaftlichen 
und der versicherungswirtschaftlichen Defi nition zu unterscheiden.
Die Siedlungswasserwirtschaft bezeichnet mit dem Überfl utungsbegriff den „Zustand, 
bei dem Schmutzwasser und/oder Regenwasser aus einem Entwässerungssystem ent-
weichen oder nicht in dieses eintreten können und entweder auf der Oberfl äche verblei-
ben oder in Gebäude eindringen“ [DWA 2006: 8, nach DIN EN 752-1]. Eine Überfl utung 
wird demnach abgegrenzt von einem „Überstau“, welcher den Belastungszustand der 
Kanalisation beschreibt (vgl. Abb. 1.5), bei dem der Wasserstand ein defi niertes Bezugs-
niveau überschreitet  [DWA 2006: 8]. Die Überfl utungs- bzw. Überstauhäufi gkeiten sind 
maßgeblich für die Dimensionierung von Entwässerungssystemen (siehe auch Kap. 3).
Die Versicherungswirtschaft spricht von einem Rückstau, „wenn Wasser durch Aus-
uferung von oberirdischen (stehenden oder fl ießenden) Gewässern oder durch Wit-
terungsniederschläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren 
oder damit verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt.“ [Burghoff 2012] 
Bei einer Überschwemmung handelt es sich versicherungsrechtlich um „die Überfl u-
tung des Grund und Bodens des Versicherungsgrundstücks mit erheblichen Mengen 
von Oberfl ächenwasser durch a) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fl ie-
ßenden) Gewässern oder b) Witterungsniederschläge“ [Burghoff 2012]. Grundsätzlich 
werden drei Haupttypen von Überfl utungen bzw. Überschwemmungen unterschieden: 
„Sturmfl uten“, „Flusshochwasser“ und „Sturzfl uten“ (vgl. Abb. 1.6). Dazu kommen 
 Überfl utungsbegriffe der Siedlungswasserwirtschaft 
[Eigene Dastellung]
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Überstau
Überflutung
Trockenzustand Belastungszustand
27Der Klimawandel und seine Folgen
versicherungsrechtliche Sonderfälle von Überschwemmungen, die aus anderen Bege-
benheiten wie z.B. Tsunamis, Gletscherausbrüchen, hohen Grundwasserständen oder 
einem steigenden Meeresspiegel resultieren [Münchener Rück 2005: 8ff]. Diese Typen 
von Überfl utungen sollen an dieser Stelle jedoch nicht näher betrachtet werden.
Bei Sturmfl uten handelt es sich gemäß der Versicherungswirtschaft um durch Sturm mit 
aufl andigen Winden erhöhte Tidenströme. Sie treten verstärkt im Frühjahr und Herbst 
in Küstenregionen auf und werden verursacht durch einen Wasserspiegelanstieg als 
Folge von Windstau und hohen Wellen. Das Risiko von Sturmfl uten an Küsten und an 
Flüssen mit Tideeinfl uss wird im Zuge der globalen Erwärmung und des damit zusam-
menhängenden Meeresspiegelanstiegs in Zukunft wachsen [Münchener Rück 2005: 9]. 
Flusshochwasser resultieren dagegen in der Regel aus ergiebigen, großräumigen und 
länger anhaltenden Niederschlägen. Sobald die Aufnahmekapazität des Bodens er-
reicht ist, fl ießt der Niederschlag in Gewässer (vorwiegend Flüsse und Bäche) und führt 
dort zu deutlich über dem normalen Pegelstand liegenden Hochwasserständen, die zu 
Überschwemmungen in den an die Gewässer grenzenden Gebieten führen können. Die 
Größe der vom Hochwasser betroffenen Fläche ist abhängig von der Breite und Tiefe 
des Gewässers. In fl achen und breiten Flusstälern kann die Fläche sehr groß sein, wäh-
rend sie sich in engen Flusstälern auf einen eher schmalen Bereich konzentrieren [Kron 
2010b: 5; Münchener Rück 2005: 10].
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Überschwemmungstyp der Sturzfl uten 
(engl.: fl ash fl oods). Während bei den Typen der Sturmfl uten und Flusshochwasser die 
Überfl utung immer direkt vom Gewässer ausgeht, werden urbane Sturzfl uten durch 
Überfl utungsbegriffe der Versicherungswirtschaft
[Eigene Darstellung]
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außergewöhnliche Starkregen hervorgerufen und können grundsätzlich überall, auch 
abseits von Gewässern, auftreten. Sie können dabei verursacht bzw. verstärkt werden 
durch die Überlastung der Grundstücksentwässerung und der Kanalisation, durch das 
Ausufern kleiner Gewässer, durch den Rückstau von Gerinnen an hydraulischen Engstel-
len oder durch verstopfte Regeneinläufe. Meistens wirken mehrere Ursachen zusam-
men [IBH/WBW 2013:7]. Die Dauer von Sturzfl uten ist vergleichsweise kurz und die Vor-
warnzeit beträgt im Gegensatz zum Hochwasser nur wenige Minuten [Kron 2010b:6]. 
In der Literatur fi nden sich unterschiedliche Defi nitionen bezüglich der Größe und der 
Charakteristika von Sturzfl uten. Der Deutsche Wetterdienst beispielsweise spricht von 
einer Sturzfl ut, „wenn innerhalb von Minuten bis wenige Stunden nach einem star-
ken Regenereignis, einem Deich- oder Dammbruch oder dem Bruch einer Barriere (Erd-
rutsch, Eisdamm), plötzlich große Wassermassen ein Gebiet überfl uten“ [DWD et. al 
2008: A1]. 
Nach Mück [2000] sind Sturzfl uten der häufi gste Überschwemmungstyp in den mitt-
leren Breiten und können fast überall dort auftreten, wo Wassermassen zusammen-
fl ießen. Sie beschränken sich demnach nicht nur auf die Gebiete entlang von Fließ-
gewässern und Wasserfl ächen [DWD et. al 2008: A1, nach Mück 2000]. „Sturzfl uten 
stehen zuweilen am Beginn einer großen Flussüberschwemmung, treten meist aber als 
unabhängige, einzelne, nur lokal bedeutsame Ereignisse und zufällig in Zeit und Raum 
auf“ [Münchener Rück 2005: 10]. 
Im Vergleich zu Flusshochwassern ist die Dauer von Sturzfl uten sehr kurz und beträgt 
maximal nur wenige Stunden, vorausgesetzt das Wasser kann abfl ießen. Bronstert 
[2000] defi niert Sturzfl uten dementsprechend wie folgt: „Local sudden floods (flash 
floods) describe flooding in small catchments (between approx. 10 km² and 1000 km²) 
that is mainly caused by short and highly intensive precipitation (e.g. thunderstorms). 
Flash floods occur primarily in hilly or mountainous areas, because of prevailing rainfall 
mechanisms, thin soils and high runoff velocities. In general the duration of this type of 
this event is short but nevertheless it is also frequently connected with severe damage“ 
[DWD et. al 2008: A1, nach Bronstert 2000].
Eine ausschlaggebende Größe für den Verlauf einer Sturzfl ut bilden die topographi-
schen Bedingungen des betroffenen Bereiches. Daher ist das Gefährdungspotenzial in 
bewegtem Gelände, Senken oder in Polderlagen grundsätzlich am höchsten. Jedoch 
können auch fl ach geneigte Gebiete von Sturzfl uten betroffen sein. Dort wiederum 
„führen Starkregen häufi g zu Überschwemmungen bei nicht angepasster Leistung des 
Entwässerungssystems“ [DWD et. al 2008: A2, nach Maniak o.J.]. Damit wird das Ent-
stehen einer Sturzfl ut auch mit einem Versagen der Kanalisation und mit möglichen 
Rückstaueffekten in Verbindung gebracht. Für derartige Überfl utungen von Kanalsyste-
men sind lokal begrenzte und kurze Regendauern von unter einer bis zu maximal vier 
Stunden maßgebend [DWD et al. 2008]. Bei zu geringen Drainagekapazitäten oder 
aufgrund von Abfl usshindernissen kann das Wasser in ebenem Gelände nicht schnell 
genug abfl ießen und sammelt sich in tiefer gelegenen Bereichen wie z.B. Senken, Mul-
den oder Kellern.
Der entscheidende Faktor für die Entstehung und für das Ausmaß einer Sturzfl ut bil-
det nach Kron [2010b] jedoch die Intensität des Niederschlages. Die Regenmenge und 
die Feuchte der Oberfl äche sind eher als zweitrangig zu betrachten. Sobald die Re-
genintensität die Infi ltrationskapazität überschreitet, fl ießt das Wasser über Abfl ussrin-
nen (Straßen, Geländevertiefungen) ab, wodurch insbesondere in bewegtem Gelände 
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schnell ansteigende, zum Teil äußerst energiereiche Flutwellen entstehen können. Dies 
trifft insbesondere zu, wenn Abfl üsse aus kleinräumlichen natürlichen Einzugsgebieten 
mit solchen aus Kanalnetzüberlastungen zusammentreffen. Generell können bei einer 
Sturzfl ut auch Gebiete von Überfl utungen betroffen werden, in denen wenig oder gar 
keine Niederschläge gefallen sind. In ebenem Gelände stellt sich eher das Problem, dass 
mangels Gefälle kein Abfl uss stattfi nden kann. [Kron 2010b:5]
Das Ausmaß einer starkregenbedingten Überfl utung wird neben der Niederschlags-
intensität und der Topographie durch die Art der Bodenbedeckung (Versiegelung, 
Vegetation), den Vegetationstyp (Wiese, Wald, Ackerland), die Bodenbeschaffenheit 
(Verdichtung, Grundwasserstand, Versickerungsfähigkeit, Wassersättigung) und durch 
bauliche Maßnahmen (Kanäle, Retentionsfl ächen) bestimmt. Die intensive Inanspruch-
nahme von Siedlungsfl ächen und das andauernde Bevölkerungswachstum haben seit 
der Industrialisierung nicht nur das Niederschlagsgeschehen beeinfl usst sondern auch 
negative Auswirkungen auf das daraus resultierende Abfl ussgeschehen gehabt. Die 
enorme Verdichtung und Versiegelung urbaner Gebiete hat den abfl ießenden Volu-
menanteil verstärkt, den Abfl uss beschleunigt und somit die Abfl ussspitzen deutlich 
erhöht [vgl. z.B. Geiger/Dreiseitl  1995: 1ff.].
1.2.2 Zeitliche und räumliche Prognose von Starkregenereignissen
Nach den aktuellen Klimaprojektionen führt die globale Erwärmung physikalisch be-
gründet zu einem höheren Wasserdampfgehalt in der Erdatmosphäre. Durch die ver-
stärkte Konvektion wird es nach allen Klimamodellen zudem voraussichtlich häufi ger zu 
extremeren Regenintensitäten kommen. Gleichzeitig beeinfl usst die zunehmende In-
anspruchnahme und Versiegelung von Siedlungsfl ächen die kleinräumige Bildung von 
konvektiven Niederschlägen sowie die Zugbahnen von Gewitterzellen [Schmitt 2010:1]. 
Die globale Zunahme der Häufi gkeit und Intensität von Starkregen im Zeitraum bis 
2050 bzw. 2100 wird daher nach dem Bericht des IPCC [2007] in den meisten Gebie-
ten der Erde als „sehr wahrscheinlich“ angesehen. Der 2011 vom IPCC verabschiedete 
SREX-Bericht zu Extremereignissen [IPCC 2012] kommt ebenfalls zu dieser Einschät-
zung. Auch die regionalen Klimamodelle projizieren für ganz Deutschland eine größere 
Variabilität der Niederschlagsverhältnisse mit „häufi geren und intensiveren Extremereig-
nissen am oberen ebenso wie am unteren Ende der Intensitäts-Häufi gkeitsverteilung“ 
[Kron 2010b:6]. Zwar nimmt der Gesamtniederschlag im Sommerhalbjahr ab, dafür 
können einzelne lokale Ereignisse deutlich intensiver ausfallen. 
Für die Stadtplanung und für die kommunale Siedlungswasserwirtschaft stellen sich in 
diesem Zusammenhang die folgenden Fragen: 
 ▪ Wie oft wird es zu solchen Starkregenereignissen kommen? (Häufi gkeit)
 ▪ Mit wie viel Niederschlag kann (pro Zeiteinheit) bei einem Starkregenereignis ge-
rechnet werden? (Intensität)
 ▪ Wann kommt es zu Starkregenereignissen und wie viel Zeit bleibt von der Vorhersa-
ge bis zum Eintreten des Ereignisses? (Zeitpunkt)
 ▪ In welchem Raum fi ndet das Starkregenereignis statt? (Ereignisort und Ausdehnung)
Im Folgenden soll geklärt werden, inwieweit und in welchem Umfang die verfügbaren 
regionalen Klimamodelle und der Forschungsstand auf diese Fragen eine Antwort ge-
ben können.
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Häufigkeiten und Intensitäten
Obwohl sich die Klimaprojektionen grundsätzlich einig sind, dass die Häufi gkeit und 
die Intensität von Starkregen- und Sturzfl utereignissen zunehmen werden, ist es derzeit 
nicht möglich, die Wahrscheinlichkeit und das Ausmaß der Veränderungen präzise zu 
quantifi zieren. Hierzu mangelt es an einer Auswertung historischer Aufzeichnungen 
über extreme Niederschlagsereignisse. Es existieren zwar schon seit ungefähr 150 Jah-
ren instrumentelle Messungen zum Klima und zum Wetter. „Für eine gute Angabe der 
Eintreffenswahrscheinlichkeit von sehr seltenen Ereignissen ist die verfügbare Beobach-
tungsperiode jedoch zu gering“ [Schaffer; Ritz 2005:216]. Zusätzlich besteht das Pro-
blem, dass es für manche Regionen aufgrund ihrer abgelegenen Lage oder komplexer 
Reliefgestaltung wenig zuverlässige Werte gibt und dass zahlreiche Daten bisher nicht 
aufbereitet wurden [ebenda: 214ff.].
Das Umweltbundesamt [2005] hat die Wahrscheinlichkeiten für das Eintreten von Ex-
tremereignissen durch Klimaänderungen untersucht. Anhand 50- bis 100-jähriger Be-
obachtungsreihen (1901 bzw. 1950 bis 2000) wurden für Deutschland rückblickend 
stattgefundene Veränderungen der Extremereignisse in den Bereichen Temperatur, 
Wind und Niederschlag analysiert. Dabei ergab sich für Ostdeutschland ein Trend zu 
selteneren Extremereignissen, im Westen dagegen wurde eine Zunahme festgestellt 
[UBA 2005]. Allerdings betreffen diese Aussagen nur die Monatsniederschlagssummen, 
welche für die Betrachtung kurzfristiger konvektiver Starkregenereignisse wenig bzw. 
nicht aussagekräftig sind.
Extremwertstatistische Auswertungen von kurzen und lokal wirksamen Starknieder-
schlägen in Deutschland fi nden sich bisher lediglich im KOSTRA-Atlas des Deutschen 
Wetterdienstes (vgl. oben). Darüber hinaus veröffentlichte das nordrhein-westfälische 
Landesamt für Natur- Umwelt- und Verbraucherschutz 2010 Trendanalysen zur Verän-
derung von Starkregen auf der Basis beobachteter Ereignisse [LANUV 2010; Quirmbach 
et al. 2010].
Die Analyse der KOSTRA-Daten zeigt, dass in dem Bezugszeitraum zwischen 1951 und 
2000 bei den selteneren Ereignissen ein bundesweiter Trend zur Anhebung der Nie-
derschlagshöhen zu verzeichnen ist. Dies gilt sowohl für alle Zeitspannen (Sommer 
und Winter) als auch für die unterschiedlichen Jährlichkeiten (1 a und 100 a). An 40 
Messstationen in Deutschland wurden darüber hinaus für den Zeitraum von 1981 bis 
2000 die dort analog registrierten Daten nachträglich digitalisiert und extremwertsta-
tistisch ausgewertet, um bessere Erkenntnisse über kurze Dauerstufen mit sommerli-
chen Starkniederschlägen zu gewinnen. Diese Auswertung hatte zum Ergebnis, dass die 
bisher geltenden Niederschlagshöhen für sommerliche Starkregen beibehalten werden 
können. Die für die Siedlungsentwässerung relevanten Höhen von Starkregen der Dau-
erstufen 15 und 60 Minuten haben sich über alle Wiederkehrzeiten (von ein- bis hun-
dertjährlich) nicht verändert [DWD 2011]. Allerdings besteht aufgrund der punktuellen 
Messung die Gefahr, dass manche Starkniederschläge nicht von den Niederschlagssta-
tionen erfasst wurden. Da konvektive Platzregen häufi g lokal begrenzt und an Orten 
jenseits der Messstationen auftreten, werden weder die überregneten Flächen noch 
die gefallenen Niederschlagsmengen genau erfasst [Grünewald 2009:19]. Um derartige 
Ereignisse abbilden zu können, bedarf es des Einsatzes fl ächendeckender, radargestütz-
ter Bodenniederschlagsmessungen [Bartels et. al. 2005: 40]. Allerdings befi nden sich 
diese derzeit noch in einer Entwicklungsphase und sind gerade bei Extremereignissen 
noch mit Ungenauigkeiten behaftet. Eine Verwendung von Radardaten mit absoluten 
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Niederschlagshöhen muss jeweils anhand der Eichungsmöglichkeiten der verfügbaren 
Stationsmessdaten bewertet werden. Liegen geprüfte Radar- und Messstationsdaten 
vor, kann auf dem Radarbild festgestellt werden, wo die höchsten Niederschläge regis-
triert wurden und welche Ausdehnung der Kern des Niederschlagsfeldes gewesen ist 
[LANUV 2013: 20]
In dem vom nordrhein-westfälischen Umweltministerium im Rahmen des Klimainnova-
tionsfonds geförderten Forschungsprojekt „Extremwertstatistische Untersuchung von 
Starkniederschlägen in NRW“ (ExUS)  wurden die Niederschlagszeitreihen von 176 kon-
tinuierlich messenden Stationen und von 412 Tageswertstationen für den Zeitraum von 
1950 bis 2008 ausgewertet. Die Ergebnisse des Projektes ExUS zeigen zunächst, dass 
es in Nordrhein-Westfalen zu Verschiebungen der Niederschlagsstatistik gekommen ist 
(insb. winterliche Zunahme und hochsommerliche Abnahme der Niederschlagsmen-
gen), wodurch Fragestellungen zum Hochwasser und zum Wasserdargebot in Tro-
ckenzeiten berührt werden [LANUV 2010]. Dagegen wurde bei den für die vorliegende 
Untersuchung relevanten kurzen Dauerstufen (bis zu 24 Stunden) kein statistisch si-
gnifi kanter Anstieg weder der Intensität noch der Häufi gkeit von Starkregen festge-
stellt. In den letzten zwölf Jahren konnte NRW zwar eine überdurchschnittliche Zahl 
von Starkregenereignissen verzeichnen, offen ist jedoch ob sich der Klimawandel auf 
das Niederschlagsverhalten auswirkt und dieser Trend anhält. Die fehlende statistische 
Signifi kanz der Messdaten ist der Tatsache geschuldet, dass es bereits in den 50er und 
60er Jahren ähnliche Abschnitte mit einer erhöhten Zahl an Starkregen gegeben hat 
[Quirmbach et al. 2010].
Angesichts der vorhandenen extremwertstatistischen Untersuchungen kann festgestellt 
werden, dass die pauschale Aussage, dass die Zahl der Starkregen zugenommen hat, 
differenziert betrachtet werden muss. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind nicht 
signifi kant, jedoch lässt sich bei allen Studien seit den 90er Jahren des letzten Jahr-
hunderts eine auffällige Häufung der konvektiven Niederschläge und Gewitterzellen 
feststellen. Schmitt [2010] führt die offensichtliche Zunahme dokumentierter Starkre-
gen und Sturzfl utereignisse zum einen auf den Ausbau der amtlichen und privaten 
Messstationen sowie auf deren Ergänzung durch Radarmessungen zurück, was in den 
letzten Jahrzehnten zu einer systematischeren Aufzeichnung derartiger Ereignisse ge-
führt hat. Zudem wird der subjektive Eindruck der Häufung von Sturzfl uten durch die 
global ausgeweitete Berichterstattung verstärkt [Schmitt 2010: 2]. Zur Bestätigung der 
Grundaussagen der Klimamodelle, nach denen die Intensitäten und Häufi gkeiten von 
Extremereignissen im Zuge des Klimawandels zunehmen wird, bedarf es einer weiteren 
kontinuierlichen Messung, um daraus weitere Trends ableiten zu können.
Im Rahmen eines Forschungsprojektes einer Behördenallianz aus BBK, UBA, THW und 
DWD wurde 2012 durch die Anwendung der bisher kaum eingesetzten Kerndichte-
schätzung die These bestätigt, dass ab der zweiten Hälfte des 21. Jahrhundert mit 
einer deutliche Zunahme extremer täglicher Niederschlagsmengen zu rechnen ist [Deut-
schländer/Dalelane 2012]. Darüber hinaus kommt die Studie zu der Erkenntnis, dass 
gerade die extremsten Regenereignisse in Zukunft vergleichsweise häufi ger auftreten 
werden als moderate Regenereignisse. „Daher ist im Sommer zukünftig mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit von einer Zunahme des Anteils der Starkniederschläge am Gesamt-
niederschlag auszugehen“ [ebenda: 103].
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Zeitpunkt und Ereignisort
Um Vorsorge- und Anpassungsmaßnahmen für Sturzfl utereignisse einleiten zu können, 
sind präzise Kenntnisse über den genauen Zeitpunkt und über den exakten Ereignisort 
eines Starkregens hilfreich. In der Klima- und Anpassungsforschung liegen jedoch bis-
her keine disbezüglichen Erkenntnisse vor. Die regionalen Klimamodelle projizieren in 
der Regel langfristige Trends wie die Niederschlags- oder Temperaturveränderungen in 
großfl ächigen Regionen. Klimakenngrößen im lokalen, mikroskaligen Bereich werden 
von den heutigen Klimamodellen aufgrund deren räumlicher Aufl ösung unzureichend 
wiedergegeben und sind mit zahlreichen Unsicherheiten behaftet. Da es sich bei Ext-
remwettern wie Sturzfl uten jedoch um räumlich und zeitlich begrenzte Ereignisse han-
delt, können sie durch Klimamodelle nicht genau dargestellt werden. Das Beispiel des 
außergewöhnlichen Starkregens in Dortmund im Sommer 2007 macht deutlich, welche 
kleinräumigen Unterschiede im Falle eines solchen Ereignisses auftreten können (vgl. 
Abb. 1.7). Während im Bereich der Dortmunder Universität innerhalb von zweieinhalb 
Stunden auf einer lokal begrenzten Fläche von ca. 2,5 km² mehr als 200 mm Nieder-
schlag fi elen, verzeichneten die Messstationen in der unmittelbaren näheren Umge-
bung im selben Zeitraum keine bzw. deutlich geringere Regenmengen von zwischen ca. 
einem und dreizehn Millimetern [Grünewald 2009: 16f.].
Eine Prognose der Witterungsverhältnisse an einem bestimmten Ort und zu einem 
bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft (z.B. Jahr/Tag) ist nicht möglich. Die gängigen 
Klimamodelle sind zu grobskalig, um derartig lokale Ereignisse zu projizieren [Walken-
horst / Stock 2009: 2]. Hinzu kommt die Problematik, dass die regionalen Klimamodelle 
vorwiegend nach Jahreszeiten, allenfalls nach Tagesniederschlagshöhen differenzieren. 
Eine Aufl ösung in die für Starkregenereignisse relevanten Stundenwerte wird mit we-
nigen Ausnahmen bisher kaum praktiziert [Schmitt 2010: 5; Arnbjerg-Nielsen 2008].
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Abb. 1.7   Stündliche RADOLAN-Niederschlagshöhen im Gebiet 
von Dortmund und gemessene Niederschlagshöhen 
an Bodenstationen für die Zeit von 15:00 Uhr bis 
18:00 Uhr MESZ
[Eigene Darstellung nach Grünewald 2009: 18, nach 
DWD]
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Rückwirkend betrachtet können jedoch zumindest großräumig räumliche Schwerpunk-
te in Deutschland für Starkregen und daraus resultierende Sturzfl utereignisse ausge-
macht werden. Im BMBF-Projekt URBAS [DWD et. al. 2008; Einfalt/Hatzfeld 2010] wur-
de in den letzten Jahren eine Datenbank aufgebaut, die die zeitliche und räumliche 
Verteilung aller registrierten Sturzfl utereignisse in Deutschland seit Ende der 1970er 
Jahre aufzeigt, mit dem Ziel verlässlichere Vorhersagen treffen zu können (vgl. Abb.1.8). 
Die Ereigniserfassung basiert im Gegensatz zum KOSTRA-Atlas nicht auf Messungen, 
sondern vorwiegend auf der Dokumentation von Extremereignissen in Zeitungen, im 
Internet sowie in Datensammlungen der Rückversicherungen und des DWD. Die größte 
Zahl der erfassten Ereignisse stammt aus den Jahren seit 2000. Daraus lässt sich jedoch 
keine absolute Zunahme der Ereignisse ableiten, vielmehr ist die erhöhte Anzahl auf die 
vollständigere Erfassung während dieses Zeitraumes zurückzuführen [DWD et. al. 2008: 
A 25].  Die URBAS-Ereignisdatenbank (Stand 12/2008) zeigt, dass grundsätzlich alle 
Regionen der Bundesrepublik von Starkregen und Sturzfl utereignissen betroffen waren. 
Abb. 1.8  Starkregen und Sturzfl uten - Rund 420 erfasste Unwetterereignisse mit gemeldeten Schäden in urbanen Gebieten, 
davon ca. 3/4 Sturzregen (Stand Sept. 2007)
[Eigene Darstellung nach DWD et al. 2008]
von Sturzfluten betroffene Orte
einmal betroffen
15 mal betroffen
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Allerdings lassen sich räumliche Schwerpunkte in den großen deutschen Ballungsräu-
men und im Alpenvorraum feststellen. Insgesamt betrachtet sind die Mittelgebirgsregi-
onen im Westen und Süden des Landes deutlich häufi ger betroffen gewesen als Nord- 
und Ostdeutschland. Von den Bundesländern sind vor allem Bayern (397 Ereignisse), 
NRW (357) und Baden-Württemberg (231) betroffen. Bei den Städten verzeichneten 
die großen urbanen Zentren die meisten Ereignisse. Bezüglich des zeitlichen Eintretens 
von Starkregen- und Sturzfl utereignissen lässt sich ein deutlicher Schwerpunkt in den 
Monaten Mai bis August feststellen (vgl. Abb. 1.9) [ebenda] 
Das Climate Service Center Germany hat 2012 [CSC 2013] sogenannte „Klimasignalkar-
ten“ auf der Basis regionaler Klimaänderungssimulationen entwickelt. Um die Bandbrei-
te der möglichen Klimaänderungen abzuschätzen wurde das für Deutschland größt-
mögliche Ensemble hochaufgelöster Klimaprojektionen für die Auswertung benutzt. 
Dadurch kann die Robustheit der projizierten Änderungen bzw. die Verlässlichkeit der 
Aussagen aus den Klimamodellen besser beurteilt werden. Auf eine genaue Quantifi -
zierung der zukünftigen Änderungen wird in den Analysen verzichtet. Abb. 1.10 zeigt 
die Zunahme der Anzahl der Tage mit Starkregen (>25 mm/Tag) auf Landkreisebene fü r 
den Zeitraum 2036 bis 2065 verglichen mit dem Referenzzeitraum von 1966 bis 1995 
[%]. Links dargestellt sind jeweils das 50. Perzentil aller Modellsimulationen sowie rechts 
nach Durchlaufen eines dreistufi gen Robustheitstests. Nur die Kreise, die alle drei Tests 
bestanden haben, bleiben hier farbig markiert.
Um künftige Risikogebiete für Starkregenereignisse auch kleinräumig (z.B. auf Stadtteil- 
bzw. auf Blockebene) zu lokalisieren, bedürfte es einer deutlich höheren räumlichen 
Aufl ösung der Wirkmodelle. Zur Modellierung von Lufttemperaturen und von Wärme-
belastungen stehen der Klimaforschung bewährte Stadtklimamodelle (Mikroskaliges 
urbanes Klimamodel –MUKLIMO 3; Urbanes Bioklimamodell – UBIKLIM) zur Verfügung 
[Hupfer; Kuttler 2005: 447f.]. Die kleinräumigen konvektiven Niederschläge und dar-
aus resultierende Überfl utungen lassen sich jedoch mit diesen Modellen nicht lokalisie-
ren. Starkregenzellen haben in der Regel eine Zellenausdehnung von weniger als zwei 
km² und es bedürfte für deren Betrachtung eine deutlich kleinräumlichere Skalierung 
 In der URBAS-Datenbank verzeichnete Sturzfl utereignisse und deren Häufi gkeiten (Stand 31.09.2007) 
[Eigene Darstellung nach DWD et al. 2008: A21]
Abb. 1.9  
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[Schmitt 2010: 5]. Allerdings ist es nicht möglich, Niederschlagsszenarien mit einer 
gleich hohen räumlichen Aufl ösung wie Geodaten abzubilden. Kleinskalige dynamische 
Vorgänge, wie z.B. Gewitter mit Starkregen, werden pauschal parametrisiert und raum-
zeitlich gemittelt, was zur Folge haben kann, dass eine Erhöhung der Aufl ösung die 
enthaltenen Fehler sogar noch vergrößert. Eine Rastergröße kleiner als 10 km x 10 km 
wird daher als nicht sinnvoll betrachtet. [Walkenhorst / Stock 2009: 2]
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die Prognose der Eintrittswahrschein-
lichkeiten und der räumliche Verteilung von Starkregenereignissen trotz der vorhan-
denen Daten als sehr schwierig gestaltet. Beim Niederschlag handelt es sich um ei-
nen äußerst schwer einzuschätzenden Parameter, der eine komplizierte kleinräumige 
Struktur aufweist. Um verlässliche Prognosen treffen zu können, würden theoretisch 
Klimamodelle benötigt, die neben den regionalen, langfristigen Trends auch lokale und 
kurzfristige Extremniederschläge einbeziehen. Da mit derartigen detaillierten Modellen 
in näherer Zukunft nicht zu rechnen ist, werden die Unsicherheiten bezüglich der Ent-
stehung und der lokalen Verortung von Extremwetterereignissen langfristig bestehen 
bleiben. Die Modellergebnisse werden in der Regel unsicherer, je langfristiger die Pro-
jektionen und je kleiner die betrachteten Gebiete sind.
1.2.3 Schäden aus starkregenbedingten Überflutungen
Aufgrund der unsicheren Prognosen über die räumliche und zeitliche Verteilung von 
Starkregenereignissen und Sturzfl uten gestaltet sich auch eine exakte Abschätzung zu-
künftiger Schäden durch derartige Ereignisse als sehr schwierig [Schaffer; Ritz 2005: 
208]. Allerdings lassen sich aus den Erfahrungen vergangener Ereignisse Rückschlüsse 
auf das Ausmaß und auf die Art von Schäden durch Starkregen und Überfl utungen in 
Städten ziehen. Insbesondere in den Schadensbilanzen der Rückversicherungen fi nden 
sich zahlreiche Schätzungen für die großen Überfl utungsschäden der letzten Jahre.
Klimasignalkarte zur Zunahme der Anzahl der Starkregentage (>25 mm/Tag) fü r den Zeitraum 2036-2065 verglichen 
mit dem Referenzzeitraum von 1966 bis 1995 [%] (rechts nach Durchfü hrung des dreistufi gen Robustheitstests). 
[Eigene Darstellung nach CSC 2013]
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Schadenssummen
Überschwemmungen bilden nach Stürmen weltweit die häufi gste Ursache von Elemen-
tarschäden. Ein Drittel der volkswirtschaftlichen Schäden ist auf Überfl utungen zurück-
zuführen. Die Versicherungswirtschaft verzeichnete allein in den 90er Jahren Schäden 
durch die großen Überschwemmungen in Höhe von ca. 9 Milliarden US$, während 
sich die volkswirtschaftlichen Schäden auf 250 Milliarden US$ beliefen. Die zahlreichen 
kleinen und lokalen Sturzfl utereignisse durch Unwetter verursachten in diesem Zeitab-
schnitt noch einmal mindestens denselben Schaden [Münchener Rück 2005: 9].
Die Münchener Rückversicherung dokumentiert seit 1980 in ihrer Datenbank MRNat-
CatSERVICE mit mehr als 27.000 Datensätzen umfangreiche Informationen zu den 
weltweiten Schäden aus großen Naturkatastrophen. Gemäß der vorliegenden Daten 
hat die Anzahl aller Naturkatastrophen und Schäden in den letzten 30 Jahren global 
betrachtet deutlich zugenommen. Dies gilt insbesondere auch für Schäden aus hydro-
logischen Ereignissen [Münchener Rück 2010: 34; Wirtz 2010: 34].
Bei Betrachtung der bundesdeutschen Datensätze wird der globale Trend bestätigt. Ab-
bildung 1.11 zeigt die Anzahl der Schadenereignisse aus Hochwasser und aus Unwet-
tern mit Sturzfl uten in Deutschland seit 1980. In der linken Spalte wird ersichtlich, dass 
die Zahl der Hochwasser relativ konstant geblieben ist, während sich die mittlere Zahl 
der Schadensereignisse und die Schäden durch Unwetter mit Starkregen in den letzten 
dreißig Jahren mehr als verdreifacht haben. Insgesamt lässt sich also ein deutlicher 
Trend zur Zunahme der Schadensereignisse feststellen [Kron 2010a: 211]. 
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[Eigene Darstellung nach Kron 2010b]
Abb. 1.11  
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Die im MRNatCatSERVICE erhobenen Jahresschadenssummen der Hochwasserereignis-
se resultieren zumeist aus einem einzigen Ereignis, während die Unwetterschäden aus 
einer Vielzahl lokaler Unwetter erzeugt wurden. Flusshochwasser bewirken somit ge-
nerell betrachtet als Einzelereignis höhere Schäden als Unwetter mit Starkregen. „Die 
Aussage, dass große Hochwasserereignisse insgesamt deutlich höhere Flutschäden ver-
ursachen als sommerliche Unwetter, steht trotzdem nicht im Widerspruch zu der Aus-
sage, dass Sturzfl utschäden sich im langjährigen Mittel in derselben Größenordnung 
bewegen wie die Schäden aus Hochwasserkatastrophen. Auch z.B. beim Elbe- und Do-
nauhochwasser 2002 sowie bei den Ereignissen im Voralpengebiet 1999-2005 resultie-
ren die meisten Schäden aus sturzfl utartigen Überfl utungen“ [Kron 2010b:5]. Gleiches 
gilt für die Überfl utungen, die im Sommer 2007 die Mitte Englands heimsuchten und 
Schäden von insgesamt ca. sechs Milliarden Euro mit sich führten. Auch hier wurde der 
größte Teil der Schäden nicht durch Flusshochwasser sondern durch Oberfl ächenabfl uss 
und durch Rückstau im Kanalnetz hervorgerufen [Münchener Rück 2008: 26f.].
Die auf den ersten Blick relativ geringen Schadenssummen von lokalen Sturzfl uten re-
sultieren demnach vor allem aus der versicherungsrechtlichen Schadensereignisdefi -
nition [Münchener Rück 2005a: 4ff.]. Sturzfl utereignisse sind zum einen zumeist der 
Kategorie der „Unwetterschäden“ zugeordnet, zu der auch Sturm-, Hagel -, Blitz- und 
Hangrutschungsschäden gezählt werden. Eine Trennung der einzelnen Schäden gestal-
tet sich daher als schwierig [Kron 2010b:5]. Zudem werden Sturzfl uten in der Regel als 
zeitlich und räumlich begrenzte Einzelereignisse betrachtet. Werden unterschiedliche 
aus derselben Großwetterlage entstandene Unwetter mit Sturzfl utereignissen jedoch 
zusammengezählt, erreichen die Schäden auch hier dreistellige Millionenbeträge. Bei 
Betrachtung der zwei stärksten Starkregen der letzten Jahre wird das Schadensausmaß 
deutlich. Das Unwetter „Zsuzsanna“, das Deutschland vom 26.07. bis zum 04.08.2008 
heimsuchte, verzeichnete 10.000 Schadensmeldungen mit einem Gesamtschaden-
saufwand von 55 Mio. Euro. Am stärksten betroffen war die Stadt Dortmund mit ei-
ner Schadenhäufi gkeit von 5,1 % und einem Schadendurchschnitt von 11.108 Euro. 
Noch größere Schäden hinterließ das Starkregenereignis Hilal zwischen dem 29.05. 
– 02.06.2008. 19.000 registrierte Schäden führten hier zu einem Schadensaufwand 
von 100 Mio. Euro. Am deutlichsten traf es bei diesem Unwetter den Zollernalbkreis 
mit einer Schadenshäufi gkeit von 1,5 % und durchschnittlichen Schadenssummen von 
19.556 Euro [GDV 2012: 23].
Auch das Forschungsprojekt URBAS hat für die in einer Ereignisdatenbank registrierten 
Sturzfl uten in Deutschland seit 1979 auf Grundlage von Baukostentabellen, Interviews 
und Versicherungsbilanzen eine Schadensschätzung erstellt. Die Ereignis- und Scha-
densbeschreibungen basieren in der Regel auf den offi ziellen Angaben der Einsatzkräfte 
(Feuerwehr, Polizei, THW), wodurch ein hoher Grad an Verlässlichkeit zu vermuten ist. 
Zwischen 1977 und 2007 wurden insgesamt 299 sommerliche Starkregen- bzw. Sturz-
fl utereignisse registriert. Die dokumentierten Schäden sind auch hier meist auf mehrere 
Umstände, in der Regel auf eine Kombination aus Sturm-, Wasser- und Blitzschäden 
zurückzuführen. Insgesamt schätzt URBAS die Summe der Kosten aller Sturzfl utereig-
nisse, inklusive der Kosten für die Hilfsdiensteinsätze, auf 2,9 Milliarden Euro [DWD et. 
al 2008: A 31ff.].
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Schadenskategorien und Arten von Schäden
Allgemein kann Schaden als die „Zerstörung, Minderung und Beeinträchtigung von 
konkreten oder abstrakten Werten durch menschliche Aktivitäten oder ein Naturereig-
nis“ defi niert werden [Greiving 2002: 28]. Die Art eines Schadens bestimmt das Risiko 
und den Umgang damit, die Höhe eines Schadens hängt im wesentlichen vom Wert 
des zerstörten Objektes ab [Fleischhauer 2004: 41f.]. Schaden ist demnach nicht gleich 
Schaden, sondern es lassen folgende Kategorien unterscheiden [Greiving 2002:34]:
1. Effektiv- oder Realschäden: Einbußen an realen Lebenswerten durch Sach- oder 
Personenschäden (z.B. Zerstörung materieller Werte oder Körperverletzungen)
2. Eventualschäden: Nichterreichung des möglichen Nutzens als Folge eingetrete-
ner Realschäden (z.B. Einkommensverluste durch die Einschränkung von Produk-
tionsprozessen oder durch die Minderung der Leistungsfähigkeit) 
3. Ausgleichschäden: Aufwand zur Beseitigung eingetretener Realschäden (z.B. Er-
satz, Reinigung, Wiederherstellung)
Darüber hinaus ist die Kategorie der immateriellen Schäden (wie z.B. der Vertrauensver-
lust in die Verwaltung oder in die politisch Handelnden) zu nennen. Derartige Schäden 
lassen sich im Gegensatz zu den materiellen Schäden kaum monetarisieren, da sie in 
der Regel einer subjektiven Bewertung unterliegen [Fleischhauer 2004: 41f.]. Die wei-
tere Betrachtung soll sich daher auf die materiellen Schäden beschränken, die durch 
Starkregen und Sturzfl utereignisse herbeigeführt werden können. 
Ausgehend von einer objektbezogenen Abgrenzung der Schadenskategorien lassen 
sich solche Schäden unterscheiden, die an Personen, an Sachen oder an Natur- und 
Kulturgütern entstehen. Abbldung 1.12 zeigt die in der URBAS-Datenbank gemeldeten 
Schadenskategorien. Dabei wird deutlich, dass seit 1979 überwiegend Sachschäden 
registriert wurden und in 138 Fällen auch Personenschäden [DWD et al. 2008: A30f.].
Sachschäden können sowohl Gebäude als auch Infrastruktureinrichtungen betreffen. In 
Gebäuden kann es insbesondere durch Überfl utungen von Kellern und Erdgeschossen 
zu Durchfeuchtungen und zu Verschlammungen kommen. Steigendes Grundwasser 
kann den Auftrieb von Gebäudeteilen zur Folge haben. Hinzu kommen Schäden an Ge-
bäudeeinrichtungen, Hausrat, Warenbeständen oder Fahrzeugen. Auch eine vollständi-
ge Zerstörung von Gebäuden ist möglich. Kritisch sind dabei die durch die hohe Fließ-
geschwindigkeit entstehenden mechanischen Kräfte und die mögliche Erosion, durch 
welche die Gefahr eines Gebäudeeinsturzes entsteht. Bei den registrierten Ereignissen 
im Gebäudebereich überwiegen die Überfl utung von Kellern und Tiefgaragen sowie 
die Beschädigung von Häusern [DWD et al. 2008: A30]. Die Kellerüberfl utungen ste-
hen allerdings nicht immer im Zusammenhang mit Überfl utungen an der Oberfl äche. 
Vielmehr kann es auch bei fehlenden oder nicht funktionierenden Rückstausicherungen 
in Räumen unterhalb der Rückstauebene zu einem Wassereintritt kommen. Im Bereich 
der Infrastruktur bilden die Überfl utung von Straßen und Unterführungen sowie die Be-
schädigung von Straßen die am häufi gsten gemeldeten Schadenstypen. Verkehrswege 
sowie Ver- und Entsorgungsleitungen können durch Unterspülungen und Verschlam-
mungen beeinträchtigt werden. Auch funktionale Schäden, wie etwa die Verhinderung 
von Zufahrten durch unterbrochene Transportwege, Ausfall der Telekommunikation etc. 
sind möglich [ebenda].
Die Personenschäden konzentrieren sich in erster Linie auf fl utbedingte Unfälle im 
Straßenraum sowie auf Ertrinken in unterirdischen Gebäuden und Räumen [Oertel / 
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Schlenkhoff 2008: 38; Kron 2010a/b]. Andererseits kann es zu sozialen und psycho-
logischen Schäden in der Form von Traumatisierung kommen. Auch gesundheitliche 
und hygienische Probleme können auftreten. Durch Starkregenereignisse steigt die Ge-
fahr, dass durch verstärkte Erosionsprozesse Schadstoffe ins Grundwasser gelangen. 
Die Wasserqualität kann sich durch die Verlagerung kontaminierter Sedimente oder 
durch die Überfl utung von Industrie- und Kläranlagen sowie Heizöltanks verschlechtern. 
Zudem besteht die Gefahr einer Mischwasserkanalentlastung im Siedlungsbereich, was 
zur Verbreitung von Krankheitserregern führen kann [Bundesregierung 2008: 21].
Die Schäden von Sturzfl utereignissen beschränken sich jedoch nicht nur auf Personen- 
und Sachschäden, sondern können darüber hinaus weitere volks- und betriebswirt-
schaftliche Auswirkungen haben. Durch Sturzfl uten oder daraus bedingte Hangrut-
schungen können technische und soziale Infrastrukturen unterbrochen werden, woraus 
erneut Folgeschäden entstehen können (Unfälle, Verkehrsbehinderungen etc.) [DWD 
et. al 2008: A 13ff.]. In gewerblich genutzten Bereichen kann es zu Einschränkungen 
bzw. zum Ausfall von Liefer- und Produktionsprozessen bzw. zur Zerstörung von Pro-
duktionsmaterialien oder von beweglichen Gütern kommen. Darüber hinaus drohen 
Einkommensverluste der Unternehmen und deren Beschäftigten. Während es darüber 
hinaus durch die notwendigen Sanierungsarbeiten zu positiven Effekten im Bruttoin-
landsprodukt kommen kann, besteht gleichzeitig die Gefahr, dass mittelfristig Arbeits-
plätze verloren gehen [Schaffer; Ritz 2005: 207]. 
Auch die ökologischen Schäden die durch Sturzfl uten herbeigeführt werden, sind nicht 
zu unterschätzen. Hierbei kann es zu einer direkten (irreversiblen) Schädigung von Na-
turgütern (Boden, Pfl anzen etc.) z.B. durch mechanische oder stoffl iche Belastungen 
kommen. Darüber hinaus besteht die Gefahr einer indirekten Freisetzung umweltge-
fährdender Stoffe (z.B. Altlasten) durch Überfl utungen. Zur Abschätzung der ökologi-
schen Schäden reicht es ferner nicht aus, nur die aktuellen örtlichen Gegebenheiten zu 
betrachten. Vielmehr gilt es, die langfristigen Auswirkungen des Klimawandels auf das 
Ökosystem ganzheitlich zu berücksichtigen. So kann beispielsweise ein wärmeres Klima 
die Schädlingsvermehrung antreiben und die Vegetation entkräften, wodurch deren 
Widerstandskraft gegenüber Starkregenereignissen reduziert wird. Gleichzeitig können 
Dürreperioden die Aufnahmekapazität des Bodens verringern, wodurch die Überfl u-
tungsgefahr zusätzlich erhöht wird [Schaffer; Ritz 2005: 208].
 Gemeldete Überfl utungsschäden nach Kategorie
[Eigene Darstellung nach DWD et al. 2008: A30]
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Schäden aus starkregenbedingten Überfl utungen lassen sich nicht zuletzt auch recht-
lich unterscheiden. Dabei stellen sich vorwiegend Fragen nach der Schadensverantwor-
tung bzw. nach der Haftung und eventuellen Schadensersatzansprüchen. Bei beiden 
Fragestellungen ist es von entscheidender Bedeutung, woher das Wasser kommt, das 
einen Schaden verursacht [IBH/WBW 2013: 10]. Die Rechtsprechung differenziert dabei 
zwischen gewässerinduzierten Hochwassern, Überfl utungen aus überstauenden Kanal- 
und Straßenentwässerungssystemen sowie „wild abfl iessendem Wasser“, welches dem 
Gefälle folgend auf versiegelten Flächen abfl iesst [ebenda]. Bei Kanalüberfl utungen ist 
ferner zu unterscheiden zwischen solchen Wassermengen, die über die Oberfl äche in 
Gebäude eindringen und solche, die z.B. durch fehlende Rückstauklappen in Räume 
unterhalb der Rückstauebene gelangen. Während für die Grundstücksentwässerungs-
anlagen in der Regel der Eigentümer selbst die Verantwortung trägt, ist es bis zu einem 
gewissen Maße Aufgabe der öffentlichen Hand, den oberfl ächlichen Abfl uss von Nie-
derschlägen und daraus entstehende Schäden möglichst zu vermeiden. Die vorliegen-
de Arbeit zielt auf Maßnahmen ab, die dazu beitragen sollen, das Risiko oberfl ächlich 
eindringenden Niederschlagswassers in Gebäude aus öffentlichen Kanälen oder von öf-
fentlichen Verkehrsfl ächen zu verringern. Maßnahmen des gewässerbezogenen Hoch-
wasserschutzes und des Objektschutzes werden in der Betrachtung ausgeklammert.
Schadenspotenziale und -anfälligkeiten
Das Schadensausmaß von Extremniederschlägen korreliert nicht zwingend mit den me-
teorologischen Daten und den Eintrittswahrscheinlichkeiten von Extremwettern. Das 
Risiko durch eine starkregenbedingte Überfl utung zu Schaden zu kommen ist nicht 
alleine anhängig von der Gefährdung bzw. der von einem zukünftigen Ereignis ausge-
henden Bedrohung. Ein Starkregen hat nicht unbedingt immer eine Überfl utung zur 
Folge und nicht jede Sturzfl ut führt automatisch zu Schäden [vgl. Kron 2010b]. Das 
Schadensrisiko ist vielmehr abhängig von dem jeweiligen Schadenspotenzial bzw. der 
Verwundbarkeit, die sich aus den lokalen Eigenheiten eines Gebietes ergeben und somit 
von Ort zu Ort sehr unterschiedlich sein können [Fleischhauer 2004].
Die Schadensstatistiken verdeutlichen, dass insbesondere Städte und deren Infrastruk-
turen schadensanfällig gegenüber starkregenbedingten Überfl utungen sind. Aufgrund 
des Zusammenspieles von starker Versiegelung und einer erheblichen Dichte an Perso-
nen und Sachwerten verfügen urbane Gebiete über ein besonders hohes und kontinu-
ierlich wachsendes Schadenspotenzial. Diese Umstände machen es notwendig, früh-
zeitig Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen, um Überfl utungsschäden in den Städten 
zukünftig zu verringern. Es stellt sich dabei die Frage, wie anpassungsfähig die Stadt- 
und Infrastrukturentwicklung - insbesondere vor dem Hintergrund anderer sozioöko-
nomischer Prozesse - ist und inwieweit die Kommunen in Deutschland dem durch den 
Klimawandel erzeugten Handlungsbedarf gerecht werden können. Diese Fragestellung 
soll im folgenden Kapitel näher betrachtet werden.
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 1:
 ▪ Die mit der globalen Erwärmung einhergehende Zunahme der Luftfeuchtigkeit hat 
sehr wahrscheinlich zur Folge, dass die Niederschlagsmengen in Deutschland ge-
nerell mit einer deutlichen Verschiebung von den Sommer- zu den Wintermonaten 
steigen werden. 
 ▪ Anhand der historisch gemessenen Niederschlagsdaten ist bislang keine signifikante 
Zunahme von Starkregenereignissen erkennbar. Allerdings lassen sowohl die globa-
len als auch die regionalen Klimamodelle zunehmende Häufigkeiten und Intensitä-
ten von derartigen Extremwettern erwarten. 
 ▪ Aufgrund der komplizierten kleinräumlichen Struktur von Niederschlägen erlauben 
die aktuell verfügbaren Klimamodelle und Wettervorhersagen (im Gegensatz zu 
Hochwassern an Flüssen) keine eindeutige Prognose des genauen Eintrittsortes und 
des Zeitpunktes von Starkregenereignissen. Dadurch wird die Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen erschwert.
 ▪ Die Zunahme von Starkregen wird generell zu einer häufigeren und intensiveren hy-
draulischen Belastung der Entwässerungssysteme führen. Aufgrund der Leistungs-
grenzen der Kanalisationsanlagen ist daher insbesondere im dicht bebauten und 
stark versiegelten Siedlungsbestand mit häufigeren Überstauungen und Überflu-
tungsereignissen zu rechnen.
 ▪ Aufgrund unkontrolliert oberflächlich abfließendem Wasser und/oder überlasteter 
Entwässerungssysteme können Starkregen in Verbindung mit Gewittern erhebliche 
(materielle) Schäden verursachen. Dies gilt aufgrund der hohen Schadenspotenziale 
insbesondere für urbane Gebiete.
 ▪ Die Schäden an Gebäuden und Infrastrukturen aus Überflutungsereignissen neh-
men seit den letzten Jahrzehnten stetig zu. Um die Schäden in Zukunft zu verrin-
gern, ist es notwendig, frühzeitig Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen.
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2 Handlungserfordernisse für eine 
klimagerechte Stadtentwicklung
Der zuvor skizzierte Klimawandel und seine Folgen lassen eine nachhaltige Anpassung 
städtebaulicher Systeme und Infrastrukturen erforderlich erscheinen. Allerdings gilt es 
dabei zu berücksichtigen, dass die klimatischen Entwicklungen nur eine von vielen He-
rausforderungen bilden, vor denen die Städte und Gemeinden in Deutschland stehen. 
Urbane Räume unterliegen einem permanenten Wandel durch eine Vielzahl gesell-
schaftlicher, wirtschaftlicher und räumlicher Einfl üsse, auf welche die Stadtentwicklung 
reagieren muss. Eine Anpassung an Klimatrends und Extremwetterereignisse muss sich 
daher in diese zeitgleich verlaufenden Veränderungs- und Anpassungsprozesse einfü-
gen.
Im Zusammenhang mit der hier im Fokus stehenden Zunahme von Starkregen und da-
durch induzierten Überfl utungen stellen sich zunächst die folgenden Fragen:
 ▪ Wie groß sind die Betroffenheit, die Anfälligkeit und somit der Anpassungsbedarf 
gegenüber Starkregenereignissen in urbanen Räumen?
 ▪ Wie anpassungsfähig sind die Städte und deren Infrastrukturen gegenüber extre-
men Niederschlagsereignissen?
 ▪ Welche Lösungswege müssen die Städte in Deutschland einschlagen, um sich er-
folgreich und nachhaltig sowohl an die klimatischen als auch an die gesellschaftli-
chen Prozesse anzupassen?
2.1 Anpassungsbedarf in Städten
In Kapitel 1 wurde deutlich, dass der Klimawandel kein Thema der Zukunft ist, sondern 
bereits heute eine beachtliche Relevanz hat. Manche Folgen der Klimaveränderungen, 
z.B. die Zunahme der Häufi gkeiten und der Intensitäten extremer Niederschlagsereig-
nisse und daraus resultierende Überfl utungen, lassen sich auch bei Erreichen der der-
zeit formulierten Klimaschutzziele nicht mehr abwenden. Trotz der genannten Unsi-
cherheiten der Modelle erzeugt die allgemeingültige Aussage, dass die Häufi gkeit und 
Intensität von Starkregen- und Überfl utungsereignissen mit der Klimaänderung „sehr 
wahrscheinlich“ [IPCC 2012] zunehmen wird, einen generellen Handlungsbedarf zur 
Risikovorsorge. In einer stark urbanisierten Gesellschaft wie in Deutschland sind dabei 
vor allem die Städte und Ballungsräume von den Auswirkungen der klimatischen Ver-
änderungen betroffen.  
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[Eigene Darstellung nach BMVBS 2009: 20]
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2.1.1 Betroffenheit und Anfälligkeit 
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts lebt der Großteil der deutschen Bevölkerung in städti-
schen Räumen (vgl. Abb. 2.1). Fast ein Drittel (31 %) der Menschen haben nach offi -
ziellen Angaben ihren Wohnsitz in Großstädten, 28 % leben in Mittelstädten und fast 
12 % der Bürger hat in Kleinstädten ihr Zuhause. Der Rest der Bevölkerung verteilt sich 
auf große und kleine Landgemeinden. Bei der Verteilung der Arbeitsplätze wird die Be-
deutung der Städte noch sichtbarer: gut 78 % aller Beschäftigten gehen ihrer Arbeit in 
Städten nach und erbringen dabei 79 % der Realsteuerkraft [BMVBS 2009: 20]. 
Die Zahlen verdeutlichen, dass die wirtschaftliche, soziale und ökologische Zukunft des 
Landes in starkem Maße von der Entwicklung der Städte abhängig ist. Dabei beeinfl us-
sen die Städte und Stadtregionen das gesamtwirtschaftliche Wachstum umso mehr, je 
besser sie im internationalen Standortwettbewerb positioniert sind. Einer nachhaltigen 
städtischen Entwicklung und der Schaffung bzw. der Erhaltung hoher Lebensqualität 
für die städtische Bevölkerung kommt daher eine sehr große Bedeutung zu. Laut dem 
Stadtentwicklungsbericht des Bundes ist „die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft (...) 
eng mit der Entwicklung unserer Städte verbunden“ [BMVBS 2009: 8]. 
Städte und Ballungsräume sind auf der anderen Seite jedoch aufgrund ihrer räumlichen 
Lage, ihrer Bevölkerungsdichte, dem Ausmaß und der Komplexität der gegenseitig von-
einander abhängigen Infrastruktursysteme sowie angesichts der hohen Sachwerte von 
Gebäuden und Infrastrukturen in besonderem Maße anfällig gegenüber starkregen-
bedingten Überfl utungsereignissen [BMVBS 2011:7]. Angesichts der nach wie vor zu 
beobachtenden intensiven Flächeninanspruchnahme, der Konzentration von Gebäuden 
und Infrastrukturen in exponierten Lagen sowie der zunehmenden Ansammlung von 
Werten in Städten und Immobilien wird das Schadenspotenzial auch in Zukunft wei-
ter wachsen. Urbane Nutzungen und kommunale Infrastruktureinrichtungen können 
durch Überfl utungen nach Starkregenereignissen wesentlich beeinträchtigt werden. Die 
Überlastung von Kanalnetzen und daraus resultierende Überschwemmungen gefähr-
den dabei sowohl die bauliche Substanz der Städte als auch die hygienischen Bedingun-
gen und den Betrieb von Infrastrukturnetzen.
2.1.2 Politischer Auftrag
Aufgrund der hohen Betroffenheit und Verwundbarkeit von Städten weist die Deut-
sche Anpassungsstrategie [Bundesregierung 2008] der Stadt- und Regionalplanung 
eine strategisch wichtige Rolle für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels zu. 
Mit der Novelle des Baugesetzbuches 2011 hat der Bund der Klimaanpassung auf der 
kommunalen Ebene auch planungsrechtlich einen höheren Stellenwert eingeräumt [vgl. 
Krautzberger 2011]. Das Gesetz fordert die Bauleitplanung seitdem in § 1 (5) dazu auf, 
 „(...) eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundla-
gen zu schützen sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere 
auch in der Stadtentwicklung, zu fördern“ [§ 1 (5) BauGB 2011]. 
Durch die Klimaschutzklausel im § 1a Abs. 5 BauGB werden die Anpassungsbelange bei 
der planungsrechtlichen Abwägung zusätzlich aufgewertet:
 Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 
ist in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen“ [§1a (5) BauGB 2013].
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Die Städte und Gemeinden werden durch die Änderungen des Baugesetzbuches dazu 
veranlasst, die Koordinierungs- und Steuerungsfunktion der Bauleitplanung voll aus-
zuschöpfen, um den in § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB geforderten „allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung“ gerecht zu werden. Aus dem Auftrag des Bundes ergibt sich für 
die Städte und Gemeinden in Deutschland ein Handlungsbedarf im Bereich der Risi-
kovorsorge und der vorausschauenden Anpassung ihrer Infrastrukturen an zukünftige 
Klimaveränderungen wie Starkregenereignisse. Da die Kommunen für einen großen Teil 
der elementaren öffentlichen Infrastruktur (Wasser, ÖPNV, Abfall, Rettungsdienst etc.) 
selbst zuständig sind, werden sie von ihren Bürgern bei festgestellten Defi ziten als Ver-
antwortliche wahrgenommen. 
Das Reaktionspotenzial von Städten gegenüber Starkregen und Sturzfl utereignissen 
ist zwar relativ groß, da der Katastrophenschutz und die Rettungsdienste (Feuerwehr, 
THW, etc.) in allen deutschen Städten und Gemeinden fl ächendeckend vorhanden und 
gut ausgerüstet sind [BBK 2008]. Allerdings kann es nicht im Sinne einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung sein, nur reaktiv mit Starkregen und Überfl utungsereignissen umzu-
gehen. Vielmehr ist auch ein proaktives Vorgehen im Sinne einer Gefahrenvorsorge 
mit einer mittel- bis langfristigen Perspektive erforderlich. Da die Vorwarnzeit von loka-
len Starkregenereignissen im Gegensatz zu Flusshochwassern und Sturmfl uten oft nur 
wenige Minuten beträgt, sind vergleichbare Vorsorgemaßnahmen (z.B. die kurzfristige 
Bereithaltung mobiler Elemente) so gut wie ausgeschlossen [Kron 2010b: 6]. Um einen 
ausreichenden Schutz vor starkregenbedingten Überfl utungen in urbanen Gebieten 
herzustellen, bedarf es vielmehr einer präventiven Planung, dauerhafter Anpassungs-
maßnahmen sowie der Etablierung von geeigneten Warnungs- und Nachsorgemecha-
nismen. 
Zur Bewältigung des Klimawandels gilt es, die Realitäten in den Kommunen frühzeitig 
zu erkennen und integrierte zukunftsgerichtete Anpassungskonzepte für die Stadt- und 
Infrastrukturentwicklung zu erarbeiten. Die Optionen einer solchen vorsorgenden An-
passung betreffen unterschiedliche Bereiche der Stadtpolitik und sind dabei in starkem 
Maße von den Anpassungskapazitäten einer Stadt abhängig, auf die im folgenden Ka-
pitel eingegangen werden soll.
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2.2 Kommunale Anpassungsfähigkeit 
„Inwieweit (…) eine Stadt planerisch an veränderte Bedingungen angepasst werden 
kann, hängt von der Anpassungsfähigkeit der handelnden Akteure (Politiker, Planer, 
Bürger, Investoren) und der institutionellen Arrangements ab“ [Levin-Keitel/Sonder-
mann 2012:9]. 
Bei der Anpassungsfähigkeit einer Stadt spielen vor allem drei Faktoren eine Rolle (vgl. 
Abb. 2.2) [ebenda: 10]:
1. das „Anpassungswissen“ über Umweltveränderungen und daraus abzuleitende 
Handlungserfordernisse,
2. die Verfügbarkeit fi nanzieller und personeller „Anpassungsressourcen“ und
3. die „Anpassungsbereitschaft“ der betroffenen Akteure.
Vor dem Hintergrund der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, wie anpas-
sungsfähig die Stadt- und Infrastrukturplanung mit Bezug auf die bevorstehenden 
Klimaänderungen (hier extreme Regenereignisse) einzuschätzen ist und welche Eigen-
schaften sie in die Lage versetzen, sich erfolgreich an die Prozesse anzupassen.
2.2.1 Anpassungswissen
Die Betrachtung der Klimaprojektionen hat verdeutlicht, dass vollkommen sichere und 
kleinteilige Modelle, mit denen das Auftreten kleinräumiger konvektiver Niederschlä-
ge und daraus resultierender Sturzfl uten lokalisiert werden kann, langfristig nicht zur 
Verfügung stehen werden. Mit den heute und mittelfristig verfügbaren Klimamodellen 
sind außergewöhnliche Starkregen weder räumlich noch zeitlich ausreichend präzise 
vorhersagbar. Prinzipiell können derartige Ereignisse überall auftreten, obschon nicht 
überall mit der gleichen Wahrscheinlichkeit. Auch die zur Verfügung stehenden Ex-Post-
Abb. 2.2  Handlungszentriertes Modell zur Anpassungsfähigkeit
[Eigene Darstellung nach Levin-Keitel/Sondermann 2012: 10]
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Extremwertanalysen reichen nicht aus und die verfügbare Beobachtungsperiode ist zu 
gering, um für Kommunen verlässliche Vorhersagen für das lokale Auftreten konvektiver 
Starkniederschläge treffen zu können. 
Manche Städte in Deutschland (z.B. Hamburg, Bremen, Köln etc.) haben in den letzten 
Jahren jedoch zumindest damit begonnen, sich mit Hilfe von Abfl ussmodellierungen, 
Risikoanalysen und der Auswertung vergangener Regenereignisse (Schadensmeldun-
gen, Einsatzprotokolle) zumindest ein besseres Bild von den eigenen räumlichen An-
fälligkeiten gegenüber starkregenbedingten Überfl utungen zu machen. Dieses Wissen 
kann in Zukunft zur weiteren Ableitung von Handlungsstrategien und zur Priorisierung 
von Anpassungsmaßnahmen herangezogen werden. 
Die Erkenntnis, dass das Wissen über die konkreten Auswirkungen der Niederschlags-
veränderungen und den daraus resultierenden Handlungsbedarf begrenzt ist, zwingt 
Städte zu einem Handeln mit Unsicherheiten. Allerdings sieht sich die Stadtentwicklung 
in ihrer Komplexität schon immer mit Unsicherheiten (Demographie, Wirtschaft etc.) 
konfrontiert und muss häufi g entscheiden, welche planerischen Maßnahmen sie in die-
ser Situation trotzdem präventiv ergreift. Aufgrund fehlender Sicherheiten bzw. einem 
Mangel an „Anpassungswissen“ sind in diesem Zusammenhang vor allem „No-Regret-
Strategien“ (Strategien, die man nicht bereut) von Bedeutung. Derartige Strategien 
umfassen Maßnahmen, „die man vorsorglich ergreift, um irgend ein Unheil oder eine 
Unannehmlichkeit abzuwehren oder zu lindern, und die ergriffen zu haben man auch 
dann nicht bereut, wenn der eigentliche Grund für ihre Wahl sich im Nachhinein als 
nicht stichhaltig erweisen sollte“ [Roth, 2008: 8]. Dadurch bleibt ihr gesellschaftlicher 
Nutzen auch dann noch gegeben, wenn der primäre Grund für die Maßnahme nicht 
oder anders zum Tragen kommt. 
Neben Informationen zur Betroffenheit und zum Risiko von starkregenbedingten Über-
fl utungen umfasst das Anpassungswissen auch Kenntnisse über die Möglichkeiten 
der Anpassung. Hierzu verfügen die Kommunen bereits heute über einige Kenntnisse. 
Viele Maßnahmen zur Klimaanpassung (z.B. Begrünung, Entsiegelung etc.) sind nicht 
grundsätzlich neu, sondern gewinnen durch den Klimawandel lediglich an Bedeutung. 
Darüber hinaus steht mittlerweile ein breites Angebot an Leitfäden, Arbeitshilfen und 
technischen Handreichungen zur Verfügung, die der Stadtplanung die planerischen 
und baulichen Anpassungsmöglichkeiten sowie deren Synergie- und Konfl iktpotenziale 
aufzeigen [z.B. MUNLV 2010; BBSR 2010 u.a.].
2.2.2 Anpassungsressourcen
Die Frage nach den Anpassungsressourcen einer Stadt ist in erster Linie fi nanzieller 
Art. Eine gezielte Risikovorsorge gegenüber Klimafolgen ist offensichtlich auch mit Kos-
ten verbunden, da sie einen Investitionsbedarf insb. in die Ertüchtigung von urbanen 
Gebieten und Infrastrukturen auslöst. Ein Blick auf die kommunale Haushaltssituation 
in Deutschland offenbart allerdings, dass die meisten Städte und Gemeinden schon 
heute kaum noch in der Lage sind, ihr bestehendes infrastrukturelles Leistungsangebot 
aufrecht zu erhalten und die ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur An-
passung der städtischen Infrastruktur an die Niederschlagsentwicklungen überhaupt 
auszuschöpfen.
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Investitionsbedarf
Trotz der zunehmenden Notwendigkeit kommunaler Investitionen in urbane Infrastruk-
turen ist der Kapitaleinsatz der deutschen Kommunen pro Einwohner in den letzten 
Jahrzehnten stark rückläufi g und liegt mittlerweile weit unter dem Investitionsniveau 
vieler EU-Staaten [Reidenbach et al. 2008: 59; Boettcher 2010]. Insbesondere die Fi-
nanzierung stellt die Kommunen vor immer größere Herausforderungen, da dem zu-
nehmenden Investitionsbedarf wachsende Engpässe bei den kommunalen Finanzen 
entgegenstehen [ebenda; Kiepe/Mietzsch 2011].
Nach Berechnungen des Deutschen Institutes für Urbanistik (DIFU) besteht allein bis 
2020 (Stand 2006) ein kommunaler Investitionsbedarf von 704 Milliarden Euro (in Prei-
sen von 2000), was einem jährlichen Bedarf von ca. 47 Milliarden Euro entspricht. Dabei 
machen der Ersatz- (59 %) und der Erweiterungsbedarf (31 %) die größten Anteile am 
gesamten Investitionsbedarf aus, der Nachholbedarf wird mit 10 % beziffert [Reiden-
bach et al. 2008: 369ff.]. Die für die vorliegende Untersuchung besonders relevanten 
Infrastrukturbereiche des Straßenbaus und der Abwasserentsorgung verzeichnen neben 
dem Schulbereich den mit Abstand größten Investitionsbedarf bis 2020 [Reidenbach 
et al. 2008: 20]. Der Gesamtbedarf im Straßenbau wurde vom DIFU für den Zeitraum 
von 2006-2020 auf 162 Milliarden Euro geschätzt, von denen der Ersatzbedarf allei-
ne 71 Milliarden ausmacht. Der Nachholbedarf (31 Milliarden Euro) konzentriert sich 
vor allem auf die Umgestaltung kommunaler Straßen, insbesondere in Ostdeutschland. 
Der Erweiterungsbedarf im Bereich von Gemeindestraßen ist dagegen relativ gering 
(24 Mrd.). Auf dem Gebiet der Abwasserentsorgung fällt der größte Teil des Investiti-
onsbedarfes (44 Mrd. Euro) auf Ersatzinvestitionen, die Hälfte davon auf den Bereich 
des Kanalnetzes. Da viele der ostdeutschen Abwassernetze seit der Wiedervereinigung 
erneuert wurden und somit am Beginn ihrer Nutzungszeit stehen, ist der Anteil der Er-
satzinvestitionen am Gesamtinvestitionsbedarf in Westdeutschland deutlicher höher als 
in den neuen Bundesländern [ebenda: 370].
Haushalts- und Finanzlage deutscher Städte und Gemeinden
Die Gründe für den wachsenden Investitionsbedarf und für den Rückgang der kommu-
nalen Investitionstätigkeiten sind in erster Linie in der fi nanziellen Lage der deutschen 
Städte und Gemeinden zu suchen. Diese hat sich in den letzten Jahren aufgrund ver-
ringerter Gewerbesteuereinkommen und im Vergleich zu Sachinvestitionen steigender 
Ausgaben für Sozialleistungen (vgl. Abb. 2.3) stetig verschlechtert und in immer mehr 
Ausgabenstruktur der Kommunen seit 1970 (bis einschl. 1990 alte Länder) 
[Eigene Darstellung nach Deutscher Städtetag 2012: 14]
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kommunalen Haushalten lässt sich eine große Instabilität beobachten [DStGB 2010:3]. 
Im Jahr 2011 betrug der Finanzierungssaldo der Kommunen -4,96 Mrd. Euro [Anton/
Diemert 2011:11]. Im Bereich der Einnahmen kam es (im Vergleich zu den Vorjahren) 
zu einer Steigerung um 3,7 % auf ca. 181 Mrd. Euro, während sich die Ausgaben um 
zwei Prozent auf rund 186 Mrd. Euro erhöhten. Das Finanzierungsdefi zit fällt damit 
zwar geringer aus als in den Vorjahren (2010 betrug es noch 7,7 %), allerdings ist zu 
beachten, dass die Zahlen nur den Durchschnitt betrachten und die wachsenden struk-
turelle Ungleichgewichte zwischen reichen und armen Städten nicht sichtbar werden. 
In der Gesamtbetrachtung der Zeit von 2009 bis 2011 ist der Saldo insgesamt um fast 
20 Mrd. Euro gesunken [ebenda: 11f.]. 
Neben dem Saldo der kommunalen Einnahmen und Ausgaben sind die Aufnahme von 
Kassenkrediten sowie die Entwicklung der Mittelzuweisungen von Bund und Ländern 
entscheidend für die Finanzsituation. Letztere sind im letzten Jahrzehnt deutlich zu-
rückgegangen [Reidenbach et al. 2008: 66]. Insbesondere fi nanzschwache Städte und 
Gemeinden stehen zudem häufi g vor dem Problem, dass sie wegen ihrer desolaten 
Finanzlage den üblichen Eigenbeitrag zur Städtebauförderung nicht leisten können. 
Darüber hinaus befi nden sich viele Kommunen in der Haushaltssicherung, was zur Folge 
hat, dass sie kaum zusätzlich investieren und nur das Notwendigste unterhalten dür-
fen [Lattmann 2011:2.3; Pohl 2011: 9]. In vielen Städten und Gemeinden können die 
Pfl ichtaufgaben und die Personalkosten daher mittlerweile nur noch durch das Finanzie-
rungsinstrument der Kreditaufnahme erreicht werden [Deutscher Städtetag 2012: 10]. 
Während die Kassenkredite zunächst zur kurzfristigen Überbrückung gedacht waren, 
müssen sie mittlerweile in mancher Kommune dauerhaft genutzt werden [Lattmann 
2011: 2.1f.; Reidenbach et al. 2008: 65]. Die Zinszahlungen für Kassenkredite schrän-
ken die Gestaltungsmöglichkeiten der Städte dabei noch mehr ein. Seit Beginn der 
1990er Jahre steigen die Kassenkredite stetig an (vgl. Abb. 2.4) [Anton/Diemert 2011: 
11f.]. Die Prognosen für den Zeitraum 2010-2020 lassen (je nach Szenario) einen wei-
teren Anstieg auf ungefähr 65 bzw. bis zu 105 Mrd. Euro erwarten [Boettcher 2010: 3].
Entwicklung der Kassenkredite und des Finanzierungssaldos
[Eigene Darstellung nach Deutscher Städtetag 2012: 11]
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Ausblick und Prognosen
Die Stadtentwicklung in Deutschland und Europa im 21. Jahrhundert wird durch erheb-
liche demographische und wirtschaftsräumliche Veränderungen geprägt sein [vgl. u.a. 
Birg 2005; Kaufmann 2008; Berlin Institut 2005; Bodelschwingh et al. 2010; Hütten-
hain 2012], aufgrund derer sich die prekäre Lage auf der kommunalen Ausgabenseite 
und somit die eingeschränkte Handlungsfähigkeit bei der Infrastrukturanpassung künf-
tig zu verschärfen droht. Gemäß Berechnungen des Statistischen Bundesamtes nimmt 
die Bevölkerungszahl der Bundesrepublik seit 2003 ab und wird bis zum Jahr 2060 bei 
einer jährlichen Zuwanderung von 200.000 Personen auf 70.120.000 Menschen sin-
ken. Hinzu kommen einschneidende strukturelle Veränderungen, die eine zunehmende 
Alterung der Bevölkerung erwarten lassen [Dickmann 2005: 22ff.; Statistisches Bundes-
amt 2009: 15ff.]. Begleitet wird diese demographische Entwicklung durch einen wirt-
schaftlichen Strukturwandel, der seit Ende des vergangenen Jahrhunderts insbesondere 
in den altindustriellen Regionen Europas zu einer rückläufi gen wirtschaftlichen Dynamik 
führt. Auf der kommunalen Ebene zeigt sich dabei bereits heute ein Nebeneinander von 
wachsenden Städten und von solchen mit zum Teil deutlichen Arbeitsplatz- und Bevöl-
kerungsverlusten [Bucher et al. 2010: 107; BBSR 2012: 36f.].  
Die demographische und wirtschaftliche Entwicklung hat erhebliche Folgen für die 
Stadtentwicklung und für die Infrastrukturversorgung. In Städten mit einer deutlichen 
Bevölkerungsabnahme drohen Remanenzeffekte: infolge der Bevölkerungsabnahme 
wird die soziale und technische Infrastruktur weniger ausgelastet und deren Aufrecht-
erhaltung kostspieliger [Preuß 2009: 15f.; Müller / Siedentop 2004: 25ff.]. Die kom-
munale Finanzkraft wird dadurch weiter eingeschränkt. Weder die lokale Wirtschaft 
noch die Bürger können das zur Haushaltsfi nanzierung notwendige Steueraufkommen 
erwirtschaften. Kommunale Infrastrukturen sind aufgrund der stattfi ndenden Schrump-
fungsprozesse vielerorts nicht mehr ausgelastet und können nicht hinreichend unterhal-
ten werden. Vor dem Hintergrund der vorliegenden Untersuchung bedeutet dies, dass 
die Fähigkeit zur Mobilisierung von Anpassungsressourcen noch weiter einschränkt 
wird. Die Möglichkeiten der Städte, dem Klimawandel (z.B. Starkregenereignissen) bei-
spielsweise durch Investitionen in öffentliche Räume und Infrastrukturen zu begegnen, 
nehmen in dem Maß ab, in dem der Bedarf nach aktiver Anpassung zunimmt. Es drängt 
sich daher die Frage auf, ob und wie die Kommunen den geschätzten Investitionsbedarf 
in Zukunft decken können. Andererseits birgt der Verzicht auf notwendige Investiti-
onsleistungen einige Gefahren. So kann die Unterlassung von Instandsetzungs- bzw. 
Anpassungsleistungen zu einem höheren Verschleiß der Infrastrukturen führen, was 
zur Folge haben kann, dass zu einem späteren Zeitpunkt weit mehr Finanzmittel für die 
Erneuerung aufgewendet werden müssen als ursprünglich notwendig. 
2.2.3 Anpassungsbereitschaft
Die genannten Unsicherheiten über die Entwicklung von Starkniederschlägen sowie 
der Mangel an fi nanziellen Ressourcen führen dazu, dass die Anpassungsbereitschaft 
bei den kommunalen Entscheidungsträgern in Politik und Verwaltung bislang relativ 
schwach ausgeprägt ist [vgl. BMVBS 2011: 13]. Das Thema hat in der Praxis noch nicht 
denselben Stellenwert erreicht wie beispielsweise der Klimaschutz, der mittlerweile fl ä-
chendeckend Eingang in die Strategien der Stadtentwicklung gefunden hat. Die lang-
fristige Perspektive des Klimawandels und der Anpassung an seine Folgen stehen zudem 
häufi g im Gegensatz zum Zeithorizont stadtplanerischer Strategien und Instrumente.
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Die Bereitschaft zur stadtplanerischen Anpassung spiegelt sich vor allem in den aktuell 
verfolgten Konzepten und Leitbildern wieder. Durch die zuvor skizzierten wirtschaftli-
chen, sozialen und räumlichen Prozesse werden die Städte und Gemeinden vor die Her-
ausforderung gestellt, auch in Zukunft eine ausreichende und bezahlbare Infrastruktur-
versorgung gewährleisten zu können. Während die Stadtplanung in der Vergangenheit 
noch entwicklungs- beziehungsweise wachstumsorientiert war, muss sie seit geraumer 
Zeit mit einem räumlichen Nebeneinander und der Gleichzeitigkeit von Wachstums- 
und Schrumpfungsprozessen umgehen. In der Stadtentwicklung hat daher im Laufe 
der letzten Jahrzehnte ein „Paradigmenwechsel vom gesteuerten Wachstum zum ge-
stalteten Umbau“ [BBR 2008: 7] stattgefunden. Dieser Umbau der Städte verfolgt das 
Ziel, den Ressourceneinsatz unter den sich ändernden Rahmenbedingungen besser 
abzustimmen und die Werthaltigkeit von Investitionen sicherzustellen, um somit eine 
zukunftsfähige Stadt- und Infrastrukturentwicklung zu gewährleisten. 
Zurückgehend auf den Brundtland-Bericht von 1987 und auf die UN-Konferenz 1992 
in Rio de Janeiro hat sich dabei in den letzten 20 Jahren immer mehr das Leitbild einer 
„nachhaltigen Entwicklung“ ins Blickfeld der Städte und Regionen gerückt [Grabow / 
Uttke 2010: 22]. Durch die Verfolgung dieses mittlerweile unumstrittenen Leitbildes soll 
eine Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen bei gleichzei-
tig langfristiger Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen gewährleistet werden. Die 
Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung benennt dazu anhand unter-
schiedlicher Indikatoren die zentralen Handlungsebenen und Ziele für eine nachhaltige 
Entwicklung, die den heutigen Bedürfnissen entsprechen soll „ohne die Möglichkeiten 
künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen“ [Bun-
desregierung 2002: 1, nach Brundtland Kommission 1987]. Auf der baulich-räumlichen 
Ebene liegt der Fokus auf der Zielsetzung einer „ressourcenschonenden und umwelt-
verträglichen Stadtentwicklung“ [BMVBS 2009: 109]. Der Stadtentwicklungsbericht 
des Bundes von 2008 benennt zur Erreichung dieses räumlichen Leitbildes drei Hand-
lungsfelder [BMVBS 2009: 110ff.]:
• Förderung einer energieeffi zienten Stadtentwicklung
• Förderung einer umwelt- und stadtverträglichen Mobilität
• Förderung einer fl ächensparenden Siedlungsentwicklung
Der Lösungsweg für eine ressourcenschonende und umweltverträgliche Stadtentwick-
lung wird allgemein in der Schaffung kompakter, sozialgerechter und nutzungsge-
mischter Siedlungsstrukturen gesehen [BMVBS/BBSR 2009a: 11ff.]. In der Stadtplanung 
werden diese Eigenschaften häufi g der „kompakten Stadt“ (bzw. der „Europäischen 
Stadt“) zugeschrieben [Düwel / Gutschow 2005: 255]. Insbesondere durch die Argu-
mente der Ressourcen- und Energieeffi zienz sowie des Klimaschutzes hat die Legitimität 
des Leitbildes der kompakten Stadt in den letzten Jahrzehnten eine Stärkung erfahren 
[Kaltenbrunner 2009: 257; Libbe 2008: 32]. Verdichtete städtische Räume verfügen 
aufgrund ihres hohen Verbrauches naturgemäß über ein hohes Potenzial für die Ein-
sparung von Energie und CO2. Durch verdichtete Bauweisen und durch die energetische 
Sanierung von Stadtquartieren können Wärmeverluste, Energiebedarf und Emissionen 
reduziert werden. Gleichzeitig kann durch eine kompakte Siedlungsstruktur („Stadt der 
kurzen Wege“) das motorisierte Verkehrsaufkommen reduziert werden [z.B. Holz Rau/
Scheiner 2005]. Ziel der Stadtentwicklung ist es daher, die Umsetzung verdichteter und 
energieeffi zienter Bauweisen zu fördern. Als Handlungsinstrument zur Durchsetzung 
der energie- und klimapolitischen Zielsetzungen hat der Bund 2007 das Integrierte 
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Energie- und Klimaprogramm (IEKP) auf den Weg gebracht, das in den darauf folgen-
den Jahren in der Novellierung bzw. in der Etablierung mehrerer Rechtsnormen sowie in 
der Aufl age zahlreicher Förderprogramme mündete [BMU / BMWi 2007]. Auch im Bau-
gesetzbuch wurde das Ziel des „allgemeinen Klimaschutzes“ neben dem „Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen“ mittlerweile in den Leitlinien und Zielen der Bauleitpla-
nung verankert. Hierdurch soll verdeutlicht werden, dass es auch die Aufgabe der Bau-
leitplanung ist, ihre längerfristigen Auswirkungen zu berücksichtigen und durch einen 
vorsorgenden Umwelt- und Klimaschutz eine menschenwürdige Umwelt zu gewähr-
leisten [Fleischhauer / Bornefeld, 2006: 163]. Es bestehen verschiedene Möglichkeiten, 
in Bauleitplänen zur Unterstützung des Klimaschutzzieles konkrete Darstellungen bzw. 
Festsetzungen zu treffen, die zu einer energetischen Optimierung von Siedlungen, Ge-
bäuden und Infrastrukturen beitragen und mit denen der Einsatz von regenerativen 
bzw. CO2-reduzierten Energieträgern gefördert werden kann [Janssen / Albrecht 2008; 
Krautzberger 2011].
Abgesehen von dem Klimaschutzbeitrag und der Energieeinspareffekte ermöglichen 
kompakte Bauweisen und Siedlungsstrukturen auch eine Schonung der „Ressource 
Grund und Boden“. Daher wird ein entscheidender Schlüssel zur nachhaltigen Stadtent-
wicklung in der Reduzierung der Neuinanspruchnahme von Flächen auf ein ökologisch, 
städtebaulich und ökonomisch sinnvolles Maß und in der Innenentwicklung gesehen. 
„Nachhaltigkeit in der Flächeninanspruchnahme bedeutet neben der wirksamen Re-
duzierung des Verbrauches neuer Flächen die Wiedernutzung von Brachfl ächen und 
Baulücken sowie die Nutzung von Potenzialen für eine qualitätvolle Nachverdichtung. 
Dazu sind öffentliche und private Investitionen stärker auf die Innenentwicklung der 
Städte auszurichten, um ein attraktives innerstädtisches Bauland- und Wohnangebot 
zu schaffen“ [DIFU 2009: 7]. 
Trotz einer abnehmenden Gesamtbevölkerung, ökonomischer Strukturkrisen und einer 
verhaltenen Baukonjunktur besteht in Deutschland, selbst in den schrumpfenden Regi-
onen, weiterhin eine überproportionale Nachfrage nach Siedlungsfl ächen. Kleinräum-
lich betrachtet lässt sich feststellen, dass die Siedlungsfl äche aufgrund des Mangels 
an preiswertem, schnell verfügbarem Bauland in den Kernstädten vorwiegend an den 
Stadträndern und in den räumlichen Achsenzwischenräumen wächst [BBSR 2012: 117]. 
Zwar zeigen die Ergebnisse der aktuellen Flächenerhebungen des statistischen Bundes-
amtes für die vergangenen Jahre eine geringfügige Abnahme der täglichen Siedlungs-
fl ächeninanspruchnahme, dennoch liegt das Niveau nach wie vor sehr hoch. Zwischen 
2008 und 2011 hat die Siedlungs- und Verkehrsfl äche nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes in Deutschland insgesamt um 2,5 % bzw. 1.182 km² zugenommen. Dies 
entspricht rechnerisch einem täglichen Anstieg von 81 Hektar [Statistisches Bundesamt 
2013]. Diese Neuinanspruchnahme und eine weiter fortschreitende Zersiedlung hat in 
Kombination mit den demographischen Veränderungen vielschichtige Konsequenzen 
für die Stadtentwicklung. Für die Kommunen haben die sinkenden Siedlungsdichten der 
Kernstädte vor allem zur Folge, dass dort öffentliche und private Infrastrukturen weni-
ger ausgelastet werden und die Kosten für deren Betrieb und Instandhaltung ansteigen 
[Preuß 2009:12ff.]. Geht diese Entwicklung zusätzlich einher mit dem oben beschriebe-
nen Bevölkerungsrückgang und der Entstehung gewerblicher Brachfl ächen, wächst das 
Defi zit zwischen Infrastrukturfolgekosten und Einnahmen sogar noch weiter. Insbeson-
dere in den sich entleerenden Räumen mit geringem Wirtschaftswachstum sinken die 
Siedlungsdichten, wodurch die soziale und technische Infrastruktur weniger ausgelastet 
und deren Aufrechterhaltung kostspieliger wird [Schiller/Siedentop 2005; Koziol 2004: 
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69ff.]. Gleichzeitig führen die dezentralen Siedlungsstrukturen und die geringe Verdich-
tung der neu in Anspruch genommenen Flächen zu einem erhöhten Erschließungsauf-
wand und somit zu weiteren Kosten für die Gemeinde [Gutsche 2009: 35ff.].
Um die Auslastung städtischer Infrastrukturen sicherzustellen, bemühen sich viele Kom-
munen verstärkt um den Verbleib bzw. den Zuzug von Einwohnern in die Kernstädte. 
Durch die Förderung innerstädtischer Wohnnutzung auf innerstädtischen Brachen und 
Flächenreserven hofft man, die Großstadtfl ucht über die steuerwirksamen Gemeinden 
hinweg eindämmen zu können [Siedentop 2008]. Auch der Bund hat sich 2002 in der 
Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel gesetzt, die tägliche Neuinanspruchnahme neuer Sied-
lungs- und Verkehrsfl ächen von 130 ha/Tag auf 30 ha/Tag zu reduzieren. Dazu soll die 
Innenentwicklung auf das Dreifache der Außenentwicklung gesteigert werden [Bundes-
regierung 2002: 99f. bzw. 296f.]. Diese Forderung nach einer verstärkten Innenentwick-
lung wurde im Koalitionsvertrag von 2005 durch das Flächenziel des Bundes bekräftigt 
[Bergmann et al. 2006: 19]. Sie spiegelt sich auch in den Novellen des Baugesetzbuches 
von 2007 und 2013 wieder, welche durch die Einführung der „Bebauungspläne der 
Innenentwicklung“ nach § 13a BauGB die Nachverdichtung durch planungsrechtliche 
Vereinfachungen und Beschleunigungen fördern [vgl. Ganser/Kreßmann 2011:20; Klin-
ge 2007: 51f.; Söfker 2006: 314; Krautzberger 2013].
Mit Bezug zu der vorliegenden Untersuchung lässt sich zusammenfassend festhalten, 
dass sich Anpassungsbereitschaft der Städte auf den Klimawandel in der Praxis bislang 
überwiegend auf den Klimaschutz (Mitigation) beschränkt. Das Leitbild der kompak-
ten, energieeffi zienten Stadt genießt aufgrund seiner zahlreichen Vorteile eine breite 
Akzeptanz in der Stadtplanungspraxis. Durch eine gezielte Innenentwicklung kann ein 
Beitrag zum Klima- und Ressourcenschutz bzw. zur Bewältigung parallel stattfi nden-
der Wachstums- und Schrumpfungsprozesse geleistet und gleichzeitig die Tragfähigkeit 
von Infrastrukturen sichergestellt werden. Eine Anpassung der Städte an die Folgen 
des Klimawandels und die daraus entstehenden räumlichen Herausforderungen muss 
sich in dieses Leitbild einfügen. Allerdings birgt die kompakte Stadt gegenüber den 
räumlichen Ansprüchen der Klimaanpassung ein gewisses Konfl iktpotenzial [Franck/
Oberbeck 2012: 89]. Beim Umgang mit den unvermeidbaren Folgen des Klimawandels 
(insbesondere Extremwetterereignissen) stehen der Erhalt bzw. die Schaffung von Frei-
räumen sowie die Vermeidung zu hoher Infrastrukturkonzentrationen an erster Stelle. 
Eine übermäßige Verdichtung kann dem jedoch entgegenlaufen, da sie einen Mangel 
an mikroklimatisch wertvollen Freiraumstrukturen zur Temperaturregulierung und zur 
Regenwasserbewirtschaftung herbeiführt. 
Da die Notwendigkeit einer dem Klimawandel gerecht werdenden Stadtentwicklung 
zunimmt, kommt auf die Stadtplanung ein Handlungsbedarf zu, der in Konfl ikt mit den 
aktuellen siedlungsräumlichen Strategien und mit den städtebaulichen Zielen der Nach-
verdichtung und der Innenentwicklung treten kann. Im folgenden Kapitel soll erläutert 
werden, welche Lösungsansätze sich der Stadt- und Infrastrukturplanung bieten, um 
dieses Konfl iktpotenzial zu reduzieren. 
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2.3 Lösungsansätze
Die Frage, ob es zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels einer Abkehr vom Leitbild 
der kompakten Stadt bedarf, ist in der aktuellen Fachdiskussion umstritten. Während 
der Bund keinen Widerspruch zwischen der kompakten europäischen Stadt und der 
„klimagerechten“ Stadt sieht [BMVBS 2010a: 2], führt die Diskussion um Anpassungs-
maßnahmen und Maßnahmen der energetischen Stadterneuerung in der Planungspra-
xis vereinzelt zu Interessenskonfl ikten [Daab 2011: 26f.]. 
Angesichts der Konfl iktpotenziale der Leitbilder bezüglich des Freiraumerhalts sowie der 
Infrastrukturkonzentration besteht die Notwendigkeit, das allgemein anerkannte Leit-
bild der kompakten Stadtentwicklung um Aspekte der Klimafolgenanpassung zu erwei-
tern [Knieling et al. 2010; BMVBS/BBSR 2009a]: „Um für eine klimagerechte Siedlungs-
entwicklung zu sensibilisieren, sollte der Aspekt der Freihaltung von Siedlungen und 
Infrastrukturen in potenziell gefährdeten Bereichen thematisiert werden“ [Knieling et 
al.:2010: 28]. Für die städtebauliche Praxis bedeutet dies, dass in Abhängigkeit von den 
lokalen Gegebenheiten ein Kompromiss zwischen Offenheit und Dichte gefunden wer-
den muss, um klimagerechte Siedlungsstrukturen zu entwickeln (vgl. Abb. 2.5). Hierzu 
müssen robuste Infrastrukturen hergestellt und „funktionsäquivalente Anlagen“ bereit-
gestellt werden, „die den Ausfall einer Komponente kompensieren können“ [ebenda]. 
Die Notwendigkeit, das Leitbild der kompakten Stadt um Aspekte der Klimaanpassung 
zu ergänzen, wird auch verstärkt durch den demographischen und wirtschaftsstruk-
turellen Wandel. Durch diesen ändern sich vor allem in von Schrumpfungsprozessen 
geprägten Regionen die Flächen- und Nutzungsansprüche an das Wohnungsangebot, 
an das Freiraumsystem und an die städtische Infrastruktur [Hoelscher 2005]. Angesichts 
eines tendenziell gesättigten Wohnungsmarkts rücken statt zusätzlicher Flächenaus-
weisungen qualitative Verbesserungen in den Fokus der Stadtentwicklung. Durch den 
wirtschaftlichen Strukturwandel nimmt der Verwertungsdruck auf gewerblichen Grund-
stücken temporär oder dauerhaft ab, so dass zahlreiche Flächen brach fallen. Aufge-
gebene Wohn- und Gewerbefl ächen beeinträchtigen das räumliche Erscheinungsbild, 
Abb. 2.5   Von der Innenentwicklung zur klimagerechten Stadtentwicklung
[Eigene Darstellung]
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das Image und die Standortqualität ganzer Stadtteile häufi g so sehr, dass die übli-
chen Strategien der Stadtentwicklung nicht mehr greifen. Andererseits bieten gerade 
die nicht mehr benötigten Flächen Chancen für innovative Strategien der Stadt- und 
Freiraumentwicklung. Dabei steht in Zukunft nicht mehr die ökonomische Verwertung 
der Flächen im Vordergrund, sondern die Integration technischer, sozialer, ökologischer 
und gestalterischer Ansprüche an die Stadtstruktur. „Es wird darum gehen, mit mög-
lichst geringen Ressourcen Entwicklungen aufzuzeigen, die weit über die vermeintli-
che Perspektivlosigkeit der schrumpfenden Stadt hinausgehen und ihr Visionen einer 
realistischen Zukunft gegenüberstellen“ [Hoelscher 2005: 6]. Durch die Verknüpfung 
der Leitbilder einer kompakten und klimagerechten Stadtentwicklung kann in den von 
Schrumpfung betroffenen Städten bzw. Stadtteilen dem physischen Verfall von Sied-
lungsstrukturen entgegengewirkt werden. Da der wirtschaftliche Verwertungsdruck in 
diesen Gebieten stark abgenommen hat, konkurriert der Freiraum kaum noch mit den 
Raumansprüchen anderer Nutzungen. „Das Modell der kompakten Stadt bietet in die-
sem Kontext die Chance, anstelle zufällig auftretender Perforation bewusst planerische 
Vorsorge für (…) Klimaanpassungsmaßnahmen zu treffen“ [BMVBS/BBSR 2009a: 11].
Anlässlich der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, um welche Aspekte das 
Leitbild weiterentwickelt bzw. ergänzt werden sollte, um den Anforderungen des Kli-
mawandels gerecht zu werden, und wie eine klimagerechte Stadt- und Infrastruktur-
entwicklung mit Bezug auf die hier im Fokus stehende Entwässerung von Städten bei 
Starkregen konkret aussehen kann.
2.3.1 Resiliente Stadtentwicklung
Im Zusammenhang mit der Anpassungsfähigkeit von Städten und deren Infrastrukturen 
tritt in der Diskussion um neue Strategien und Leitbilder der Stadtentwicklung immer 
häufi ger der Begriff der Resilienz auf [vgl. z.B. Birkmann/Fleischhauer 2009; Beckmann 
2013: 7ff.; BBSR 2013: 4]. Dieser beschreibt allgemein die Widerstandsfähigkeit eines 
Systems gegenüber Störungen (z.B. Klimaextremen) und die Fähigkeit, während der 
Störung seine Funktion aufrechtzuerhalten bzw. schnell in seinen Ursprungszustand 
zurückzukehren (vgl. Abb. 2.6) [Birkmann 2008]. Mit Bezug zur Stadt lassen sich die 
folgenden Prinzipien einer resilienten Stadtentwicklung („urban resilience“) unterschei-
den [BMVBS 2011: 48, nach Godschalk 2002]:
 ▪ Effi zienz: Verringerung des Ressourcenumsatzes, Abfall- und Verkehrsvermeidung 
zur Verringerung von CO2-Emissionen.
 ▪ Exposition: Minimierung der Ausweitung von Siedlungsfl äche zur Verringerung der 
Exposition der Siedlungsfl ächen gegenüber Klimaänderungen. Gleichzeitig: Erhalt 
von CO2-Senken im Freiraum.
 ▪ Diversität: Wechsel zwischen Infrastruktur, Gebäuden und Grünbereichen in der 
Siedlungsstruktur als Voraussetzung für ein angenehmes Stadtklima.
 ▪ Redundanz: Vermeidung monostruktureller städtebaulicher Entwicklungen, um die 
Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems auch dann aufrecht zu erhalten, wenn einzel-
ne Teile vorübergehend ausfallen. Zudem bieten dezentrale Netze mit vielen Knoten 
eine Voraussetzung für den Einsatz dezentraler Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energien zur Verringerung der CO2-Emissionen.“ 
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Mittlerweile wird Resilienz in der Planungstheorie als eine wichtige Voraussetzung für 
eine nachhaltige Stadtentwicklung angesehen. Dabei wird davon ausgegangen, dass 
„ohne eine Ausrichtung der Gesellschaft auf Widerstandsfähigkeit und Elastizität ge-
genüber den möglicherweise katastrophalen Folgen des Klimawandels (…) eine ansons-
ten nachhaltige Entwicklung nicht aufrechterhalten werden“ kann [BMVBS/BBSR 2009: 
49f.]. „Wenn im Fall einer Katastrophe enorme wirtschaftliche, soziale und auch ökolo-
gische Schäden bzw. Kosten entstehen, kann dies eine Gesellschaft, die ansonsten die 
Nachhaltigkeitsziele verfolgt, um Jahre zurück werfen oder im Fall irreversibler Schäden 
dauerhaft beeinträchtigen“. (…) „Die Frage nach der Resilienz als Leitbild städtischer 
Entwicklung bezieht sich jedoch nicht nur auf den Klimawandel, sondern berücksich-
tigt weitere städtische Änderungsprozesse im Kontext von Globalisierung, Privatisierung 
und demographischem Wandel etc.“ [ebenda]. „Letztlich steht hier die Forderung nach 
fl exibler Planung und nach Ansätzen der Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure: 
Es geht also nicht nur um die Anpassung der Planung an die Erfordernisse des Klima-
wandels („Climate Change Proof Planning“), sondern generell um einen fl exibleren Um-
gang mit Veränderungsprozessen wie Schrumpfung, Strukturwandel und kommunalen 
Haushaltskrisen“ [BMVBS 2011: 48].
Der Stadtplanung wird bei der Gestaltung resilienter Siedlungsstrukturen eine beson-
dere Bedeutung beigemessen [Knieling et al. 2009: 16ff.; Beckmann 2013: 12f.; BBSR 
2013: 4]. Gemäß der Deutschen Anpassungsstrategie kann räumliche Planung „mit 
der Entwicklung von Leitbildern für anpassungsfähige und belastbare (resiliente) Raum-
strukturen eine Vorreiterrolle übernehmen, die gegenüber den Auswirkungen aller ge-
sellschaftlicher Veränderungsprozesse auf die Raumstruktur robust und fl exibel reagiert“ 
[Bundesregierung 2008: 42]. Allerdings sind große Teile der Städte in Deutschland heu-
te gebaut und die Möglichkeiten, komplett neue und robuste Infrastruktursysteme zu 
etablieren, sehr gering. Um die Resilienz der urbanen Infrastruktur zu erhöhen, gilt es 
daher vor allem, die vorhandenen Netze und Anlagen punktuell um moderne Systeme 
zu ergänzen, als auch innovative konzeptionelle Veränderungen mittels einer fl exiblen 
Auslegung von Infrastruktureinrichtungen vorzunehmen. Angesichts der wachsenden 
Planungsunsicherheiten müssen dabei vorhandene Abhängigkeiten überwunden und 
„intelligente“ Systeme angestrebt werden. Durch eine erhöhte Flexibilität und Anpas-
sungskapazität der Infrastruktursysteme können auf Umfeldveränderungen besser re-
agiert und Synergien erzeugt werden. Dabei werden sich in vielen Fällen auch die Funk-
tionsgrenzen von Infrastrukturen öffnen müssen (Multifunktionalität).
Abb. 2.6  Das Prinzip der Resilienz
[Eigene Darstellung nach Bauhaus Universität Weimar 2013: 3]
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2.3.2 Climate Proof Planning
Im Zusammenhang mit der Resilienz von Raumstrukturen gegenüber den hier im Fokus 
stehenden klimatischen Veränderungen und Risiken (wie z.B. Extremereignissen) wird 
in der Fachdiskussion häufi g der Begriff des Climate-Proof-Planning verwendet. Da-
runter sind „Methoden, Instrumente und Verfahren zu verstehen, die absichern, dass 
Pläne, Programme und Strategien sowie damit verbundene Investitionen gegenüber 
den aktuellen und zukünftigen Auswirkungen des Klimawandels resilient und anpas-
sungsfähig gemacht werden, und die zudem auch darauf abzielen, dass die entspre-
chenden Pläne und Programme und Strategien dem Ziel des Klimaschutzes Rechnung 
tragen“ [Birkmann/Fleischhauer 2009:118]. Konkret bedeutet dies, dass bei der Planung 
bzw. bei der Genehmigung von raumwirksamen Plänen und Projekten künftig auch die 
möglichen Auswirkungen von Klimaveränderungen berücksichtigt werden sollen. Diese 
Betrachtungsweise würde es der Stadtplanung ermöglichen, diejenigen Projekte und 
Maßnahmen zu priorisieren, „(…) die unter veränderten Klimabedingungen am ehesten 
dem Leitbild bzw. der Leitvorstellung nachhaltiger Raumentwicklung Rechnung tragen 
und möglichst resilient sind“ [BMVBS 2011: 72]. 
Abb. 2.7 fasst die Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels zu einer resilienten, kli-
magerechten Planung als Resultat klimatischer, sozialer und ökonomischer Entwick-
lungsprozesse grafi sch zusammen. Vor dem Hintergrund der vorliegenden Arbeit ist 
insbesondere die Siedlungswasserwirtschaft zu einem Umdenken und zu einer Anpas-
sung gefordert. Um Lösungsansätze zum Umgang mit Starkregenereignissen und zur 
Bewältigung von Überfl utungen in den Städten entwickeln zu können, bedarf es ei-
ner kritischen Analyse der heutigen Methoden der Stadtentwässerung. Diese sollen im 
folgenden Abschnitt näher betrachtet und bewertet werden, um anschließend daraus 
einen Anpassungs- und Entwicklungsbedarf abzuleiten. 
Notwendigkeit einer klimagerechten Stadtentwicklung
[Eigene Darstellung]
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 2:
 ▪ Städte und Ballungsräume sind aufgrund ihrer Dichte, ihrer Versiegelung und der 
vergleichsweise hohen Schadenspotenziale besonders anfällig gegenüber starkre-
genbedingten Überflutungen.
 ▪ Die Niederschlagsveränderungen sowie veränderte politische und gesetzliche Rah-
menbedingungen erzeugen für die Stadtplanung einen Handlungsbedarf, überflu-
tungsbedingte Schäden und negative Auswirkungen auf Gebäude, Infrastruktur, 
Umwelt und wirtschaftliche Tätigkeiten zu verringern. 
 ▪ Der Mangel an verlässlichen Daten und Prognosen zur kleinräumigen Entwicklung 
von Starkregenereignissen zwingt die Kommunen bei der Anpassung zu einem Han-
deln unter Unsicherheiten.
 ▪ Angesichts der kritischen Haushaltslage in den Kommunen stehen nur wenige Res-
sourcen zur Anpassung an Klimafolgen zur Verfügung. Durch den wirtschaftlichen 
Strukturwandel, die Bevölkerungsrückgänge, die Alterung der Gesellschaft und die 
anhaltende Inanspruchnahme von Siedlungsflächen wird sich die Einnahmesituati-
on noch weiter verschärfen.
 ▪ In der Praxis hat sich bislang das Leitbild der kompakten Stadt etabliert, da durch 
eine gezielte Innenentwicklung die Tragfähigkeit von Infrastrukturen sichergestellt 
und gleichzeitig ein Beitrag zum Klimaschutz bzw. zur Bewältigung von Wachstums- 
und Schrumpfungsprozesse geleistet werden.
 ▪ Die anhaltende Nachverdichtung bzw. Versiegelung von Siedlungsflächen im Rah-
men der Innenentwicklung erhöhen den Oberflächenabfluss sowie das Gefähr-
dungspotenzial für Überflutungsschäden. Gleichzeitig erschwert die intensive 
Raumnutzungskonkurrenz die ausreichende Bereitstellung von Retentionsflächen 
zur Aufnahme von Extremniederschlägen. 
 ▪ Aufgrund teilweise divergierender Ziele des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 
muss das Leitbild der kompakten Stadt um Aspekte der Resilienz und der Anpas-
sungsfähigkeit ergänzt werden, die unter Berücksichtigung der Unsicherheiten da-
rauf abzielen, durch die Schaffung redundanter Systeme den Ausfall einer System-
komponente bewältigen zu können.
 ▪ Ein Leitbild für eine klimawandelgerechte und resiliente Stadtentwicklung muss 
eine hinreichend hohe städtebauliche Dichte, den Erhalt bzw. die Schaffung von 
Freiräumen, ein engmaschiges Infrastrukturnetz und die Vermeidung einer zu ho-
hen Infrastrukturkonzentration anstreben. 
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3 Stand der Entwässerungstechnik
Die Siedlungsentwässerung, also die gezielte „Beseitigung“ des in Siedlungen anfallen-
den Abwassers, bildet neben der Trink- und Brauchwasserversorgung den wichtigsten 
Bestandteil der urbanen Wasserwirtschaft. Im Zuge der Stadtentwicklung erlebte die 
Praxis der Abwasserbeseitigung in den letzten Jahrzehnten einen tiefgreifenden Wan-
del und muss auch in Zukunft neuen Herausforderungen begegnen, die der demogra-
phische und der klimatische Wandel mit sich bringen. Um die daraus entstehenden 
Handlungserfordernisse ableiten zu können, soll im Folgenden die Ausgangslage der 
Siedlungsentwässerung in Deutschland skizziert werden.
3.1 Begriffe
Nach § 54 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes [WHG 2009] vom 31. Juli 2009 umfasst 
der Begriff der Abwasserbeseitigung „das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie das Entwässern von Klär-
schlamm in Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung“.
Den Begriff Abwasser defi niert § 54 Abs. 1 WHG. Danach ist Abwasser „das durch 
häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Ei-
genschaften veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfl ießen-
de Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebau-
ten oder befestigten Flächen gesammelt abfl ießende Wasser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von 
Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten“ [WHG 2009]. Das Schmutzwas-
ser wird häufi g angereichert durch Fremdwasser. Letzteres umfasst „unerwünscht in die 
Kanalisation gelangende Abfl üsse, die durch eindringendes Grundwasser und je nach 
Kanalart unterschiedliche Fehleinleitungen verursacht sein können“ [DWA 2006a: 11].
Die Zusammensetzung des Abwassers ist abhängig von den jeweiligen Wetterbedin-
gungen: Als Trockenwetterabfl uss wird nach DIN EN 752-1 das in der Kanalisation 
vorhandene bzw. in der Kläranlage zu behandelnde, aus Schmutz- und Fremdwasser 
bestehende Abwasser (ohne Niederschlag) bezeichnet, das bei trockenen Wetterbedin-
gungen abfl ießt. Im Falle eines Regenereignisses wird außer dem Trockenwetterabfl uss 
auch Niederschlagswasser in die Kanalisation eingeleitet (Regenabfl uss). In Abhängig-
keit von den in der Atmosphäre gelösten und auf der Oberfl äche mit geschwemmten 
Schadstoffen (z.B. Staub, Ruß, Pollen, Gase etc.) wird dabei zwischen behandlungsbe-
dürftigem Regenwasser, das in Klärbecken oder dezentrale Behandlungsanlagen ab-
geleitet werden muss, und nicht behandlungsbedürftigem Regenwasser, das ortsnah 
in ein Gewässer eingeleitet oder versickert werden kann, unterschieden [vgl. u.a. DWA 
2006a; Gujer 2002]. In diesem Zusammenhang wird zwischen zentraler und dezentraler 
Behandlung unterschieden. Von einer zentralen Regenwasserbehandlung spricht man, 
wenn größere Flächenanteile (z.B. zusammenhängende Kanalnetze) angeschlossen sind 
und somit unterschiedlich verschmutzte Abfl üsse in die Behandlungsanlage einfl ießen. 
Eine dezentrale Regenwasserbehandlung fi ndet dagegen direkt am Ort des Abfl uss-
anfalles statt. Die angeschlossenen Flächen sind in der Regel kleiner (max. 500 – 1000 
m2) und es werden in der Regel keine Abfl üsse unterschiedlicher Verschmutzungsgrade 
vermischt. Dezentrale Behandlungsanlagen werden häufi g zur Reinigung der Abfl üsse 
von Verkehrsfl ächen und Metalldächern verwendet [Welker/Dierschke 2010: 3/1f.].
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3.2 Entwicklung der Stadtentwässerung
Die Stadtentwässerung unterliegt schon seit ihrem Beginn bis heute immer wieder neu-
en externen Einfl üssen, Entwicklungen und Herausforderungen, die eine kontinuierliche 
Anpassung bzw. Weiterentwicklung der Ziele und Methoden erforderlich machten.
3.2.1 Ursprünge der Abwasserbeseitigung
Der Umgang mit Abwasser beschäftigt die Menschheit schon seit jeher. Bereits in den 
Städten der Antike fand man die ersten Entwässerungsanlagen. Im babylonischen 
Raum existierten die ersten unterirdischen Kloaken und Schächte zur Versickerung und 
Ableitung von Regen- und Schmutzwasser. Im pakistanischen Mohenjo Daro fi ndet sich 
die erste Straßenkanalisation. Die römischen Straßen boten dem Regenwasser über ei-
nen lockeren Quadersteinverbund die Möglichkeit zur Versickerung. Gleichzeitig wur-
den durch erhöhte Bordsteine „Retentionsräume“ geschaffen, während Trittsteine die 
Straßenüberquerung ermöglichten (vgl. Abb. 3.1) [Hitzer 1971:67ff.]. Gullis dienten als 
Einläufe in ausgedehnte Kanalsysteme für Schmutz- und Regenwasser, wie man sie bis 
zum Ende des 18. Jahrhunderts nicht mehr fi nden sollte [Geiger / Dreiseitl 1995: 1]. Im 
Mittelalter und in der frühen Neuzeit bildeten „Fäkaliengruben, Ehgräben, Hofplätze, 
Straßenrunsen und Dolen, sowie die natürlichen Gewässer und angelegte Gräben (...) 
das Rückgrat der Abwasser und Abfallentsorgung“ [Pfeiffer 1995: 9 nach Stadtentwäs-
serung Zürich]. Die Folge waren erhebliche Hygieneprobleme, die zahlreiche Epidemien 
und Krankheiten zur Folge hatten.
Erst im Zuge der Industrialisierung wurden die Gefahren von (Schmutz-)Abwasser für 
die Bevölkerung erkannt und es begann die Phase der „konventionellen“ Abwasser-
ableitung nach heutigem Verständnis. Mitte des 19. Jahrhunderts entstanden die ers-
ten modernen Kanalisationssysteme in Deutschland. Das rapide Städtewachstum, die 
Bevölkerungskonzentration, die zunehmende bauliche Verdichtung bzw. Versiegelung 
der Innenstädte sowie die wachsenden hygienischen und sanitären Ansprüche rückten 
die Entwässerung damals immer mehr in den Fokus [Löber 2001]. Es entstand ein Be-
Straßengestaltung zu Entwässerungszwecken in Pompeji 79 v. Chr. 
[Alago 2013; Afnecors 2013]
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wusstsein dafür, dass nicht nur für die Trinkwasserversorgung sondern auch für eine 
ordnungsgemäße Ableitung des Abwassers gesorgt werden musste. Daher wurden die 
deutschen Städte bis zu Beginn des 20. Jahrhunderts weitgehend fl ächendeckend mit 
Kanalsystemen ausgestattet [ATV 1995a 10ff]. Damit folgte die Regenwasserbewirt-
schaftung dem bis heute dominierenden Grundsatz, „die Regenabfl üsse so rasch und 
so vollständig wie möglich aus dem Bereich der Siedlungs- und Verkehrsfl ächen (...) 
abzuleiten“ [Sieker 2013: 474].
3.2.2 Paradigmenwechsel
Seit Mitte der achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts hat im Bereich der Siedlungswas-
serwirtschaft ein Paradigmenwechsel stattgefunden. Anlässlich des zunehmenden öko-
logischen Bewusstseins aber auch aufgrund der Tatsache, dass die Kanalnetzsanierung 
zu einer kontinuierlichen und zunehmend kostenintensiven Aufgabe für die Kommunen 
wurde [ATV 1995a: 9ff.], ist seitdem das Thema der dezentralen Regenwasserbewirt-
schaftung immer mehr in Erscheinung getreten [vgl. Beneke 2003; Löber 2001; Pfeiffer 
1995:10ff.]. Während lange Zeit der Grundsatz verfolgt wurde, in Siedlungen anfal-
lende Niederschläge so schnell wie möglich in die Gewässer abzuleiten, setzt sich mitt-
lerweile in der Praxis langsam eine nachhaltigere und dezentralere Herangehensweise 
durch [Uhl 2004: 172]. In der Vergangenheit stand vor allem die Entsorgungssicher-
heit im Vordergrund. Heute wird dagegen das vorrangige Ziel verfolgt, den natürlichen 
Wasserkreislauf vor Ort zu gewährleisten und dabei so weit wie möglich die Abfl ussver-
hältnisse eines unbebauten Zustandes herzustellen [Sieker et al. 2006:11]. 
Die Hintergründe für den Paradigmenwechsel in der Siedlungsentwässerung sind vor 
allem in den fi nanziellen Engpässen vieler Kommunen (vgl. Kap. 2) sowie in dem wach-
senden Bewusstsein für die ökologische Bedeutung eines natürlichen Wasserkreislaufes 
zu suchen [vgl. z.B. Uhl 2004: 172; Sieker et al. 2006: 11; Kaiser 2006: 126]. Bei einem 
Vergleich der Abfl ussverhältnisse unbebauter und bebauter Flächen bestehen große 
Diskrepanzen, die den natürlichen Wasserkreislauf negativ beeinfl ussen. Im natürlichen 
Wasserkreislauf stehen Verdunstung, Versickerung und oberfl ächiger Abfl uss im Gleich-
gewicht. Der größte Anteil des Niederschlagswassers verdunstet. Die geringere Was-
sermenge, die versickert, trägt zur Grundwasserneubildung bei und nur ein minimaler 
Anteil gelangt bei natürlichen Verhältnissen tatsächlich zum Abfl uss (vgl.Abb. 3.2). Mit 
zunehmender Flächenversiegelung verschiebt sich dieses Verhältnis von Verdunstung, 
Versickerung und oberfl ächigem Abfl uss. Aufgrund der Undurchlässigkeit des Bodens 
verringert sich die Verdunstungsrate enorm und eine Versickerung ist nicht mehr mög-
lich. Das bedeutet, dass der größte Anteil zum Abfl uss gelangt [Hoyer et al. 2011: 9f.; 
Hamacher 1996: 5ff.]. Die Folgen dieser Verschiebung sind vielfältig. Der energiereiche 
Prozess der Verdunstung trägt maßgeblich zur Regulation der Temperatur in Bodennä-
he (Kleinklima) bei. Eine Verringerung der Verdunstungsrate durch zunehmende Ver-
siegelung führt demzufolge zu einem spürbaren Anstieg der Temperaturen (Wärmein-
seleffekt) in versiegelten Bereichen [Kuttler 2011; Hamacher 1996: 6]. Eine geringere 
Versickerungsrate reduziert zum einen die Grundwasserneubildungsrate, was bei einem 
Ungleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung zu ei-
nem Absinken des Grundwasserspiegels führt. Zum anderen hat sie aber auch eine 
geringere Bodenfeuchte zur Folge, so dass wiederum die Verdunstung sinkt, wodurch 
das regionale Klima beeinfl usst wird. Durch die bestehende Regenwasserkanalisation 
wird die Grundwasserneubildung in Deutschland durchschnittlich um ca. 4-5 Prozent 
verringert [Sieker et al. 2006]. 
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Neben den negativen Veränderungen des natürlichen Wasserhaushaltes stellt auch die 
Gewässerverschmutzung durch Mischwasserüberläufe ein sehr großes Problem der 
Siedlungswasserwirtschaft dar. „Dass derzeit rund 50% der Mischwasserabfl üsse bio-
logisch unbehandelt in die Gewässer eingeleitet werden und dass die Überläufe im 
Mittel etwa 50-mal im Jahr anspringen, ist im Vergleich zu dem sonst hohen Niveau 
der deutschen Siedlungswasserwirtschaft nicht länger hinnehmbar“ [Sieker 2013: 484].
3.2.3 Aktuelle Zielsetzungen der Siedlungswasserwirtschaft
Der Paradigmenwechsel im Umgang mit dem Regenwasser lässt sich auch in den Ziel-
formulierungen der aktuell für die Siedlungswasserwirtschaft relevanten Normen und 
Richtlinien ablesen:
Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) der Europäischen Union von 2000 bildet den Ord-
nungsrahmen für den Schutz und die Zustandsverbesserung der Gewässerqualität und 
defi niert dazu allgemeine Qualitätsziele. Gemäß dem zentralen Artikel 4 der WRRL sol-
len sowohl die Schadstoffanteile in den Abfl üssen und im Grundwasser als auch die 
Auswirkungen von Dürren und Hochwasser reduziert werden. Bis 2015 bzw. 2027 soll 
ein guter ökologischer und chemischer Zustand der Oberfl ächengewässer erreicht wer-
den [WRRL 2000; Dumont 2011:27ff] 
Der übergeordneten Zielsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie, die aus der 
Abwasserentsorgung resultierenden Beeinträchtigungen für den natürlichen Lebens-
raum der Gewässer und andere Gewässernutzungen durch eine nachhaltigere Herange-
hensweise zu reduzieren, trägt nunmehr auch das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes 
[WHG] Rechnung [Sommer 2007: 8]. Gemäß § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser 
„ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung 
mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasser-
rechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche 
Belange entgegenstehen“ [WHG 2009].
Auch manche Landeswassergesetze räumen einer dezentralen, naturnahen Regen-
wasserbewirtschaftung einen Vorrang gegenüber dem Anschluss des Niederschlags-
wassers an die öffentliche Abwasseranlage ein. In § 51a des nordrhein-westfälischen 
Wassergesetzes [LWG NW] beispielsweise ist bereits seit 1995 die Zielsetzung verankert, 
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[Eigene Darstellung nach:  NRCS 2013]
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Schutzgüter und Schutzziele der integralen Siedlungsentwässerung
[Eigene Darstellung nach DWA 2006a: 10]
Tab. 3.1  
Entsorgungssicherheit in SiedlungenGewässerschutz
Nutzungssicherung
Sonstige Belange
Schutzgüter Schutzziele
Hygien , Überflutungsschutz, ökologischer Gewässerzustand, chemischer 
Gewässerzustand, Mengenmäßiger Gewässerzustand
Trinkwassergewinnung, Baden, Fischerei, Naherholung, ...
Naturschutz, Bodenschutz, Anlagenschutz, Wohn- und Standortqualität, 
...
Niederschlagswasser von bebauten und befestigten Flächen möglichst ortsnah dem 
natürlichen Wasserkreislauf zuzuführen, wenn es unbelastet ist und die örtlichen und 
hydrogeologischen Bedingungen eine entsprechende Niederschlagswasserbeseitigung 
auf Dauer ermöglichen [Hamacher 1996: 5ff.].
Das DWA-Arbeitsblatt A 100 von 2006 formuliert als „Dachvorschrift“ der untergesetz-
lichen DWA-Regelwerke zur Abwasserentsorgung die Schutzgüter und Schutzziele (vgl. 
Tab. 3.1) der Siedlungsentwässerung und stellt diese in einen Zusammenhang [DWA 
2006b: 9ff.]. „Als übergeordnete Zielsetzung einer integralen Siedlungsentwässerung 
wird die möglichst geringe Beeinträchtigung des lokalen Wasserhaushalts in hydrau-
lischer und stoffl icher Hinsicht durch Aktivitäten und Maßnahmen der Siedlungsent-
wässerung herausgestellt. Die Entsorgungssicherheit, lange Zeit alleinige Zielsetzung, 
muss dieser Vorgabe gerecht werden und gleichzeitig die gleichrangigen Schutzgüter 
Gewässerschutz und Nutzungssicherung (sowie sonstige Belange) angemessen berück-
sichtigen“ [Schmitt 2011a: 90]. Als Bestandteile einer „Entsorgungssicherheit in Sied-
lungen“ werden einerseits die Sicherung der hygienischen Verhältnisse und andererseits 
der Schutz vor Überfl utungen defi niert.
Um den lokalen Wasserhaushalt den rechtlichen und fachlichen Zielsetzungen entspre-
chend zu erhalten und zu schützen, müssen für die Zukunft Entwässerungskonzepte 
und –techniken entwickelt werden, die nachhaltig in der Lage sind ein Gleichgewicht 
zwischen den zum Teil konkurrierenden Zielen des Gewässer- und Überfl utungsschutzes 
herzustellen [Schmitt 2011a: 90]. Zur Beantwortung der Frage, wie diese zukünftigen 
Konzepte aussehen müssten, sollen im Folgenden zunächst die aktuell gängigen Tech-
niken der Siedlungsentwässerung näher betrachtet und bewertet werden.
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3.3 Methoden der Stadtentwässerung
Grundsätzlich lassen sich in der Siedlungswasserwirtschaft zwei Techniken im Umgang 
mit Niederschlagswasser unterscheiden, die konventionelle Abwasserentsorgung und 
die dezentrale naturnahe Regenwasserbewirtschaftung. 
3.3.1 Konventionelle Abwasserentsorgung
Der Großteil der Regenwasserableitung in Deutschland wird heute konventionell über 
Kanalsysteme abgewickelt. 2007 entsprach die Gesamtlänge der öffentlichen Abwas-
serkanäle in Deutschland 540.723 Kilometern [Statistisches Bundesamt 2009a: 20]. Die 
Länge privater Entwässerungsleitungen wird auf ein Zwei- bis Dreifaches dieser Strecke 
geschätzt [Engel 2007: 2]. Das dichte Kanalisationsnetz wird ergänzt durch 24.000 Re-
genüberlaufbecken in Mischsystemen (ca. 15 Mio m³), 18.500 Regenrückhaltebecken 
in Trennsystemen  (ca. 35 Mio m³), 3.200 Regenklärbecken in Trennsystemen (ca. 2,7 
Mio m³) und 21.000 Regenüberläufen in Mischsystemen. Mit dieser umfangreichen In-
frastruktur dürfte Deutschland „der Spitzenreiter unter verglechbaren Ländern weltweit 
sein“ [Sieker 2013: 475]. Mit Bezug auf die Siedlungs- und Verkehrsfl ächen ergibt sich 
eine Kanallänge von 83 Metern pro Hektar, die einwohnerspezifi sche Länge öffentlicher 
Kanäle beträgt 4,4 Meter/Einwohner [ebenda]
Verfahren
Die Siedlungswasserwirtschaft kennt verschiedene Verfahren der konventionellen Ka-
nalentwässerung. Dabei werden vor allem Trenn- und Mischverfahren unterschieden 
(vgl. Abb. 3.3). Im Mischsystem wird das Regenwasser gemeinsam mit dem Schutz-
wasser aus Haushalten und Gewerbebetrieben in einem Kanal abgeführt. Das Trennsys-
tem dagegen sieht die Ableitung in unabhängigen Schmutz- und Regenwasserkanälen 
vor. Die Schmutzwasserleitungen mit geringem Durchmesser liegen dabei in der Regel 
unterhalb der größeren Regenwasserkanäle. An Haupteinleitungsstellen werden auch 
in Trennsystemen vermehrt Anlagen zur Regenwasserbehandlung angeordnet [Engel 
2007: 2].
Während die auf Dächern und versiegelten Oberfl ächen gesammelten Niederschläge im 
Trennsystem in der Regel direkt in ein Gewässer eingeleitet werden, gelangt das Wasser 
im Mischsystem zunächst in die Kläranlage, bevor es dann gereinigt in den Vorfl uter ge-
lenkt wird. Bei außergewöhnlichen Starkregenereignissen werden jedoch auch Anteile 
des Schmutzwassers über Entlastungsbauwerke zurückgehalten bzw. ungereinigt in die 
Gewässer geleitet. [Imhoff et al. 2009: 11ff; Gujer 2002: 196ff.] In einem modifi zierten 
Verfahren der Abwasserbeseitigung im Trennsystem werden das Schmutzwasser und 
das behandlungsbedürftige Niederschlagswasser (z.B. von stark befahrenen Straßen) in 
Techniken der konventionellen Siedlungsentwässerung
[Eigene Darstellung]
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separaten Kanälen abgeleitet und die nicht behandlungsbedürftigen Abwässer vor Ort 
versickert oder in ein Gewässer geleitet [DWA 2006: 10].
2007 bestand das Kanalnetz in Deutschland zu 44 Prozent aus Mischwasserkanälen, 
weitere 35 Prozent fi elen auf Schmutzwasser - und 21 Prozent auf Regenwasserkanä-
le [Statistisches Bundesamt 2009a: 20]. Insbesondere in älteren Stadtteilen herrschen 
Mischsysteme vor, während in Neubaugebieten vorwiegend Trennsysteme gewählt wer-
den, sofern dies möglich bzw. ökonomisch sinnvoll ist [Gujer 2002:226]. 
Bemessung und Dimensionierung
Die aktuell gängigen Normen für die Dimensionierung von Regen- und Mischwasserka-
nälen stellen die DIN EN 752 [Europäische Union 2008] und das daraus abgeleitete Ar-
beitsblatt A 118 (Hydraulische Bemessung und Nachweis von Entwässerungssystemen) 
der DWA von 2006 dar [LANUV 2013: 41]. 
Der Anwendungsbereich dieser Normen beschränkt sich „von dem Punkt an, wo das 
Abwasser das Gebäude bzw. die Dachentwässerung verlässt oder in einen Straßenablauf 
fl ießt bis zu dem Punkt, wo das Abwasser in eine Behandlungsanlage oder in ein Ge-
wässer eingeleitet wird“ [DWA 2006: 6]. Für die Bemessung von Rückhalteräumen und 
Regenentlastungsbauwerken gelten die Arbeitsblätter DWA-A-117 bzw. DWA-A-128. 
Die EN 752 und die A 118 haben das Ziel, den Überfl utungsschutz von Kanalsystemen 
in den Mitgliedsländern langfristig zu harmonisieren. Bei der Dimensionierung von Ka-
nalnetzen sollen gemäß A118 drei Zielsetzungen verfolgt werden [DWA 2006: 9]:
1. Erhaltung der hygienischen Verhältnisse
2. Vermeidung von Überfl utungsschäden
3. Weitgehend wetterunabhängige Nutzbarkeit der Siedlungsfl ächen 
Sämtliche Bemessungsregelungen zielen auf die Sicherstellung eines einheitlichen „Ent-
wässerungskomforts“ [Nichler et al. 2011: 57/1]. Da ein absoluter Schutz vor Überfl u-
tungen aus ökonomischen Gründen nicht gewährleistet werden kann, fordert die DWA-
A-100 die Defi nition von „Zielgrößen für einen angemessenen Entwässerungskomfort“ 
[DWA 2006a: 13]. Als Nachweiskriterium für diesen „Komfort“ werden in Deutschland 
die Häufi gkeiten von Überfl utungen und Überstauungen im Kanalnetz herangezogen. 
Für unterschiedliche Örtlichkeiten im Siedlungszusammenhang werden differenzierte 
Anforderungen formuliert. Dabei wird grob nach der Art der städtebaulichen Nutzun-
gen und Gegebenheiten (ländliche Gebiete, Wohngebiete, Stadtzentren, Industrie- und 
Gewerbegebiete) unterschieden [DWA 2008: 974]. Aufgrund ihrer erhöhten Sensitivität 
gegenüber Überfl utungen werden darüber hinaus spezielle Ansprüche an unterirdische 
Verkehrsanlagen und an Unterführungen gestellt [DWA 2006].
Die DIN EN 752 empfi ehlt für die unterschiedlichen Gebietstypen maximale Häufi gkei-
ten von Bemessungsregen und Überfl utungen bei neuen Entwässerungsnetzen (vgl. 
Tab. 3.2). So soll beispielsweise für die Planung und Dimensionierung eines Kanales in 
einem Wohngebiet ein ortstypischer zweijährlicher Bemessungsregen (nach KOSTRA-
Atlas des DWD, s.o.) angesetzt werden und nur eine Überfl utung alle 20 Jahre zulässig 
sein. Da sich die tatsächliche Häufi gkeit von Überfl utungsereignissen modelltechnisch 
aufwändig und häufi g nur anhand der lokalen Verhältnisse und Erfahrungen abschät-
zen lässt, spielt die Betrachtung der Überstauhäufi gkeit als Zielgröße in der Praxis der 
Siedlungswasserwirtschaft eine größere Rolle. Dabei wird der Fall betrachtet, dass das 
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Wasser im Kanal die Geländeoberkante (Rückstauebene) erreicht [DWA 2008: 974]. Die 
Summe der Überstauereignisse in einem Entwässerungsnetz kann anhand lokaler Re-
genschreiberauswertungen der Vergangenheit rechnerisch angemessen nachgewiesen 
werden. Für ein Wohngebiet empfi ehlt die DWA-A118 bei der Neuplanung oder Sanie-
rung eines Kanals maximal ein Überstauereignis in drei Jahren, in Stadtzentren und Ge-
werbegebieten sollte es aufgrund des höheren Schadenspotenzials seltener als einmal 
in fünf Jahren zu einem Erreichen der Rückstauebene kommen. Noch strikter sind die 
Empfehlungen für unterirdische Infrastrukturen, die eine zulässige Überstauhäufi gkeit 
von weniger als 1 in 10 Jahren anstreben [DWA 2006: 14f.].
Sowohl die europäische Norm DIN EN 752-2 als auch das DWA-Regelwerk zur Be-
messung von Entwässerungssystemen weisen eindeutig darauf hin, dass in Ergänzung 
des rechnerischen Überstaunachweises die örtlichen Gegebenheiten (z.B. Geländehö-
hen), das ortsspezifi sche Niederschlags- und Abfl ussverhalten sowie das am Standort 
vorhandene Schadenspotenzial bei der Bemessung zu berücksichtigen sind [LANUV 
2013:42f.]. Auch Maßnahmen zum Regenwasserrückhalt und zum lokalen Überfl u-
tungsschutz sind in die Betrachtung einzuschließen, da sie erheblichen Einfl uss auf das 
örtliche Abfl ussgeschehen haben können [DWA 2006]. Je nach den ortsspezifi schen 
Gegebenheiten ergibt sich somit „ein Spielraum für die im konkreten Anwendungsfall 
tätigen Fachleute“ sowie eine Rechtfertigung für „begründete Abweichungen im Ein-
zelfall“ [ATV-DVWK 2004].
Die Vorgaben der EN 752 und ATV-A 118 beziehen sich in erster Linie auf Neuplanun-
gen und es lässt sich aus diesen Normen keine zwangsläufi ge Verpfl ichtung zur Nach-
rechnung von Bestandsystemen ableiten [ATV-DVWK 2004: 69]. Für die Bewertung der 
hydraulischen Leistungsfähigkeit von Bestandssystemen hat die ATV Arbeitsgruppe ES-
2.1 in einem Arbeitsbericht Werte festgelegt, die unterhalb der Forderungen für die 
Neuplanung liegen [ebenda].
Nach Sieker [2013] werden die in den genannten Regelwerken bezifferten zulässigen 
Überstauhäufi gkeiten in den deutschen Kanalisationen heute überwiegend eingehal-
ten. Das Problem der Überlastungen liegt seiner Meinung nach vielmehr in der lokal 
ungleichmäßig verteilten hydraulischen Leistungsfähigkeit einzelner Netzabschnitte. 
Letztere Tatsache ist jedoch weniger das Resultat fehlerhafter Querschnittsbemessung 
oder nachträglicher Erweiterungen der Einzugsgebiete. Stattdessen sind viele Überlas-
tungen im Kanalnetz auf die „schleichende Zunahme“ der Versiegelung innerhalb des 
Siedlungsbestandes zurückzuführen und können durch dezentrale Bewirtschaftungs-
maßnahmen zum Teil reduziert werden [Sieker 2013: 477].
Stadtzentren, Industrie- 
und Gewerbegebiete
Unterführungen
1 in 5 
(ohne Überflutungsprüfung)
1 in 10
seltener als 
1 in 5
seltener als 1 in 10 1 in 50 1 in 5
Ort
Ländliche Gebiete
1 Für Bemessungsregen dürfen keine Überlastungen auftreten
Wohngebiete
Häufigkeit der 
Bemessungsregen1
Überstauhäufigkeit Überflutungs-
häufigkeit
Ergänzungen der 
DWA AG ES 2.1 zu Über-
stauhäufigkeiten im Bestand
1 in 1
[1/a]
1 in 2
1 in 2
[1/a]
1 in 3
1 in 10
[1/a]
1 in 20
[1/a]
1 in 3
1 in 2
1 in 30
Maßgebende Überstauhäufi gkeiten je Jahr nach DWA A118
[Eigene Darstellung nach KlimaNet 2010: 109]
Tab. 3.2  
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3.3.2 Dezentrale naturnahe Regenwasserbewirtschaftung
Eine dezentrale, naturnahe Regenwasserbewirtschaftung verfolgt das Ziel, die Nieder-
schläge grundsätzlich dort, wo sie anfallen, zu erfassen und (soweit möglich) vor Ort 
durch geeignete Entwässerungsanlagen wieder dem natürlichen Wasserkreislauf zuzu-
führen [Beneke 2004: 20f.]. Um dieser Zielsetzung gerecht zu werden, ist die Entwäs-
serungspraxis in den letzten Jahrzehnten dazu übergegangen, statt der Ableitung der 
Niederschläge über ein Kanalsystem zunächst nach ortsnahen Lösungen zur Versicke-
rung, Verdunstung, Nutzung sowie zur Speicherung und gedrosselten Ableitung von 
Regenwasser zu suchen. Damit einhergehend wurden mancherorts die Entsiegelung 
sowie die Abkopplung abfl usswirksamer Flächen vom Kanalnetz vorangetrieben, um 
Abfl ussspitzen in Gewässern zu vermeiden und dem Ziel eines natürlichen hydrologi-
schen Kreislaufs möglichst nahe zu kommen.
Die neuen Standards der dezentralen Regenwasserbewirtschaftung haben sich inzwi-
schen vielerorts durchgesetzt und wieder eine Erhöhung der Grundwasserstände er-
möglicht [Kotzke et al. 2011:3]. Während der Großteil der Entwässerung in Deutschland 
nach wie vor über das vorhandene Kanalnetz erfolgt, hat die dezentrale Bewirtschaf-
tung von Regenwasser zumindest bei der Neuerschließung städtischer Gebiete die kon-
ventionellen Verfahren mit vollständiger und möglichst schneller Ableitung des Regen-
wassers weitestgehend abgelöst [Sieker 2013: 477].
Verfahren 
Grundsätzlich lassen sich in der dezentralen naturnahen Regenwasserbewirtschaftung 
solche Maßnahmen unterscheiden, die eine ortsnahe Versickerung der Niederschläge in 
den Boden unterstützen, und solche, die auf eine Minimierung der versiegelten Fläche 
abzielen. Darüber hinaus bestehen Maßnahmen, die die Ziele der Retention und der 
Nutzung von Regenwasser verfolgen.
 ▪ Versickerung: Die Versickerung bildet den wesentlichsten Baustein der naturnahen 
dezentralen Regenwasserbewirtschaftung. Das Niederschlasgwasser von befestigten 
Flächen wird dabei über offene oder geschlossene Rinnen einer Versickerungsanlage 
zugeführt. So kann ein erheblicher Beitrag zur Reduzierung der Niederschlagsablei-
tung in den Kanal und somit eine Verbesserung der Entwässerungssituation erzielt 
sowie darüberhinaus die Aufenthaltsqualität in Stadtquartieren erhöht werden [Kai-
ser 2006: 128]. Eine Versickerung ist in Abhängigkeit der Versickerungsfähigkeit 
des Bodens und den jeweiligen Qualitätsanforderungen in vielfältiger Form über 
Flächen, Mulden, Rigolen, Mulden-Rigolen-Kombinationen und über Schächte mög-
lich [vgl. z.B. BSU 2006; Hamacher 1996; Geiger/Dreiseitl 1995]. Das wichtigste 
Merkmal zur Unterscheidung der verschiedenen Verfahren ist dabei die Nutzung 
bzw. die Umgehung der belebten Bodenzone sowie die Höhe des Flächenbedarfes 
(vgl. Abb 3.4). Für Versickerungsanlagen werden nämlich Freifl ächen benötigt, die 
inbesondere in bebauten Gebieten nicht immer in ausreichender Zahl zur Verfügung 
stehen [vgl. BSU 2006:28; DWA 2005: 24ff.]. 
 ▪ Minimierung der Versiegelung: Ist eine Versickerung aufgrund der Gegebenheiten 
vor Ort nicht möglich, bildet der Rückbau bzw. die (teilweise) Entsiegelung wasser-
undurchlässiger Flächen (z.B. Stellplätze, Spielfl ächen, Zufahrten, Terrassen, Hoffl ä-
chen) eine effi ziente Maßnahme zur Minimierung des in die Kanalisation abfl ießen-
den Niederschlagwassers. Sofern sichergestellt ist, dass durch die Nutzung an der 
Oberfl äche keine Schadstoffe (ungereinigt) in den Untergrund gelangen, können 
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wasserdurchlässige Flächenbefestigungen eingesetzt werden, die eine (teilweise) 
Versickerung des anfallenden Regenwassers an Ort und Stelle ermöglichen. Das 
Spektrum der Einsatzmöglichkeiten reicht von Schotterrasen über Rasengittersteine 
bis hin zu Rasenfugen- oder Porenpfl aster mit jeweils unterschiedlichen Abfl uss-
beiwerten [vgl. z.B. BSU 2006: 22ff.]. Das auf versiegelten Dachfl ächen anfallende 
Niederschlagswasser kann durch Dachbegrünungen gebremst werden. Je nach Di-
cke des Substrataufbaus (extensive oder intensive Dachbegrünung) können bis zu 
70 % eines normalen, auf dem Dach anfallenden Regens zurückgehalten werden 
und tragen somit nicht zum direkten Abfl uss in den Kanal bei. Bei der Auswahl der 
Begrünung ist auf das lokale Klima, die Dachneigung (max. 40° Neigung) und auf 
die Dachkonstruktion zu achten. Gründächer können neben ihrer wasserwirtschaft-
lichen Funktion städtebauliche Akzente setzen, zur Gebäudedämmung beitragen, 
Schadstoffe reduzieren und sich durch Temperatur und Feuchtigkeitsausgleich auch 
regulierend auf das Kleinklima auswirken [vgl. ebenda: 23]
 ▪ Retention: Eine weitere Möglichkeit, das Kanalnetz bei Niederschlagsspitzen dezen-
tral zu entlasten, bildet der Einsatz von Retentionsspeichern oder Retentionsboden-
fi ltern. Dabei wird (überschüssiges) Regenwasser in Schachtbauwerken, in Reten-
tionsbecken, -gräben oder -teichen und in Bodenfi lteranlagen (z.B. bei belasteten 
Straßenabfl üssen) gesammelt und gedrosselt an die Kanalisation oder ein Gewässer 
abgegeben. Die Einrichtung derartiger Anlagen ist sehr kostspielig und z.T. sehr fl ä-
chenintensiv. Sie werden daher in der Regel nur gewählt, wenn andere Maßnahmen 
zur dezentralen Regenwasserbewirtschaftung nicht möglich sind [vgl. BSU 2006: 
42ff.]
 ▪ Regenwassernutzung: Alternativ oder ergänzend zu den bisher genannten Metho-
den der dezentralen Abfl ussreduzierung bietet sich die Möglichkeit, das auf Grund-
stücks- und Dachfl ächen anfallende Regenwasser in Tanks oder Zisternen zu sam-
meln und für verschiedene Zwecke im Haushalt, Garten oder Betrieb zu nutzen. An 
Systemkomponenten - Einsatzmöglichkeiten von Versickerungsanlagen
[Eigene Darstellung nach BSU 2006: 29, nach DWA 2005]
Abb. 3.4  
Versickerung Speicherung Ableitung
Flächenversickerung
Muldenversickerung
Mulden-Rigolen-Versickerung
Mulden-Rigolen-System
Rohr-/Rigolenversickerung
Beckenversickerung
Schachtversickerung
< hoch niedrig >Versickerungsfähigkeit des Untergrundes
<
 n
ie
dr
ig
ho
ch
 >
Fl
äc
h
en
b
ed
ar
f
69Stand der Entwässerungstechnik
derartige Anlagen zum teilweisen Ersatz von Trinkwasser durch gesammeltes Regen-
wasser werden hohe Sicherheitsanforderungen gestellt und sie sind in der Regel sehr 
wartungsintensiv. Das Rückhaltepotenzial bei starken Regenereignissen ist begrenzt. 
Bei gefüllter Zisterne wird das Niederschlagswasser mittels eines Überlaufes in eine 
Versickerungsanlage oder in den nächstgelegenen Vorfl uter abgeleitet.  
Bemessung und Dimensionierung
Hinweise zur Planung, zum Bau und zum Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Regenwasser fi nden sich im Arbeitsblatt DWA-A 138 [DWA 2005]. Das Arbeitsblatt 
gilt für alle Niederschlagsabfl üsse, die auf durchlässig und undurchlässig befestigten 
Flächen anfallen (Straßen-, Dach-, Hof- und Terrassenfl ächen). Obwohl Aspekte des 
Boden- und Gewässerschutzes und des natürlichen Wasserhaushaltes in den Planungs-
grundsätzen dieses Arbeitsblattes an erster Stelle stehen, wird in der Versickerung des 
Niederschlagswassers auch die Chance gesehen, Engpässe im Kanalnetz zu umgehen 
und die Überfl utungssicherheit zu erhöhen [DWA 2005: 7].
Allerdings wird auch darauf hingewiesen, dass Versickerung nicht überall gleich mög-
lich ist, sondern jeweils von der Versickerungsfähigkeit vor Ort sowie von zu erwarten-
den Beschaffenheit (Belastungsgrad) des Oberfl ächenabfl usses abhängt. Auch aus der 
Sicht des Überfl utungsschutzes sind der Versickerung gewisse Grenzen gesetzt. So sind 
beim nachträglichen Einbau von Versickerungsanlagen in bestehenden Stadtgebieten 
vorab die potenziellen Auswirkungen auf den Grundwasserstand zu prüfen und bei der 
Planung zu berücksichtigen. Ferner dürfen von Versickerungsanlagen keine Schäden an 
Gebäuden und unterirdischen Anlagen entstehen. Das Arbeitsblatt benennt dafür Min-
destabstände für Versickerungsanlagen von Gebäuden und Grenzen [DWA 2005: 19].
Die Bemessung von Versickerungsanlagen erfolgt auf Grundlage des DWA-Arbeitsblat-
tes A117 „Bemessung von Regenrückhalteräumen“ [DWA 2006b]. Dieses sieht zwei 
unterschiedliche Berechnungsansätze vor:
 ▪ einfaches Bemessungsverfahren anhand statistischer Niederschlagsdaten: Dabei 
gelten (in Übereinstimmung mit der DIN EN 752, siehe oben) die folgenden Bedin-
gungen: Das Einzugsgebiet darf maximal 200 Hektar groß sein und die Fließzeit bis 
zur Anlage maximal 15 Minuten betragen. Die zulässige Übersschreitungshäufi gkeit 
beträgt n ≥ 0,1/a, die spezifi sche Versickerungsrate beträgt bezogen auf die un-
durchlässige Fläche  ≥ 2 Liter/(s•ha). [DWA 2006b: 15]
 ▪ Leistungsfähigkeitsnachweis mit Hilfe von Langzeitabfl usssimulationen: Dabei wer-
den die Komponenten Abfl ussbildung, Abfl usskonzentration, Fließzeiten, wasser-
standsabhängige Versickerungsrate und Speicherprozesse im Boden betrachtet.  Für 
dezentrale Versickerungsanlagen gilt unter Berücksichtigung des lokalen Gefähr-
dungspotenzials eine fünfjährliche, bei zentralen eine zehnjährliche Häufi gkeit als 
die Regel [DWA 2005: 22f.]. Eine Einstauzeit von 24 Stunden sollte zudem nicht 
überschritten werden [ebenda].
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3.4 Zukünftige Anpassungserfordernisse in der 
Siedlungswasserwirtschaft
Die fl ächendeckende Ausstattung der Städte mit Kanalisationssystemen hat einen 
„Entwässerungskomfort“ entstehen lassen, „der von den Bürgern heute wie selbstver-
ständlich eingefordert wird und daher auch inzwischen weitgehend durch Urteile der 
Gerichte rechtlich abgesichert ist“ [Sieker et al. 2006: 59]. Allerdings hat diese Ent-
wicklung auch dazu geführt, dass vielerorts die Grundwasserneubildung abgenommen 
hat und sich sowohl die Niedrig- als auch die Hochwasserabfl üsse deutlich erhöht ha-
ben. Gleichzeitig hat der regelmäßige Überlauf von Mischwasserabfl üssen in starkem 
Maße die Gewässerqualität beeinträchtigt [Sieker 2013: 474ff.]. Diese Erkenntnis hat 
in den letzten Jahrzehnten zu einem Umdenken in der Entwässerungspraxis geführt 
und das Konzept einer dezentralen naturnahen Regenwasserbewirtschaftung in den 
Vordergrund gerückt. Es steht mittlerweile ein breites Spektrum an unterschiedlichen 
dezentralen Maßnahmen zur Abfl ussvermeidung, Versickerung, offenen Ableitung 
und Regenwassernutzung zur Verfügung, das den Zielen des Gewässerschutzes sowie 
der Erhaltung von Vegetation und Flächendurchlässigkeit entgegenkommt [vgl. z.B. 
Schmitt 2011a: 91f.; Kaiser 2006]. 
Der Einsatz dezentraler und naturnaher Methoden stellt jedoch keineswegs ein Allheil-
mittel dar. Realistisch betrachtet sind heute nahezu alle Siedlungsfl ächen in Deutschland 
mit Kanalsystemen erschlossen und der Neubau stellt im Gegensatz zur Sanierung eine 
untergeordnete Aufgabe dar [Engel 2007: 2]. Eine vollständige Ablösung der vorhande-
nen Infrastruktur durch reine dezentrale Regenwasserbewirtschaftung wäre daher nicht 
zielführend. Es wird vielmehr darum gehen an geeigneten Standorten im Siedlungsbe-
stand anlässlich von Sanierungsmaßnahmen die Entwässerung sukzessive auf dezent-
ralere, nachhaltige Systeme umzustellen. Auf längere Sicht wird es ein Nebeneinander 
von konventionellen Ableitungssystemen und naturnaher Regenwasserbewirtschaftung 
vor Ort geben. Auch in Neubaugebieten wird auch in Zukunft oft ein Ableitungssys-
tem erforderlich sein. Häufi g ist die Verschmutzung der Oberfl ächenabfl üsse zu stark, 
um diese ungereinigt dem Wasserkreislauf zuführen zu können [vgl. Helmreich 2010]. 
Zudem stoßen auch dezentrale Regenbewirtschaftungsanlagen bei besonders starken 
Niederschlägen an ihre Leistungsgrenzen, so dass ein Kanalnetz erforderlich ist, um eine 
schadfreie Ableitung im Sinne des Überfl utungsschutzes zu garantieren. 
3.4.1 Herausforderung Klimawandel
Vor dem Hintergrund des Klimawandels und der Zunahme von Extremniederschlägen 
und Überfl utungsschäden wird sich die Notwendigkeit sich ergänzender Systeme noch 
vergrößern. Die aktuellen Diskussionen über den siedlungswasserwirtschaftlichen Um-
gang mit Klimafolgen und die Gewährleistung einer Entsorgungssicherheit sollten „An-
stoß geben für eine stärkere Risikobetrachtung in Ergänzung der starren Vorgaben von 
Bemessungs-, Überstau- und Überfl utungshäufi gkeiten, die allzu leicht als „Sicherheit 
vor Überfl utungen“ verstanden werden [Schmitt 2011a: 90].
Lange Zeit wurde die Lösung für den Schutz vor Überfl utungen im urbanen Raum in 
technischen Maßnahmen wie dem Bau von Regenrückhalte-, Klär- oder Mischwasser-
entlastungsbecken gesehen. Allerdings ist die Errichtung derartiger Anlagen mit einem 
hohen Platz- und Kapitalbedarf verbunden und stößt im Falle eines außergewöhnlichen 
Starkregenereignisses schnell an Ihre Leistungsgrenzen [Sieker et al. 2006: 59f.]. Dies 
zwingt die Siedlungswasserwirtschaft über Alternativen nachzudenken. Sowohl die 
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konventionelle Ableitung als auch die dezentrale Regenwasserbewirtschaftung müssen 
das Ziel erfüllen, Siedlungen und die hier zu fi ndenden hohen Sachwerte angemessen 
vor Überfl utungen zu schützen. Dieser Schutz muss darüber hinaus mit dem Erhalt des 
lokalen Wasserhaushaltes und der Gewässergüte in Einklang gebracht werden. Bisher 
wurde in der Praxis von einer ausreichenden Überfl utungssicherheit ausgegangen, da 
die gängigen Berechnungsverfahren nach DIN EN 752-2 und DWA A 118 das jeweili-
ge Gefährdungspotenzial von Überfl utungen berücksichtigen und durch die Annahme 
bestimmter Regenhäufi gkeiten ausreichend Sicherheit beinhalteten. Wenn jedoch die 
Klimaprognosen Recht behalten und es tatsächlich zu einer Zunahme der Intensität und 
Dauer von Starkregenereignissen kommen sollte, so würde auch die Überfl utungshäu-
fi gkeit zunehmen. Um diese zu bewältigen bedarf es zukünftig neuer Konzepte, die 
über die bisherigen Ansätze und Bemessungsansätze der Regenwasserbewirtschaftung 
hinaus gehen [vgl. z.B. KlimaNet 2010; Schmitt  2011 a-c; DWA 2010].
Als ein erster Schritt in diese Richtung ist die derzeit geplante Ergänzung des Arbeitsblat-
tes 118 durch das sich in der Erarbeitung befi ndliche Merkblatt DWA M 119 „Gefähr-
dungsanalyse zur Überfl utungsvorsorge kommunaler Entwässerungssysteme“ [Schmitt 
2013] zu sehen. Ziel dieses Merkblattes ist es, Empfehlungen zur Durchführung einer 
systematischen, im Detaillierungsgrad abgestuften Gefährdungsanalyse zur kommuna-
len Überfl utungsvorsorge zu geben und methodische Ansätze für ein Risikomanage-
ment in Bezug auf die kommunalen Entwässerungssysteme aufzuzeigen. Darüber hi-
naus soll in dieses Merkblatt ein Katalog effi zienter, ortsbezogener und wirtschaftlich 
vertretbarer Schutzmaßnahmen integriert werden [ebenda].
3.4.2 Klimafaktoren
Vor dem Hintergrund der prognostizierten Niederschlagsveränderungen stellt sich zu-
nächst die Frage, ob eine regionale Variation vorhandener Bemessungsniederschläge, 
zum Beispiel über feste Faktoren, eine geeignete Strategie wäre, die den neuen Heraus-
forderungen gerecht würde. In Dänemark beispielweise ist dieser Weg gewählt wor-
den und der Klimawandel wird bei der Bemessung kommunaler Entwässerungssysteme 
und bei der Bewertung der Überfl utungssicherheit berücksichtigt. Arnbjerg und Nielsen 
[2005] stellten bei einer Analyse von Regenreihen aus den vergangenen 20 Jahren an 41 
Messpunkten in Dänemark fest, dass sowohl die Häufi gkeit als auch die Intensität von 
zehnminütigen Regenereignissen angestiegen ist. Grum et al. [2005] prognostizieren 
eine Halbierung der Jährlichkeit typischer Bemessungsereignisse. 
Dieser Trend ist nicht landesweit einheitlich, dennoch wird darauf hingewiesen, dass 
die bestehenden Bemessungswerte nicht mehr zur Dimensionierung der Abwasserab-
leitungssysteme genutzt werden sollten [Benden/Siekmann 2009a: 40]. Auf Basis Ihrer 
Ergebnisse von 2005 ermittelten Arnbjerg-Nielsen [2008] und Larsen et al. [2008] Kli-
mafaktoren für Dänemark, die für eine angepasste Bemessung von Entwässerungssyste-
men angewendet werden können. Durch eine Extrapolation vergangener Veränderun-
gen in die Zukunft wurden für unterschiedliche Regendauern und Wiederkehrperioden 
Steigerungsfaktoren (vgl. Tab. 3.3) gebildet [Krebs et al. 2010: 56/2]. 
Tab. 3.3  Steigerungsfaktoren für Extremniederschläge zur Dimensionierung von Kanälen in Dänemark (Zeithorizont 100 Jahre)
[Krebs et al. 2010: 56/3, nach Arnbjerg-Nielsen 2008]
Steigerungsfaktoren und Wiederkehrperioden
Steigerungsfaktor
Wiederkehrperiode 2a 10a 100a
1,2 1,3 1,4
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Die Klimafaktoren steigen dabei mit zunehmender Vergrößerung der betrachteten Wie-
derkehrperiode des Ereignisses an. Für Bemessungsregen mit statistischen Wiederkehr-
perioden von 2 Jahren wird ein Klimafaktor von 1,2 berechnet, für selten auftretende 
Ereignisse (Wiederkehrzeit 100 Jahre) wird ein Faktor von 1,4 veranschlagt [Arnbjerg-
Nielsen 2008]. Die durchgeführten Studien führten inzwischen in Dänemark zu einer 
regional differenzierten Einführung dieser Faktoren in die Bemessungspraxis [ebenda; 
Benden/Siekmann 2009a: 40]. 
In Deutschland werden vergleichbare Faktoren bisher nur bei der Bemessung von 
Hochwasserdeichen an den großen deutschen Flussläufen in den südlichen Bundeslän-
dern angewendet. In Baden-Württemberg wurde die Berücksichtigung des „Lastfalls 
Klimawandel“ landesweit auf eine einheitliche Basis gestellt, indem bei Hochwasser-
schutzmaßnahmen je nach Wiederkehrzeit für insgesamt 5 Regionen unterschiedliche 
Klimaänderungsfaktoren veranschlagt wurden [Hennegriff/Kolokotronis 2007: 31ff.; 
Hennegriff et al. 2006]. In Bayern wurde ein pauschaler Klimafaktor von 1,15 für ein 
HQ100 eingeführt, der in begründeten Fällen regional modifi ziert werden kann [Grüne-
wald/Schanze 2011:49].
Eine Betrachtung der aktuellen Normen zur Siedlungsentwässerung verdeutlicht, dass 
verbindliche Empfehlungen, Klimafaktoren auch bei der Bemessung und für den Nach-
weis von Kanalsystemen und dezentralen Anlagen der Regenwasserbewirtschaftung 
anzusetzen, in Deutschland bisher nicht existieren. Das deutsche Wasserhaushaltgesetz 
verlangt in § 6 (1) Nr. 5 lediglich, dass den möglichen Folgen des Klimawandels vorzu-
beugen ist [WHG 2009], ohne genauere Angaben zur Umsetzung zu machen. Trotz-
dem fordern die derzeitig geltenden Richtlinien für Anlagen der Siedlungsentwässerung 
bisher keine expliziten Maßnahmen oder Zuschläge zur Anpassung der Infrastrukturen 
an die klimatischen Veränderungen. Einzige Ausnahme stellt das Land Bayern dar. Hier 
hat das Landesamt für Umwelt [2009: 1f.] in einem 2009 erschienenen Merkblatt Hin-
weise zur möglichen Anpassung der Entwässerungssysteme an den Klimawandel for-
muliert. Allerdings handelt es sich hierbei nur um unverbindliche Empfehlungen für sol-
che Kommunen, die aus „Vorsorgegründen“ trotz aller Unsicherheiten die rechnerische 
Häufi gkeit der Bemessungsregen herabsetzen möchten. Dazu wurden, in Abweichung 
vom Arbeitsblatt DWA-A 118, die ermittelten Spitzenabfl üsse in Bayern mit Hilfe der 
KOSTRA-Auswertungen um Werte zwischen 10 und 40 Prozent erhöht (vgl. Tab.3.4). 
Die Höhe der vorgeschlagenen Zuschläge ist jeweils abhängig von Wiederkehrzeit, Re-
gendauer und Region [ebenda:2].
Anders als in Dänemark, beschränkt man sich in der Praxis auf die Einhaltung der ge-
setzlichen Vorgaben und geht in der Regel von den üblichen Dimensionierungsmaß-
stäben gemäß der DIN EN 752-2 und DWA A 118 aus. Dies ist in erster Linie auf die 
Tab. 3.4  
Häufigkeiten nach DWA-
A 118 
(1-mal in „n“ Jahren)
1 in 1
Empfohlene herabgesetzte
Häufigkeiten
(1-mal in „n“ Jahren)
Erhöhung der 
Bemessungsregenspenden
(nach KOSTRA-DWD 2000)
1 in 2
1 in 3
1 in 5
1 in 10
1 in 2
1 in 3
1 in 5
1 in 10
1 in 20
22 bis 40 %
10 bis 19 %
12 bis 21 %
14 bis 23 %
12 bis 19 %
Empfohlene Häufi gkeiten als mögliche Vorsorge für Auswirkungen des Klimawandels
[Eigene Darstellung nach Bayrisches Landesamt für Umwelt 2009]
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Tatsache zurückzuführen, dass derzeit für kleinräumige Starkregenzellen keine zuverläs-
sigen Projektionen vorliegen und sich bisher keine statistisch signifi kante Häufung sol-
cher Ereignisse festellen lässt [Schmitt 2011b: 7]. In Anbetracht dieser Ungewissheiten 
und auch vor dem Hintergrund begrenzter fi nanzieller Ressourcen für infrastrukturelle 
Anpassungsmaßnahmen (vgl. Kap. 2) kann eine statische Erhöhung von Bemessungs-
werten für die Anpassung der Siedlungswasserwirtschaft den Folgen des Klimawandels 
auch nicht gerecht werden. Solange keine eindeutigen Belege für eine statistisch signi-
fi kante Zunahme der Häufi gkeit und der Intensität von Extremniederschlägen in wasser-
wirtschaftlich relevanten Dauerstufen (bis maximal 4 Stunden) vorliegen [LANUV 2010], 
lassen sich keine übertragbaren und allgemein für die Siedlungsentwässerung gültigen 
Tendenzen und Zuschläge ableiten [DWA 2008; Schmitt 2011b]. Mit einer pauschalen 
Erhöhung der Bemessungsabfl üsse würde die damit gewonnene Erhöhung der Über-
fl utungssicherheit deutlich überschätzt. Die Anwendung verbindlicher Klimafaktoren 
erscheint „(…) derzeit für den Bereich der Entwässerungsplanung im urbanen Raum 
nicht zielführend und würde Planern, Betreibern und der Bevölkerung in erster Linie eine 
falsche Sicherheit vortäuschen“ [Pecher/Hoppe 2011: 124].
3.4.3 Anpassungsbedarf in der Stadtentwässerung
Die Zunahme extremer Niederschläge und daraus resultierender Überstauungen des 
Kanalnetzes ist sehr wahrscheinlich [IPCC 2012]. Allerdings werden sich die Ereignisse 
im Gegensatz zu Hochwassern an Flüssen sowohl räumlich als zeitlich immer nur sehr 
schwierig vorhersagen lassen. Dies zwingt die Siedlungswasserwirtschaft zur Entschei-
dungsfi ndung und zum Handeln unter Unsicherheiten. Dabei darf sie die folgenden 
Ziele einer nachhaltigen urbanen Wasserinfrastruktur nicht aus den Augen verlieren 
[vgl. z.B. Libbe et al 2010; DWA 2010:18ff.]:
 1. Sicherstellung der Funktions- und Leistungsfähigkeit
 2. Gewährleistung des Schutzes von Menschen, Klima und Umwelt
 3. Steigerung der Wirtschaftlichkeit
 4. Langfristige Sicherung der Finanzierung
Vor dem Hintergrund der aktuellen klimatischen, demographischen und fi nanziellen 
Entwicklungen erscheint es fragwürdig, ob die Wasserinfrastrukturplanung diesen Ziel-
setzungen auch künftig noch gerecht werden kann und ob sie die zu bewältigenden 
Aufgaben alleine lösen kann. Die Notwendigkeit, Siedlungs- und Infrastrukturen an 
zunehmende Starkregenereignisse anzupassen, kann in Zukunft nicht mehr alleine eine 
Angelegenheit der Siedlungswasserwirtschaft sein, sondern muss immer mehr zu ei-
ner „kommunalen Gemeinschaftsaufgabe“ werden [Schmitt 2011b]. Da insbesondere 
urbane Bereiche durch starkregenbedingte Überfl utungen gefährdet sind, ist an dieser 
Stelle vor allem die Stadtentwicklung gefordert. Im Gegensatz zu einer Fachplanung 
wie der Wasserwirtschaft übernimmt diese eine übergeordnete und querschnittsorien-
tierte Aufgabe und ist somit in der Lage, unterschiedliche Nutzungsansprüche im Raum 
zu koordinieren. „Die Stadtentwicklung mit ihrer raum- und sektorenübergreifenden 
Planung erfüllt durch die Einbeziehung aller relevanten Planungen eine steuernde und 
koordinierende Funktion, sowohl bei der vorausschauenden Bewältigung der Folgen 
des Klimawandels als auch im Hinblick auf wirksame Vermeidungs- und Minderungs-
strategien“ [BMVBS 2011: 18].
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Wassersensible Stadtentwicklung
Um Gefährdungen durch Überfl utungen in der Stadt künftig vermeiden oder zumindest 
abmildern zu können, wird es notwendig sein, dass die wasserwirtschaftlichen Belange 
bzw. die Auswirkungen von Starkregen auf Raumnutzungen bereits in einem frühen 
Stadium der Stadtentwicklung berücksichtigt werden. Hierzu bedarf es eines integrier-
ten Ansatzes, bei dem die Interessen der bislang stark voneinander getrennten Pla-
nungsdisziplinen (Städtebau, Freiraumplanung, Straßenbau, Stadtentwässerung etc.) 
mehr zusammengeführt werden. Es bedarf einer „wassersensiblen Stadtentwicklung“, 
die darauf ausgerichtet ist, im Siedlungsbestand bestehende Vulnerabilitäten und Scha-
denspotenziale aus extremen Niederschlägen zu verringern [Benden/Siekmann 2009; 
KlimaNet 2010]. Der Ansatz einer wassersensiblen Stadtentwicklung geht dabei weiter 
als der eher städtebaulich geprägte Ansatz des „watersensitive urban design” [Wong 
2005; Langenbach et al. 2008; Hoyer/Ziegler 2013]. Es geht vielmehr darum, dass 
sämtliche Maßnahmen des Regenwassermanagements nicht nur auf der kleinräumigen 
Projektebene betrachtet werden, sondern - wenn nötig mit Hilfe neuer Instrumente und 
Prozesse - stärker als bisher in die gesamtstädtische Entwicklung integriert werden. Da-
durch können Synergien mit anderen räumlichen Herausforderungen (z.B. Stadtklima, 
Klimaschutz, Stadtumbau, Erholung, Stadtgestaltung etc.) genutzt und Konfl ikte mit 
entgegenlaufenden Prozessen (z.B. Nachverdichtung, Innenentwicklung, Versiegelung) 
frühzeitig in der Planung berücksichtigt und ausgeräumt werden. Die verstärkte Integ-
ration von Stadtentwicklung und Siedlungswasserwirtschaft (bzw. Überfl utungsschutz) 
eröffnet die Möglichkeit, divergierende Nutzungsansprüche auf ein Minimum zu redu-
zieren, ein möglichst hohes Maß an gegenseitiger Abstimmung zu erreichen und die 
Entwicklung mit dem Schutz und der Anpassung an Klimafolgen zu verknüpfen, um so 
zur Verwirklichung der Ziele einer klimagerechten Stadtentwicklung beizutragen. Gute 
Vorbilder für die Integration des Regenwassermanagements in die allgemeine Stadtent-
wicklung (und deren Instrumente) zur Schaffung resilienter klimaangepasster Raum- 
und Infrastrukturen fi nden sich vor allem in den Niederlanden [vgl. Benden 2009].
Multifunktionalität
Auf der Umsetzungsebene einer wassersensiblen Stadtentwicklung kommt es darauf 
an, sich frühzeitig Handlungsspielräume zu schaffen, die eine fl exible Anpassung an zu-
künftige Veränderungen der Niederschlagscharakteristik ermöglichen. Die Wasserwirt-
schaft steht dabei vor der Aufgabe, nachhaltige sowie bedarfsorientierte Maßnahmen 
zu entwickeln, „(…) um die gewünschte langfristige Nutzung (Sicherheit der getätigten 
Investitionen) mit dem Wunsch nach einer preisgünstigen Lösung (Wirtschaftlichkeit 
der Planung) in Einklang zu bringen“ [Pecher/Hoppe 2011:127]. Zukünftig sollte es 
verstärkt das Ziel der Entwässerungsplanung sein, „Risikomanagement“ zu betreiben, 
anstatt mittels Bemessungs- und Nachweiskonzepten „Sicherheitsversprechen“ zu ge-
ben [Schmitt 2011c]. Hierzu gilt es zunächst, die lokale Überfl utungsgefährdung sys-
tematisch zu analysieren, und zu klären, welche Maßnahmen zur Verbesserung des 
Überfl utungsschutzes ortsspezifi sch angewandt werden können. Bei der Maßnahmen-
auswahl sollte das Ziel verfolgt werden, möglichst viele Synergien der Entwässerung 
mit anderen planerischen Themenfeldern (Stadtgestaltung, Erholung, Lokalklima etc.) 
anzustreben und dabei vor allem solche Maßnahmen zu verfolgen, die einerseits in der 
Lage sind, ein Problem mit wenig Aufwand zu lösen bzw. zu lindern, andererseits aber 
kaum Nachteile mit sich bringen, falls sich ihr Anlass im Nachhinein als nicht stichhaltig 
erweisen sollte („no regret Maßnahmen“).  
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Die Anpassung an Extremniederschläge kann nicht mit den konventionellen Metho-
den der Siedlungsentwässerung allein gelöst werden. Diese kennzeichnen sich durch 
eine geringe Flexibilität, eine hohe Pfadabhängigkeit (Leitungs- und Kanalnetze) sowie 
langfristige und irreversible Investitionen („sunk costs“). Um jedoch die Resilienz der 
Siedlungs- und Infrastrukturen zu erhöhen, müssen eine größere Flexibilität und eine 
Anpassungsfähigkeit angestrebt werden [DWA 2010: 19]. Hierzu gilt es, die Abhängig-
keit vom starren, kostenintensiven Entwässerungssystem zu reduzieren und „parallele 
bzw. funktionsäquivalente Anlagen“ zu entwickeln, „die den Ausfall einer Komponente 
kompensieren können“ [Knieling et al. 2010: 27]. 
Aufgrund ihrer Anpassungsfähigkeit kommt dabei insbesondere dezentralen Maßnah-
men der Regenwasserbewirtschaftung eine besondere Bedeutung zu. Der Wasserwirt-
schaft steht in diesem Zusammenhang ein breites Portfolio an Entwässerungstechniken 
zur Verfügung, das sicherlich noch intensiver ausgenutzt werden kann als dies heute der 
Fall ist. Allerdings werden auch diese Maßnahmen zur Abkopplung abfl usswirksamer 
Flächen vom Kanalnetz alleine nicht ausreichen, den zukünftigen Herausforderungen 
gerecht zu werden. Vielmehr müssen künftig auch private Objektschutzmaßnahmen 
sowie die Schaffung von öffentlichen Notrückhaltefl ächen in die Entwässerungsstrate-
gien mit einbezogen werden. Gerade letzteres stellt sich im Siedlungsbestand allerdings 
häufi g als schwierig dar. Aufgrund der Bebauungs- und Nutzungsdichte stehen insbe-
sondere in den verdichteten Innenstadtgebieten nur wenige Freifl ächen zur Verfügung, 
die sich für eine Abkopplung bzw. zum Notrückhalt von Starkregen eignen. Die aktuell 
vielerorts stattfi ndenden Nachverdichtungs- und Versiegelungsprozesse vor dem Hin-
tergrund des Leitbildes der kompakten Stadt (vgl. Kap. 2) verschärfen diese Situation 
noch mehr.
Eine Ableitung und ein effi zienter Rückhalt von Starkregenabfl üssen können nur durch 
eine Miteinbeziehung der Oberfl äche erfolgen (vgl. Abb. 3.5). Allerdings muss eine sol-
che oberirdische Lösung gesteuert erfolgen. Grundsätzlich wird der Austritt von Wasser 
aus der Kanalisation an manchen Stellen im Siedlungsgebiet kaum vermeidbar sein. Um 
jedoch trotzdem auch in diesen Gebieten Schäden durch unkontrollierte Überfl utun-
gen zu verhindern ohne direkt das Kanalsystem anzupassen, sollte an den betreffen-
den Standorten der Lösungsansatz einer „multifunktionalen Flächennutzung“ [Benden 
2008] bzw. einer „Multicodierung“ [Becker 2013] oder „Mitbenutzung“ [Kompetenz-
netzwerk Hamburg Wasser 2010] von städtischen Freifl ächen zum Rückhalt extremer 
Niederschläge geprüft werden. 
Abb. 3.5  Vom Mischprinzip über die getrennte Ableitung hin zu einem oberfl ächigen Rückhalt von Regenwasser 
[eigene Darstellung nach Gemeente Rotterdam et al. 2005: 68]
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Die Entwicklung mehrfach nutzbarer Freiräume zum Überfl utungsschutz bildet einen 
wichtigen Bestandteil des Ansatzes einer wassersensiblen Stadtentwicklung. Nur wenn 
Stadt- und Freiraumplanung sowie die Siedlungswasserwirtschaft gemeinsam fl exible 
und multifunktionale Lösungen entwickeln, die auf einer integralen Betrachtung aller 
maßgeblichen Randbedingungen basieren, wird eine kontinuierliche und nachhaltige 
Anpassung der gefährdeten Siedlungs- und Infrastruktursysteme an die Herausforde-
rungen des Klimawandels möglich sein. Bei der Implementierung solcher interdiszipli-
närer Lösungen kann dabei auf die bisherigen erfolgreichen Erfahrungen der dezentra-
len Regenwasserbewirtschaftung zurückgegriffen werden, durch die bereits vielerorts 
neue Berührungspunkte und Allianzen zwischen Stadtentwässerung auf der einen so-
wie Städtebau, Freiraum- und Erschließungsplanung auf der anderen Seite entstanden 
sind [vgl. z.B. Kaiser 2006; Uhl 2004: 186ff.].
Einen Großteil der für eine multifunktionale Nutzung in Frage kommenden öffentlichen 
Freiräume in der Stadt bilden Verkehrsfl ächen. Insbesondere im dicht bebauten Sied-
lungsbestand stellen Straßen, Wege und Plätze häufi g die einzigen Freiräume dar, die 
für eine Mitbenutzung zur Ableitung oder zum Rückhalt von Abfl ussspitzen in Frage 
kommen. Zudem bieten sich aufgrund des hohen Instandhaltungsbedarfes im Stra-
ßenbau (vgl. Kap. 2) zahlreiche Ansatzpunkte und fi nanzielle Synergiepotenziale durch 
eine Funktionsüberlagerung (vgl. Abb. 3.6). Auf die Idee der Mitbenutzung von Ver-
kehrsfl ächen und auf die bisherigen praktischen Erfahrungen mit diesem Ansatz soll im 
folgenden Kapitel näher eingegangen werden.
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(kommunale Haushaltssituation)
Stadtentwässerung (Stand der Technik)
konventionelle Ableitung/dezentrale RWB
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Synergieeffekte (Mittelbündelung) 
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[eigene Abbildung]
Abb. 3.6  
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 3:
 ▪ Überflutungsschutz bildet seit jeher ein zentrales Anliegen der Stadtentwässerung, 
dem bislang überwiegend durch die „Abwasserbeseitigung“ über Kanäle und unter-
irdische Rückhaltesysteme entgegengetreten wurde. 
 ▪ Vor dem Hintergrund des Überflutungs-, Boden- und Gewässerschutzes hat inzwi-
schen in der Praxis der Stadtentwässerung ein Paradigmenwechsel in Richtung einer 
naturnahen dezentralen Regenwasserbewirtschaftung stattgefunden. 
 ▪ Die ortsnahe Rückführung des Niederschlages in den natürlichen Wasserkreislauf 
bildet eine nachhaltige und tragfähige Lösung, die bei den Ursachen der Abflussbil-
dung ansetzt und Kanalnetze wirkungsvoll entlastet.
 ▪ Die Zunahme der Starkregenereignisse wird zu einer häufigeren und intensiveren 
hydraulischen Belastung der zentralen und dezentralen Entwässerungssysteme füh-
ren. Ein Austritt von Niederschlagswasser aus dem Kanalnetz wird sich (bei über die 
gesetzlichen Bemessungsgrenzen der Überstaunachweise hinausgehenden Ereignis-
sen) nicht vermeiden lassen. 
 ▪ Angesichts der Unsicherheiten der Niederschlagsprognosen und der kritischen kom-
munalen Haushaltssituation sind pauschale Bemessungszuschläge für das Kanal-
netz weder zielführend noch finanzierbar. Auch der dezentralen Regenwasserbe-
wirtschaftung sind aufgrund des Investitionsaufwandes und des Platzmangels im 
Siedlungsbestand Grenzen gesetzt. 
 ▪ Die Aufgabe des urbanen Überflutungsschutzes bei außergewöhnlichen Ereignis-
sen kann zukünftig nicht mehr alleine durch die Siedlungsentwässerung geleistet 
werden. 
 ▪ Es ist notwendig, die wasserwirtschaftlichen Anforderungen vermehrt mit städte-
baulichen und freiraumplanerischen Ansprüchen zu kombinieren und Regenwas-
sermanagement im Sinne einer „wassersensiblen Stadtentwicklung“ frühzeitig und 
kontinuierlich in die Planung und den Umbau von Siedlungen einzubinden. Dabei 
kann auf die Erfahrungen der dezentralen Regenwasserbewirtschaftung zurückge-
griffen werden. 
 ▪ Insbesondere im Siedlungsbestand bedarf es einer Erweiterung der Möglichkeiten 
zur temporären Wasserspeicherung sowie zum Abfluss von Wasser an der Oberflä-
che mit dem Ziel Abflusspitzen bei Starkregen in die örtlichen Kanäle und Gewässer 
zu verzögern oder zu vermindern und somit potenzielle Überflutungsbereiche zu 
entlasten.
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4 Lösungsansatz einer Mitbenutzung von 
Verkehrsflächen 
Im Folgenden sollen zunächst das Konzept der gezielten und kontrollierten Mitbenut-
zung von Frei- und Verkehrsfl ächen zum Überfl utungsschutz näher defi niert und dessen 
Vorteile bzw. Synergiepotenziale aufgezeigt werden. Im Anschluss wird ein Überblick 
über den aktuellen Stand der Praxis und Wissenschaft zu diesem Lösungsansatz gege-
ben. Anhand der offenen Fragen sollen daraufhin der weitere Forschungsbedarf formu-
liert und der Gegenstand für die weitere Untersuchung abgegrenzt werden.
4.1 Konzeptidee
Das Prinzip der „multifunktionalen Flächennutzung“ bzw. „Mitbenutzung“ sieht vor, 
dass Freifl ächen mit einer ursprünglich anderen Nutzung (z.B. Straßen, öffentliche Park-
plätze, Sportanlagen, Grünfl ächen etc.) im Ausnahmefall eines Starkregenereignisses 
für kurze Zeit gezielt gefl utet werden. Durch die temporäre Nutzung der Freifl ächen 
zum gezielten Wasserrückhalt sollen Schäden in stärker gefährdeten Bereichen mit ho-
hen Schadenspotenzialen (z.B. Gebäude mit Kellern oder sensiblen Erdgeschossnut-
zungen, unterirdische Infrastrukturen etc.) abgewendet werden. Die Flächen werden 
im Falle eines Extremniederschlags kurzzeitig als Ableitungs- oder Retentionsfl äche 
genutzt. Im Anschluss an das Ereignis wird das zurückgehaltene Regenwasser dann 
an das Kanalsystem oder an ein Oberfl ächengewässer abgegeben. Die genutzten Frei-
fl ächen sind die meiste Zeit des Jahres „trocken“ und erfüllen dann ihren Hauptzweck 
als Verkehrsraum (Straßen, Parkplätze) oder als Aufenthaltsort und Erholungsfl äche für 
die Bevölkerung (z.B. als Sport-, Spiel- oder Stadtplätze). Im seltenen Fall eines Starkre-
gens ändert sich das Erscheinungsbild dieser Flächen und sie übernehmen kurzzeitig 
die wasserwirtschaftliche Funktion einer Ableitungs- bzw. Retentionsfl äche (vgl. Abb. 
4.1). Die Mehrfachnutzung von Flächen ist grundsätzlich keine neue Idee. Kaiser [1998: 
83] spricht sich bereits dafür aus, Regenwasserbewirtschaftungsanlagen (vergleichbar 
mit Mischverkehrsfl ächen) nicht ausschließlich eine Funktion wahrnehmen zu lassen, 
sondern sie so zu gestalten, dass die Flächen auch anderweitig genutzt werden können.
Abb. 4.1  Prinzip einer Mitbenutzung von Verkehrs- und Freifl ächen zum gezielten, temporären Wasserrückhalt bei Starkregen
[Eigene Darstellung]
Ausgangslage
Mitbenutzung
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4.1.1 Vorteile und Synergien
Die Einbeziehung öffentlicher Verkehrsfl ächen (Straßen, Wege und Plätze) nimmt in 
diesem Zusammenhang einen besonders hohen Stellenwert ein. Dies gilt vor allem für 
den dichtbebauten Siedlungsbestand, wo Verkehrsfl ächen häufi g die einzig zur Ver-
fügung stehenden Freiräume darstellen. Die Erkenntnis, dass Straßen bereits heute in 
den Regelwerken als Abfl usswege defi niert sind, eröffnet die Möglichkeit, den Blick auf 
bisher nicht genutzte Synergien und Optimierungspotenziale zu lenken. Straßen stellen 
einen wesentlichen Bestandteil der Siedlungsentwässerung dar, auch wenn dies der 
Öffentlichkeit bislang wenig bis gar nicht bewusst gemacht wird. Durch eine kontrol-
lierte oberfl ächige Ableitung der Abfl üsse über Straßen, Wege oder Plätze kann künftig 
ein wichtiger Beitrag zur Schadensminimierung im Siedlungsbestand geleistet werden. 
Wenn Straßen als komplementäre Fließwege anerkannt werden, sollte an geeigneten 
Stellen ein technischer Ausbau von Straßen parallel, eventuell sogar alternativ zum Aus-
bau des Kanalnetzes in Erwägung gezogen werden, um insgesamt zu einer besseren 
Systemgemeinschaft zu gelangen. Dabei stellt sich zunächst die Aufgabe, die verkehrli-
chen Einschränkungen und Konfl ikte nach Zeit und räumlicher Ausdehnung möglichst 
gering zu halten und unkontrollierte Abfl üsse auf Privatgrund zu vermeiden.
Vor dem Hintergrund leerer kommunaler Kassen bietet eine Mitbenutzung auch Vor-
teile hinsichtlich der Finanzierung. Während der Ausbau des Kanalsystems und die Ein-
richtung öffentlicher Räume und Straßen in der Regel jeweils unterschiedlichen Haus-
haltsposten zugeordnet sind, können auf diesem Weg durch Bündelung Investitionen 
eingespart bzw. sinnvoller eingesetzt werden. Eine ohnehin vorgesehene Verbesserung 
der Aufenthaltsqualität öffentlicher Verkehrsräume im Zuge der Stadterneuerung bzw. 
eine aus verkehrsplanerischen Gründen notwendige Instandsetzung öffentlicher Stra-
ßen kann so mit Maßnahmen zur städtischen Regenwasserbewirtschaftung verknüpft 
werden. Der umfassende Ausbau des bestehenden Kanalnetzes oder eine kostenin-
tensive Errichtung unterirdischer Regenrückhaltebecken kann dadurch weitestgehend 
verhindert werden. Stattdessen ist eine schrittweise und kleinmaßstäbliche Anpassung 
bzw. Verbesserung der lokalen Regenwasserbewirtschaftung und des Überfl utungs-
schutzes möglich (vgl. Abb. 4.2). Auf diese Weise kann großen Gebührensprüngen auf-
grund hoher Kanalsanierungs- oder Kanalausbaukosten zielgerichtet entgegengetreten 
und so eine sozialverträgliche Gebührenentwicklung gewährleistet werden.
Das Konzept der Mitbenutzung vorhandener Verkehrsfl ächen bietet auch eine Konfl ikt-
lösung hinsichtlich der Raumnutzungskonkurrenzen im Rahmen der aus wirtschaftli-
chen und ökologischen Gründen wünschenswerten Innenentwicklung. Eine Nach-
verdichtung vorhandener Siedlungsstrukturen kann bei der Verfolgung eines solchen 
Synergieerzeugung durch Verlagerung der Investitionen vom unteridischen Kasnalnetz an die Oberfl äche
[Eigene Darstellung nach Gemeente Rotterdam et al. 2005: 69]
Abb. 4.2  
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Ansatzes trotzdem ermöglicht werden, da durch die Mitbenutzung vorhandener Anla-
gen Flächen eingespart werden.
Nicht zuletzt bietet eine Mitbenutzung von Verkehrs- und Freifl ächen die Möglichkeit, 
vorhandene (straßenbegleitende) Grünfl ächen dauerhaft zu sichern und deren Unter-
halt zu fi nanzieren. Durch eine entsprechende gestalterische Aufwertung dieser Flächen 
kann zudem ein neues Erlebniselement geschaffen werden, wodurch der Klimawandel 
für jedermann sichtbar gemacht wird.
4.1.2 Umfang und Frequenzen
Das KompetenzNetzwerk Hamburg Wasser erarbeitete 2010 eine Defi nition des Begrif-
fes Mitbenutzung für Hamburg: „Mitbenutzte Flächen, wie beispielsweise Verkehrsfl ä-
chen, Grünfl ächen, Sport- und Spielfl ächen, unterliegen einer Hauptnutzung und wer-
den im Starkregenfall zur temporären Zwischenspeicherung und/oder zum Transport 
von Abfl ussspitzen für den Überfl utungs- und Gewässerschutz genutzt. Bei den hier 
genannten extremen Regen handelt es sich um Ereignisse, die in der Regel seltener als 
alle fünf Jahre, für Straßen in der Regel seltener als alle 10 Jahre auftreten. Die Mitbe-
nutzung von Flächen ist daher nicht der Normalfall, sondern die Ausnahme. Entspre-
chend des Gefahrenpotenzials durch die Überfl utung und der Nutzungsintensität der 
mitzubenutzenden Flächen ist die Mitbenutzung im Einzelfall abzuwägen. In der Regel 
beschränkt sich die Einstauhöhe des Regenwassers auf wenige Zentimeter. Zudem ist 
die Entleerungszeit auf etwa 12 bis maximal 24 Stunden angesetzt, so dass innerhalb 
kürzester Zeit die Hauptnutzung wieder erfolgen kann.“ [KompetenzNetzwerk Ham-
burg Wasser 2010]
Die vorliegende Arbeit geht hinsichtlich der Frequenzen von Mitbenutzungsereignissen 
davon aus, dass derartige Zustände deutlich häufi ger eintreten können, als die Defi niti-
on des KompetenzNetzwerkes dies vorsieht. Straßen erfüllen bereits heute bei seltenen 
und außergewöhnlichen Starkregen faktisch eine Speicher- bzw. Ableitungsfunktion, 
indem sie das bei Kanalüberstau aus den Schachtdeckeln und Straßeneinläufen kurz-
zeitig austretende Regen- bzw. Mischwasser auffangen und nachfolgend wieder in das 
Kanalnetz abführen. Sie verhindern damit bei entsprechender Topografi e den Eintritt 
von Abwasser in angrenzende Gebäude. Diese faktische Funktionalität spiegelt sich 
auch in der Differenzierung zwischen Begriffl ichkeiten „Überstau“ und „Überfl utung“ 
und die damit in Verbindung stehenden Häufi gkeiten nach DIN EN 752 und DWA A 
118 wieder.  Um den zukünftigen Anforderungen gerecht zu werden, sollte eine kont-
rollierte Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Regenrückhalt im Einzelfall auch (über 
die bisherigen Bemessungsgrenzen hinausgehend) ein oder mehrmals innerhalb eines 
Jahres möglich sein. In Abhängigkeit von den potenziellen Nutzungskonfl ikten vor Ort 
sollten dabei jedoch aus Sicht der Straßenverkehrsplanung kürzere Entleerungszeiten 
angestrebt werden. Primäres Ziel bleibt es, einen Niederschlagsabfl uss von der Straße 
in Gebäude zu verhindern. Zudem darf eine gezielte Mitbenutzung des Straßenraumes 
nicht zu einer Verschlechterung der Überfl utungssituation an anderer Stelle führen.
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4.2 Stand der Forschung und Praxis
Anhand einer Literaturrecherche und durch Gespräche mit ausgewählten Kommunen 
wurde der derzeitige Kenntnisstand und lokale Erfahrungen zum Rückhalt und zur Ab-
leitung von Starkregen auf Straßen gesammelt und aufbereitet. Ziel der Recherche war 
es, zu untersuchen, ob, und wenn ja, welche Erkenntnisse zu diesen Fragestellungen in 
anderen Kommunen vorliegen und in wie weit diese übertragbar sind bzw. Ansatzpunk-
te für eine Weiterentwicklung bieten. 
Den Suchraum für dieses Wissen bildeten die laufenden bzw. kürzlich abgeschlossenen 
Forschungsprogramme zur Anpassung an Klimafolgen und Extremwetter (klimaZwei, 
ExWoSt Klimawandel, KlimZug, Klimakommune NRW etc.). Daneben wurden diejeni-
gen Kommunen im In- und Ausland näher betrachtet, die sich bereits mit derartigen 
Themen auseinandergesetzt haben (z.B. Rotterdam, Brisbane, Melbourne, Hamburg 
Bocholt, Lübeck, Köln, Solingen etc.). 
4.2.1 Vorreiter Niederlande
Die Auseinandersetzung mit dem Lösungsansatz der Mitbenutzung von Verkehrsfl ä-
chen ist am meisten fortgeschritten in den Niederlanden. Das Land verzeichnet die 
höchste Bevölkerungsdichte in Europa und ist gekennzeichnet durch eine erhebliche 
Flächenknappheit. Der Druck auf die noch freien Flächen durch Siedlung, Infrastruktur 
und Landschaft nimmt stetig zu. Gleichzeitig droht durch mögliche Klimaveränderun-
gen in der Zukunft ein häufi geres Auftreten von Starkregenereignissen und daraus re-
sultierende größere Wasserabfl üsse, die ebenfalls den entsprechenden Raum für sich 
fordern. 
Die unterschiedlichen Flächenansprüche lassen sich nicht überall erfüllen, weswegen 
sich die niederländischen Agglomerationsräume seit längerem gezwungen sehen, über 
alternative Lösungen der Flächennutzung und des Wasserrückhalts nachzudenken. Ne-
ben der Transformation brachliegender Flächen bestimmt vor allem die kombinierte 
Nutzung von Verkehrs- und Freifl ächen die aktuelle Diskussion. Gemäß dem planeri-
schen Leitprogramm der Niederlande („Nota Ruimte“) soll dem Wasser, wo immer es 
möglich ist, durch eine Kombination mit anderen Nutzungen zusätzlicher Raum gebo-
ten werden [vgl. VROM et al. 2005]. 
4.2.1.1 Beispiel RIONED
Die Idee eines gezielten Niederschlagsrückhalts auf Straßen ist insbesondere durch die 
Stiftung RIONED thematisiert und untersucht worden. Hierbei handelt es sich um ein 
kooperatives Organ (vergleichbar mit der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e.V., DWA)  der niederländischen Kommunen sowie weiterer öf-
fentlicher, gewerblicher und wissenschaftlicher Institutionen, welches sich als Interes-
senvertreter sowie als Forschungs- und Beratungsinstitution mit allen Bereichen der Ka-
nalisationspfl ege befasst. Aufgabe und Ziel der Stiftung ist es, das öffentliche Interesse 
für die Stadtentwässerung zu stärken, Knowhow zu sammeln und zu verbreiten (Wis-
sensmanagement) sowie kostensparende Techniken und Methoden der zukünftigen 
Siedlungsentwässerung zu entwickeln und anzustoßen [RIONED 2011].
Die Stiftung RIONED hat 2007 eine Befragung von 203 niederländischen Gemeinden 
zu dem Thema „Wasser im Straßenraum“ durchgeführt. Gleichzeitig wurden sämtliche 
Zeitungsartikel und Feuerwehrberichte des Jahres 2006, die in Verbindung mit städti-
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schen Überfl utungsereignissen standen, analysiert. Ziel der Untersuchung war es, ei-
nen Überblick zu verschaffen, wie häufi g Überfl utungen als Folge von Kanalrückstau 
auftreten, mit welchen Schadensbildern sie in der Regel verbunden sind und welche 
Lösungswege gesehen werden, dem Problem künftig entgegenzutreten [Commandeur 
2007: 4].
Die Befragung und die Analyse der dokumentierten Ereignisse haben offenbart, dass 
Überfl utungen im Straßenraum in allen niederländischen Kommunen häufi ger und in-
tensiver geworden sind. Bei nahezu allen Kommunen konzentrierten sich die Ereignisse 
in erster Linie auf einzelne hotspots. Die Probleme, die dort auftraten, umfassten neben 
verkehrlichen Einschränkungen vorwiegend materielle Schäden an und in Gebäuden 
bzw. Infrastrukturen. Diese Erfahrungen haben dazu geführt, dass laut 40 Prozent der 
befragten Kommunen die Akzeptanz für Wasser im Straßenraum in der Bevölkerung, in 
den Medien und in der Politik in den vergangenen Jahren deutlich abgenommen hat, 
während die Erwartungshaltung an die planende Verwaltung gestiegen ist [RIONED 
2007c: 1]. Insgesamt 30 % der Kommunen wurden 2006 aufgrund von Überfl utungs-
schäden auf Schadensersatz verklagt, 15 % von ihnen mussten den Betroffenen Ent-
schädigungszahlungen von > 1000 Euro leisten [Commandeur 2007: 6]. Die Hälfte der 
Kommunen geht davon aus, dass es zukünftig schwieriger wird, sich in Schadensfällen 
auf höhere Gewalt zu berufen. Nicht allein deswegen sehen 60 % der Gemeinden die 
Notwendigkeit, sich auf den Klimawandel und zunehmende Extremniederschläge vor-
zubereiten [RIONED 2007a: 4].
Als Gründe für die Zunahme der Häufi gkeiten und Schadensintensität wurden von den 
befragten Kommunen neben den allgemeinen klimatischen Veränderungen vor allem 
zu gering bemessene Kanäle sowie unzureichende Unterhalts- und Reinigungszyklen 
von Abfl usssystemen (z.B. Straßeneinläufen etc.) genannt [RIONED 2007a: 3]. Darüber 
hinaus wurden allgemeine städtebauliche Trends wie die Versiegelung, der allgemei-
ne Trend zu fl acheren Straßenprofi len (Barrierefreiheit), bauliche Maßnahmen der Ver-
kehrsberuhigung (Bremsschwellen etc.) sowie die Errichtung von Neubauten unterhalb 
der Straßenoberfl äche als Ursachen für zunehmende Überfl utungsschäden gesehen 
[Commandeur 2007: 5].
Mehr als die Hälfte der Gemeinden betrachtet das Thema im Rahmen der General-
entwässerungsplanung. 70 % haben bereits Maßnahmen im Bestand und im Neubau 
ergriffen, 90 % planen dies künftig zu tun [RIONED 2007a: 4]. Die praktischen Lösungs-
ansätze zum Umgang mit Starkregenereignissen werden in den befragten Kommunen, 
neben dem Kanalnetzausbau und Abkopplungsmaßnahmen, auch in der Mitbenut-
zung von Freiräumen (Straßen, Grünfl ächen etc.) gesehen. Wasser im Straßenraum wird 
„nicht direkt als ein Problem, sondern auch als eine Lösung“ betrachtet [Commandeur 
2007: 17]. Durch eine wasserbewusste Gestaltung der Oberfl äche („waterbewusst in-
richten bovengrond“) können aus Sicht der Gemeinden Schäden vermieden und Kosten 
eingespart werden [RIONED 2007a: 3]. Allerdings sind viele Gemeinden bisher in der 
Umsetzung zurückhaltend und benötigen praxisnahe Handlungsanweisungen, wie sich 
die Lösungen zum oberfl ächigen Wasserrückhalt in der Praxis umsetzen lassen.
In der 2007 erschienenen „visie klimaatverandering, hevige buien en riolering“ (Vision 
Klimawandel, Starkregen und Kanalisation) empfi ehlt die Stiftung RIONED ihren Mit-
gliedskommunen dementsprechend, die vorhandenen Verkehrsfl ächen und Freiräume 
in der Stadt derart zu gestalten, dass sie einen Beitrag leisten können, das Problem zu 
minimieren.
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Ein kontrollierter Rückhalt von Regenwasser auf der Oberfl äche wird aus Sicht der Stif-
tung als ein „unvermeidbarer“ Zustand angesehen [RIONED 2007b], vergleichbar mit 
den temporären Einschränkungen, die durch Schnee auf der Straße entstehen können. 
Sofern kein Niederschlagswasser in die Gebäude dringt, keine größeren Mengen Misch-
wasser aus dem Kanal austreten und keine wichtigen Verkehrsadern (insb. Rettungs-
wege etc.) für längere Zeit blockiert werden, wird Regenwasser im Straßenraum als 
zumutbar angesehen und rechtfertigt keine kostenintensiven Anpassungsmaßnahmen 
im Entwässerungssystem [RIONED 2007c: 2]. 
RIONED empfi ehlt den Gemeinden, die räumlichen Brennpunkte für Kanalüberfl utungen 
auf Basis von Erfahrungen, Anwohnermeldungen und Modellberechnungen zu inventa-
risieren, um darauf aufbauend standortbezogen Maßnahmenpakete zusammenstellen 
zu können. Als bauliche Maßnahmen im Straßenraum werden eine Tieferlegung des 
Straßenkörpers bzw. die Errichtung von Hochborden vorgeschlagen. Auch die unterirdi-
sche Speicherung von Regenwasser in Rigolensystemen unter dem Straßenkörper wird 
mancherorts als geeignete Maßnahme angesehen. Neue Gebäude sollten grundsätzlich 
in erhöhter Lage errichtet werden, im Bestand wird vorgeschlagen, Gebäude und Ein-
fahrten mit Schwellen zu schützen [RIONED 2007b]. Darüber hinaus wird empfohlen, 
bei der Neuplanung straßenbaulicher Elemente (z.B. Verkehrsberuhigung, Haltestellen 
etc.) die möglichen Auswirkungen auf das Abfl ussverhalten zu prüfen [Commandeur 
2007:17]. 
Neben den vorgeschlagenen Maßnahmen im Straßenraum weisen die Empfehlungen 
von RIONED auf die Option hin, sofern dies räumlich möglich ist, überschüssiges Nie-
derschlagswasser über Notwasserwege gezielt in öffentliche Räume abzuleiten und 
temporär zu speichern oder die durch Oberfl ächengewässer in Anspruch genommenen 
Flächen zu vergrößern [RIONED 2007b]. 
Bislang stehen keine Modellsimulationen zur Verfügung, die nicht nur die potenziel-
len Überstaustandorte identifi zieren sondern auch Aussagen zu Wasserstandshöhen im 
Straßenraum und zu Fließrichtungen treffen. Da derartige Modelle aufgrund der Viel-
zahl kleinteiliger Hindernisse und Unebenheiten im Straßenraum kaum bzw. fl ächen-
deckend schwierig zu bewerkstelligen sind, empfi ehlt RIONED, sich bei der Umsetzung 
der Maßnahmen zunächst auf die bekannten kritischen Punkte im Siedlungssystem zu 
konzentrieren. 
Die Analyse der RIONED-Stiftung stellt die Bedeutung und die Potenziale der Straße für 
den Rückhalt von extremen Niederschlägen deutlich heraus und fordert die Kommunen 
auf, einen gezielten Rückhalt im Straßenraum im Rahmen ihrer Anpassungsplanungen in 
Erwägung zu ziehen. Allerdings treffen die Untersuchungen kaum bzw. keine Aussagen 
über die konkrete bauliche Ausgestaltung derartiger Straßen. Auch eine Auseinander-
setzung mit den verkehrlichen Anforderungen an Straßen und eventuell auftretenden 
Konfl ikten im Rahmen der Abwägung fi ndet nicht statt. Die Vision der RIONED-Stiftung 
gibt in diesem Zusammenhang nur erste Impulse, sich zukünftig mit der Thematik mehr 
auseinanderzusetzen und die Rückhaltepotenziale der Straßenräume bei der Bemes-
sung von Siedlungsentwässerungssystemen mit zu berücksichtigen. Es wird aber auch 
deutlich klargestellt, dass ergänzende Maßnahmen wie der Objektschutz, die Entsiege-
lung und die Abkopplung von Regenwasser unverzichtbar sind. Darüber hinaus wird 
nachdrücklich darauf hingewiesen, dass nur durch einen ständigen Unterhalt und eine 
regelmäßige Reinigung der Straßen und Entwässerungssysteme Verstopfungen bzw. 
Unterspülungen von Straßenräumen verhindert werden können [RIONED 2007b].
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4.2.1.2 Beispiel Rotterdam
Am bisher weitesten fortgeschritten in der Auseinandersetzung mit Themen des inner-
städtischen Überfl utungsschutzes ist die Stadt Rotterdam. Aufgrund ihrer Lage ist die 
Stadt in vielfacher Weise vom Wasser beeinfl usst: die Stadt wird einerseits „bedroht“ 
vom steigenden Meeresspiegel sowie von Flusshochwassern. Außerdem hatte sie in den 
letzten Jahrzehnten eine zunehmende Zahl von Starkregenereignissen und steigende 
Grundwasserstände zu bewältigen [Gemeente Rotterdam et. al. 2005].
Angestoßen durch die Rotterdamer Architektur Biennale 2005, bei der das Thema 
„Überfl utungsschutz in der Stadt“ eine zentrale Rolle spielte [Gemeente Rotterdam et 
al. 2005], genießt der integrierte Umgang mit Regenwasser in der Rotterdamer Stadt-
entwicklung einen besonderen Stellenwert. Auf breiter Basis wird heute diskutiert, wie 
die Stadt in Zukunft mit den sich wandelnden Niederschlagsverhältnissen umgehen 
kann. Ergebnis war der Beschluss der Rotterdamer Kommunalpolitik, den vorhande-
nen Wasserplan der Stadt (der sich bis dato vor allem mit Fragen der Gewässerqualität 
beschäftigte) neu aufzustellen und vor dem Hintergrund des Klimawandels einen nun-
mehr integrierten Planungsprozess einzuschlagen. Aus dem Zusammenspiel der örtli-
chen Stadt-, Freiraum- und Infrastrukturplanung entstand so im Jahr 2007 der „Water-
plan Rotterdam 2“ [Gemeente Rotterdam et al. 2007]. Dieser bildet einen Grundpfeiler 
für das Klimaanpassungskonzept „Climate Proof Rotterdam“ [Gemeente Rotterdam 
2009], welches Anfang 2009 etabliert wurde und mit dem sich die Stadt Rotterdam 
als „internationales Labor für Experimente im Bereich der Klimaanpassung“ [de Greef / 
Zsiros 2008: 22] profi lieren möchte. 
Ziel des neuen Wasserplanes ist es, die anhaltende Überfl utungsgefahr als Chance zu 
nutzen, „eine sichere, wirtschaftlich starke und attraktive Stadt zu schaffen“ [de Greef, 
Zsiros 2008: 22]. Aufbauend auf einer intensiven wasserwirtschaftlichen Bestandsauf-
nahme formuliert der Rotterdamer Wasserplan Umsetzungsstrategien, mit denen die 
ambitionierten Ziele der „Waterstad Rotterdam“ erreicht werden sollen. Die Lösungsan-
sätze enthalten auf Stadtteilebene umfangreiche Zielkataloge und konkrete Projektvor-
schläge zur Lösung der dringendsten Aufgaben. Den kurzfristigen Projekten ist ein Um-
setzungsprogramm hinterlegt, in dem die Prioritäten und klar defi nierte Bauabschnitte 
dargestellt werden. Für jedes vorgeschlagene Projekt wurde das wasserwirtschaftliche 
Abkopplungs- bzw. Retentionspotenzial in Kubikmetern ermittelt. Hinzu kommen pro-
jektspezifi sche Aussagen zu den für eine Umsetzung notwendigen Akteurskonstellatio-
nen, zu geeigneten Kommunikationsstrategien sowie zu den überschlägig kalkulierten 
Kosten und deren Verteilung auf die Projektbeteiligten. Darüber hinaus werden im Wa-
terplan Rotterdam 2 die Untersuchungsräume und der Forschungsbedarf für mittel- 
und langfristig anzugehende Maßnamen defi niert [Gemeente Rotterdam et. al. 2007].
Wasserrückhalt auf Plätzen und Straßen
Auch in Rotterdam ist das bestehende Kanalnetz den zunehmenden Belastungen durch 
Starkregenereignisse nicht mehr gewachsen, und es kommt immer häufi ger zu Über-
stauereignissen und daraus resultierenden Überfl utungen von Gebäuden. Insbesonde-
re in den Innenstadtgebieten, welche gleichzeitig das höchste Schadenspotenzial ge-
genüber Überfl utungen verzeichnen, stehen kaum Flächen für die Abkopplung oder 
zur Retention von Niederschlagswasser zur Verfügung. Die Kosten für die Anlage von 
Rückhaltebauwerken und den Ausbau des Kanalnetzes liegen in der dicht bebauten 
Rotterdamer Innenstadt so hoch, dass die Stadt gezwungen ist über alternative Formen 
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der Rückhaltung nachzudenken. Daher empfi ehlt der Wasserplan Rotterdam ausdrück-
lich, überschüssiges Regenwasser in Notfallsituationen temporär auf sogenannten Was-
serplätzen („waterpleinen“) und in Straßenräumen zurückzuhalten, bevor es dem Ka-
nalsystem bzw. dem Grund- oder Oberfl ächenwasser zugeführt wird. Wasserplätze sind 
die meiste Zeit des Jahres „trocken“ und erfüllen dann ihren Zweck als Aufenthaltsort 
und Erholungsfl äche für die Bevölkerung (z.B. als Verkehrs-, Sport-, Spiel- oder Stadt-
plätze). Im Falle von Starkregenereignissen ändert sich das Erscheinungsbild dieser Plät-
ze und sie übernehmen kurzzeitig die Funktion einer Retentionsfl äche zur Vermeidung 
von Gebäudeschäden (vgl. Abb. 4.3).
Prinzip der Rotterdamer Wasserplätze
[Eigene Darstellung nach Gemeente Rotterdam et al. 2007: 98]
Abb. 4.3  
95 % des Jahres Aufenthaltsfläche
5 % des Jahres Wasserplatz
Da insbesondere in den innerstädtischen Lagen Rotterdams nicht immer ausreichende 
öffentliche Plätze und Freifl ächen zur Verfügung stehen, die sich für die Anlage eines 
Wasserplatzes eignen, schlägt der Rotterdamer Wasserplan vor, an geeigneten Stand-
orten für den temporären Wasserrückhalt auch auf die Fahrbahnen bzw. Parkstreifen 
von Erschließungsstraßen zurückzugreifen. Straßen, die keine Hauptverbindungsfunk-
tion erfüllen, sollen bei anstehenden Instandsetzungsmaßnahmen dementsprechend 
hergerichtet werden, dass sie im Falle von Überstauereignissen das überschüssige Nie-
derschlagswasser kurzfristig speichern können. Der Wasserplan empfi ehlt eine entspre-
chende Dimensionierung der Bordsteine und der baulichen Verkehrsberuhigungsele-
mente sowie eine Tiefl age der straßenbegleitenden Parkplätze und Grünanlagen, um 
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somit zusätzliche Retentionsfl ächen zu schaffen (vgl. Abb. 4.4). Im Zuge anstehender 
Sanierungsmaßnahmen sollen darüber hinaus sekundäre Straßen mit wasserdurchlässi-
gem Oberfl ächenmaterial (Sickerasphalt) und unterirdischen Filtersystemen ausgestaltet 
werden [Gemeente Rotterdam et al. 2007: 101].
Mit Hilfe grober Senkenanalysen und Abfl ussmodellierungen wurden im Wasserplan 
grundsätzlich geeignete Standorte für die Anlage von Wasserplätzen oder Wasserstra-
ßen identifi ziert und deren „Auffangkapazität“ quantifi ziert. Anschließend sollen diese 
hinsichtlich ihrer Eignung für eine Kombination wasserwirtschaftlicher und städtebau-
licher Maßnahmen bewertet werden, um jeweils standortgerechte städtebauliche Lö-
sung entwickeln zu können. 
Im Gegensatz zu den Forderungen der RIONED trifft der Wasserplan Rotterdam etwas 
konkretere Aussagen zu gestalterischen Möglichkeiten der Mitbenutzung von Verkehrs-
fl ächen. Hierzu wurde auf eine Untersuchung zurückgegriffen, die im Anschluss an die 
Biennale vom niederländischen Architekturfonds („Stimulierungsfonds voor Architec-
tuur“) in Auftrag gegeben wurde. Diese Studie zeigt unterschiedliche Möglichkeiten 
auf, wie Wasserplätze und –straßen ausgestaltet werden können. Das Spektrum reicht 
von technisch aufwändigen bis hin zu kostengünstigen und schnell realisierbaren Lö-
sungsansätzen [Stimuleringsfonds voor Architectuur 2007]. So wurden beispielsweise 
Vorschläge erarbeitet, die eine Kombination aus unterirdischen Regenrückhaltebecken 
Vorschlag zum Rückhalt und zur Versickerung von Regenwasser auf straßenbegleitenden Stellplätzen 
[Boer et al. 2010: 17 ]
Abb. 4.4  
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und oberirdischen Aufenthaltsfl ächen vorsehen. Eine andere Möglichkeit wird in der 
Anlage fl exibler „Wasserballons“ auf öffentlichen Flächen gesehen, die im Falle eines 
Überstauereignisses aus dem Kanalnetz gespeist  werden können, ansonsten jedoch 
als Spielfl ächen genutzt werden können (vgl. Abb. 4.5). Der gängigste Typ der Mitbe-
nutzung  sieht eine vertiefte Lage der Platzfl äche vor, wodurch im Notfall das in der 
näheren Umgebung anfallende Regenwasser aufgefangen und zeitverzögert an das 
Grundwasser oder das Kanalsystem abgeleitet werden kann.
Pilotprojekt Bloemhofplein
Ein von dem Ingenieurbüro De Urbanisten zusammen mit Studio Marco Vermeulen 
entwickeltes Pilotprojekt im Rotterdamer Stadtteil Bloemhof sieht für die Einrichtung 
eines Spiel- und Sportplatzes eine spielerische Lösung vor, die dem Wasser neben einer 
gestalterischen auch eine pädagogische Funktion geben soll [Boer 2010]. Bei einem 
„normalen“ Regenereignis, kann das Niederschlagswasser in Rinnen geleitet und aufge-
fangen werden, die einerseits als gestalterisches Mittel dienen, andererseits aber auch 
zum Spielen einladen sollen. Im seltenen Falle eines Starkregenereignisses soll der Platz 
seine wasserwirtschaftliche Aufgabe erfüllen, indem er Speichervolumen von 1000 Ku-
bikmetern für das im Stadtteil anfallende Niederschlagswasser bietet. Der Klimawandel 
und seine Auswirkungen werden dadurch für jedermann sichtbar, wodurch das Be-
wusstsein für die Überfl utungsproblematik gestärkt werden soll.
Der in dem mischentwässerten Einzugsgebiet des Platzes anfallende Niederschlag soll 
über ein neu zu schaffendes Ableitungssystem gesammelt und dem Zulaufbauwerk des 
Wasserplatzes zugeleitet werden (vgl. Abb. 4.6). Vergleichbar einem Fangbecken wird 
der erste Spülstoß in dem Einlaufbauwerk gespeichert und weiter in den vorhande-
Kanal & Spülstoß
Notüberlauf Drosselabfluss
tiefster Punkt
EinlaufSedimentationskammer
Abflüsse
Vorfluter
Wasserplatz
Funktionsschema des geplanten Wasserplatzes Bloemhofplein in Rotterdam
[Eigene Darstellung nach Boer et al. 2010: 34]
Abb. 4.6  
Abb. 4.5  Vorschlag für kanalgespeiste und mehrfach nutzbare Wasserballons im Straßenseitenraum 
[Boer et al. 2010: 21]
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Abb. 4.7  Geplanter Wasserplatz Bloemhofplein bei unterschiedlichen Wettersituationen 
[Boer et al. 2010: 35]
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nen Mischkanal gepumpt, um starke Verunreinigungen des Platzes zu vermeiden. Bei 
Erreichen der Drosselabfl usshöhe fl ießt das übrige Wasser durch einen Rechen in eine 
Sedimentationskammer, von der aus es durch einen Einlauf auf den tiefsten Teil des 
Wasserplatzes gelenkt wird. Zunächst läuft das Wasser sichtbar in die vorgesehenen 
Bodeneinschnitte des Platzes, bei einem extremen Ereignis werden sämtliche Bereiche, 
inkl. der höher liegenden Sportplätze, gefl utet (vgl. Abb. 4.7 / 4.8). Nach Ende des Nie-
derschlagsereignisses sollen die gespeicherten Abfl üsse über die Entleerungsrohre in die 
umliegenden Gewässer (Grachten, offene Gräben) abgeleitet werden [Boer et al. 2010].
Die Umsetzung des Wasserplatz-Projektes war ursprünglich für 2012 vorgesehen. Al-
lerdings wurden in jüngster Zeit seitens der Anwohner erhebliche Bedenken bezüglich 
der Sicherheit des Spielplatzes und Hygieneaspekten geäußert, die eine Realisierung des 
Platzes - nicht zuletzt aufgrund der fehlenden Erfahrungen mit einer solchen Anlage - 
letztenendes scheitern ließen [Bloemhof 2012]. 
Am 17. November 2012 wurde an anderer Stelle in Rotterdam der erste Wasserplatz 
eröffnet. Im Stadtteil Spangen wurde auf einer Fläche von circa 10 m x 30 m ein Teilbe-
reich des Bellamyplein zu einem tieferliegenden Rückhalteraum für Starkregenereignisse 
umgestaltet (vgl. Abb. 4.9). Der abgetreppte Wasserplatz wird nur gelegentlich mit 
Wasser gefüllt sein, die meiste Zeit des Jahres befi ndet sich kein Wasser darin und die 
Treppen können zum Verweilen genutzt werden. Es wird erwartet, dass im Durchschnitt 
15-mal pro Jahr ein Wasserstand bis zu 15 cm, 6-mal pro Jahr mehr als 15 cm und 1x 
pro Jahr bis zu 50 cm erreicht werden. Der Abfl uss des zurückgehaltenen  Regenwas-
sers in die Kanalisation soll nicht mehr als einen Tag in Anspruch nehmen [Rotterdam 
Climate Initiative 2012]. 
Aktuell laufen die Planungen für ähnliche Projekte in der niederländischen Stadt Tiel 
und für den Benthemplein in Rotterdam (vgl. Abb. 4.10). Letzterer soll im Jahr 2013 
fertiggestellt werden. Die in ihrer Art ersten Wasserplätze können als Pilot für die Mit-
benutzung von Verkehrsfl ächen dienen und sicherlich auch in Deutschland die Über-
zeugungsarbeit unterstützen.
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Abb. 4.8  
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Abb. 4.9  Eröffnung des ersten Wasserplatzes (Bellamyplein) in Rotterdam 2012 
[CPR Rotterdam 2013/Vermeulen 2013]
Abb. 4.10  Weitere Planungen für Wasserplätze in Rotterdam (Benthemplein) und in Tiel
 [De Urbanisten 2013]
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4.2.2 Stand der Mitbenutzung in Deutschland
Auch in Deutschland wird das Thema Mitbenutzung von Straßenräumen in Fachkreisen 
schon seit längerer Zeit diskutiert. Die Arbeitsgruppe ES 2.5 der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) forderte in ihrem Arbeitsbericht 
von 2008, dass bei einem über den überstaufreien Kanalbetrieb hinausgehenden Über-
fl utungsschutz auch vermehrt öffentliche Verkehrs- und Freifl ächen mitbenutzt werden. 
„Die zukünftig stärkere Einbeziehung der baulichen Gegebenheiten an der Oberfl ä-
che sowie von Maßnahmen der Regenwasserbewirtschaftung und des Objektschutzes 
machen den Überfl utungsschutz zur kommunalen Gemeinschaftsaufgabe (vgl. Abb. 
4.11). Dies unterstreicht die Wichtigkeit der Überfl utungsprüfung zur Würdigung der 
örtlichen Gegebenheiten und gilt auch vor dem Hintergrund der unvermeidlichen Über-
fl utungsrisiken bei seltenen Extremniederschlägen und möglicher Folgen des Klimawan-
dels“ [DWA 2008: 976].
Der DWA-Bericht empfi ehlt eine ortsspezifi sche Analyse des oberfl ächigen Abfl ussver-
haltens von Starkregen durch die Betrachtung der Fließrichtungen und baulicher Hin-
dernisse. Um die Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zu ermöglichen, bedarf es künftig 
einer intensiveren Zusammenarbeit der unterschiedlichen kommunalen Fachbehörden. 
Hierzu ist es notwendig, dass andere Disziplinen wie die Stadt-, Straßen- und Frei-
raumplanung aber für die Thematik des Überfl utungsschutzes sensibilisiert und an der 
Umsetzung beteiligt werden müssen. Gleichzeitig gilt es, die Bürgerschaft über die po-
tenziellen Risiken zu unterrichten, um Verständnis und Akzeptanz für Wasser im Stra-
ßenraum sowie Eigenverantwortung im Objektschutz zu erzeugen [Schmitt 2011b: 8].
Auch im Rahmen mehrerer Forschungsprojekte wurde in den letzten Jahren versucht, 
das Thema der Mitbenutzung interdisziplinär zu betrachten und unter Beteiligung aller 
betroffenen Akteure die Umsetzbarkeit sowie die Grenzen einer derartigen Lösung zu 
prüfen. Im Zusammenhang mit dem BMBF-Projekt „KlimaNet – Wassersensible Stadt-
entwicklung“ wurden zwischen 2006 und 2010 in Bochum, Essen und Herne Szena-
rienwerkstätten mit Vertretern der Verwaltung, ortsansässiger Unternehmen und der 
Bürgerschaft durchgeführt [KlimaNet 2010]. Ziel war es, die Akzeptanz der Akteure 
für eine Mitbenutzung von Verkehrs- und Freifl ächen zu beleuchten und gemeinsam 
Umsetzungsstrategien zu entwickeln. Dazu wurden für ausgewählte Testgebiete Über-
Überstaufreiheit Überflutungsschutz Schadensbegrenzung...
Bemessungsregen seltene Starkregen außergewöhnliche Starkregen
Entwässerungssystem inkl. Rückstausicherungen in Gebäuden
Verkehrs- und Freiflächen (temporäre „Nutzung“)
gezielter Objektschutz (öffentlich/privat)
Abb. 4.11  Überfl utungsschutz in Abhängigkeit von der Belastungsstufe
[DWA 2008]
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fl utungsszenarien simuliert (vgl. Abb. 4.12) [Siekmann et al. 2010; KlimaNet 2010] und 
unterschiedliche Mitbenutzungsmaßnahmen zur Diskussion gestellt.
Im Rahmen der Veranstaltungen wurde erörtert, wie sich die Bedürfnisse des Überfl u-
tungsschutzes mit den Interessen der Fachverwaltungen, der lokalen Wirtschaft und 
den Bürgern vereinbaren lassen. Die Untersuchungen zeigten deutlich, dass die Ertüch-
tigung von Verkehrsfl ächen zum Wasserrückhalt eine hohe Kompromissbereitschaft und 
eine integrative Zusammenarbeit aller Beteiligten voraussetzt. Die Notwendigkeit einer 
oberfl ächigen Ableitung von Starkregenabfl üssen wird generell nicht in Frage gestellt, 
und die Akteure sind grundsätzlich bereit, eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zu 
akzeptieren bzw. mitzutragen. Die Vorteile einer multifunktionalen Flächennutzung 
wurden neben der Schadensabwehr insbesondere in dem ökonomischen Nutzen einer 
solchen Lösung gesehen. Während aus Sicht der Verwaltung vor allem Bedenken hin-
sichtlich der Zuständigkeiten (Finanzierung, Unterhaltung, Reinigung) der entsprechen-
de Verkehrsfl ächen geäußert wurden, kamen von Seiten der Bürger Forderungen nach 
Verkehrssicherheit und der Vermeidung von Drittschäden. Um Interessenskonfl ikte im 
Planungsprozess zu lösen, sollten alle relevanten Akteure intensiv am Planungsprozess 
beteiligt werden und ein besonderes Augenmerk auf die rechtliche Bewertung multi-
funktionaler Lösungen gelegt werden [Benden/Siekmann 2010].
Im Forschungsschwerpunkt RESCUE wurde im Juli 2008 ein Workshop der Fachgebiete 
Stadtplanung, Verkehrsplanung und Siedlungswasserwirtschaft der TU Kaiserslautern 
mit Vertretern aus Kommunen und Planungsbüros veranstaltet, in dem interdisziplinäre 
Lösungen des Überfl utungsschutzes diskutiert wurden. Die Ergebnisse des Workshops 
decken sich weitestgehend mit den Erkenntnissen des KlimaNet-Projektes. Die Mitbe-
nutzung von Verkehrs- und Freifl ächen zum Wasserrückhalt wird als eine kommunale 
Gemeinschaftsaufgabe betrachtet, bei der es unterschiedliche Interessen zu berücksich-
tigen gilt und bei der eine Reihe von Akteuren mitwirken müssen. Die Stadtplanung ist 
gefordert, oberirdische Abfl usswege bei der Umsetzung städtebaulicher Maßnahmen 
bzw. im Stadtumbau frühzeitig freizuhalten. Die Verkehrsplanung muss sicherstellen, 
dass die Leistungsfähigkeit und die Funktionssicherheit von Straßen nicht zu sehr durch 
die Mitbenutzung beeinträchtigt werden. Gleichzeitig müssen fallspezifi sch Zielkonfl ik-
te mit den Belangen der Barrierefreiheit und der Rettungsdienste gelöst werden. Wäh-
rend der Veranstaltung wurde von allen Seiten auf die Notwendigkeit der Rechtssicher-
Abb. 4.12  Simulation für die Mitbenutzung eines Parkplatzes zur Entlastung der Herner Fußgängerzone bei Starkregen
[KlimaNet 2010]
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heit hingewiesen. Demnach besteht dringender Bedarf an einer juristischen Bewertung 
der Frage, inwieweit Wasser auf Straßen „billigend in Kauf genommen oder planerisch 
(gezielt) vorgesehen werden kann“ [Schmitt/Scheid 2009].
Erste Ansätze für eine rechtliche Auseinandersetzung mit der Frage der Mitbenutzung 
liefert das Kompetenznetzwerk Hamburg Wasser. Das Projekt „Regenwassermanage-
ment für Hamburg“ [Kompetenznetzwerk Hamburg Wasser 2010] widmete sich inten-
siv dem Thema. Zunächst wurde im April 2008 ein Workshop mit Vertretern Hamburger 
Behörden durchgeführt, in denen die Chancen und Risiken sowie die Umsetzungsmög-
lichkeiten von Mitbenutzungsmaßnahmen erörtert wurden. Hinsichtlich der Bedeutung 
von Verkehrsfl ächen kamen die Workshopteilnehmer zu ähnlichen Ergebnissen wie die 
genannten Projekte im Ruhrgebiet und in Kaiserslautern: grundsätzlich können sich die 
Akteure eine Mitbenutzung vereinzelter Straßen und Wege vorstellen, allerdings müss-
ten zunächst Bedenken hinsichtlich der Verkehrssicherung, der Anliegerrechte (Dritt-
schäden) und abgabenrechtlicher Konfl ikte verbindlich gelöst werden [HCU/Hamburg 
Wasser 2010: 30]. Die rechtlichen Fragestellungen, insbesondere zur Unterhaltungs- 
und Verkehrssicherungspfl icht, wurden in einem Arbeitspapier der Hamburger Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) in Zusammenarbeit mit dem Landesbetrieb für 
Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG) näher untersucht [BSU/LSBG Hamburg 2010: 
39ff.]. Das Papier stellt an erster Stelle die Notwendigkeit heraus, dass die Hauptnut-
zung (Verkehr) der Straßen so wenig wie möglich beeinträchtigt werden darf und „für 
die Benutzer unbeherrschbare“ [ebenda: 43] Gefahren abgewandt werden müssen. 
Ferner darf aus rechtlicher Sicht kein öffentliches Wasser auf private Grundstücke abge-
leitet werden und eine Einleitung von Regenwasser in die Schmutzwasserkanalisation 
muss vermieden werden. Es wird darüber hinaus empfohlen, die Kostentragung und 
die Zuständigkeiten für die Unterhaltungs- und Folgebeseitigungspfl icht im Rahmen 
öffentlicher Verträge zu regeln, um Konfl ikte zu vermeiden. Letztendlich stellt das Ar-
beitspapier jedoch auch klar, dass jeder Einzelfall gesondert zu betrachten und rechtlich 
zu interpretieren ist. Grundsätzlich werden die Chancen einer rechtssicheren Umset-
zung bei Eingriffen in bestehende Situationen als deutlich geringer eingeschätzt als bei 
Neuplanungen [ebenda 41].
Tatsächlich umfassen manche Neuplanungen bereits heute Lösungen zur kombinier-
ten Nutzung von Entwässerungseinrichtungen und Verkehrsfl ächen. Dabei werden in 
der verbindlichen Bauleitplanung die Baugebiete bei Neuplanungsmaßnahmen so zu-
geschnitten, dass Notabfl usswege für den schadlosen Transport von überstauendem 
Niederschlagswasser freigehalten werden. Durch die Ableitung des Regenwassers in 
nahegelegene Grünfl ächen bzw. Vorfl uter kann somit der Entsorgungskomfort in den 
bebauten Gebieten sichergestellt werden. Ein häufi g genanntes Beispiel in diesem Zu-
sammenhang stellt der Bebauungsplan der Stadt Lübeck für den Hochschulstadtteil 
dar [DWD et al. 2008: 67; HCU 2010: 7ff.]. Hier wurden „Notwasserwege“ als Lei-
tungsrecht oberhalb der hydraulischen Bemessungsgrenzen auf öffentlichen Fußwegen 
festgesetzt, über die Starkniederschläge kontrolliert in eine angrenzende Grünfl äche 
und von dort in den angrenzenden Vorfl uter geleitet werden (vgl. Abb. 4.13). Die Un-
terhaltungspfl ichten wurden vertraglich zwischen dem Grünfl ächenamt und der Städt-
entwässerung geregelt [HCU 2010: 10]. 
Letztendlich muss jedoch festgestellt werden, dass sich derartige Lösungen nur bei neu 
aufzustellenden Bebauungsplänen verankern lassen. Zudem besteht zu ihrer Umset-
zung ein erhöhter Platzbedarf, der zumeist im Siedlungsbestand nicht erfüllt werden 
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kann. Bei den bekannten Beispielen werden darüber hinaus ausschließlich solche Wege 
mit einer Notabfl ussfunktion belegt, die keine bzw. eine untergeordnete Verkehrs-
funktion erfüllen. Konkret umgesetzte Beispielprojekte einer geplanten Mitbenutzung 
von bestehenden Straßen (mit einer höheren verkehrlichen Bedeutung) fi nden sich in 
Deutschland bisher nicht. Zwar wurden im Rahmen des Hamburger Regenwasserma-
nagementprojektes Projekte identifi ziert, bei denen Verkehrsfl ächen zur tatsächlichen 
Ableitung bzw. zum Rückhalt von Regenwasser genutzt werden. Allerdings handelt es 
sich bei diesen Beispielen nicht um geplante Mitbenutzungen, sondern der oberfl ächige 
Rückhalt ist vielmehr Folge einer (aufgrund von Nachverdichtungen) unzureichenden 
Entwässerungssituation vor Ort [Kompetenznetzwerk Hamburg Wasser 2010: 16].
Angestoßen durch das Projekt RegenInfrastrukturAnpassung (RISA) werden in Ham-
burg derzeit mehrere Pilotprojekte einer Mitbenutzung von bestehenden Grünfl ächen 
diskutiert bzw. befi nden sich in der planerischen Umsetzung. Im Stadteil Hausbruch 
wurde dabei ein Konzept zur Reduzierung der an einem vorhandenen Regenrückhal-
tebecken ankommenden Niederschlagsmengen erarbeitet, welches die Mitbenutzung 
eines Spielplatzes als Überlauf zu einem angrenzenden Sickergraben vorsieht. Bei Rege-
nereignissen, die das Fassungsvermögen des Regenrückhaltebeckens (schätzungsweise 
einmal in zwei Jahren) überschreiten, wird das Niederschlagswasser über einen frei-
raumplanerisch in den Spielplatz integrierten Notwasserweg auf die Versickerungsfl äche 
geleitet [Waldhoff et al. 2012b: 628]. Im Hamburger Stadtteil Volksdorf wird derzeit 
geprüft, inwieweit eine bestehende Parkanlage (Ohlendorffs Park) im Überfl utungsfall 
zur schadlosen Zwischenspeicherung von überstauendem Regenwasser mitbenutzt 
werden kann [Waldhoff et al. 2012a:84ff.; OSP 2012]. Um das auftretende Nieder-
schlagswasser auf die Grünfl äche zu leiten, bedarf es hier auch einer Umgestaltung der 
angrenzenden Straße „Wiesenhöfen“ und der Einrichtung eines Notwasserweges über 
einen bestehenden Parkplatz (vgl. Abb. 4.14). Eine erste straßenbauliche Machbarkeits-
tudie zur wasserwirtschaftlichen Ertüchtigung der Straße kommt zu dem Ergebnis, dass 
ein temporärer Regenwasserüberstau im Bereich der Fahrbahn „unter Wahrung der 
Funktionalität der Verkehrsfl ächen“ im konkreten Fall möglich ist, ohne die maximalen 
Einstauhöhen zu erreichen [ARGUS 2012: 8].  
Abb. 4.13  Notwasserwege zur Ableitung von Niederschlagsspitzen in Grünfl ächen im Hochschulstadtteil Lübeck
[HCU 2010: 15/17]
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Ebenfalls fortgeschritten in Richtung der Umsetzung einer Mitbenutzungsmaßnahme 
ist die Stadt Bocholt. Die Stadt ging 2009 als Sieger aus dem Förderwettbewerb „Akti-
on Klimaplus – NRW Klimakommune der Zukunft“ hervor und beschäftigt sich seitdem 
intensiv mit Fragen des Klimaschutzes und der Klimafolgenanpassung. Da die Stadtver-
waltung derzeit von einer kurzfristig anstehenden Häufung von Starkregenereignissen 
oberhalb der Bemessungsansätze ausgeht, fokussieren die Aktivitäten unter anderem 
auf die Fragen des Schutzes vor kanalinduzierten Überfl utungsereignissen [Stadt Bo-
cholt 2008: 41ff.]. Hierzu wurden zunächst einfache Abfl ussmodellierungen durchge-
führt, mit deren Hilfe sowohl die Lage und der Verlauf oberirdischer Fließwege als auch 
die räumliche Ausdehnung überfl utungsgefährdeter Gebiete abgeschätzt werden kön-
nen. Im Anschluss an eine Grobanalyse zur Ermittlung des Gefährdungs- und Schaden-
potenzials wurden für die betroffenen Standorte Schutzmaßnahmen vorgeschlagen. 
Insbesondere Mitbenutzungsmaßnahmen wird bei Starkregenereignissen eine hohe Be-
deutung bzw. ein großes Leistungspotenzial zugeschrieben [Theurich/Niemann 2011: 
14]. Der Katalog der Maßnahmen umfasst daher auch die gezielte Ableitung und Zwi-
schenspeicherung auf Verkehrsfl ächen durch die Einrichtung von Hochborden (15-20 
cm) an Risikostandorten und die v-förmige Ausbildung des Straßenprofi ls bei Misch-
verkehrsfl ächen in tiefer gelegenen Bereichen [ebenda: 16]. Die einzelnen Maßnah-
menvorschläge sind den identifi zierten Überfl utungsbereichen in Bocholt zugeordnet 
und sollen in den Generalentwässerungsplan der Stadt integriert werden [Stadt Bocholt 
2008: 42]. Die konkrete Umsetzung einer Pilotmaßnahme zur gezielten Mitbenutzung 
ist jedoch bisher noch nicht erfolgt. Die Untersuchung im Rahmen des Förderprojektes 
zeigt bisher nur Risiken auf und gibt lediglich Empfehlungen, wie diese durch eine 
sukzessive Umstellung der Straßenentwässerung zukünftig reduziert werden könnten. 
„Bei anfallenden Straßenunterhaltungs- oder Kanalbaumaßnahmen soll vor deren Aus-
führung der Belang Extremniederschläge mit in die Überlegungen einbezogen und ggf. 
Notwasserwege geschaffen werden“ [Theurich/Niemann 2011: 15].
Auch die Stadt Solingen bildet einen Vorreiter im Bereich der Mitbenutzung von Ver-
kehrsfl ächen. In dem Pilotprojekt „Kannenbrühl“ wird derzeit geprüft, inwieweit durch 
die Mitbenutzung einer Straße eine Verbesserung der Überfl utungssituation herbeige-
Abb. 4.14  Vorschlag zur Ableitung von Starkregen über einen Notwasserweg in den Ohlendorffs Park in Hamburg-Volksdorf
[OSP 2012]
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führt werden kann [Beck 2012: 5f.]. Aufgrund einer intensiven Bachverrohrung in dem 
Ortsteil, die sich aus technischen Gründen nicht vergrößern lässt, wird darüber disku-
tiert, das Niederschlagswasser und das Bachwasser im Notfall geordnet über die Straße 
abzuleiten. Für ein HQ100 ergaben die Berechnungen einen Überschuss von 220 l/s, 
der über die Verkehrsfl äche abgeführt werden und dann im unteren Bereich des Ortes 
über Straßeneinläufe und ein neues Einlaufbauwerk wieder dem Bach zugeführt wer-
den müsste. Hierzu wäre das Straßenprofi l durch den Einbau einer 5 cm tiefen Entwäs-
serungsrinne und eine Verwindungsstrecke im Kurvenbereich anzupassen. Abbildung 
4.16 zeigt die Ist-Situation (links) und den Planungszustand (rechts). Die Stadt Solingen 
beabsichtigt nach Aussagen der Technischen Betriebe Solingen weitere fünf vergleich-
bare Pilotprojekte zur Mitbenutzung von Straßen als hydraulisches Vorfl utelement in 
das Abwasserbeseitigungskonzept der Stadt Solingen zu übernehmen [Müller 2012].
Abb. 4.15  Simulation zur Ableitung von Abfl ussspitzen über eine Straße (rechts) in Solingen
[Beck 2012]
97Lösungsansatz einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen 
4.3 Forschungs- und Entwicklungsbedarf
Es hat sich herausgestellt, dass die Ableitung und der gezielte Rückhalt von Regenwas-
ser auf Verkehrsfl ächen kein neues Thema sind. Bereits heute erfüllen die Straßen bei 
seltenen und außergewöhnlichen Starkregen faktisch eine Speicher- bzw. Ableitungs-
funktion, in dem sie das bei Kanalüberstau aus den Schachtdeckeln und Straßenein-
läufen kurzzeitig austretende Regen- bzw. Mischwasser auffangen und nachfolgend 
wieder in das Kanalnetz abführen. Sie verhindern damit bei entsprechender Topografi e 
den Eintritt von Abwasser in angrenzende Gebäude. Diese Funktionalität spiegelt sich 
auch in der Differenzierung zwischen Begriffl ichkeiten „Überstau“ und „Überfl utung“ 
nach DIN EN 752 und DWA A 118 wieder. 
Die Betrachtung der aktuellen Forschung und Praxis verdeutlicht allerdings, dass derzeit 
ein Wandel in der Betrachtungsweise stattfi ndet. Wurde Wasser im Straßenraum bisher 
als ein Problem betrachtet, das es weitestgehend durch eine entsprechende Kanaldi-
mensionierung zu verhindern galt, so wird es heute vermehrt als eine Lösung angese-
hen, den Schutz vor kanalinduzierten Überfl utungsschäden zu erhöhen. In der Praxis 
besteht Einigkeit darüber, dass sich der Umgang mit Extremniederschlägen nicht mehr 
darauf beschränken kann, die Kanalsysteme auszubauen, da unterirdische Ableitungs-
systeme in dieser Größenordnung weder fi nanzierbar, noch in Trockenzeit zu betreiben 
wären. Klimafaktoren wie in Dänemark (vgl. oben) werden daher hierzulande bis auf 
wenige Ausnahmen [vgl. z.B. Stadt Syke 2012:] in der Regel nicht auf die Bemessungs-
ansätze für Entwässerungssysteme angewandt. 
Der zeitweise Austritt von Niederschlagswasser aus der Kanalisation bildet ein unver-
meidbares Risiko, mit dem sich Städte künftig verstärkt auseinandersetzen müssen. Da-
bei ist unumstritten, dass der oberfl ächige Abfl uss von Starkregen kontrolliert erfolgen 
muss, wenn Beeinträchtigungen minimiert und Schäden verhindert werden sollen. Der 
baulichen Umgestaltung von Verkehrsfl ächen für eine Mitbenutzung wird in diesem Zu-
sammenhang grundsätzlich eine besondere Bedeutung zugeschrieben. Es ist unbestrit-
ten, dass durch eine multifunktionale Nutzung öffentlicher Verkehrsfl ächen zum Was-
serrückhalt Synergien erzeugt werden und gleichzeitig ein Beitrag zu einer nachhaltigen 
Regenwasserbewirtschaftung im Zeichen des Klimawandels geleistet werden kann.
Mancherorts in Deutschland (wie z.B. in Hamburg, Bocholt oder Solingen) wird derzeit 
bereits beabsichtigt, bei Neuplanungen oder bei anstehenden Unterhaltungsmaßnah-
men im Straßenraum Möglichkeiten der Mitbenutzung von Verkehrs- und Freifl ächen 
zum Überfl utungsschutz mit in die Überlegungen einzubeziehen. Bislang mangelt es 
hierzu jedoch (mit Ausnahme der Ausweisung von Notwasserwegen in der Bauleitpla-
nung) an aussagekräftigen Pilotprojekten. Zwar wurden, insbesondere in den Niederlan-
den, erste konzeptionelle Ideen entwickelt, wie eine Mitbenutzung konkret vonstatten 
gehen könnte. Allerdings wurde, abgesehen von dem ersten Wasserplatz in Rotterdam, 
bisher kein größeres Projekt realisiert. Dies erschwert die Überzeugungsarbeit gegen-
über den Bedenkenträgern. 
Insbesondere das rechtliche Konfl iktpotenzial einer gezielten Nutzung von Verkehrsfl ä-
chen zur Ableitung und zum temporären Rückhalt von Regenwasser hemmt die Um-
setzung. Die Auseinandersetzung mit der Vereinbarkeit des Überfl utungsschutzes mit 
Belangen der Verkehrsplanung sowie mit juristischen und fi nanziellen Fragestellungen 
kommt in Wissenschaft und Praxis bislang zu kurz und es besteht noch Klärungsbedarf. 
Darüber hinaus fehlen der Praxis der Straßenraumgestaltung bislang Hinweise zur Pla-
nung und zur konkreten Umsetzung einer Mitbenutzung.
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An dieser Stelle setzt die vorliegende Dissertation an: in den nun folgenden Abschnitten 
wird zunächst aufgezeigt, wie sich eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen bei starkre-
genbedingten Überfl utungen in die straßenrechtlichen Rahmenbedingungen einpassen 
müsste und wie die dem Konzept entgegengebrachten Vorbehalte überwunden wer-
den können, so dass die Verkehrssicherheit, der Verkehrsablauf, die Ansprüche an die 
Barrierefreiheit und sonstige straßenverkehrsbezogene Belange vor dem Hintergrund 
des fachlichen Regelwerkes und sonstiger rechtlicher Bestimmungen ausreichend be-
rücksichtigt bleiben. 
Anschließend wird im folgenden Abschnitt ein Leitfaden entwickelt, der praxisnah auf-
zeigt welche Kategorien bzw. Arten von Straßen sich grundsätzlich für eine Mitbenut-
zung eignen und wann sich Anlässe für eine bauliche Umgestaltung bieten. Anschlie-
ßend werden Prüf- und Abwägungskriterien für die Betroffenheit (Gefährdungslage 
und Risikopotenzial) sowie für die grundsätzliche Eignung einer Verkehrsfl äche für eine 
Mitbenutzung entwickelt. Darüber hinaus wird erläutert und illustriert, wie eine „mit-
benutzungsfähige“ Straße konkret aussehen kann, welche Entwurfsprinzipien daraus 
abgeleitet werden können und welche Finanzierungsansätze zur Deckung der Her-
stellungs- und Betriebskosten verfolgt werden können. Anhand eines Praxisbeispieles 
wird abschließend im Leitfaden dargestellt, wie hoch das Leistungspotenzial und die 
Wirtschaftlichkeit von Straßen hinsichtlich des Rückhaltes und/oder der Ableitung von 
Niederschlagsspitzen sind. 
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 4
 ▪ Das Prinzip der Nutzung von Freiflächen mit einer ursprünglich anderen Nutzung 
(z.B. Straßen und Plätze) als temporäre Ableitungs- oder Retentionsfläche bei ex-
tremen Niederschlägen stellt einen zusätzlichen Baustein der dezentralen Regen-
wasserbewirtschaftung dar und gewinnt in der Debatte um den Umgang mit Klima-
folgen zunehmend an Bedeutung. 
 ▪ Verkehrsflächen kommt in diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung zu, 
da sie bereits heute zum Teil die Funktion erfüllen, außergewöhnliche Regenabflüsse 
temporär zurückzuhalten und abzuleiten. Diese Funktionalität muss in Zukunft er-
weitert werden, um nachhaltig Schäden von Gebäuden abzuwenden.
 ▪ Eine multifunktionale Nutzung von Verkehrsflächen bietet finanzielle Synergien, da 
Investitionen in kostenspielige Kanalsanierungen eingespart und stattdessen für die 
Stadtgestaltung und -begrünung verwendet werden. Gleichzeitig gewährleistet eine 
Mitbenutzung eine sozialverträgliche Entwicklung der Abwassergebühren. 
 ▪ Insbesondere in den Niederlanden aber auch in manchen Städten in Deutschland 
gibt es erste Ideen und Planungen für eine gezielte Mitbenutzung von Verkehrs- und 
Freiflächen.
 ▪ Die bauliche Umsetzung der Projekte scheitert bislang zumeist an den rechtlichen, 
betrieblichen und finanziellen Bedenken, die einer Mitbenutzung entgegengebracht 
werden. Grundsätzlich erscheint eine Mitbenutzung bei Neuplanungen einfacher 
umzusetzen als im Bestand. Allerdings fehlt es auch hier bislang noch an praktischen 
Erfahrungen und Planungshilfen.
 ▪ Es mangelt an Kenntnissen hinsichtlich der Leistungspotenziale derartiger Lösun-
gen und bezüglich der Vereinbarkeit einer Mitbenutzung mit den verkehrlichen und 
rechtlichen Anforderungen der Straßenraumgestaltung.
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HANDLUNGSRAHMEN FÜR DIE MITBENUTZUNG VON 
VERKEHRSFLÄCHEN BEI STARKREGEN
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5 Handlungsfeld Straßenraumgestaltung
Straßenräume und Plätze bilden die Grundelemente des öffentlichen Stadtraumes. Sie 
erfüllen dabei eine Vielzahl von Funktionen (Verkehr, Erschließung, Aufenthalt, Veran-
staltung, Orientierung, etc.), die sich häufi g überlagern und jeweils sehr unterschied-
liche Voraussetzungen erfordern. Die Gestaltung von Straßenräumen muss daher die 
Aufgabe lösen, „durch gerechte Flächen- und Raumverteilung allen Funktionen ihre 
Chance zu geben“ [Senatsverwaltung Berlin 1999: A2]. 
Eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Wasserrückhalt bei Starkregen muss sich 
in diesen Kontext einfügen. Bevor die Frage beantwortet werden kann, inwieweit die 
Idee der Mitbenutzung mit den sonstigen Funktionen und Anforderungen einer Stra-
ße vereinbar ist, soll im Folgenden zunächst der allgemeine rechtliche und fi nanzielle 
Handlungsrahmen betrachtet werden, innerhalb dessen sich Straßenplanung und Stra-
ßengestaltung bewegen. Desweiteren soll der Begriff Straße näher defi niert und der 
Gegenstand für die weiteren Untersuchungen, ausgehend von den unterschiedlichen 
Gliederungsansätzen für Straßen, eingegrenzt werden.
5.1 Rechtliche Grundlagen und Begriffe
In Deutschland besteht ein umfangreiches, aus einer Vielzahl von Vorschriften beste-
hendes Regelwerk, das die Grundlage für die Planung und den Entwurf von Straßen 
bildet. Hierzu zählen einerseits einschlägige Rechtsnormen und Verwaltungsvorschrif-
ten zu unterschiedlichen raumbezogenen Themenbereichen (Verkehrsplanung, Stadt-
planung, Umwelt), die im Bezug zu Verkehrsfl ächen stehen. Auf der anderen Seite steht 
ein umfangreiches technisches Regelwerk für einen funktionsgerechten und verkehrssi-
cheren Entwurf, Bau und Betrieb von städtischen Straßen zur Verfügung.
5.1.1 Straßen- und Straßenverkehrsrecht
Die Grundlage für die Bereitstellung und Unterhaltung von öffentlichen Straßen sowie 
für deren Nutzung bildet das Straßen- und Wegerecht. Der Bund hat für die bundesei-
genen Straßen das Bundesfernstraßengesetz erlassen, für die übrigen Straßen der nach-
geordneten Klassen gelten die Straßen- und Wegegesetze der Länder. Die Verpfl ichtung 
der unterschiedlichen Hoheitsträger (Bund, Länder, Landkreise und Gemeinden), Stra-
ßen und Wege zu bauen und zu unterhalten, wird als Straßenbaulast bezeichnet.
Ab dem Moment einer straßenrechtlichen Widmung wird die Benutzung einer Straße 
unter straßenverkehrsrechtlichen Gesichtspunkten geregelt [Janker 2008: 31, Rn 92]. 
Das Straßenverkehrsrecht hat seinen Ursprung im Polizei- und Ordnungsrecht bzw. der 
Gefahrenabwehr und regelt die Benutzung des öffentlichen Verkehrsraumes (vor allem 
StVO). Es soll „die Teilnahme am Straßenverkehr, vor allem dessen Sicherheit und Leich-
tigkeit gewährleisten“ [Janker 2008: 31, Rn 86]. Die Zuständigkeit für die Durchführung 
des Straßenverkehrsrechtes liegt grundsätzlich bei den Ländern.
Bei einer Straße handelt es sich um eine Verkehrsfl äche, also einer Fläche „die dem 
Verkehr dient oder zu dienen bestimmt ist [FGSV 2000:13]. Straßenrechtlich bildet 
eine öffentliche Verkehrsfl äche eine „durch den Akt der Widmung für den allgemeinen 
Verkehr innerhalb des Gemeingebrauchs bestimmte Verkehrsfl äche“ [ebenda:32]. Aus 
Sicht des Straßenverkehrsrechts handelt es sich um eine „vom allgemeinen Verkehr be-
nutzte Verkehrsfl äche“, Hierbei kann es sich sowohl um eine öffentliche als auch um 
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eine tatsächlich öffentliche Verkehrsfl äche handeln [Heß 2008: 61, Rn6]. „Öffentlich im 
Sinne des Straßenverkehrsrechtes ist eine Verkehrsfl äche immer dann, wenn auf ihr der 
Verkehr eines Personenkreises, der durch keinerlei persönliche Beziehung miteinander 
verbunden ist, zugelassen wird“ [Heß 2008: 60f., Rn6]. Tatsächlich öffentliche Straßen 
und Wege „sind Verkehrsfl ächen, auf denen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhält-
nisse oder eine verwaltungsrechtliche Widmung auf Grund ausdrücklicher oder still-
schweigender Duldung des Verfügungsberechtigten die Benutzung durch jedermann 
tatsächlich zugelassen und ihr Gebrauch durch die Allgemeinheit erkennbar ist“ [eben-
da]. Öffentliche bzw. tatsächlich öffentliche Straßen grenzen sich somit ab von nicht 
öffentlichen Straßen (Privatstraßen), die nur für einen beschränkten und abgrenzbaren 
Kreis von Personen zur Verfügung stehen. 
Mit Blick auf die Straßenbenutzung wird in den Landesstraßengesetzen ferner zwischen 
Gemeingebrauch und Sondernutzungen unterschieden. „Gemeingebrauch ist die je-
dermann im Rahmen der Widmung und der verkehrsbehördlichen Vorschriften gestat-
tete Benutzung öffentlicher Straßen (z.B. Parken, Verweilen etc.). (…). Sondernutzung 
ist der Gebrauch einer Straße über den Gemeingebrauch hinaus; sie ist nur mit Geneh-
migung zulässig“ [Janker 2008: 31f., Rn 93, 94]. 
Öffentliche Verkehrsfl ächen umfassen alle Straßen, Wege und Plätze, die dem öffent-
lichen Fußgänger- oder Fahrzeugverkehr zur Verfügung gestellt werden. Die Straßen- 
und Wegegesetze der Länder defi nieren die Bestandteile einer Straße. Gemäß § 2 (2) 
des StrWG Nordrhein-Westfalen beispielsweise gehören die folgenden Elemente zum 
öffentlichen Straßenraum:
1. „der Straßenkörper; das sind insbesondere a) der Straßenuntergrund, die Erd-
bauwerke einschließlich der Böschungen, der Straßenunterbau, der Straßenober-
bau, die Brücken, Tunnel, Dämme, Durchlässe, Gräben, Entwässerungsanlagen, 
Stützwände und Lärmschutzanlagen; b) die Fahrbahn, die Trennstreifen, die 
befestigten Seitenstreifen (Stand-, Park- und Mehrzweckstreifen), die Bankette 
und die Bushaltestellenbuchten sowie die Rad- und Gehwege, auch wenn sie 
ohne unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im Wesentlichen mit der für 
den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn gleichlaufen (unselbständige 
Rad- und Gehwege), sowie Parkplätze, Parkbuchten und Rastplätze, soweit sie 
mit einer Fahrbahn in Zusammenhang stehen (unselbständige Parkfl ächen, un-
selbständige Rastplätze) und die Flächen verkehrsberuhigter Bereiche;
2. der Luftraum über dem Straßenkörper;
3. das Zubehör; das sind insbesondere die amtlichen Verkehrszeichen, die Verkehrs-
einrichtungen und sonstigen Anlagen aller Art, die der Sicherheit, Ordnung oder 
Leichtigkeit des Verkehrs oder dem Schutz der Anlieger dienen, und die Bepfl an-
zung;
4. die Nebenanlagen; das sind Anlagen, die überwiegend den Aufgaben der Stra-
ßenbauverwaltung dienen, insbesondere Straßenmeistereien, Gerätehöfe, Lager, 
Lagerplätze, Ablagerungs- und Entnahmestellen, Hilfsbetriebe und -einrichtun-
gen.“
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5.1.2 Planungsrecht
Die Planung und der Entwurf von Straßen sind aufgrund ihrer räumlichen und boden-
rechtlichen Relevanz eng mit der Bauleitplanung nach Baugesetzbuch verzahnt, die 
nach wie vor einen der wichtigsten Bestandteile der förmlichen städtebaulichen Pla-
nung einer Gemeinde bildet. Die Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und 
sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde vorzubereiten und zu leiten, um 
eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten. Hierzu zählt auch die 
Planung von Verkehrsfl ächen. 
Der Verkehr wird als eigenständiger Belang der Bauleitplanung im Katalog des § 1 Abs. 
6 BauGB aufgeführt. Im Rahmen der Bauleitplanung soll allen Verkehrsarten dadurch 
Rechnung getragen werden, dass sie sich in die städtebauliche Ordnung einfügen. Seine 
Bestimmung erhält dieser Planungsgrundsatz durch die Abwägung sowie durch kon-
krete Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen. Der Flächennutzungsplan 
betrachtet als vorbereitender Bauleitplan die Art der Bodennutzung in den Grundzü-
gen und stellt in diesem Kontext üblicherweise nur die Hauptverkehrsstraßen und Ver-
kehrsfl ächen von überörtlicher Bedeutung dar. Der Bebauungsplan, der als verbindlicher 
Bauleitplan die Umsetzung des gemeindlichen Bodennutzungskonzeptes in unmittelbar 
geltendes Recht ermöglicht, fokussiert  dagegen parzellenscharf auf die innerörtliche 
Erschließungsplanung. Verkehrsfl ächen stellen in diesem Zusammenhang eine der zen-
tralen Festsetzungsmöglichkeiten für die Bebauungsplanung dar, insbesondere im Hin-
blick auf die „gesicherte Erschließung“ eines Baugrundstückes durch den motorisierten 
Individualverkehr [Söfker 2006a: § 9 Rdn. 102ff.]. Zudem prägt die Verkehrsfl ächenge-
staltung entscheidend das Ortsbild. Eine bedeutende Rolle spielt zudem der ruhende 
Verkehr. Weitere Festsetzungsoptionen im Bereich der Verkehrsfl ächen umfassen die 
Gestaltung von Flächen des Öffentlichen Personennahverkehrs (z. B. Bushaltestellen 
etc.) und des nichtmotorisierten Verkehrs (z. B. Fuß- und Radwege).
Der planungsrechtliche Begriff der Verkehrsfl ächen umfasst „sämtliche Flächen, die dem 
öffentlichen, fl ießenden und ruhenden Verkehr gewidmet sind – unabhängig davon, 
ob es sich um öffentliche oder private Verkehrsfl ächen handelt. Im Einzelnen gehören 
dazu: Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, Schrammborde, Fahrbahnteiler, Böschungen, 
Stützmauern, Grünfl ächen innerhalb der Verkehrsfl ächen, öffentliche Parkplätze, Park-
streifen und Parkbuchten sowie sonstige Anlagen, die der Gliederung und Gestaltung 
der Verkehrsfl ächen dienen. Ebenso gehören dazu die oberirdischen Fahrfl ächen und 
Haltestellenfl ächen für die öffentlichen Verkehrsmittel“ [Kunze/Welters 2012: 6/4.11,4].
Bodenrechtlich verbindliche Festsetzungsmöglichkeiten von Verkehrsfl ächen fi nden sich 
in § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB: „Im Bebauungsplan können aus städtebaulichen Gründen 
festgesetzt werden: (…): die Verkehrsfl ächen sowie Verkehrsfl ächen besonderer Zweck-
bestimmung, wie Fußgängerbereiche, Flächen für das Parken von Fahrzeugen, Flächen 
für das Abstellen von Fahrrädern sowie den Anschluss anderer Flächen an die Verkehrs-
fl ächen; die Flächen können auch als öffentliche oder private Flächen festgesetzt wer-
den; (…)“. § 9 (1) Nr. 11 ermöglicht zudem die Festsetzung von sogenannten „Ver-
kehrsfl ächen mit besonderer Zweckbestimmung“. Das Gesetz nennt hierfür öffentliche 
Fußgängerbereiche, Parkfl ächen und Fahrradabstellanlagen. Die Aufl istung ist jedoch 
nicht abschließend. Es besteht allgemein die Möglichkeit, mit Hilfe der Festsetzung von 
Zweckbestimmungen „eine Trennung von Verkehrsfunktionen oder eine Beschränkung 
auf einzelne Verkehrsfunktionen zur Verwirklichung oder Unterstützung bestimmter 
städtebaulicher Absichten zu bewirken“ [Söfker 2006a: § 9 Rdn. 105]. 
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Die planungsrechtliche Festsetzung in einem Bebauungsplan ersetzt jedoch nicht die 
Straßen- bzw. Straßenverkehrsrechtliche Widmung einer Verkehrsfl äche (siehe oben).
Die Verkehrsfl ächen werden im Bebauungsplan durch die Straßenbegrenzungslinie 
von Flächen anderer Nutzung getrennt. Hierbei handelt es sich nicht um die Grenz-
linie der Fahrbahn sondern um die Eigentumsgrenze zwischen dem Baugrundstück 
und einer öffentlichen Verkehrsfl äche [Fickert, Fieseler 2002: 1050]. Von der Straßen-
begrenzungslinie kann beim späteren Straßenbau unter Umständen zurückgewichen 
werden, eine Überschreitung ist jedoch eigentumsrechtlich ausgeschlossen [Kunze, 
Welters 2012: 6/4.11, 7]. Innerhalb der Straßenbegrenzungslinien werden Verkehrsfl ä-
chen üblicherweise ohne genauere Angaben zur Aufteilung, zu Profi len und zur Gestal-
tung festgesetzt. Ausnahmen bilden lediglich solche Planungen, die bereits hinreichend 
konkretisiert sind „und die Festsetzung aus Gründen der Verkehrsabwicklung bzw. der 
Verkehrssicherheit oder aus Gründen der Ortsgestaltung zwingend erforderlich ist“ 
[Kunze, Welters 2012: 6/4.11, 5]. Ansonsten wird in der Regel auf die Darstellung des 
konkreten Straßenraumentwurfes verzichtet, um somit ausreichend Spielraum für Än-
derungen bei der tatsächlichen Umsetzung zu gewährleisten. Gleiches gilt für die be-
sondere Zweckbestimmung einer Verkehrsfl äche. In beiden Fällen empfi ehlt sich die 
unverbindliche Eintragung in den Bebauungsplan [Kunze, Welters 2012: 6/4.11, 4ff.].
Die Dimensionierung und die technische Ausgestaltung von Straßen können so im Rah-
men der Umsetzungsplanung auf die konkreten Verkehrsanforderungen abgestellt wer-
den, die sich aus den straßenbautechnischen Richtlinien und Empfehlungen ergeben. 
Auf diese soll im Folgenden näher eingegangen werden.
5.1.3 Straßenbautechnisches Regelwerk
Konkrete Regeln zur baulichen Gestaltung von Straßen fi nden sich vor allem in den 
verschiedenen Richtlinien für die Anlage von Straßen (RAS) der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV). Das technische Regelwerk der FGSV wird in 
weitgehend ehrenamtlich arbeitenden Gremien (Arbeitsausschüsse und Arbeitskreise) 
von Fachleuten aus Wissenschaft, Behörden und privaten Planungsbüros erarbeitet und 
in der Regel vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung mit einem 
allgemeinen Rundschreiben eingeführt. Von den meisten Bundesländern ist es durch 
Erlass zur Anwendung empfohlen worden [Fickert, Fieseler 2002: 1034].
Das straßenbautechnische Regelwerk der FGSV markiert den Stand der Technik und 
besitzt teilweise Rechtsverbindlichkeit. Das Regelwerk der FGSV ist in vier Kategorien (R 
1, R 2, W 1 und W 2) mit abgestufter Bedeutung unterteilt. Bei der Kategorie R handelt 
es sich um Regelwerke (Richtlinien, Merkblätter und Empfehlungen). „Solche Veröffent-
lichungen regeln entweder, wie technische Sachverhalte geplant oder realisiert werden 
müssen bzw. sollen (R 1), oder empfehlen, wie diese geplant oder realisiert werden 
sollten (R 2).“ [FGSV 2012] Die Wissensdokumente (Hinweise und Arbeitspapiere) der 
Kategorie W dagegen „zeigen den aktuellen Stand des Wissens auf und erläutern, wie 
ein technischer Sachverhalt zweckmäßigerweise behandelt werden kann oder schon 
erfolgreich behandelt worden ist“ [ebenda].
Das Regelwerk der FGSV wird ergänzt durch zahlreiche Normen des Deutschen Instituts 
für Normung e.V. (DIN), die insbesondere die Anforderungen an die Materialien des 
Straßenbaus defi nieren. Darüber hinaus steht neben den Richtlinien und DIN-Normen 
eine Vielzahl technischer Anleitungen in der Form von Merkblättern, Handbüchern und 
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Hinweisen zur Verfügung, die einen mehr oder weniger informatorischen Charakter 
haben.
Die FGSV unterscheidet bei ihren Regelwerken zwischen anbaufreien Straßen ohne be-
gleitende Bebauung oder Grundstückszufahrten und angebauten bzw. anbaufähigen 
Straßen, deren angrenzende Grundstücke bebaut sind bzw. von der Straße erschlossen 
werden können [FGSV 2000: 31]. Die wichtigsten Richtlinien für die Gestaltung von 
Knoten, Straßenprofi len (Querschnitte) und für den Achsenverlauf (Linien) anbaufreier 
Straßen in bebauten Gebieten bilden die RAS-K, die RAS-Q bzw. die RAS-L [FGSV 1988; 
1996; 1995]. Das für die in dieser Arbeit im Fokus stehenden angebauten städtischen 
Straßen zentrale technische Regelwerk bilden jedoch die Richtlinien für die Anlage von 
Stadtstraßen (RASt) [FGSV 2008]. Anhand typischer Entwurfssituationen, die einen 
Großteil der in der Praxis auftretenden Entwurfsaufgaben (ca. 70%) abdecken, enthal-
ten diese Vorschriften Lösungen für den Entwurf und die Gestaltung von Erschließungs-
straßen sowie angebauten Hauptverkehrsstraßen mit plangleichen Knotenpunkten. 
Im Hinblick auf den möglichen Beitrag von Straßen zum Überfl utungsschutz ist die 
Richtlinie für die Anlage von Straßen - Teil Entwässerung (RAS-Ew) [FGSV 2005] von 
besonderer Bedeutung. Diese formuliert die baulichen Anforderungen an die Entwäs-
serung von Straßen und leitet daraus planerische Grundsätze und Lösungsvorschläge 
ab. Die Besonderheiten des Straßenbaus und der Entwässerung von Straßen in Wasser-
schutzgebieten werden durch die Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Stra-
ßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) geregelt [FGSV 2002a]. 
Neben den genannten Richtlinien stehen für unterschiedliche Verkehrsanlagen und 
sonstige Einrichtungen innerhalb des Straßenraumes  Planungsempfehlungen zur Ver-
fügung. Hierzu zählen vor allem die Empfehlungen für Anlagen des ruhenden Verkehr 
(EAR), für Radverkehrsanlagen (ERA), für Fußgängerverkehrsanlagen (EFA) und für die 
Anlage von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ) sowie für Anlagen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (EAÖ) [FGSV 2005a; 2010; 2002; 2003]. Hinzu kommen die Empfeh-
lungen zur Straßenraumgestaltung innerhalb bebauter Gebiete (ESG), die sich mit den 
(städtebaulichen) Gestaltqualitäten öffentlicher Räume auseinandersetzen sowie die 
Empfehlungen zur Straßenbepfl anzung in bebauten Gebieten, die den Umgang mit 
Grün im Straßenraum betrachten.
Als für die Gestaltung von Stadtstraßen relevante R2-Dokumente sind ferner vor allem 
die Merkblätter für die Gestaltung von Anlagen des schienengebundenen öffentlichen 
Verkehrs, für den Bau von Busverkehrsfl ächen, für die Anlage von Kreisverkehren sowie 
über bauliche Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung zu nennen [FGSV 2003a; 2000a; 
2006; 1994]. Im Bereich der Wissensdokumente geben desweiteren die Hinweise für 
barrierefreie Verkehrsanlagen (H BVA) [FGSV 2011b], für Straßenräume mit besonde-
rem Überquerungsbedarf („Shared Space“) [FGSV 2011c] sowie für die Straßenraum-
gestaltung in Gewerbegebieten [FGSV 2007] spezifi sche Anhaltspunkte für den Entwurf 
einer Straße.
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5.2 Kategorisierung von Straßenverkehrsflächen
Im Folgenden soll kurz zusammengefasst werden, welche Kategorien und Arten von 
Straßen sich unterscheiden lassen, um daraus im nächsten Schritt den Untersuchungs-
gegenstand hinsichtlich einer Mitbenutzung zum Wasserrückhalt einzugrenzen.
5.2.1 Ansätze zur Unterscheidung von Straßen
Zur Differenzierung von Straßen können unterschiedliche Merkmale herangezogen 
werden. Grundsätzlich lassen sich Straßen nach administrativen, nach funktionalen und 
nach gestalterischen Gesichtspunkten unterscheiden.
Administrative Differenzierung
Die unterschiedlichen Hoheitsträger (Bund, Länder, Landkreise und Gemeinden) sind 
durch Bundes- bzw. Landesrecht verpfl ichtet, als Straßenbaulastträger Straßen und 
Wege zu bauen und zu unterhalten. Gemäß den sich aus den Verwaltungskompeten-
zen ergebenden verschiedenen Trägern der Straßenbaulast werden folgende Arten von 
„klassifi zierten Straßen“ unterschieden:
 ▪ Bundesfernstraßen
 ▪ Landstraßen
 ▪ Kreisstraßen
 ▪ Gemeindestraßen
Die Baulast für Bundesfernstraßen liegt (abgesehen von den meisten Ortsdurchfahrten) 
beim Bund. Für Landesstraßen bzw. – in Bayern und Sachsen Staatsstraßen – liegt die 
Straßenbaulast bei den jeweiligen Bundesländern, für Kreisstraßen bei dem entspre-
chenden Landkreis. Gemeindestraßen, die überwiegend dem Verkehr innerhalb einer 
Gemeinde (Stadtstraßen) oder zwischen benachbarten Gemeinden dienen, fallen in die 
Zuständigkeit der jeweiligen Stadt oder Gemeinde. Rechtsgrundlage bilden hier die je-
weiligen landesrechtlichen Vorschriften.
Funktionale Differenzierung
Die verschiedenen Funktionen, die ein Straßenraum zu erfüllen hat, benötigen häufi g 
unterschiedliche Voraussetzungen, die eine Gliederung des Straßennetzes in Funktions-
typen erforderlich macht. Die Richtlinien für die integrierte Netzgestaltung (RIN) weisen 
jedem Element eines Verkehrsnetzes (ÖPNV, Kfz-, Rad- und Fußverkehr) eine funktiona-
le Kategorie zu, um sie funktionsgerecht zu gestalten (vgl. Abb. 5.1). Die funktionale 
Zuordnung ergibt sich aus „der Bedeutung der Verbindungen, die über dieses Netzele-
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[Eigene Darstellung nach FGSV 2008a:14]
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mente eines Netzabschnittes verlaufen, und je nach betrachtetem Verkehrssystem aus 
der Verkehrsart, der Art, der Lage und dem Umfeld des Verkehrsweges einschließlich 
etwaiger Nutzungsansprüche anderer Verkehrssysteme in den einzelnen Netzelemen-
ten“ [FGSV 2008a: 9].
Um die Verbindungsbedeutung zu ermitteln, unterscheiden die RIN nach sechs Verbin-
dungsfunktionen, die sich aus der Bedeutung der miteinander verbundenen Zentren 
ergeben:
0 : kontinental – Verbindung zwischen Metropolregionen 
I : großräumig - Verbindung von Oberzentren zu Metropolregionen und Oberzentren
II : überregional - Verbindung von Mittel- zu Oberzentren und zwischen Mittelzentren 
III : regional - Verbindung von Grund- zu Mittelzentren und zwischen Grundzentren 
IV : nahräumig – Verbindung von Gemeinden zu Gemeindeteilen 
V : kleinräumig – Verbindung von Grundstücken zu Gemeinden/Gemeindeteilen 
Straßen erfüllen innerhalb bebauter Gebiete neben der Verbindungs- auch eine Er-
schließungs- und eine Aufenthaltsfunktion. 
Unter der Erschließungsfunktion (innere und äußere Erschließung) wird eine auf die 
„Erreichbarkeit von Baugebieten oder Grundstücken ausgerichtete Zweckbestimmung 
und Eigenschaft von Straßen“ [FGSV 2000: 15] für Anlieger, Besucher, Lieferanten, Ver-
sorger, Notdienste und für den Straßenbetriebsdienst verstanden. Die Erschließungs-
funktion wird im Vergleich zu anderen Funktionen umso wichtiger, je größer die Anzahl 
der durch die Straße erschlossenen Gebäude und Einrichtungen ist [Mehlhorn / Köhler 
2001: 302]. Sie kann dabei in eine direkte und indirekte Zugänglichkeit sowie in Ab-
stellmöglichkeiten für Fahrzeuge eingeteilt werden [Mehlhorn / Köhler 2001: 302 nach 
Markelin et al. 1992]
Die Aufenthaltsfunktion beschreibt die „auf den Aufenthalt von Menschen ausgerichte-
te Zweckbestimmung und Eigenschaft von Straßen“ [FGSV 2000: 15]. Sie umfasst nicht 
verkehrsbezogene Aktivitäten wie z.B. Verweilen, Spielen, Ausruhen oder Warten und 
fi ndet vor allem an innerörtlichen Straßenabschnitten mit intensiver Wohndichte oder 
mit vielen Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen statt [Mehlhorn / Köhler 2001: 302].
Das Zusammentreffen der einzelnen Funktionen kann insbesondere auf innerörtlichen 
Straßenabschnitten zu Nutzungskonkurrenzen führen. „Die Verkehrsnetzgestaltung soll 
in solchen Fällen entweder auf eine Trennung der Funktionen hinwirken oder Lösungen 
suchen, bei denen keine der Funktionen in unzumutbarer Weise durch die anderen be-
einträchtigt wird“ [FGSV 2008a: 13].
Aus den zu erfüllenden Funktionen lassen sich die folgenden fünf Kategoriengruppen 
von Straßen bilden:
 ▪ Autobahnen (AS) - außerhalb und innerhalb bebauter Gebiete
 ▪ Landstraßen (LS) - außerhalb bebauter Gebiete
 ▪ anbaufreie Hauptverkehrsstraßen (VS) - im Vorfeld und innerhalb bebauter Gebiete 
 ▪ angebaute Hauptverkehrsstraßen (HS) - innerhalb bebauter Gebiete
 ▪ Erschließungsstraßen (ES) - innerhalb bebauter Gebiete
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Aus der Verknüpfung der sechs Verbindungsfunktionen und den fünf Kategoriengrup-
pen ergibt sich die Kategorie eines Verkehrsweges. Tabelle 5.1 bezeichnet diejenigen 
Kategorien, „die befriedigende Lösungen in baulicher und betrieblicher Hinsicht erwar-
ten lassen“ [FGSV 2008a: 16].
Auch Rad- und Fußwege werden in der RIN hinsichtlich ihrer Verbindungs-, Erschlie-
ßungs- und Aufenthaltsfunktionen kategorisiert. Dabei werden zwei Kategoriengrup-
pen (außerhalb und innerhalb bebauter Gebiete) unterschieden [FGSV 2008a: 18].
Gestalterische Differenzierung
Die Planung und der Entwurf von Stadtstraßen verfolgt als oberstes Ziel, die Verträg-
lichkeit der Nutzungsansprüche mit den Umfeldnutzungen herzustellen. Die Richtlinien 
zur Anlage von Stadtstraßen (RASt) [FGSV 2008] differenzieren daher Straßen nach 
verkehrlichen und städtebaulichen Merkmalen, um daraus die jeweiligen Entwurfsauf-
gaben ableiten zu können (vgl. Abb. 5.2). 
Als verkehrliche Merkmale betrachten die RASt die Erschließungs- und Verbindungs-
funktion sowie die Verkehrsbelastung einer Straße. Die Erschließungsfunktion ist ab-
hängig von den Umfeldnutzungen und den sich daraus ergebenden Wege- und Liefer-
zahlen und kann je nach Verkehrsart sehr unterschiedlich sein. Die Verbindungsfunktion 
ist insoweit von Bedeutung, da sie sich auf die Ansprüche der Verkehrsmittel an den 
Verkehrsablauf auswirkt. Verkehrsbelastungen ergeben sich aus der Verkehrsstärke, 
dem Parkdruck vor Ort und deren zeitlicher Verteilung. Sie können ebenfalls sehr unter-
schiedlich sein [FGSV 2008: 16].
Merkmale zur Differenzierung von Stadtstraßen
[Eigene Darstellung nach FGSV 2008: 16]
Abb. 5.2  
Verkehrliche
Merkmale
Erschließungs-
funktion
Verbindungs-
funktion
Verkehrs-
belastung
Gebiets-
charakter
Umfeldnutzungen
und Aufenthalt
Straßenräumliche
Situation
Städtebauliche
Merkmale
Verknüpfungsmatrix zur Ableitung von Verkehrswegekategorien
[Eigene Darstellung nach FGSV 2008a: 15]
Tab. 5.1  
überregional
regional
AS II (Überregionalautobahn)
-
LS II (Überregionalstraße)
LS III (Regionalstraße)
Kategoriegruppe
kontinental
großräumig
Autobahnen Landstraßen anbaufreie
Hauptverkehrs-
straßen
angebaute
Hauptverkehrs-
straßen
AS 0 (Fernautobahn)
AS
AS I (Überregionalautobahn)
LS
LS I (Fernstraße)
VS HSVerbindungs-
funktionsstufe
Erschließungs-
straßen
ES
nahräumig
kleinräumig
-
- LS V (Anbindungsstraße)
LS IV (Nahbereichsstraße)
VS II (Ortsdurchfahrt)
VS III (Ortsdurchfahrt)
-
-
-
HS III (Ortsdurchfahrt)
-
-
HS IV (Ortsdurchfahrt)
-
-
-
-
ES IV (Sammelstraße)
ES V (Anliegerstraße)
II
III
0
I
IV
V
AS 0
- nicht vorkommend oder nicht vertretbar
vorkommend, Bezeichnung der Kategorie
problematisch aufgrund von Konflikten aus Funktionsüberlagerungen
109Handlungsfeld Straßenraumgestaltung
Die städtebaulichen Merkmale, die gemäß der RASt für den Entwurf von Stadtstra-
ßen von besonderer Relevanz sind, ergeben sich aus dem jeweiligen städtebaulich-
historischen Gebietscharakter, der Art und dem Maß der Umfeldnutzungen, der Auf-
enthaltsfunktion sowie aus der baulich-räumlichen Situation [FGSV 2008: 17]. Die 
städtebaulichen Nutzungen entlang einer Stadtstraße erzeugen unterschiedliche Nut-
zungsansprüche und Zusammenhänge, woraus sich wichtige Aspekte für den Straßen-
raumentwurf ableiten lassen. Die wesentlichen Grundlagen für die Flächenverfügung 
und für die räumliche Konzeption einer Straße ergeben sich jedoch aus den straßen-
räumlichen Randbedingungen hinsichtlich der Begrenzung, der Breite und des Verlau-
fes einer Straße [ebenda].
Die „(…) Anforderungen an eine Straße oder einen Platz sind so unterschiedlich und 
widersprechen sich häufi g so stark, dass nur eine Gliederung des Stadtraumnetzes in 
Funktionstypen weiterhilft, für die jeweils bestimmte Funktionen wichtiger sind, Priori-
tät haben“ [Senatsverwaltung Berlin 1999: A2]. Für die Praxis der Gestaltung städtischer 
Straßenräume benennen die RASt daher typische Entwurfssituationen, die den Großteil 
der in der Praxis vorkommenden straßenräumlichen Situationen (ca. 70-80 %) abdecken 
[FGSV 2008: 17]. Aus diesen werden in den Richtlinien systematische Hilfestellungen 
für die meisten Entwurfsaufgaben abgeleitet. Unter Angabe der Randbedingungen aus 
den Nutzungsansprüchen der Verkehrsträger und aus der vorhandenen Straßenraum-
breite empfehlen die RASt mögliche Querschnittslösungen, um die Abwägung bei der 
Straßentraumgestaltung zu unterstützen [ebenda: 33ff.]. Tabelle 5.2 zeigt die Zuord-
nung der Entwurfssituationen zu den oben genannten Straßenkategorien. 
5.2.2 Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes
Für die weitere Untersuchung bezüglich der Mitbenutzung von Straßen soll der „Stra-
ßenraum“ als die Gesamtheit aller Straßen, Wege und Plätze einschließlich der Hal-
te- und Stellplätze des öffentlichen und des ruhenden Verkehrs und einschließlich der 
straßenbegleitenden öffentlichen Bepfl anzung (Bankette, Seiten- und Mittelstreifen 
etc.) betrachtet werden. Diese Defi nition deckt sich weitestgehend mit dem planungs-
rechtlichen Begriff der „Verkehrsfl äche“. Letzterer soll, analog zu der straßenrechtlichen 
Defi nition einer Straße (z.B. § 2 (2) Nr. 1 StrWG NW), ergänzt werden durch den Stra-
ßenuntergrund, da hier zusätzliche Potenziale für Mitbenutzungsmaßnahmen vermutet 
werden können.
Zuordnung der typischen Entwurfsituationen zu Straßenkategorien
[Eigene Darstellung nach FGSV 2008:17]
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Hinsichtlich der Typen bzw. Kategorien von Straßen soll der Fokus zunächst auf sämtli-
che öffentlichen Stadtstraßen (inkl. anbaufreier Hauptverkehrsstraßen) gemäß der RASt 
2006 sowie auf die dazugehörigen Wege und Plätze gelegt werden. Dearartige ge-
meindliche Straßen verzeichnen in Deutschland eine Gesamtlänge von fast 400.000 km 
[Wolf 2005: 4]. Autobahnen und Landstraßen (Kategoriengruppe AS und LS) stellen, 
nicht zuletzt angesichts ihrer verkehrlichen Bedeutung, ihres üblichen Verkehrsaufkom-
mens und der hier zulässigen Höchstgeschwindigkeiten, besondere Anforderungen an 
die Entwässerung und sollen daher in der weiteren Betrachtung ausgeklammert wer-
den. Die Erfahrungen zeigen zudem, dass vor allem (inner-)städtische Gebiete aufgrund 
ihrer Dichte und des erhöhten Versiegelungsgrades im Falle extremer Niederschlags-
ereignisse von Überfl utungen betroffen sind. Zudem konzentrieren sich in den zent-
ralen urbanen Räumen häufi g die höchsten Schadenspotenziale, wodurch der Anpas-
sungsbedarf gerade hier besonders hoch ist. Nicht zuletzt bestehen in innerstädtischen 
Lagen auch selten alternative Rückhaltemöglichkeiten (Grünfl ächen), die einen Verzicht 
auf Mitbenutzung ermöglichen. Vielmehr bildet der Straßenverkehrsraum häufi g die 
faktisch einzige Möglichkeit Regenwasser temporär zurückzuhalten, um auf diese Wei-
se Schäden von Gebäuden und kritischen Infrastrukturen zu vermeiden. 
Auf der anderen Seite verzeichnen Stadtstraßen jedoch aufgrund der Vielzahl verkehrli-
cher und städtebaulich-funktionaler Ansprüche auch das höchste Konfl iktpotenzial für 
Mitbenutzungsmaßnahmen. Im weiteren Verlauf der Untersuchung gilt es daher zu 
klären, ob, und wenn ja, für welche Art der Mitbenutzung sich die unterschiedlichen 
Typen von Stadtstraßen bzw. die Entwurfssituationen der RASt 2006 eignen. Hierzu ist 
es notwendig, die Maßnahmen mit den Zielfeldern sowie den jeweiligen (verkehrlichen) 
Anforderungen an den Straßenraum situationsbezogen abzuwägen. Letztere sollen im 
folgenden Kapitel näher betrachtet werden.
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 5:
 ▪ In Deutschland steht ein umfangreiches technisches Regelwerk für einen funktions-
gerechten und verkehrssicheren Entwurf, Bau und Betrieb von städtischen Straßen 
zur Verfügung, welches die rechtliche Grundlage für die Bereitstellung und Unter-
haltung von öffentlichen Straßen sowie für deren Nutzung bildet.
 ▪ Zur Differenzierung von Straßen können unterschiedliche Merkmale herangezogen 
werden. Grundsätzlich lassen sich Straßen nach administrativen, nach funktionalen 
und nach gestalterischen Gesichtspunkten unterscheiden.
 ▪ Die Straßenplanung orientiert sich bei der Abwägung zur Gestaltung von Straßen-
räumen an typischen Entwurfssituationen, die sich aus dem Zusammenspiel ver-
kehrlicher und städtebaulicher Merkmale ergeben. 
 ▪ Für eine Mitbenutzung kommen in erster Linie innerstädtische Stadtstraßen in Be-
tracht, da diese sich häufig in denjenigen urbanen Gebieten befinden, die beson-
ders durch Überflutungen bei Starkregenereignissen gefährdet sind. Andererseits 
verzeichnen diese Straßen jedoch auch die größten Nutzungskonflikte.
 ▪ Die Planung und der Entwurf von Straßen verfolgt als oberstes Ziel, die Verträglich-
keit der Nutzungsansprüche einer Straße mit den Umfeldnutzungen herzustellen. 
Eine Mitbenutzung zum Umgang mit Starkregenereignissen muss sich in diesen Ab-
stimmungsprozess einfügen.
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6 Vereinbarkeit einer Mitbenutzung mit den 
verkehrlichen Anforderungen an Straßen
Die funktionalen und gestalterischen Anforderungen an Stadtstraßen und an deren 
Seitenräume resultieren aus den unterschiedlichen Belangen von Fußgängern, Radfah-
rern, öffentlichen Verkehrsmitteln und dem motorisierten Individualverkehr. Das Ziel der 
Gestaltung von Stadtstraßen ist es, diese Ansprüche möglichst in Einklang zu bringen 
bzw. „durch die Priorisierung der Belange der jeweils planerisch maßgebenden Ver-
kehrsarten“ eine integrierte Lösung zu fi nden [Mehlhorn / Köhler 2001: 308].
Die verkehrlichen Anforderungen an die Gestaltung städtischer Straßenräume werden 
ergänzt durch nicht verkehrsbezogene Nutzungsansprüche, die sich aus städtebauli-
chen und ökologischen Zielsetzungen (Stadtbegrünung) bzw. aus den technischen 
Notwendigkeiten der Ver- und Entsorgung ergeben und gegebenenfalls einen eigenen 
Raumbedarf erzeugen [FGSV 2008: 25f.]. Eine dieser technischen Anforderungen bildet 
die Entwässerung. Bereits heute erfüllen Straßen faktisch die Funktion, Niederschlags-
wasser aufzufangen und über die Fahrbahn bzw. über Entwässerungsrinnen die in das 
Kanalnetz oder gegebenenfalls in dezentrale Anlagen der Regenwasserbewirtschaftung 
abzuleiten. Die planerischen Grundsätze, Hinweise zur Bemessung und Lösungsvor-
schläge zur Entwässerung von Straßen liefern die RAS-Ew (vgl. oben) [FGSV 2005].
Die RAS-Ew fordern in ihren Grundsätzen, dass Entwässerungseinrichtungen von Stra-
ßen „im Normalfall“ in der Lage sein müssen, das ihnen zufl ießende Wasser aufzuneh-
men und schadlos abzuleiten [FGSV 2005: 12]. Dabei darf generell kein außerhalb der 
Fahrbahn anfallendes Wasser auf die Fahrbahn gelangen. Nur in Ausnahmefällen kann 
das Wasser von Nebenfl ächen wie Rad- und Gehwegen über die Fahrbahn geleitet wer-
den.  Die RAS-Ew verlangen darüber hinaus, dass bei der Straßenentwässerungsplanung 
auch die Versickerungsmöglichkeiten im Straßenseitenraum mit berücksichtigt werden. 
Der Wasserrahmenrichtlinie folgend dürfen der Bau und der Betrieb einer Straße jedoch 
zu keinen nachteiligen Beeinträchtigungen des Grund- und Oberfl ächenwassers führen 
[ebenda: 9ff.]. Nur sofern die örtlichen Gegebenheiten es zulassen ist der Straßenab-
fl uss (bevorzugt in Böschungen und Banketten) sachgerecht über die belebte Bodenzo-
ne zu versickern, gegebenenfalls nach Vorbehandlung. Für Stadtstraßen scheidet diese 
Möglichkeit allerdings häufi g aufgrund des Platzmangels und der Abfl ussbelastung aus.
In die Dimensionierung der ober- und unterirdischen Anlagen zur Straßenentwässerung 
(Rinnen, Straßeneinläufe etc.) und die Bemessung von Regenwasserbehandlungsanla-
gen nach RAS-Ew geht als maßgebliche Größe der Regenwasserabfl uss ein. Gängige 
Praxis zur Bestimmung der maßgeblichen Niederschlagswasserabfl üsse ist analog zur 
Kanalnetzbemessung die Verwendung des KOSTRA-Atlasses des Deutschen Wetter-
dienstes (vgl. Kap. 1) [DWD 2005 a/b], so dass auch hier die ortstypischen Bemessungs-
niederschläge bei der Dimensionierung der Anlagen berücksichtigt werden [FGSV 2005: 
13ff.]. Der Klimawandel und die in dessen Zusammenhang projizierten Veränderungen 
der Niederschläge fi nden jedoch bislang in den Richtlinien der FGSV keine Berücksichti-
gung. Auch die Rolle von Straßen bei seltenen außergewöhnlichen Starkregenereignis-
sen wird nicht betrachtet. Stattdessen soll ein Rückhalt von Niederschlag an der Stra-
ßenoberfl äche gemäß den RAS-Ew weitestgehend ausgeschlossen werden. Sie fordern, 
dass das auf der Straße anfallende Regenwasser„sicher und auf kurzem Weg“ dem 
Fahrbahnrand zugeführt wird und höhere Wasserfi lmdecken unter Beachtung fahrdy-
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namischer Gesichtspunkte vermieden werden [FGSV 2005: 25]. Auch von befestigten 
Plätzen ist Regenwasser gemäß der aktuellen Richtlinien „schnell und zuverlässig“ ab-
zuleiten [ebenda:26].  
Die vorherigen Kapitel haben gezeigt, dass der zeitweise Austritt von Niederschlagswas-
ser an die Straßenoberfl äche in Zukunft nicht immer vermeidbar sein wird. Die bereits 
heute bestehende Entwässerungsfunktion von Verkehrsfl ächen wird somit an Bedeu-
tung gewinnen. Allerdings darf das an der Oberfl äche anfallende Wasser die Nutzung 
einer Verkehrsfl äche nur möglichst wenig beeinträchtigen. Straßen, Wege und Plätze 
erfüllen an erster Stelle Erschließungs- und Aufenthaltsfunktionen. Die mit dem Klima-
wandel immer bedeutender werdenden Ansprüche der Entwässerung und des Überfl u-
tungsschutzes müssen mit diesen in Einklang gebracht werden. Straßenraumgestaltung 
hat dabei die Aufgabe, durch eine gerechte Flächen- und Raumverteilung allen Anfor-
derungen gerecht zu werden. Gemäß den Richtlinien zur Anlage von Stadtstraßen (RASt 
2006) muss sich der Entwurf städtischer Straßen und Plätze „an Zielsetzungen orientie-
ren, die sich aus der Bewohnbarkeit und Funktionsfähigkeit der Städte und Gemeinden 
ergeben und die eine ausgewogene Berücksichtigung aller Nutzungsansprüche an den 
Straßenraum verfolgen (…). Das Hauptziel bei Planung und Entwurf von Stadtstraßen 
ist die Verträglichkeit der Nutzungsansprüche untereinander und mit den Umfeldnut-
zungen, die auch die Verbesserung der Verkehrssicherheit einschließt. Diese Verträglich-
keit muss in der Regel auf vorgegebenen Flächen unter Wahrung der städtebaulichen 
Zusammenhänge und unter Berücksichtigung gestalterischer und ökologischer Belange 
angestrebt werden. Voraussetzung für die Verträglichkeit ist, dass Straßenräume in ih-
rer ganzen Vielfalt erfasst und unter Abwägung aller Nutzungsansprüche und ihrer 
jeweiligen Bedeutung bewertet und entworfen werden“ [FGSV 2008: 15]. 
Die RASt defi nieren grundsätzliche straßenraumspezifi sche Ansprüche („Zielfelder“), 
die es im Rahmen des Entwurfprozesses „problemorientiert für eine konkrete Entwurf-
saufgabe“ untereinander zu gewichten gilt [FGSV 2008: 15]. Konkret werden (ohne 
Gewichtung) die folgenden Zielfelder benannt:
1. Verkehrsablauf
2. Verkehrssicherheit
3. Soziale Brauchbarkeit (einschließlich Barrierefreiheit)
4. Umfeldverträglichkeit
5. Wirtschaftlichkeit
6. Straßenraumgestalt
Die genannten sechs straßenraumspezifi schen Zielfelder sollen im Folgenden einzeln 
näher betrachtet werden. Ziel ist es, aufzuzeigen, inwieweit sich der Vorschlag der Mit-
benutzung zum Wasserrückhalt mit den verkehrlichen und städtebaulichen Anforde-
rungen an städtische Straßen und Plätze vereinbaren lässt und welche Konfl ikte bei der 
Straßenraumgestaltung gelöst werden müssten, um eine verträgliche Umsetzbarkeit zu 
gewährleisten.
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6.1 Verkehrsablauf 
Die Deutsche Straßenverkehrsordnung [StVO 2010] benennt in mehreren Paragraphen 
die Aufrechterhaltung der „Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs“ als eine zentrale 
Erfordernis. Die Gewährleistung eines weitestgehend fl üssigen Verkehrsablaufes bildet 
somit auch eines der Hauptziele der Straßenraumplanung [FGSV 2008: 15; Hoffman et 
al. 2012: 82]. Der Begriff des Verkehrsablaufes beschreibt die „Gesamtheit der zeitlichen 
und räumlichen Abwicklung der Verkehrs- und Bewegungsvorgänge auf den Straßen-
verkehrsfl ächen, wie z.B. Fahren, Beschleunigen, Bremsen, Anhalten, Warten, Kreuzen, 
Überholen, Einfädeln, Ausfädeln usw. (…) In Anlehnung an bestimmte physikalische 
Bewegungsprozesse wird die Gesamtheit der sich bewegenden Fahrzeugeinheiten oder 
Elemente auch als Verkehrsstrom, die Bewegung selbst als Verkehrsfl uss bezeichnet“ 
[Schnabel/Lohse 1997: 41]. 
6.1.1 Qualitätsstufen des Verkehrsflusses
In der Praxis werden unterschiedliche Verfahren angewandt, um die Qualität des Ver-
kehrsablaufes zu bewerten. Ein zentrales Regelwerk stellt in diesem Zusammenhang das 
„Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen“ (HBS) dar. Dieses stellt ein-
heitlich für nahezu alle Verkehrsanlagen die Zusammenhänge zwischen der Verkehrsbe-
lastung und der Verkehrsablaufqualität dar. „Das HBS liefert mit der Beschreibung der 
durch Qualitätsstufen bewerteten Verkehrszustände Grundlagen, mit denen das Errei-
chen vorgegebener Mindestqualitäten nachgewiesen werden kann“ [FGSV 2001: 1-4]. 
Es benennt dabei die Kapazitäten der Anlagen und leitet „(…) diejenigen Belastungen 
unterhalb der Kapazitäten (her), bei denen defi nierte Qualitäten des Verkehrsablaufs 
aufrecht erhalten werden können“ [ebenda: 1-3]. Neben der Beurteilung der Effekte 
von Planungsentscheidungen können mit dem HBS auch die Auswirkungen der Ent-
scheidungen über verkehrsbeeinfl ussende Maßnahmen bewertet werden.
Gemäß dem HBS stellt die Qualität des Verkehrsablaufs die „zusammenfassende Gü-
tebeurteilung des Verkehrsfl usses aus der Sicht der Verkehrsteilnehmer“ [FGSV 2001: 
2-11] dar. Um eine solche Beurteilung zu ermöglichen, legt das Handbuch für verschie-
dene Verkehrsanlagen Kriterien fest (z.B. Auslastungsgrad, mittlere Wartezeit an Lichtsi-
gnalanlagen etc.), welche die Bewegungsfreiheit bzw. den Behinderungsgrad in einem 
Verkehrsstrom beschreiben. Anschließend werden durch die Einordnung der Kriterien 
in Wertebereiche sechs unterschiedliche Qualitätsstufen des Verkehrsablaufes („QSV“) 
von A bis F (A = beste Qualität, F = schlechteste Qualität) voneinander abgegrenzt. 
Jedes einzelne Element einer Verkehrsanlage kann daraufhin einer Qualitätsbeurteilung 
unterzogen werden. Erhält ein einzelnes Element die Qualitätsstufe F, ist der Verkehrs-
ablauf auf der gesamtem Verkehrsanlage als „kritisch“ anzusehen [FGSV 2001: 2-12].
Wenn sich die Qualität des Verkehrsablaufes nicht über ein gewünschtes Maß hinaus 
verschlechtern soll, dürfen bestimmte Verkehrsstärken nicht überschritten werden. Hier-
für gilt es, Grenzwerte unterhalb der Kapazität der Verkehrsanlage zu defi nieren [FGSV 
2001: 2-13]. Als Kapazität gelten dabei im Allgemeinen die größten Verkehrsstärken, 
die bei richtliniengerechtem Ausbau und unter günstigen Randbedingungen wie Tro-
ckenheit und Helligkeit im Mittel gerade noch bewältigt werden können“ [ebenda: 1-4]. 
Unter Anwendung der Funktion zwischen Verkehrsstärke und dem Qualitätsmaß ergibt 
sich die zulässige Verkehrsstärke (vgl. Abb. 6.1).  
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6.1.2 Einflussgrößen für die Qualität des Verkehrsablaufes
Die wichtigste Einfl ussgröße auf den Verkehrsablauf bildet zunächst die Interaktion zwi-
schen den unterschiedlichen Verkehrsteilnehmern. Das HBS der FGSV defi niert darüber 
hinaus jedoch weitere Faktoren [FGSV 2001: 2-13]:
 ▪ Wegbedingungen (Neigung, Fahrstreifen, Kurvigkeit etc.)
 ▪ Verkehrsbedingungen (Zusammensetzung, Aufteilung)
 ▪ Steuerungsbedingungen (Straßenverkehrsrecht)
 ▪ allgemeine äußere Bedingungen (Wetter, Straßenzustand)
Für die vorliegende Untersuchung ist insbesondere der Aspekt des Witterungseinfl usses 
auf die Straße von Bedeutung (hier die Auswirkung extremer Regenereignisse). Unter-
suchungen zu den Einfl üssen zeitlich veränderlicher Leistungsfähigkeiten von Straßen 
haben ergeben, dass neben den Unterschieden innerhalb eines Tages-, Wochen- und 
Jahreszeitenverlaufes auch Wettereinfl üsse spürbare Auswirkungen auf die Leistungsfä-
higkeit und auf das Geschwindigkeitsverhalten haben. Der Einfl uss von Niederschlag bei 
Helligkeit führt zu einer Reduzierung der Leistungsfähigkeit um ca. 15 %, bei Dunkelheit 
sogar um 30 % (jeweils im Vergleich zu einem Trockenzustand im Hellen) [Ponzlet 1995: 
85ff.]. Eine nasse Fahrbahn führt zu einer Reduzierung der mittleren Geschwindigkeit 
um bis zu 20 km/h [ebenda]. „Ungeachtet dessen, dass diese Untersuchungen für Auto-
bahnen angefertigt wurden, kann unterstellt werden, dass innerhalb des Stadtverkehrs 
zumindest extreme Änderungen der Witterungsverhältnisse Einfl uss auf den Verkehrs-
ablauf haben, da Regen und Winterglätte (…) im Allgemeinen zu einer Reduzierung der 
Geschwindigkeiten führen [Schmietendorf 2010:75].
Die Bewertung der Verkehrsfl ussqualität kann jedoch auf keinen Fall eindimensional an-
hand des Witterungseinfl usses erfolgen. Die vielfältigen Einfl ussgrößen wirken sich als 
Gesamtkomplex aus und direkte Auswirkungen externer Einfl üsse, wie z.B. eines Star-
kregenereignisses, sind aufgrund der sich teilweise gegenseitig beeinfl ussenden Größen 
nur schwer direkt messbar. Um den tatsächlichen Einfl uss eines Regenereignisses auf 
den Verkehrsfl uss zu ermitteln, müssten zunächst weitere Einfl ussgrößen ausgeschlos-
sen werden (vgl. Abb. 6.2) [Schmietendorf 2010: 99ff.]. 
Abb. 6.1  Prinzip der Anwendung des Bemessungsverfahrens nach dem sechsstufi gen Konzept zur Beurteilung der Qualität des 
Verkehrsablaufes (MQV=Maß der Qualität des Verkehrsablaufes) 
[Eigene Darstellung nach FGSV 2001]
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Neben den dargestellten externen Einfl ussgrößen können sich zusätzlich Schwankun-
gen aus dem Wetterereignis selber und dessen Wahrnehmung durch die Verkehrsteil-
nehmer ergeben, die sich wiederum auf den Verkehrsfl uss auswirken. Schmietendorf 
[2010: 102] zählt hierzu die Regenmenge, den Abfl uss, die Feuchtigkeit der Straße 
(bereits trocken, noch nass, überfl utet, Gefahr von Aquaplaning), eventuelle Sichtbe-
hinderungen (z.B. durch starken Regen oder Gischt), eine verminderte Griffi gkeit sowie 
die Straßenverhältnisse im Allgemeinen. Je nach Ausprägung der genannten Faktoren 
verändert sich die Bedeutung für die Qualität des Verkehrsfl usses [ebenda].
Wochentagsabhängige 
Schwankungen
Monatsabhänige 
Schwankungen
Jahreszeitenabhängige
Schwankungen
Tageszeitenabhängige
Schwankungen
Infrastrukturbedingte
Schwankungen
Steuerungsbedingte
Schwankungen
Fahrerbedingte
Schwankungen
Ereignisbedingte
Schwankungen
Streckenbedingte
Schwankungen
...
Weitere (unbekannte)
Schwankungsursachen
Montag, Freitag, Samstag, Sonntag ausschließen
Ferienzeiten, Jahreswechsel ausschließen
Regen- und Schneeniederschlag sind nicht direkt vergleichbar
Verkehrsdichte- bzw. Verkehrsstärkeabhängigkeit (Rush Hour) berücksichtigen
Streckenverhältnisse der Messstrecke berücksichtigen
möglichst freien, unbeeinflussten Streckenabschnitt wählen
Verkehrsablauf an Knotenpunkten zu komplex, um Witterungseinflüsse zu erkennen
Ortskenntnis, Erfahrung (Berufsfahrer, Anfänger, Junger Fahrer, Älterer Fahrer etc.), 
Risikobereitschaft
Auswirkungen aufgrund von Überlagerungen durch Großereignisse, Veranstaltungen, 
speziellen Einrichtungen etc. müssen ausgeschlossen werden
Streckensperrungen, vorhandene Alternativen zur betrachteten Strecke, Umleitungen auf 
die Messstrecke usw. müssen berücksichtigt werden
...
zusätzliche, noch unbekannte Einflüsse können sich ebenfalls auswirken
Verkehrsablauf mit Annahme:
„Starkregenereignis“ 
Einfluss des 
Starkregenereignisses
Flussdiagramm der auszuschließenden Einfl ussfaktoren bei der Beurteilung des Einfl usses eines Starkregenereignisses 
auf den Verkehrsablauf
[Eigene Darstellung in Anlehnung an Schmietendorf 2010]
Abb. 6.2  
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6.1.3 Bewertung
Mit Blick auf die Mitbenutzung von Straßen zum Wasserrückhalt bei extremen Nie-
derschlagsereignissen stellt sich die Frage, ob, und wenn ja, auf welchen Straßenab-
schnitten eine solche Maßnahme hinsichtlich ihrer potenziellen Auswirkungen für den 
Verkehrsablauf hinnehmbar ist bzw. welche Straßen aufgrund ihrer Bedeutung für den 
Verkehrsfl uss in der Stadt für derartige Maßregeln eher nicht in Frage kommen.
Die Untersuchungen haben gezeigt, dass Niederschlagsereignisse an sich (wie andere 
Witterungsbedingungen) bereits Einfl uss auf den Verkehrsablauf haben können. Je stär-
ker ein Regenereignis ausfällt, so lässt sich vermuten, um so eher werden Verkehrsteil-
nehmer ihre Geschwindigkeit an die Gegebenheiten (nasse Fahrbahn, eingeschränkte 
Sichtverhältnisse etc.) anpassen. Durch den gezielten Rückhalt von Niederschlagswasser 
im Straßenraum würden die Einschränkungen der Verkehrsablaufqualität auch nach 
dem Ereignis für eine bestimmte Zeit bis zum Abfl uss des zurückgehaltenen Nieder-
schlages bestehen bleiben. Die witterungsbedingten Einfl üsse auf den Verkehr würden 
somit „verlängert“.
Angesichts der Tatsache, dass es sich bei der Mitbenutzung um einen selten auftre-
tenden Zustand (vgl. oben) handelt, der hinsichtlich seiner Häufi gkeit im Vergleich zu 
anderen externen Einschränkungen (Lieferverkehr, Unfall, Straßenreinigung, Baustellen 
etc.) kaum hervortritt, erscheint diese Maßnahme vor dem Hintergrund der Verkehrsab-
laufqualität grundsätzlich als hinnehmbar. Mitentscheidende Faktoren bei der Beurtei-
lung sind die maximal möglichen Einstauhöhen, die Rückhaltedauer (bzw. die Art der 
Drosselung) sowie der konkrete Ort der Mitbenutzung (z.B. Fahrbahn, Stellplätze oder 
Seitenraum).
Mit Blick auf die Qualitätsstufen könnte zunächst in Erwägung gezogen werden, beste-
hende Straßen(-elemente) der Zustandsstufen E-F oder D-F aufgrund der schon heute 
festzustellenden hohen Belastungen (D, E) bzw. Überlastungen (F) (zumindest bis zu 
deren potenziellen Umbau) generell von Mitbenutzungsmaßnahmen auszuschließen, 
um weitere störende Einfl üsse auf den Verkehrsabfl uss zu vermeiden. Allerdings sollte 
zusätzlich die Frage gestellt werden, welche verkehrliche Bedeutung die betrachtete 
Straße einnimmt, bzw. wie wichtig es ist, an dem betroffenen Standort einen freien Ver-
kehrsfl uss sicherzustellen. Hierzu könnten die in Kapitel 5.2 erläuterten „verkehrlichen 
Merkmale“ (Erschließungsfunktion, Verbindungsfunktion und Verkehrsbelastung) einer 
Straße herangezogen werden, die gemäß den Richtlinien zur Anlage von Stadtstraßen 
(RASt) für die Bedeutung des Verkehrsfl usses entscheidend sind [FGSV 2008:16].
Bei der Entscheidung für eine Mitbenutzung bzw. bei der Auswahl der geeigneten Maß-
nahme (z.B. Fahrbahn oder Seitenräume) kann dementsprechend die Verbindungsfunk-
tionsstufe (nach RASt) sowie die durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV) zur Be-
urteilung der angestrebten Verkehrsfl ussqualität herangezogen werden. Dies kann zum 
einen mit einer Einzelfallprüfung individuell entschieden werden. Denkbar wäre jedoch 
auch eine standardisierte Herangehensweise, indem den Regelquerschnitten (bzw. den 
„typischen Entwurfssituationen“) der RASt entsprechende Qualitätsanforderungen zum 
Verkehrsablauf zugeschrieben werden, aus denen sich die jeweils geeigneten bzw. un-
geeigneten Maßnahmen ableiten lassen (vgl. Tabelle 6.1). Dadurch könnte auch den 
besonderen örtlichen Verhältnissen der jeweiligen Straßentypen Rechnung getragen 
werden. Als zusätzliche Abwägungskriterien könnten darüber hinaus, in Absprache mit 
den zuständigen Dienststellen, die Verfügbarkeit von Ausweichrouten sowie die Auf-
rechterhaltung der Hauptrouten der Rettungsdienste geprüft werden.
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Tab. 6.1  Bedeutung der Verkehrsfl ussqualität in Abhängigkeit von der straßenräumlichen Entwurfssituation nach der RASt 2006 
[eigene Zusammenstellung nach FGSV 2008]
Ansprüche an die
Verkehrsflussqualität
Straßenkategorie nach 
RASt (FGSV 2008)
ES V
ES V
ES IV
ES IV, HS IV
HS IV, ES IV
HS III, ES IV
HS IV, ES IV
HS IV, ES IV
ES IV, ES V, (HS IV)
ES IV, ES V, (HS IV)
HS III, HS IV
VS II, VS III
gering
gering
gering
gering
mittel
mittel
gering
gering
mittel
mittel
hoch
hoch
Wohnweg
Wohnstraße
Sammelstraße
Quartiersstraße
Dörfliche Hauptstraße
Örtliche Einfahrtsstraße
Örtliche Geschäftsstraße
Hauptgeschäftsstraße
Gewerbestraße
Industriestraße
Verbindungsstraße
Anbaufreie Straße
Regelquerschnitte nach 
RASt (FGSV 2008)
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6.2 Verkehrssicherheit
Die Straßenraumgestaltung wird nicht nur durch die Leistungsfähigkeit und die Qua-
lität des Verkehrsablaufes alleine bestimmt, sondern auch durch sicherheitsrelevante 
Anforderungen [Mehlhorn / Köhler 2011: 649]. Grundsätzlich nimmt die Sicherheit 
des Verkehrs bei der Straßenplanung den höchsten Stellenwert ein. Im Entwurf des 
Bundesrates zur 46. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
rangieren die Aspekte der Verkehrssicherheit vor denen der Leichtigkeit des Verkehrs 
[Wissenschaftlicher Beirat 2011: 85]. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) hat 2011 das 
„nationale Verkehrssicherheitsprogramm 2011“ veröffentlicht. Dieses zielt darauf ab, 
die Sicherheit im Straßenverkehr kontinuierlich zu erhöhen und die Zahl der im Verkehr 
Getöteten in Deutschland bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent zu reduzieren. Auch die 
Zahl der Schwer- und Schwerstverletzten soll deutlich gesenkt werden. Das Programm 
ist in drei Aktionsfelder eingeteilt: „Mensch“, „Infrastruktur“ und „Fahrzeugtechnik“. 
[BMVBS 2011a]
Das Sicherheitsprogramm bündelt alle laufenden und künftigen Maßnahmen für mehr 
Verkehrssicherheit. Auch der Straßenplanung und dem Straßenbau wird in diesem Zu-
sammenhang ein hoher Stellenwert zugewiesen. „Die Bereitstellung einer funktions-
tüchtigen und effi zienten Infrastruktur stellt eine wichtige Grundlage dar, um einen 
sicheren Straßenverkehr zu ermöglichen. Es gilt, durch straßenbauliche und verkehrs-
regelnde Maßnahmen unfallbegünstigende Faktoren zu beseitigen und darüber hinaus 
Gefahrenstellen so zu entschärfen, dass bei einem Unfall die Folgen möglichst gering 
ausfallen“ [BMVBS 2011a: 29]. Um dieses Ziel zu erreichen, soll die Verkehrssicherheit, 
insbesondere von Fußgängern und Radfahrern, zukünftig in den Regelwerken der FGSV 
zur Straßenraumgestaltung höher gewichtet werden. Gleichzeitig soll bei Fördermaß-
nahmen für Straßenbaumaßnahmen verstärkt auf die Einhaltung des Standes der Tech-
nik mit Bezug auf die Verkehrssicherheit geachtet werden [Wiss. Beirat 2011: 85]. 
6.2.1 Verkehrssicherungspflicht
Die Verpfl ichtung, die Verkehrssicherheit zu gewährleisten, hört nicht bei der Planung 
bzw. beim Bau einer Straße auf, sondern bleibt auch nach der Widmung einer Straße 
bestehen (Verkehrssicherungspfl icht). Letztere bezeichnet die „Pfl icht, den Verkehrsteil-
nehmer vor den Gefahren zu schützen, die ihm bei zweckentsprechender Benutzung 
öffentlicher Verkehrsfl ächen aus deren Zustand entstehen, diese insoweit gefahrlos zu 
gestalten und zu erhalten“ [König 2011: 925, Rn 51].
Adressaten der Verkehrssicherungspflicht
„Die Verkehrssicherungspfl icht trifft grundsätzlich denjenigen, der die Gefahr geschaf-
fen hat oder für sie verantwortlich und in der Lage ist, der Gefahrenlage zu begegnen 
und die zur Gefahrenabwehr notwendigen Maßnahmen zu treffen“ [Rotermund / Krafft 
2008: 171]. Im Falle von öffentlichen Verkehrsfl ächen liegt die Verkehrssicherungspfl icht 
in der Regel beim Straßenbaulastträger [Staab 2003: 689f.]. „Wer Grund und Boden 
für den öffentlichen Verkehr freigibt, muss ihn verkehrssicher halten“ [König 2011: 388, 
Rn 13]. Bei den in dieser Arbeit betrachteten Stadtstraßen liegt die Verkehrssicherungs-
pfl icht dementsprechend bei den Gemeinden. Durch das Freigeben einer öffentlichen 
Straße oder eines Platzes wird ihre Verantwortlichkeit für einen räumlich-gegenständli-
chen Bereich (einen „Verkehr“) eröffnet.
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Gemäß den Straßengesetzen des Bundes und der Länder umfasst die Straßenbaulast 
auch die mit der Unterhaltung im Zusammenhang stehenden Aufgaben einschließlich 
der Erfüllung aller Sicherheitsanforderungen. Die Verkehrssicherungspfl icht ist jedoch 
zu unterscheiden von der Unterhaltungspfl icht. Sie geht über die Pfl icht zur Unterhal-
tung des baulichen Zustandes hinaus und „erstreckt sich auch auf Vorkehrungen, die 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zum Ziele haben“ (z.B. Beseitigung von 
Hindernissen, Streu- und Reinigungspfl icht etc.) [Kurth 2003: 368].
Die Verletzung einer Verkehrssicherungspfl icht kann grundsätzlich einen Schadenser-
satzanspruch auslösen, der entweder privatrechtlich oder hoheitsrechtlich erfüllt wer-
den muss. Da die meisten Länder die Verkehrssicherungspfl icht in ihren Straßen- und 
Wegegesetzen als eine hoheitliche Aufgabe defi nieren, haften die Baulastträger in der 
Regel ausschließlich nach den Amtshaftungsgrundsätzen des § 939 BGB i.V.m. Artikel 
34 GG [König 2011: 937, Rn 55; Heß 2008a: 600, Rn 11a]. Privatrechtlich bildet § 823 
BGB die gesetzliche Grundlage [ebenda]
Inhalt und Umfang der Verkehrssicherungspflicht
Die konkrete Reichweite der Verkehrssicherung auf öffentlichen Straßen und Plätzen ist 
nicht gesetzlich geregelt, sondern ergibt sich aus einer umfangreichen Rechtsprechung 
„nach den Umständen des Einzelfalls“ [Staab 2003: 690.].
Grundsätzlich richtet sich der Umfang der Verkehrssicherungspfl icht nach dem Ver-
kehrsbedürfnis [König 2011: 925, Rn 51]. Sie wird demzufolge maßgeblich durch die 
Bedeutung der Straße und durch das Verkehrsaufkommen bestimmt [Rotermund / Krafft 
2008: 171, nach OLG Celle; Staab 2003: 690f.]. Nach Heß [2008: 599, Rn 11] richten 
sich Inhalt und Reichweite einer Verkehrssicherungspfl icht „nach dem Verkehr, für den 
der Weg zugelassen ist, sowie nach Erkennbarkeit einer Gefahrenquelle, Frequentierung 
und Breite der Straße“. Für eine Hauptstraße mit hohem Verkehrsaufkommen gelten 
somit höhere Sicherheitsanforderungen als für eine wenig frequentierte Wohnstraße 
[Staab 2003: 690f]. Darüber hinaus bestimmt sich der Umfang einer Verkehrssiche-
rungspfl icht „nach den berechtigten Sicherheitserwartungen des Verkehrs und der wirt-
schaftlichen Zumutbarkeit des Verkehrs und der wirtschaftlichen Zumutbarkeit für den 
Verpfl ichteten. Die Sicherungserwartungen wiederum richten sich nach den bedrohten 
Rechtsgütern, der Wahrscheinlichkeit einer Gefahrenverwirklichung und den möglichen 
Schäden“ [Rotermund / Krafft 2008: 172].
Grenzen der Verkehrssicherungspflicht
Zur Erfüllung der Verkehrssicherungspfl icht im Straßenraum gilt es - im Rahmen der 
Leistungsfähigkeit - alle Maßnahmen zu ergreifen, mit denen der Träger der Straßen-
baulast „nach dem Inhalt der Widmung bei zweckentsprechender Straßenbenutzung 
rechnen muss. Bei vom Verkehrssicherungspfl ichtigen selbst geschaffenen Gefahrenla-
gen gilt ein besonders strenger Maßstab“ [König 2011: 925, Rn 5].
Es gibt allerdings viele Gefährdungen, die sich zwar nicht vollkommen ausschließen 
lassen, deren Eintreten allerdings so unwahrscheinlich ist, dass es keiner Schutzmaß-
nahmen bedarf. „Nicht jeder abstrakten Gefahr muss durch vorbeugende Maßnahmen 
begegnet werden. Eine Verkehrssicherung, die jeden Unfall ausschließt, kann nicht er-
reicht werden, es kann auch nicht für jede denkbare Möglichkeit eines Schadenseintritts 
Vorsorge getragen werden“ [BGH 1994]. Es bedarf nach ständiger Rechtsprechung des 
BGH nur solcher Schutzmaßnahmen, „die ein verständiger und umsichtiger, in vernünf-
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tigen Grenzen vorsichtiger Mensch für ausreichend halten darf, um andere Personen vor 
Schäden zu bewahren“ [ebenda]. 
Ebenso besteht „keine allgemeine Verpfl ichtung, andere davor zu bewahren, sich selbst 
zu gefährden oder zu schädigen“ [Rotermund / Krafft 2008: 172]. „ (…) Niemand kann 
verlangen, dass ihm der Verkehrssicherungspfl ichtige überall ebene und vollkommen 
ungefährliche Zustände schafft. Soweit der Verkehrsteilnehmer Gefahren rechtzeitig 
erkennen und sich auf sie einstellen kann, müssen Maßnahmen nicht getroffen wer-
den. Vielmehr hat sich jeder Verkehrsteilnehmer auf die gegebenen Straßenverhältnisse 
einzustellen und die Straße so hinzunehmen, wie sie sich ihm erkennbar darbietet“ 
[ebenda: 184, nach OLG Bamberg 1970 und OLG Düsseldorf 1995]. „Einen Anspruch 
auf völlig gefahrlose, gute Verkehrswege gibt es nicht“ [Staab 2003: 690.]. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik
Stadtstraßen bzw. deren Elemente (Bordsteine, Querneigungen etc.) werden in Deutsch-
land nach festgelegten Parametern gebaut. Konkrete Regeln zur baulichen Gestaltung 
von Straßen fi nden sich vor allem in den verschiedenen Richtlinien der FGSV und in 
den ergänzenden DIN-Normen (vgl. Kap. 5). Diese technischen Regelwerke spiegeln 
den aktuellen „Stand von Wissenschaft und Technik“ wieder. Allerdings entsprechen sie 
nicht aus sich heraus den „allgemein anerkannten Regeln der Technik“ (vgl. Abb. 6.3). 
Zwar haben technische Regelwerke „die Vermutung für sich“, diese wiederzugeben, al-
lerdings müssen sie hierfür „kraft Ihres materiellen Inhaltes die Voraussetzungen dieses 
Begriffes erfüllen“ [Lampe 2009]. Per Defi nition handelt es sich bei den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik um solche technische Regeln, die „wissenschaftlich richtig 
und unanfechtbar“, „den in der Baupraxis tatigen, einschlägig aus- und fortgebildeten 
Fachleuten bekannt“ sowie „allgemein anerkannt und über einen ausreichend langen 
Zeitraum bewährt“ sind [Bundesingenieurkammer 2010]. Die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik sind dabei nicht feststehend, sondern fortlaufenden Änderungen 
unterworfen. Änderungen ergeben sich insbesondere hinsichtlich „der theoretischen 
Erkenntnisse darüber, was „richtig“ ist; des Verhaltens der Anwender zu den techni-
schen Regeln und damit der rechtlich relevante Grad ihrer Durchsetzung in der Bau-
praxis; der Anwendung neuer, als technisch einwandfrei anerkannter Bauweisen und 
Baustoffe sowie der Anforderung unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes und 
der Qualitätssicherung“ [Lampe 2009].
Auch wenn es sich bei den meisten genannten Richtlinien nicht um mit direkter Drittwir-
kung versehene Normen im Sinne hoheitlicher Rechtssetzung handelt, können sie eine 
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„Verkehrserwartung begründen, auf die sich der Verkehrssicherungspfl ichtige einstellen 
muss, und daher die Mindestanforderungen an die zu beachtenden Schutzmaßnahmen 
darstellen. Das schließt nicht aus, dass im Einzelfall die Verletzung der Normen alleine 
noch keinen Verstoß gegen Sorgfaltspfl ichten darstellen kann, wenn sich nach den kon-
kreten Umständen der Verkehr gleichwohl auf die Gefahren einstellen kann und sich der 
Verstoß deshalb auf die Gefährlichkeit nicht auswirkt“ [Rotermund / Krafft 2008: 179f.].
Die Abweichung von den allgemein anerkannten Regeln der Technik bzw. vom Stand 
der Technik und die daraus potenziell resultierende Schaffung einer Gefahrenquelle stellt 
zunächst keine Verletzung der Verkehrssicherungspfl icht dar, sondern erst das Unterlas-
sen hinreichender Vorkehrungen (z.B. in Form von Absperrgittern oder Warnschildern) 
zum Schutze Dritter gegen die daraus drohenden Risiken. Die Haftung der Kommune 
für eventuell auftretende Schäden hängt letztendlich davon ab, ob sie der zulässiger-
weise geschaffenen Gefahr ausreichend Rechnung getragen und hinreichende Schutz-
vorkehrungen getroffen hat. Sofern mit zumutbaren Mitteln keine Maßnahmen zur 
Abwendung der Gefahr getroffen werden können, müssen die Verkehrsteilnehmer zu-
mindest davor gewarnt werden, damit sie eventuelle Gefahren erkennen. Allerdings be-
steht eine derartige Warnpfl icht nicht, „wenn die Gefahr offen zu Tage tritt, so dass sie 
auch von einem abgelenkten oder unaufmerksamen Benutzer nicht übersehen werden 
kann und dieser deshalb in der Lage ist, sich durch die zu verlagernde eigene Vorsicht 
ohne weiteres selbst zu schützen“ [Rotermund / Krafft 2008: 177f.]. „Nur vor solchen 
Gefahren, die für den Verkehrsteilnehmer unvermutet auftreten, trotz gebotener Vor-
sicht nicht oder nicht rechtzeitig erkennbar sind und auf die er sich deshalb nicht oder 
nicht rechtzeitig einstellen kann, muss der Verkehrssicherungspfl ichtige schützen, ggfl s. 
warnen“ [ebenda: 184 nach LG Bamberg 1990]. 
Zusammenfassend lässt sich hinsichtlich der Verkehrssicherungspfl icht festhalten: „Die 
Straße ist nicht in einen völlig gefahrlosen Zustand zu versetzen, denn ein solcher Zu-
stand ist mit zumutbaren Mitteln nicht zu erreichen. Vielmehr ist – in jedem Einzelfall 
– der Punkt zu bestimmen, an dem sich die den Pfl ichtigen und dem Verkehrsteilnehmer 
zumutbaren Sorgfaltspfl ichten treffen und gleichsam die Waage halten“ [Staab 2003: 
691]. Auf der einen Seite muss „die öffentliche Hand die Straßenverhältnisse kontrollie-
ren, vor Gefahren, die nicht sofort beseitigt werden können, warnen, die Art und Weise 
der Gefahrenbeseitigung an der Wichtigkeit der Verkehrswege und der Gefährlichkeit 
des Straßenzustands orientieren und notfalls besonders gefährliche Strecken, die noch 
nicht instand gesetzt werden können, sperren“. Andererseits „obliegt es dem Autofah-
rer, sich durch den Witterungsverhältnissen angepasste Fahrweise selbst zu schützen“ 
[ebenda: 697].
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, inwieweit eine gezielte 
Gestaltung bzw. Umgestaltung von Straßen zur Mitbenutzung im Falle extremer Rege-
nereignisse (z.B. durch eine Abweichung von bisherigen Baustandards) eine Verletzung 
der Verkehrssicherungspfl icht darstellen kann. Um dazu eine Einschätzung treffen zu 
können, muss zunächst die Frage geklärt werden, welche spezifi schen Gefahren ge-
nerell von einer solchen Maßnahme ausgehen können. Nachfolgend soll darauf näher 
eingegangen werden.
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6.2.2 Sicherheitsrisiken einer Mitbenutzung von Verkehrsflächen
Das vorrangige Ziel der Mitbenutzung ist es, Schäden von Gebäuden und den darin be-
fi ndlichen Sachwerten durch eindringendes Niederschlagswasser fernzuhalten. Durch 
den gezielten Rückhalt bzw. die Ableitung von Regenwasser über Straßen in Retentions-
räume konzentrieren sich die Gefahren auf den Bereich der Verkehrsfl äche. Im Falle von 
Wasser im Straßenraum bestehen dabei grundsätzlich die folgenden Gefahren:
1. Personenschäden
2. Gefährdung des Verkehrs durch Aquaplaning
3. Sachschäden an Fahrzeugen
Die genannten Risiken sollen im Folgenden näher betrachtet und hinsichtlich ihrer Re-
levanz bewertet werden.
Personenschäden
Ein gezielter Rückhalt bzw. die Ableitung von Niederschlagswasser im Straßenraum 
kann Gefahren eines Sturzes für Fußgänger oder Radfahrer hervorrufen, die sich zum 
Zeitpunkt der Überfl utung im Straßenraum aufhalten. Im Jahr 1989 und 2000 wurden 
an der Colorado State University bzw. der Helsinki University of Technology [RESCDAM 
2000] Experimente durchgeführt, die sich mit der Gefährdung von Menschen in einer 
Strömung beschäftigten. Dabei wurden so genannte „Sturznummern“ (SN) ermittelt, 
die sich aus dem Zusammenspiel von Wasserstand (h) und Fließgeschwindigkeit (v) 
ergeben (SN = v × h), und somit eine Gefahrenanalyse ermöglichen [Oertel 2007:108 
nach RESCDAM 2000: 44f.]. Die Untersuchungen kamen zu dem Ergebnis, dass die 
Sturzgrenze (SN) eines durchschnittlichen Erwachsenen zwischen 0,64 m²/s und 1,26 
m²/s liegt, wonach die meisten Menschen ab einer Strömung mit einer Fließgeschwin-
digkeit von 2 m/s und einer Höhe von 0,5 Metern stürzen würden. Weitere wichtige 
Einfl ussgrößen bilden die Rutschfestigkeit des Untergrundes sowie die körperliche Ver-
fassung der betroffenen Person. Schwere Menschen konnten der Belastung im Rahmen 
der Versuche besser widerstehen, Kinder und alte Menschen verzeichneten dagegen 
eine größere Anfälligkeit [ebenda]. Abbildung 6.4 zeigt die Kurve, die zur Ermittlung 
der Sturzgrenzen herangezogen werden kann.
Sturzgrenzen von Personen in Abhängigkeit von Wasserstand und Fließgeschwindigkeit 
[Oertel 2007, nach Rescdam 2000]
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Untersuchungen an der Universität Wuppertal [Oertel 2007] haben gezeigt, dass die 
Impulskräfte am Fußpunkt von Rampen oder Treppen (z.B. in unterirdischen Verkehrs-
anlagen wie Tiefgaragen, U-Bahn-Zugängen oder Unterführungen) bereits bei sehr klei-
nen Wasserständen deutlich stärker wirken als in der Ebene und daher größere Risiken 
bergen. Aus einem durch Strömung herbeigeführten Sturz im Einlassbereich eines un-
terirdischen Gebäudes oder auf Treppen können schwere Verletzungen bzw. ein Verlust 
des Bewusstseins resultieren, schlimmstenfalls besteht die Gefahr des Ertrinkens. Dar-
über hinaus bergen unterirdischen Bauwerke das Risiko, dass „Impulskräfte und hyd-
rostatische Kräfte aus einfl ießenden Wassermassen die menschliche Leistungsfähigkeit, 
Türen zu Fluchtwegen zu öffnen und zu passieren, übersteigen“ [Oertel / Schlenkhoff 
2008: 39; Yasuda / Hiraishi 2003].
Gefährdung des Verkehrs durch Aquaplaning
Nässe auf Straßen erhöht grundsätzlich das Unfallrisiko für Kraftfahrzeuge aufgrund der 
schlechteren Griffi gkeit zwischen Reifen und Fahrbahn sowie des verlängerten Brems-
weges. Die gezielte Flutung von Straßen birgt demnach die Gefahr, dass der fl ießende 
Verkehr durch das Wasser beeinträchtigt wird und es vermehrt zu Unfällen kommen 
kann. Wenn Fahrzeuge auf nassen Fahrbahnen unterwegs sind, entsteht bei hinrei-
chender Wasserfi lmdicke ein Wasserkeil vor jedem der Fahrzeugreifen. Mit steigender 
Fahrtgeschwindigkeit schiebt sich der Keil zwischen Reifen und Fahrbahn, woraus ein 
geringerer Kraftschluss zwischen Reifen und Fahrbahn entsteht (vgl. Abbildung 6.5). 
Liegt der Wasserkeil vollständig zwischen Reifen und Fahrbahn, verliert das Fahrzeug die 
Bodenhaftung und fängt an, auf dem Wasserfi lm zu gleiten (Aquaplaning), wodurch es 
unkontrollierbar wird und die Unfallgefahr steigt [BMVBS; 2008; S. 17].
Einen besonders entscheidenden Faktor für die Gefahr von Aquaplaning bildet die 
„Wasserfi lmdicke“. Als solche wird „die vollständig ungestörte Schichtdicke oberhalb 
der Rauspitzen bezeichnet“ [Herrmann 2008:22] In Abbildung 6.6 ist der Zusammen-
hang zwischen Wasserstand und Aquaplaning dargestellt. Die Formel basiert dabei auf 
einer multiplen linearen Regression aus 1083 Datensätzen (R² = 0,85) und ist nur für 
Wasserfi lmdicken über 2,5 mm anwendbar [ebenda: 33f. nach Gallaway et al. 1979 
und Reed et al. 1984]. Es wird deutlich, dass die Gefahr von Aquaplaning grundsätz-
lich im Verhältnis zur Wasserfi lmdecke zunimmt. Daneben ist zu erkennen, dass auch 
die Geschwindigkeit des Fahrzeugs von entscheidender Bedeutung für die Größe des 
Wasserkeils ist. Mit zunehmender Geschwindigkeit nimmt das Risiko, dass der Reifen 
komplett auf den Wasserfi lm aufschwimmt, progressiv zu.
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Neben der Wasserfi lmdecke und der Geschwindigkeit des Fahrzeuges bildet der Kraft-
schlussbeiwert eine wichtige Einfl ussgröße für die Entstehung von Aquaplaning. Dieser 
wird vom Zustand der Fahrbahnoberfl äche (Material, Spurrinnen, Unebenheiten) sowie 
von den Beschaffenheit eines Fahrzeugreifens (Profi lierung, Profi ltiefe, Reifendruck) be-
stimmt [Herrmann 2008: IVf.]. Grundsätzlich lässt sich festhalten: je glatter ein Stra-
ßenbelag bzw. das Profi l eines Autoreifens, desto höher die Gefahr des Aquaplaning 
(vgl. Abb. 6.7). Auch die Fahrbahntextur „beeinfl usst - gleichwie die Neigung der Ober-
fl äche – die Geschwindigkeit des abfl ießenden Wasserstroms, sie bestimmt die Größe 
der Drainagevolumina beim Wasserabfl uss und sie steht als kurzfristiger Speicherraum 
zur Verfügung für das beim Überrollen durch Reifen aus der Reifenaufstandsfl äche ver-
drängte Wasser. Alle beschriebenen Effekte wirken jeweils in unterschiedlicher Art und 
Weise und überlagern sich“ [ebenda: IV].
Abb. 6.6  Abhängigkeit der Aquaplaning-Geschwindigkeit von der Wasserfi lmdicke - Einfl uss der Reifenprofi ltiefe. 
[Herrmann, 2008 nach Gallaway et al. 1979 und Reed et al. 1984]
Wasserfilmdicke [mm]
140
160
A
q
u
ap
la
n
in
g
-G
es
ch
w
in
d
ig
ke
it
 [
km
/h
]
120
100
60
80
40
12.510.0 15.07.55.02.50 17.5 20.0
Modellannahmen f. Gl. 1:
Reifeninnendruck p = 1,8 bar
Texturtiefe MTD = 0,5 mm
Spindown = 10 %
8
0
2
4
6
Reifenprofiltiefe [mm]
Abb. 6.7  
Geschwindigkeit km/h
0,5
0,7
0,9
0,3
0,1
20
K
ra
ft
sc
h
lu
ss
b
ei
w
er
t 
μ
40 80 120
profilierter Reifen
glatter Reifen
Abhängigkeit des Kraftschlussbeiwertes von Geschwindigkeit und Reifenprofi ltiefe 
[Felgen 2013]
126 Vereinbarkeit einer Mitbenutzung mit den verkehrlichen Anforderungen an Straßen
Sachschäden an Fahrzeugen
Durch den gezielten Rückhalt von Niederschlagswasser im Straßenraum kann es unter 
Umständen bei einem erhöhten Wasserstand zum Eintritt von Wasser in Fahrzeuge 
bzw. zu Beschädigungen an Fahrzeugelementen kommen. Entscheidende Faktoren sind 
hier die jeweiligen Abstände der Fahrzeugkarosserie bzw. empfi ndlicher Fahrzeugteile 
zur Fahrbahnoberfl äche im Verhältnis zur maximalen Einstauhöhe. 
Der Abstand zwischen dem tiefsten Punkt der Karosserie zur Fahrbahn wird als „Bo-
denfreiheit“ bezeichnet (vgl. Abb. 6.8). „Die Bodenfreiheit unter einer Achse ist durch 
die Scheitelhöhe eines Kreisbogens bestimmt, der durch die Mitte der Aufstandsfl äche 
der Reifen einer Achse (der Innenreifen bei Zwillingsreifen) geht und den niedrigsten 
Festpunkt zwischen den Rädern berührt“ [Europäischer Rat 1992: 4.5.5]. Für die Be-
stimmung der notwendigen Bodenfreiheit gilt grundsätzlich, dass Fahrzeuge bei ei-
nem verkehrsüblichen Fahrbetrieb nicht durch Hindernisse im Straßenraum beschädigt 
werden dürfen. In der Praxis ist die Höhe der Bodenfreiheit zwischen den einzelnen 
Fahrzeugherstellern und Fahrzeugtypen sehr unterschiedlich. Dies hängt damit zusam-
men, dass die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) keine rechtsverbindlichen 
Mindestwerte für die Bodenfreiheit von Fahrzeugen vorschreibt. Stattdessen gelten die 
allgemeinen Vorgaben des § 30 StVZO in Verbindung mit den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik des Straßenbaus und der Fahrzeugtechnik. Im Merkblatt 751 des 
TÜV-Verbandes [2008] werden lediglich Anhaltspunkte für tiefer gelegte Kfz gegeben, 
nachdem derartige Fahrzeuge „mit vollem Kraftstofftank und mit einem Fahrer besetzt“ 
(…) „ein Hindernis von 800 mm Breite und einer Höhe von 110 mm mittig überfahren 
können, ohne es zu berühren. Unter diesen Voraussetzungen kann davon ausgegan-
gen werden, dass im normalen Straßenverkehr keine Beschädigungen eintreten. Ab-
weichungen sind in begründeten Einzelfällen möglich. In solchen Fällen haben sowohl 
Fahrer als auch Fahrzeughalter die Verantwortung für den verkehrssicheren Betrieb des 
Fahrzeugs“ [DEKRA 2011]. 
Abb. 6.8  Wattiefe und Bodenfreiheit 
[Eigene Darstellung]
Wattiefe
Bodenfreiheit
Eine Überschreitung der Bodenfreiheitshöhe muss nicht unbedingt eine Beschädigung 
des Fahrzeuges hervorrufen, zumal diese gegen den Eintritt von Feuchtigkeit abgedich-
tet sind. Kritischer wird es, wenn die sogenannte „Wattiefe“ erreicht wird (vgl. Abb. 
6.8). „Die Wattiefe bezeichnet die Distanz zwischen dem Punkt, der vom Reifen berührt 
wird, und dem Lufteintritts- oder Luftansaugsystem des Motors“ [Volkswagen Technik-
Lexikon 2011]. Dieser Abstandswert sagt aus, wie tief ein Gewässer höchstens sein 
darf, damit es vom Fahrzeug durchquert werden kann, ohne dass dieses einen techni-
schen Schaden nimmt. Sobald ein Motor Wasser ansaugt, kommt es zu einem Wasser-
schlag, der meist einen Kurbelwellenschaden hervorruft. Derartige (meist irreparable) 
Wasserschlagschäden sind durch die gängigen Teilkaskoversicherungen nicht gedeckt 
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[KSTA 2013]. Für die Wattiefe außerdem relevant sind die Höhe von Lichtmaschine und 
Motorzündung, die Höhe der Entlüftungssysteme und die Abdichtung. In der Regel 
liegt die Wattiefe bei Personenkraftwagen bei 40 Zentimetern [Allgemeine Automobil-
Ingenieurgesellschaft 2011].
Zu beachten ist dabei jedoch, dass die empfi ndlichen Fahrzeugelemente auch bei Was-
serständen unterhalb der Wattiefe durch Wellenbildung (z.B. durch eigenen Fahrzeug-
widerstand oder durch den Gegenverkehr) oder durch mitgerissene Gegenstände be-
einträchtigt und beschädigt werden können. 
6.2.3 Bewertung
Im Folgenden soll zusammenfassend eine Einschätzung gegeben werden, inwieweit die 
oben beschriebenen Risiken einer Mitbenutzungsmaßnahme im Straßenraum hinnehm-
bar sind und welche Voraussetzungen bei Abweichungen von gängigen Straßenbau-
standards geschaffen werden müssen, um die Verkehrssicherungspfl ichten zu erfüllen.
Risiken
Die Sicherheitsrisiken, die aus der Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen heraus entstehen, 
erscheinen bei näherer Betrachtung durchaus überschaubar bzw. kontrollierbar. 
Bei der Interpretation der Untersuchungsergebnisse zu den Sturzgefahren für Fußgän-
ger oder Radfahrer im Einfl ussbereich einer Wasserströmung gilt es zu berücksichtigen, 
dass diese Experimente für den Fall eines Versagens von Hochwasserschutzeinrichtun-
gen und daraus resultierende Flutwellen durchgeführt wurden. Derartige Überfl utungs-
ereignisse haben in der Regel eine deutlich höhere Dynamik und charakterisieren sich 
durch erheblich größere Wasserstände als sie im Falle einer Mitbenutzung angestrebt 
werden. Die Untersuchungen haben gezeigt, dass die Sturznummer erst bei Wasser-
ständen zwischen 0,25 m und 0,75 m im Sturzbereich liegt und dass ab einer Höhe von 
0,75 m erhebliche Gefährdungen entstehen [Oertel / Schlenkhoff 2008: 40]. Bei der 
Mitbenutzung von Straßen geht es in der Regel jedoch um deutlich geringere Einstautie-
fen (maximal Bordsteinkante) und Strömungsgeschwindigkeiten (in Abhängigkeit vom 
jeweiligen Längsgefälle). Gemäß der RESCDAM-Studie „kann für lokale Überschwem-
mungswasserstände h kleiner 0,25 m von geringen Gefährdungen ausgegangen wer-
den“ [ebenda]. Daraus lässt sich vermuten, dass die durch die Mitbenutzung hervorge-
rufene Gefahr von Personenschäden eher gering ist.
Mit Blick auf die Unfallgefahr bzw. das Risiko von Sachschäden an Fahrzeugen kann 
festgestellt werden, dass sich das Risiko von Aquaplaning bzw. die Beeinträchtigung 
des Fahrkomforts durch den gezielten temporären Rückhalt von Wasser im Straßen-
raum grundsätzlich erhöht. Allerdings zeigen die vorliegenden Forschungserkenntnisse, 
dass Aquaplaning bei höheren Wasserständen im Straßenraum vermehrt bei Geschwin-
digkeiten über 60 km/h auftritt. Für eine Mitbenutzungsmaßnahme kommen jedoch, 
aufgrund deren Betroffenheit (Dichte, Versiegelung, Schadenspotenzial), vor allem in-
nerstädtische Bereiche in Betracht, in denen die zulässigen Höchstgeschwindigkeiten 
60 km/h größtenteils nicht überschreiten. Aus Sicht der Verkehrssicherheit kann das 
Risiko von Aquaplaning-Unfällen als Folge einer Mitbenutzung daher als eher gering 
eingeschätzt werden, zumal erwartet werden kann, dass sich die Verkehrsteilnehmer 
ihre Geschwindigkeit im seltenen Falle eines Starkregens den Witterungs- bzw. Straßen-
verhältnissen anpassen. Die Gefahr, dass es durch Auftrieb bzw. durch den Widerstand 
der Wasserverdrängung zu einem Verlust an Bodenhaftung kommt, kann für eine kon-
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trollierte Mitbenutzung aufgrund der begrenzten Einstautiefen (maximal Bordsteinkan-
te) ausgeschlossen werden. Auch die für Fahrzeugbeschädigungen relevante Wattiefe 
wird (anders als z.B. bei unkontrollierten Überfl utungen in Unterführungen) bei einer 
gezielten Mitbenutzung von Straßenräumen nicht erreicht. 
Auch, wenn die Sicherheitsrisiken kontrollierbar erscheinen, muss darauf hingewiesen 
werden, dass es im Falle einer gezielten Ableitung bzw. einem temporären Rückhalt von 
Niederschlagsspitzen gleichwohl zu gewissen (zeitlich beschränkten) Komforteinschrän-
kungen für die Verkehrsteilnehmer kommen kann. So besteht im Falle hoher Wasser-
stände ein erhöhtes Risiko von Spritzfahnen durch Fahrzeuge, die den Fuß- und Rad-
verkehr beeinträchtigen können. Darüber hinaus kann durch stehendes bzw. fl ießendes 
Regenwasser die Zugänglichkeit mancher Bereiche unterbunden bzw. erschwert wer-
den. So kann es beispielsweise sein, dass für eine bestimmte Zeit die Überquerung einer 
Straße bzw. der Zugang zu einem Fahrzeug für Fußgänger nicht „trockenen Fußes“ 
möglich ist. Auch kann der Rückhalt von Niederschlagswasser im Straßenraum manche 
Verkehrsfl äche kurzzeitig blockieren (z.B. Stellfl ächen, Plätze etc.) oder Fahrzeuge zu 
Umwegen zwingen, um Ihr Ziel zu erreichen. Darüber hinaus können im Einzelfall un-
mittelbar nach einer Mitbenutzung Rückstände auf Verkehrsfl ächen zurückbleiben, die 
die Begehbarkeit mancher Bereiche erschweren bzw. die Verkehrsteilnehmer Rutschge-
fahren bzw. potenziellen Verschmutzungen aussetzen.
Komforteinschränkungen entstehen nicht ausschließlich durch eine Mitbenutzung. 
Tatsächlich können die beschriebenen Umstände auch durch andere Witterungsbedin-
gungen (Schnee, Eis, Laub etc.) hervorgerufen werden. Derartige Ereignisse kommen 
bereits heute regelmäßig vor und zwingen einen Verkehrsteilnehmer dazu, sich den 
Witterungs- bzw. Straßenverhältnissen anzupassen und die Straße so hinzunehmen, 
wie sie sich ihm darstellt. Einer erkannten Beeinträchtigung durch Niederschlagswas-
ser im Straßenraum müssen Fußgänger, Radfahrer und Kraftfahrer ebenso (z.B. durch 
Anpassung der Geschwindigkeit oder die Wahl eines sicheren Weges) Rechnung tragen 
wie der Rutschgefahr bei nassem Laub oder winterlicher Glätte [König 2011: 943, 68].
Hinsichtlich der Risiken einer Mitbenutzung von Straßen lässt sich festhalten, dass an-
gesichts der Frequenz einer Mitbenutzung von wenigen Ereignissen im Jahr, die damit 
in Verbindung stehenden Sicherheitsrisiken ebenso wie die oben genannten Einschrän-
kungen des Verkehrskomforts als hinnehmbar betrachtet werden können. Die Analyse 
der aktuellen Rechtsprechung hat gezeigt, dass die Anforderungen an die Verkehrssi-
cherheit im Straßenraum umso höher sind, je größer und konkreter eine Gefährdung 
ist. „Gegen (…) nur selten auftretende Gefahren können vom Verkehrssicherungs-
pfl ichtigen (…) keine Maßnahmen verlangt werden“ [Staab 2003: 690]. 
Anforderungen zur Verkehrssicherung
Eine Abweichung von den allgemein anerkannten Regeln der Technik zur Umsetzung 
von Mitbenutzungsmaßnahmen (z.B. durch die Errichtung von Hochborden oder eines 
V-Profi les) bedeutet nicht zwangsweise eine Verletzung der Verkehrssicherungspfl icht 
und ist somit nicht prinzipiell ausgeschlossen. Verkehrsteilnehmer dürfen zwar grund-
sätzlich nicht mit baulichen Verhältnissen konfrontiert werden, die sie typischerweise 
nicht erwarten und die bei Nichtbeachtung zu Schäden führen, allerdings sind Ab-
weichungen vom technischen Standard und einschlägigen Regelwerk insofern möglich 
und kein Verstoß gegen die Verkehrssicherungspfl icht, wenn der Wegebaulastträger 
diese durch geeignete Kennzeichnungen oder Beschilderungen und unter Umständen 
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auch durch Verbote deutlich macht [Werner 2012]. Eine wichtige Voraussetzung zur 
Erfüllung der Verkehrssicherungspfl icht und zum Ausschluss von Haftungsansprüchen 
bei der Umsetzung von Mitbenutzungsmaßnahmen bildet demnach die Durchführung 
ausreichender Vorsorgemaßnahmen oder zumindest die Warnung der Verkehrsteilneh-
mer vor eventuellen Beeinträchtigungen, „die unerwartet aus der Beschaffenheit der 
Straße erwachsen“ [König 2011: 926:51]. Der Straßenbaulastträger ist generell ver-
pfl ichtet, soweit fi nanziell zumutbar [Staab 2003: 690f.], den Verkehr auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen möglichst gefahrlos zu gestalten und die Verkehrsteilnehmer ge-
gen unvermutete und nicht ohne weiteres erkennbare Gefahrenquellen zu sichern bzw. 
zumindest vor diesen zu warnen. Es wird jedoch immer seltene Situationen geben, in 
denen der Wegebaulastträger unter Berücksichtigung seiner Leistungsfähigkeit außer-
stande ist, einen den Verkehrsbedürfnissen genügenden Straßenzustand zu gewährleis-
ten. So liegen die Dinge auch bei einer Mitbenutzung: Wegen des außergewöhnlichen 
Starkregens und der mangelnden Kapazität der Kanäle kann der Wegebaulastträger die 
uneingeschränkte Passierbarkeit der Straße nicht gewährleisten. Die Folge ist dann, dass 
die Straße durch Warnzeichen zu kennzeichnen ist [Werner 2012].
Die Warnung der Verkehrsteilnehmer muss zunächst auf die baulichen Gegebenhei-
ten abzielen und den Verkehrsteilnehmer auf die ungewohnte Situation aufmerksam 
machen. Für den konkreten Fall einer vom „Normalfall“ abweichenden Bordsteinhöhe 
- wodurch unter Umständen das „Verkehrsbedürfnis“ zum Aussteigen an bestimmten 
Stellen nicht erfüllt werden kann - könnte beispielsweise das Verkehrszeichen „Seiten-
streifen nicht befahrbar“ oder notfalls ein absolutes Halteverbot in Erwägung gezogen 
werden. Im Beispiel des V-förmigen Straßenprofi ls kämen u.U. Geschwindigkeitsbe-
schränkungen in Betracht, um die ungewohnte Bauweise ungefährlich zu halten. Es 
wäre in diesem Zusammenhang zu untersuchen, ob die derzeitigen Instrumente von 
Beschränkungen, Warnungen und Hinweisen nach Straßenverkehrsrecht ausreichen 
oder ob neue, besser geeignete für die besonderen Situationen überfl uteter Straßen 
hinzukommen müssen [Werner 2012].
Neben Hinweisen über eventuell ungewöhnliche bauliche Eigenschaften eines Straßen-
raumes muss auch vor den Konsequenzen gewarnt werden, die aus den Merkmalen der 
Straße hervorgehen (in diesem Fall der temporäre Rückhalt von Niederschlagswasser 
im Falle eines extremen Regenereignisses). „Droht die Gefahr von Überfl utungen bei 
starken Niederschlägen aufgrund der Anlage der Straße (…), muss vor dieser Gefahr 
durch eine entsprechende Beschilderung permanent gewarnt werden; bei bereits ein-
getretenen Überschwemmungen muss die Straße gesperrt werden“ [Rotermund / Krafft 
2008: 184, nach OLG Hamm 1999]. Auf letzteres Mittel sollte jedoch nur dann zurück-
gegriffen werden, wenn dies zur Gefahrenbeseitigung notwendig ist und „wenn die Be-
einträchtigung des Verkehrs durch die Sperrung nicht erheblich ist“ [Staab 2003: 692].
Wenn eine „bekanntermaßen latente Gefahrenstelle“ (z.B. eine gezielt zum Regenrück-
halt entworfene Verkehrsfl äche) nicht durch entsprechende Beschilderung gesichert ist 
(hier eine von starken Niederschlägen überfl utete Straßensenke), haftet grundsätzlich 
die verkehrssicherungspfl ichtige Gemeinde [OLG Hamm 1999: Leitsatz 1]. Nichtsdes-
totrotz wird auch von dem betroffenen Verkehrsteilnehmer eine durch die Wetterlage 
bedingte Vorsicht erwartet: „Bemerkt der Fahrzeugführer die Überfl utung zu spät, etwa 
weil er zu schnell oder unaufmerksam gefahren ist, führt ein erhebliches Eigenverschul-
den zur (hier hälftigen) Anspruchsminderung“ [ebenda: Leitsatz 2].
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Gemäß einem Urteil des Landgerichtes Mannheim führt eine temporär wetterbedingte 
Wasseransammlung nicht automatisch zu einer Haftungsverpfl ichtung des Straßenbau-
lastträgers. Vielmehr entfällt die Pfl icht, tätig zu werden, dann, wenn ein Verkehrsteil-
nehmer die Gefahr rechtzeitig erkennt und sich darauf einstellen kann: „Hat sich auf 
einer stark befahrenen Umgehungsstraße auf Grund eines wolkenbruchartigen Regens 
ein Wasserstau gebildet, so kommt auch dann, wenn das Wasser nur langsam abläuft, 
eine schuldhafte Verletzung der Verkehrssicherungspfl icht im Allgemeinen nicht in Be-
tracht. Die Verkehrssicherungspfl icht entfällt im Übrigen dort, wo die Gefahrenquelle 
offensichtlich ist und durch die Anwendung gewöhnlicher Sorgfalt - etwa durch Her-
absetzen der Geschwindigkeit oder durch Absehen vom Überholvorgang - gemeistert 
werden kann. (…) Es ist allgemein bekannt, dass derartig große Niederschlagsmengen 
nicht immer sofort abfl ießen und auch auf Straßen mit Kanalabfl uss zu Wasserstau-
ungen und Überschwemmungen führen können. Solche vorübergehenden Störungen 
lassen sich in keinem Fall ausschließen. Eine schuldhafte Verletzung der Verkehrssiche-
rungspfl icht kann hierin nicht erblickt werden“ [LG Mannheim 1966].
Es empfi ehlt sich also, im Falle der Umsetzung einer Mitbenutzungsmaßnahme auf Ver-
kehrsfl ächen, ausreichend vor potenziellen Wasseransammlungen zu warnen. Hierzu 
kann das Verkehrszeichen 101 („Achtung Gefahrenstelle“) mit jeweils konkreten Ge-
fahrenhinweisen genutzt werden, das bereits heute an regelmäßigen Überfl utungss-
tandorten im Straßenraum (z.B. an Senken und Unterführungen) platziert wird und 
den Verkehrsteilnehmer zur Vorsicht mahnt (vgl. Abb. 6.9 links). Alternativ kann wie in 
Überschwemmungsgebieten von Flüssen durch individuelle Beschilderung auf Gefahren 
hingewiesen werden (vgl. Abb. 6.9 mittig und rechts ). Im konkreten Überfl utungsfall 
ist darüber hinaus der temporäre Einsatz des Verkehrszeichen 2014 („Fahrbahn über-
fl utet“) denkbar.
Um die Restrisiken von Aquaplaning zu verringern, sollten im Falle einer gezielten Mit-
benutzung die entsprechenden zulässigen Höchstgeschwindigkeiten überprüft und 
ggf. für den Überfl utungsfall nach unten hin angepasst werden (z.B. durch das Ver-
kehrszeichen 1052-36 „bei Nässe“). Dies gilt insbesondere für innerstädtische Bereiche 
mit Höchstgeschwindigkeiten von über 60 km/h, sofern diese Bereiche überhaupt für 
Mitbenutzungsmaßnahmen in Erwägung gezogen werden.
Wenn eine Gefahrenstelle einen besonderen Reiz auf Kinder ausübt und deren Fehl-
verhalten einkalkuliert werden muss, müssen besondere Schutzmaßnahmen getroffen 
werden. Fraglich ist, ob das Aufstellen eines Warnschildes ausreichend ist, um Kinder 
auf die Gefahren aufmerksam zu machen und sie zu einem angepassten Handeln zu be-
wegen. Von Kindern ist ein situationsgerechtes und vorschriftsmäßiges Verhalten nicht 
ohne weiteres zu erwarten, da sie die Gefahren in Folge von Ablenkung, Neugier oder 
Spieltrieb eventuell nicht richtig einschätzen. Die Verkehrssicherungspfl icht gegenüber 
Kindern ist jedoch insoweit eingeschränkt, als darauf vertraut werden darf, dass die 
Aufsichtspfl ichtigen ihrer Pfl icht nachkommen oder wenn angenommen werden kann, 
dass die Kinder sich „durch ihr natürliches Angstgefühl der Gefahr bewusst sind“ [Roter-
mund / Krafft 2008: 175.]. Dennoch sollten, in Abhängigkeit von der örtlichen Gefähr-
dungslage (Einstautiefe, Fließverhalten etc.), bei der Auswahl von Mitbenutzungsstand-
orten stark von Kindern frequentierte Bereiche (z.B. Verkehrsfl ächen vor Spielplätzen 
oder Kindergärten) möglichst ausgespart bzw. entsprechend gesichert werden. 
Besondere Vorsichtsmaßnahmen gelten desweiteren auch im Umfeld unterirdischer 
Verkehrsräume. Hier sollte das Risiko eines Wassereintritts angesichts der erhöhten Ge-
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fährdungslage auf jeden Fall vermieden werden. Bei der Mitbenutzung von Verkehrs-
fl ächen zum Wasserrückhalt sollte daher möglichst immer das Ziel verfolgt werden, 
Bereiche mit Zugängen zu unterirdischen Bauwerken (unter Berücksichtigung der zu 
erwartenden Strömungsverhältnisse) möglichst auszusparen oder mit einem zusätzli-
chen Objektschutz zu versehen. In dennoch potenziell gefährdeten Gebieten sollten die 
unterirdischen Anlagen „einer Analyse unterzogen bzw. Informationen an die jeweilige 
Bevölkerung bezüglich möglicher Gefahren sowie auch bezüglich Schutzmaßnahmen 
und Verhaltensregeln weitergegeben werden“ [Oertel / Schlenkhoff 2008: 42].
Eine weitere Voraussetzung dafür, der Pfl icht der Verkehrssicherung bei einer Mitbenut-
zung gerecht zu werden, bildet eine regelmäßige Überwachung des Straßenzustands. 
Die Sorgfaltspfl icht der Gemeinde umfasst „die sachgemäße Unterhaltung und regel-
mäßige Beaufsichtigung der Fahrbahn an Stellen, die bei starkem Regen der Überfl u-
tungsgefahr ausgesetzt sind“ [BGH 3 1970: sonstiger Orientierungssatz]. Gemäß einem 
Urteil des OLG Hamm [1999] haftet der verkehrssicherungspfl ichtige Straßenbaulast-
träger, wenn er eine Überfl utungsgefahr infolge mangelhafter Überwachung nicht er-
kannt hat. Die Kontrollfrequenz ist abhängig von den örtlichen Verhältnissen und der 
Verkehrsbedeutung einer Verkehrsfl äche. Daher empfi ehlt es sich für den Straßenbau-
lastträger, einen Kontrollplan zu erstellen, aus dem sich Inhalt und Abfolge der Kontroll-
maßnahmen ergeben [Staab 2003: 692].
Neben der regelmäßigen Überprüfung des Straßenzustands umfasst die Verkehrssiche-
rungspfl icht auch die Räum- und Streupfl icht. In manchen Ländern wird diese Pfl icht 
jedoch zum Teil per Gesetz auf Private übertragen. Der Umfang bzw. die Frequenz der 
Räum- und Streupfl icht ist abhängig von der „Verkehrsbedeutung des Weges, seiner 
Gefährlichkeit, der Zumutbarkeit und der Witterung [Heß 2008: 601, Rn13 nach BGH].
Soweit der Gemeinde die Räumpfl icht obliegt, hat sie die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um die Räum- und Streupfl icht „nach besten Kräften“ (§ 3 BFernStrG) zu 
erfüllen. Auf Stadtstraßen sollte der Fokus dabei auf verkehrswichtige und gefährliche 
Stellen gelegt werden [Heß 2008: 601, Rn 13]. Dabei handelt es sich vor allem um die 
wichtigen Aus- und Einfallstraßen, Durchgangstraßen und Hauptverkehrsstraßen mit 
bedeutendem Verkehrsaufkommen [Staab 2003: 692f. ; König 2011: 941, Rn 61].
Im Falle einer gezielten Mitbenutzung von Straßen zum Umgang mit Niederschlagsspit-
zen kann sich aufgrund der gesetzlichen Verkehrssicherungspfl icht die Notwendigkeit 
einer anschließenden Reinigung der genutzten Flächen ergeben (z.B. die Entfernung 
Möglichkeiten der Beschilderung zur Warnung vor besonderen Überfl utungssituationen 
[Heike T. 2011; Hansmann 2013; Aleman 2013]
Abb. 6.9  
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schmieriger Rückstände auf den Verkehrsfl ächen). Da Starkregenereignisse jederzeit 
auftreten können, müssten derartige Reinigungsmaßnahmen im Einzelfall auch außer-
halb üblicher Dienstzeiten erfolgen [König 2011: 938ff.]. Es bedarf daher der Festlegung 
fl exibler Reinigungsstrategien sowie einer Klärung der Zuständigkeiten, um zeitnah auf 
Starkregenereignisse bzw. auf die Inanspruchnahme von Mitbenutzungsfl ächen re-
agieren zu können. Allerdings hat die sich aus der Verkehrssicherungspfl icht ergebene 
Räumpfl icht „zeitliche und örtliche Grenzen, da nicht überall gleichzeitig geräumt und 
gestreut werden kann“ [König 2011: 942, Rn 65]. Es kann von dem Verkehrssicherungs-
pfl ichtigen nicht erwartet werden, dass er während bzw. unmittelbar im Anschluss an 
ein Starkregenereignis überall Sicherungs- bzw. Reinigungsmaßnahmen durchführt. Die 
Haftungsfrage ist im Schadensfall daher auch davon abhängig, ob sich der betroffene 
Verkehrsteilnehmer vor Ort auf die witterungsbedingten Gefahren einstellt und Maß-
nahmen (z.B. Halten, Ausweichen etc.) ergreift, die nach der aktuellen Gefahrenlage 
geboten sind, um Schäden zu vermeiden. Tut er dies nicht, kann dies anspruchsmin-
dernd wirken [Staab 2003: 697f.]. Bei witterungsbedingten Unfällen liegt ein „ent-
gegengesetzter Anscheinsbeweis“ vor: demnach ist es allgemein „anerkannt, dass es 
typischerweise auf einen Mangel an der verkehrserforderlichen Sorgfalt hinweist, wenn 
ein Kraftfahrer bei der Fahrt auf einer regen-, schnee- oder eisglatten Straße mit seinem 
Fahrzeug ins Rutschen gerät und von der Fahrbahn abkommt“ [ebenda: 701].
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6.3 Barrierefreiheit
In engem Zusammenhang mit der Verkehrssicherheit steht der Belang der Barriere-
freiheit von Verkehrsfl ächen. Die „soziale Brauchbarkeit“ [FGSV 2008: 15] von Ver-
kehrsfl ächen und deren barrierefreie Ausgestaltung sind mittlerweile in der Praxis als 
wichtige Planungsgrundsätze anerkannt und werden angesichts der zu erwartenden 
Bevölkerungsentwicklung zukünftig an Bedeutung gewinnen. Die Alterung der Bevöl-
kerung im Zuge des demographischen Wandels geht meist einher mit altersbedingten 
Beeinträchtigungen (bspw. Abnahme des Sehvermögens, eingeschränkte Gehfähigkeit, 
nachlassendes Hörvermögen, Wahrnehmungsprobleme und Aufmerksamkeitsdefi zit) 
und reicht bis zu gesundheitlichen Einschränkungen, welche den Schnittpunkt zum 
Personenkreis der Menschen mit Mobilitätsbehinderung  kennzeichnen. Knapp vier 
Prozent aller Deutschen sind von Geburt an behindert [BMWi / BMFSFJ 2010: 1]. Die 
MID-Befragung („Mobilität in Deutschland“) im Auftrag des BMVBS stellte für das Jahr 
2008 fest, dass 13 Prozent der bundesweit Befragten eine oder mehrere gesundheit-
liche Einschränkungen angaben. Von ihnen berichteten wiederum 58 Prozent in ihrer 
Mobilität eingeschränkt zu sein [INFAS / DLR 2010: 85]. Neben äußeren Einfl üssen (Un-
fälle, Krankheit etc.) ist einer der Hauptfaktoren von Behinderung das Alter [Dziekan et 
al. 2011: 34; FGSV 2011b: 8]. Demzufolge werden durch die zunehmende Alterung 
unserer Gesellschaft ebenso die Anteile behinderter Menschen an der Gesamtbevölke-
rung weiter ansteigen. 
Eine barrierefreie bauliche Umwelt ist für den betroffenen Personenkreis eine wichtige 
Voraussetzung für ein mobiles und insbesondere selbstbestimmtes, autarkes Leben mit 
dem Ziel, ohne fremde Hilfe am gesellschaftlichen Leben im öffentlichen Raum teilneh-
men zu können. Die Gewährleistung einer barrierefreien Mobilität bildet somit einen 
Schlüsselfaktor zur Schaffung von Lebensqualität. 
In jüngerer Zeit hat sich in der EU die Erkenntnis durchgesetzt, dass es nicht nur darum 
geht, Barrieren für einzelne Zielgruppen abzubauen, sondern vielmehr das Prinzip eines 
„Design für Alle“ (design for all oder accessibility for all) [Rebstock 2010: 784] verfolgt 
werden sollte, welches sich nicht an einem „fi ktiven Normmenschen“, sondern an der 
Vielfalt von Menschen orientiert [Dziekan et al. 2011: 33]. „Der Grundsatz des Design 
für Alle betont, dass Maßnahmen zur Verbesserung der Zugänglichkeit (…) nicht nur 
einer relativ kleinen Zielgruppe von Personen mit bestimmten körperlichen Einschrän-
kungen zugutekommen, sondern einen Mehrwert für alle Menschen erzeugen“ [eben-
da]. Im Sinne des Design für Alle ist Barrierefreiheit für „10 % der Bevölkerung unent-
behrlich, für 40 % notwendig und für 100 % komfortabel“ [Rebstock 2010: 768, nach 
Neumann / Reuber 2004].
6.3.1 Rechtsgrundlagen und Instrumente
Die Forderung nach der Integration behinderter Menschen in das öffentliche Leben 
ist seit der Einführung des Diskriminierungsverbotes 1994 (GG Artikel 3, Absatz 3) in 
Deutschland grundgesetzlich verankert [Rebstock 2010: 785]. Konkretisiert wurden die 
Bedürfnisse im Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes (BGG) vom Mai 2002 und 
den daraus in Folge abgeleiteten Gleichstellungsgesetzen der Länder. Das BGG verfolgt 
gemäß § 1 das Ziel, „die gleichberechtigte Teilhabe von behinderten Menschen am 
Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebens-
führung zu ermöglichen“. Die Barrierefreiheit spielt in diesem Zusammenhang eine 
entscheidende Rolle. Als „barrierefrei“ gelten nach § 4 BGG „bauliche und sonstige 
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Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informati-
onsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und Kommunikationsein-
richtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für behinderte Menschen 
in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind“.
Das Behindertengleichstellungsgesetz stellt einen direkten Bezug zu barrierefreien Ver-
kehrsfl ächen her. Laut § 8 (2) BGG sind „sonstige bauliche oder andere Anlagen, öf-
fentliche Wege, Plätze und Straßen sowie öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen und 
Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr (…) nach Maßgabe der einschlägi-
gen Rechtsvorschriften des Bundes barrierefrei zu gestalten.“
In der Folgezeit wurden weitere Fachgesetze (z.B. die Landesbauordnungen) entspre-
chend geändert. Allerdings gibt der Gesetzgeber weder dort noch im Behinderten-
gleichstellungsgesetz Planungsvorgaben bezüglich der konkreten Ausgestaltung der 
Barrierefreiheit. Diese bleiben den behördlichen Durchführungsbestimmungen, einer 
Vielzahl informeller Leitfäden und Planungshandbüchern sowie den zahlreichen techni-
schen Regelwerken des DIN und der FGSV überlassen.
Im Bereich der DIN-Normen ist für Verkehrsfl ächen bisher die DIN 18024-1 2 („Barri-
erefreies Bauen. Teil 1: Straßen, Plätze, Wege, öffentliche Verkehrs- und Grünanlagen 
sowie Spielplätze) von 1998 relevant. Diese soll zukünftig durch die in Abstimmung 
befi ndliche DIN 18040-3 („Barrierefreies Bauen - Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum) 
ersetzt werden. Die Anwendung dieser DIN-Normen wird erst dann verpfl ichtend, wenn 
sie landesrechtlich (z.B. durch eine Aufnahme in die Liste technischer Baubestimmun-
gen) eingeführt wurden.
Neben den DIN-Normen steht ferner ein breites Spektrum an Leitfäden und Handbü-
chern zur barrierefreien Gestaltung von Verkehrsfl ächen zur Verfügung [z.B. VdK 2008, 
Ackermann et al. 2000, HSV 2006], die zum Teil sehr unterschiedliche Vorgaben für die 
Umsetzung barrierefreier Verkehrsanlagen geben [Rebstock 2010:785]. 
Aufgrund der vielfältigen und zum Teil voneinander abweichenden Normen und Hand-
bücher hat der Arbeitskreis 2.5.3 der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen 2011 „alle derzeit konsensfähigen Standards sowie die nach aktuellem 
Wissenstand für die Herstellung einer weitgehend barrierefreien Umwelt notwendigen 
Anforderungen“ in den Hinweisen für barrierefreie Verkehrsanlagen (H BVA) zusam-
mengefasst [Rebstock 2010: 785ff]. Die Hinweise sollen die betroffenen höherrangigen 
Entwurfsrichtlinien der FGSV zur Straßenraumgestaltung in Fragen der Barrierefreiheit 
konkretisieren. Hierzu zählen in erster Linie die übergeordnete RASt 06 sowie weitere 
Regelwerke für die verschiedenen Verkehrsträger und Verkehrsarten (z.B. EFA etc.). Die 
Hinweise der FGSV für barrierefreie Verkehrsanlagen sollen „eine Bewertungs- und Ori-
entierungshilfe sein, um die Belange der Barrierefreiheit vor Ort angemessen und unter 
besonderer Beachtung städtebaulicher und gestalterischer Aspekte berücksichtigen zu 
können“ (…) Dabei „werden Spielräume und Handlungsoptionen beschrieben, die in 
der örtlichen Anwendung abzuwägen und mit den Beteiligten vor Ort abzustimmen 
sind“ [FGSV 2011b:7].
Entsprechend der sogenannten „Schutzzielklausel“ kann das Ziel einer barrierefreien 
Verkehrsfl äche auch auf von den Hinweisen der HBVA abweichende Art und Weise 
erzielt werden, sofern bestimmte Bedingungen erfüllt sind [Rebstock 2010: 786]. Dies 
ist beispielsweise der Fall, wenn die gewählten baulichen Lösungsvarianten (z.B. Leite-
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lemente für Sehbehinderte) in einer Stadt bereits seit einiger Zeit den Stand der Technik 
darstellen und ein Systembruch für die betroffenen Menschen eine Verwirrung stiften 
könnte. Auch muss gewährleistet sein, dass die Lösungen auch heute noch ihren funk-
tionalen Zweck erfüllen und dass sie von den betroffenen Menschen akzeptiert werden 
[ebenda].
6.3.2 Bauliche Anforderungen an barrierefreie Verkehrsflächen 
Bei Betrachtung der Wegeketten von Menschen im öffentlichen Raum richtet sich das 
Ziel der barrierefreien Mobilität auf den Straßenraum, auf öffentliche Gebäude, auf 
die Verkehrsangebote (Fahrzeuge des ÖPNV, Bahnhöfe, Haltestellen, etc.) sowie auf 
Verkehrsinformationen [Dziekan et al. 2011:35]. Da sich die der vorliegenden Unter-
suchung zugrunde liegende Frage der Mitbenutzung auf die Straßenraumgestaltung 
bezieht, sollen lediglich die daraus abgeleiteten Ansprüche an die Barrierefreiheit be-
trachtet werden.
Grundsätzlich lassen sich zunächst zwei übergeordnete Kategorien der Mobilitätsbehin-
derung unterscheiden: Menschen mit Gehbehinderungen, die z.B. auf Gehhilfen wie 
Rollstühle oder Rollatoren angewiesen sind, und Menschen mit Sinnesbehinderungen, 
deren Wahrnehmungs- und Reaktionsvermögen durch Seh-, Hör- oder geistige Behin-
derungen eingeschränkt sind. Daneben sind für nahezu jeden Menschen temporäre 
Mobilitätseinschränkungen denkbar, die z.B. durch Alter (z.B. Kinder, ältere Menschen), 
körperliche Eigenschaften (z.B. Schwangerschaft, Verletzung, Übergewicht) oder durch 
Transport (Gepäck, Kinderwagen etc.) hervorgerufen werden. 
Die Bedürfnisse der beiden Kategorien von Mobilitätsbehinderungen im engeren Sinne 
sind sehr unterschiedlich und geraten bei der Straßenraumgestaltung häufi g in Konfl ikt 
miteinander. Während z.B. blinde Menschen auf taktile Hinweise wie Bordsteine oder 
sonstige Profi le angewiesen sind (Profi lierung), benötigen Rollstuhlfahrer zur Bewegung 
ebene und glatte Oberfl ächen sowie abgesenkte Borde (Nivellierung). Die einen müssen 
den Übergang zum Straßenraum ertasten, die anderen den Höhenunterschied über-
winden können [Schmidt 2010:7ff.; Dziekan et al. 2011: 34].
Da hinsichtlich der Idee der Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Rückhalt extremer 
Niederschläge vor allem Höhenunterschiede und die Oberfl ächengestaltung von beson-
derer Bedeutung sind, sollen diese im Folgenden näher hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit 
mit den Ansprüchen der Barrierefreiheit betrachtet werden.
Überwindung von Höhenunterschieden
1. Neigungen: die Überwindung von Höhenunterschieden über Treppen bzw. Stufen 
ist für bewegungseingeschränkte Personen sehr mühsam. Für Rollstuhlfahrer und für 
Personen mit Kinderwagen oder Fahrrad stellen sie eine unüberwindliche Barriere dar. 
Gemäß E DIN 18030 sowie E DIN 18040-1 und 2 gilt, dass alle Verkehrs- und Außen-
anlagen und Gebäude stufenlos erreichbar sein müssen. Wenn dies nicht möglich ist, 
muss eine Zugänglichkeit über Aufzüge oder über Rampen erreicht werden. Regelun-
gen der DIN-Normen gelten in fast allen Ländern im Rahmen der Landesbauordnungen 
bzw. deren Ausführungsbestimmungen.
Beim Bau von Gehwegen und auf Rampen sollte, sofern es die Topographie zulässt, 
eine Längsneigung von 3 % weitestgehend nicht überschritten werden, um gehbehin-
derten Menschen eine eigenständige Mobilität zu ermöglichen. Diese Neigungen sind 
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mit einem Rollstuhl oder einem Rollator bequem zu bewältigen. Beträgt die Neigung 
zwischen 3 % und 6 % bedarf es gemäß der HBVA alle 6 Meter mindestens 1,5 m langer 
Zwischenpodeste mit Neigungen unter 3 %, die ein Abbremsen und Ausruhen ermög-
lichen [FGSV 2011b: 23]. Die E DIN 18030 sieht zwingend eine zügige Entwässerung 
der Podeste von Rampen vor, um eine verkehrssichere Nutzbarkeit zu gewährleiten. 
Die Rampen selber sollten zudem eine Mindestbreite von 1,50 m haben. [BMVIT 2003: 
26f.] Neigungen steiler als 6 % können von Rollstühlen und Rollatoren nicht benutzt 
werden [HSV 2006: 45]. Durch entsprechende Beschilderung gilt es, auf die einge-
schränkte Nutzbarkeit hinzuweisen.
Die Querneigung eines Gehweges sollte im Lot zur Laufrichtung nicht mehr als 2 % - 2,5 
% betragen, da sonst ein Abdriften von Rollstühlen und Gehwegen möglich ist [FGSV 
2011b: 23]. Auch an Grundstückseinfahrten und Absenkungen zu Fahrbahnüberque-
rungen sollte eine Überschreitung dieser Querneigungen möglichst mittels abgesenkter 
Sicherheitsräume oder Schrägbordsteine vermieden werden [ebenda: 41]
2. Borde und Bordabsenkungen: Die Richtlinien zur Anlage von Stadtstraßen unter-
scheiden „hohe, halbhohe und niedrige Borde“ (vgl. Tab. 6.2) und stellen den jeweiligen 
Einsatz der Systeme in den Zusammenhang mit deren Funktion und mit der Art der 
Straße. Für mehrstreifi ge Hauptverkehrsstraßen empfi ehlt sie den Einsatz von Hochbor-
den (10 cm bis maximal 20 cm). Bei zweistreifi gen Haupt- und Erschließungsstraßen 
sollten zur Trennung der Fahrbahn bzw. des Parkstreifens vom Geh- und Radweg hohe 
Borde von 8 cm - 12 cm gewählt, bei erhöhten Stellplätzen sollten jeweils zur Trennung 
halbhohe Borde von 4 cm – 6 cm eingesetzt werden. Niedrigborde von 0 cm bis 4 cm 
schreibt die RASt Straßen mit geringen Verkehrsstärken sowie Fußgängerüberwegen zu 
[FGSV 2008: 75].
Querungsmöglichkeiten müssen zumindest an Einmündungen von Straßen und im Fal-
le hoher Knotenpunkt- und Nutzungsdichten an dem betroffenen Straßenraum sogar 
häufi ger für Fußgänger und Radfahrer zur Verfügung gestellt werden. Aufgrund der 
an diesen Punkten häufi g auftretenden Zielkonfl ikte zwischen den Bedürfnissen seh- 
und gehbehinderter Menschen hat sich in der Praxis in Deutschland insbesondere an 
hochfrequentierten Querungen eine Kompromisslösung von 3 cm über Straßenniveau 
etabliert und bewährt [FGSV 2011b:49]. Um Rollstühlen und Taststöcken gleichmäßig 
gerecht zu werden, sollte der Bord selbst an diesen Stellen nur leicht abgerundet (un-
gefähr 15 mm) sein.
Tab. 6.2  Regelbordhöhen nach RASt 06 
[FGSV 2008]
Bauform Höhe
hohe Borde
Anwendungsbereich
halbhohe Borde
niedrige Borde
10 cm -14 cm
(maximal 20 cm)
8 cm - 12 cm
4 cm - 6 cm
weniger als 4 cm
4 cm - 0 cm
Anbaufreie Hauptverkehrsstraße
Angebaute vier- und mehrstreifige Hauptverkehrsstraßen
Zweistreifige Hauptverkehrsstraßen
Erschließungsstraßen
Zweistreifige Hauptverkehrsstraßen
Erschließungsstraßen
Zweistreifige Hauptverkehrsstraßen mit geringen 
Verkehrsstärken 
Erschließungsstraßen 
Bordabsenkung an Querungsstellen für Fußgänger 
bzw. Radfahrer
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Alternativ zum 3 cm-Kompromiss besteht die Möglichkeit, Überquerungsstellen mit dif-
ferenzierter Bordhöhe einzurichten (vgl. Abb. 6.10), bei denen eine von erhöhten Bor-
den (> 6 cm) eingefasste, maximal ein Meter breite Nullabsenkung des Gehweges auf 
Fahrbahnniveau mit deutlichen und ausreichenden Warn- und Leitelementen für Blinde 
(z.B. Auffi ndestreifen, Sperrfelder) kombiniert wird.
Oberflächengestaltung
Auch die Wahl der Bodenbeläge im Straßenraum bildet einen wichtigen Bestandteil der 
Barrierefreiheit. Die Oberfl ächen von Straßen müssen „möglichst bei jeder Witterung 
leicht, erschütterungsarm und gefahrlos begehbar und befahrbar“ sein [Bayerisches 
Staatsministerium des Innern 2001: 23]. Die E DIN 18030 fordert dementsprechend für 
Bodenbeläge von Gehwegen und für sonstige Verkehrsfl ächen einen Rutschwiderstand 
zum Schutz vor Sturzunfällen im Fußgängerverkehr. Dieser soll auch bei Einfl uss von 
Nässe gewährleistet sein. Nasse oder verschmutzte Oberfl ächen sollen für alte Men-
schen, Rollstuhlfahrer und Blinde keine Rutschgefahr bilden. Sie sollen eine ausreichen-
de Griffi gkeit besitzen. Dies gilt vor allem für den Bereich von Rampen und Treppen. Die 
H BVA empfi ehlt in diesem Zusammenhang die Verwendung fester, griffi ger, ebener 
und fugenarmer Oberfl ächenmaterialien wie Asphalt, Klinker, Beton und Naturstein. 
Bei der Entscheidung für ein Oberfl ächenmaterial sind neben gestalterischen und pfl e-
getechnischen Fragen unterschiedliche Aspekte der Barrierefreiheit gegeneinander ab-
zuwägen: Glatte Oberfl ächen ermöglichen eine leichtere Befahrbarkeit und begünsti-
gen zudem den Wasserabfl uss, raue Oberfl ächen verbessern die Rutschsicherheit. Um 
Erschütterungen für die Rollstuhlnutzung zu vermeiden bzw. zu reduzieren, sollte aus 
Sicht der Barrierefreiheit auf Deckschichten ohne Bindemittel und auf Kopfsteinpfl aster 
möglichst verzichtet werden. Darüber hinaus sollte der Fugenanteil möglichst gering 
bzw. fl ächeneben gefüllt sein. Auch die Veränderung der Materialcharakteristik durch 
(überfrierende) Nässe und Schmutz sollten bei der Entscheidung berücksichtigt werden. 
[FGSV 2011b: 30; Bayerisches Staatsministerium des Innern 2001: 23].
Offene Entwässerungsrinnen im Straßenraum werden aus Sicht der Barrierefreiheit als 
Beispiele für Überquerungsstellen mit differenzierter Bordhöhe 
[Ingenieurbüro BPB 2013; DIPB 2013; Meudt Betonsteinwerk 2013; Oebekke 2013] 
Abb. 6.10  
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problematisch angesehen. „Punktuelle einzelne Regenabläufe sind im Verkehrsraum 
des Fußgängerverkehrs zu vermeiden oder mit einer geeigneten Abdeckung zu überse-
hen“ [FGSV 2011b:30]. Um Rollstuhlfahrern ein Überqueren von Entwässerungsrinnen 
zu erleichtern und eine Stolpergefahr zu minimieren, sind möglichst fl ache Rinnen zu 
bevorzugen. Die Tiefe sollte auf das technische bedingte Mindestmaß begrenzt wer-
den (wünschenswerte Tiefe von 1/30 der Breite) [FGSV 2011b:43]. Aus der Sicht der 
Barrierefreiheit ist eine Rinne aus Beton oder Naturstein gegenüber Muldenrinnen aus 
Pfl astersteinen (technisch nur eine Tiefe von 1/15 der Breite möglich) vorzuziehen. Eine 
Verwechslung der Muldenrinnen mit Bereichsabtrennungen durch Blinde sollte mög-
lichst ausgeschlossen werden. [Bayerisches Staatsministerium des Innern 2001: 25f.]
6.3.3 Bewertung
Aspekte der Barrierefreiheit nehmen mittlerweile bei der Planung und Gestaltung von 
Straßen einen hohen Stellenwert ein und werden vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels sicherlich noch in erheblichem Maße an Gewicht gewinnen. Der aus 
der Verkehrssicherheit begründete Trend zur Schaffung höhengleicher Verkehrsräume 
(Stichwort „shared space“) kommt dieser Entwicklung entgegen.
Eine absolute Barrierefreiheit an jedem Ort im öffentlichen Verkehrsnetz wird sich je-
doch auch in der Zukunft keineswegs bewerkstelligen lassen. Zwar gibt es Bereiche im 
Siedlungssystem, die aufgrund der dort dominierenden Personenkreise eine besondere 
Betrachtungsweise bei der Planung erfordern (z.B. Verkehrsfl ächen vor Altenheimen 
oder Kindergärten). Auf solchen Wegen jedoch, die nicht auf einen bestimmten Per-
sonenkreis zugeschnitten sind, müssen „nur die Schutzmaßnahmen getroffen werden, 
ohne die ein durchschnittlicher Fußgänger sich nicht ausreichend selbst schützen kann. 
Es würde eine Überspannung der an die Verkehrssicherungspfl icht zu stellenden An-
forderungen darstellen, wenn auf allen Wegen auch dem Sicherungsbedürfnis über-
durchschnittlich hilfsbedürftiger Personen Rechnung getragen werden müsste. Zwar 
ist es sicherlich wünschenswert, wenn auch behinderte oder alte und hilfsbedürftige 
Menschen überall auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene Straßen und Wege vorfi nden 
Abb. 6.11  Beispiele für die Anwendung von Hochborden 
[Ingenieurbüro BPB 2013; Klostermann Betonwerke 2013; Lithonplus Steinmanufaktur 2013]
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würden. Dies ist aber mit zumutbaren Mitteln nicht zu realisieren.“ [Rotermund / Krafft 
2008: 199, nach OLG Köln]. 
Hinsichtlich der Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Wasserrückhalt sind die Kon-
fl ikte mit dem Belang der Barrierefreiheit insbesondere im Einsatz von Hochborden (vgl. 
Abb. 6.11) zu sehen. Ein gezielter Einsatz von Hochborden (max. 22 cm), z.B. dem 
häufi g an Buskaps verwendeten „Kasseler Bord“, zum Überfl utungsschutz erscheint an 
ausgewählten Standorten im städtischen Straßennetz grundsätzlich möglich. Allerdings 
sollte bei einer solchen Lösung die örtliche Nutzungsdichte (insb. Querbeziehungen) 
in die Abwägung hineinfl ießen. Hierzu müssen die Ausgangspunkte, die Wege und 
die Ziele der Fußgänger vor Ort genau beobachtet werden. Darüber hinaus muss si-
chergestellt werden, dass in angemessenen Abständen abgesenkte Querungsstellen 
(oder erhöhte Fahrbahnen) bereitgestellt werden, wodurch barrierefreie Wegeketten 
ermöglicht werden können. Um eine Verletzung der Verkehrssicherungspfl icht auszu-
schließen, sollte eventuell durch eine gesonderte Beschilderung auf die entsprechenden 
Abweichungen von der gängigen Bordsteinhöhe hingewiesen werden. Nicht zuletzt gilt 
es, beim Entwurf und Bau der Maßnahme im Sinne der Barrierefreiheit die taktile Er-
kennbarkeit der Bordsteinkanten sowie den Einsatz rutschfester Oberfl ächenmaterialien 
zu berücksichtigen.
Eine weitere denkbare Alternative bildet der Einsatz von Treppenborden (vgl. Abb. 
6.12), wodurch einerseits eine erhöhte Rückhaltung von Niederschlägen gewährleistet 
ist andererseits ein gesicherter Ausstieg aus PKW ermöglicht wird.
Abb. 6.12  Beispiel für abgetreppte Bordsteine 
[Haertel 2013]
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6.4 Umfeldverträglichkeit
Straßen, Wege und Plätze erfüllen zahlreiche Funktionen in unterschiedlichen Wertig-
keiten, die häufi g u.a. sehr unterschiedliche Voraussetzungen erfordern:
 ▪ Verkehr (MIV, Fuß- und Radverkehr, ÖPNV, Wirtschaftsverkehr, Rettungsdienste)
 ▪ Erschließung (Wohnen, Handel, Dienstleistungen und Gewerbe)
 ▪ Veranstaltungen, Märkte
 ▪ Aufenthalt, Erholung
 ▪ Orientierung
Die jeweils dominanten Funktionen in einem Straßenraum werden stark geprägt durch 
das Umfeld und den daraus resultierenden Nutzungsansprüchen. Im Zusammenhang 
mit der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, ob sich bestimmte Funktions-
typen defi nieren lassen, die sowohl zur Beurteilung der Anfälligkeit gegenüber Überfl u-
tungen als auch für die Eignung eines Straßenraumes zur Mitbenutzung herangezogen 
werden können.
6.4.1 Städtebauliche Differenzierung von Verkehrsflächen
Die Gestaltung von Straßenräumen ist auch eine städtebauliche Aufgabe. Die RASt be-
trachten daher zur Differenzierung von Stadtstraßen neben den verkehrlichen Eigen-
schaften (vgl. Kap. 5) auch die städtebaulichen Merkmale einer Straße und unterglie-
dern diese in:
 ▪ „den Gebietscharakter, 
 ▪ die Art und das Maß der Umfeldnutzungen und der Aufenthaltsfunktion sowie
 ▪ die straßenräumliche Situation (Begrenzung, Breite, Verlauf)“ [FGSV 2008:16]
Städtebauliche Merkmale sind im Allgemeinen beim Entwurf einer Straße nur sehr be-
schränkt veränderbar. Vielmehr ergeben sich aus ihnen eine Reihe bindender Vorgaben 
für die Straßenraumgestaltung. Während der Gebietscharakter (z.B. Gründerzeitliches 
Wohnviertel, Großwohnsiedlung am Stadtrand, Gewerbegebiet etc.) erste Anknüp-
fungspunkte bietet, sind es doch vor allem die vor Ort angrenzenden Nutzungen und 
die konkrete straßenräumliche Situation, die zur Beurteilung der Umfeldverträglichkeit 
herangezogen werden können.
„Umfeldnutzung“
Die Nutzungsstruktur entlang einer Straße bzw. die Art und das Maß der Grundstücks-, 
Gebäude- und Freiraumnutzungen sind von besonderer Bedeutung für die Straßenge-
staltung, da sich aus ihnen die Nutzungsansprüche an den Straßenraum ergeben. So 
unterscheidet sich eine Wohnstraße beispielsweise in starkem Maße von einer Einkaufs-
straße. Während ein Wohngebiet (je nach Bebauungsdichte) durch ein in der Regel ge-
ringeres Verkehrsaufkommen gekennzeichnet ist, zeichnet sich eine Straße mit hohem 
Einzelhandelsanteil durch eine eher hohe Besucherfrequenz mit vielen Parkbewegungen 
und intensiven Zusammenhängen (Querbezüge) zwischen den Straßenseiten aus. Die 
Nutzungsansprüche sind dabei tageszeitlichen bzw. wochentäglichen Schwankungen 
unterworfen. 
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 „Straßenräumliche Situation“
„Die straßenräumliche Situation ist eine wesentliche Grundlage für mögliche Flächen-
dispositionen im Straßenraum sowie für die räumliche Konzeption und die gestalteri-
sche Durcharbeitung des Straßenraumentwurfes“ [FGSV 2008:17]. Die RASt defi nieren 
als prägende Inhalte die Begrenzung, die Breite und Verlauf des Straßenraumes [eben-
da], da sich aus diesen Faktoren die Handlungsspielräume für die Straßengestaltung 
bzw. deren Aufteilung ergeben. Die Art der Randbebauung (geschlossen oder offen 
und abgesetzt), die Breite einer Straße und markante Änderungen im Straßenverlauf 
(Plätze, Einengungen etc.) entscheiden darüber, inwieweit sich Nutzungsansprüche 
(z.B. auch Mitbenutzungsmaßnahmen) im straßenangrenzenden Umfeld unterbringen 
lassen (vgl. Kapitel 5).
6.4.2 Bewertung
Die Frage inwieweit eine Maßnahme der Mitbenutzung umfeldverträglich ist bzw. die 
Umfeldnutzungen beeinträchtigt, muss differenziert betrachtet werden. Zunächst müs-
sen die potenziellen Konfl ikte identifi ziert werden, die sich aus den Nutzungsansprü-
chen der straßenräumlichen Situation für eine Mitbenutzung ergeben. Hierzu gilt es 
zuerst, z.B. die Umfeldnutzungen und deren Merkmale zu ermitteln:
 ▪ Art und Maß der Nutzungen (Wohnen oder Gewerbe, Einwohnerdichte, Geschäfts-
besatz, Geschossigkeiten, verkehrserzeugende Betriebe, Parkbauten etc.)
 ▪ Art der Freiraumnutzung 
 ▪ Zusammenhang zwischen beiden Straßenseiten (Querbeziehungen)  
 ▪ Ein- und Ausfahrten zu angrenzenden Gebäuden und Grundstücken 
 ▪ überfl utungssensible Nutzungen (KITA, Altersheim, Rettungsdienste, Unterführun-
gen, Tiefgaragen)
 ▪ Nutzungsansprüche der Begrünung
Eine standardisierte Zuordnung einer Mitbenutzung zu den oben beschriebenen typi-
schen Entwurfssituationen der RASt (vgl. Kapitel 5) erscheint schwierig und nicht ziel-
führend. Es kann nicht deutlich bestimmt werden, welche Gebietstypen bzw. Entwurfs-
situationen eine Mitbenutzung ausschließen und welche sich besonders dafür eignen, 
sondern es bedarf in jedem Fall einer Einzelfallbetrachtung. Allerdings können anhand 
der vorliegenden verkehrlichen und städtebaulichen Merkmale Rückschlüsse auf die je-
weilige Eignung der unterschiedlichen Maßnahmentypen zur Mitbenutzung (siehe hier-
zu Kap. 7) gezogen werden. Steht beispielsweise die Verkehrsfunktion im Vordergrund, 
empfi ehlt sich eher eine Mitbenutzungsmaßnahme im Seitenraum der Straße, während 
auf einer wenig befahrenen Wohnstraße auch die Fahrbahn zum Wasserrückhalt ge-
nutzt werden könnte. 
Als eine geeignete Herangehensweise bei der Abwägung einer Mitbenutzungsmaßnah-
me mit Blick auf Nutzungskonfl ikte erscheint der Ansatz der „städtebaulichen Bemes-
sung“ von Straßen [FGSV 2011a: 33ff.]. Ziel dieses Ansatzes ist die Erfüllung der Nut-
zungsansprüche durch eine „gerechte“ Flächen- und Raumverteilung aller Funktionen. 
Dabei wird zunächst aus den Randnutzungen und den Bedürfnissen des Fuß- und Rad-
verkehrs die erforderliche Seitenraumbreite ermittelt. Aus der Differenz zur durch die 
Begrenzung gegebene Gesamtraumbreite ergibt sich dann die städtebaulich mögliche 
Breite der Fahrbahn, welche im Anschluss mit der aus verkehrlicher Sicht notwendigen 
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Fahrbahnbreite abgeglichen wird. Mitbenutzung könnte als „neuer“ Nutzungsanspruch 
an den Straßenraum in diese Abwägung mit einfl ießen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass es sich bei der Mitbenutzung um eine temporäre Nutzung des Straßenraumes 
bzw. einzelner Elemente handelt, die sich mit anderen Nutzungsansprüchen (z.B. Fahr-
bahn, Parkstreifen, Straßengrün, Platz etc.) kombinieren lässt. Es entstehen somit keine 
zusätzlichen Flächenansprüche sondern diese überlagern lediglich andere.  
Hinsichtlich der Umsetzbarkeit können aufgrund der straßenräumlichen Situation (Be-
grenzung, Breite und Verlauf) einige Maßnahmen aufgrund technischer Einschränkun-
gen von vornhinein ausgeschlossen werden. So erschwert zum Beispiel eine Vielzahl 
von abgesenkten Grundstückseinfahrten (z.B. in Wohnstraßen mit Einfamilienhäusern 
bzw. Stellplätzen auf dem Grundstück) die Mitbenutzung des Fahrbahnbereiches. Sind 
keine separaten Stellplatzbereiche (z.B. Parken im Straßenraum von Wohnstraßen) oder 
Begrünungselemente im Straßenraum zu fi nden, können diese nicht mit einer Mitbe-
nutzungslösung belegt werden.
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6.5 Wirtschaftlichkeit 
Eine weitere straßenraumspezifi sche Forderung der RASt [FGSV 2008:15] bildet die 
Wirtschaftlichkeit bzw. das Ziel, aus volkswirtschaftlicher Sicht entbehrliche Maßnah-
men bei der Straßenplanung zu vermeiden. Das maßgebende Bewertungskriterium für 
die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit von Straßenbauinvestitionen stellt dabei das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis dar. Zur Überprüfung der Frage, ob die Ertüchtigung einer Straße 
für Mitbenutzungsmaßnahmen zum Wasserrückhalt ökonomisch sinnvoll ist, bedarf es 
daher einer Wirkungsanalyse der geplanten Entwurfsmaßnahme. Dabei sind die durch 
die betreffende Straßenbaumaßnahme verursachten zusätzlichen Kosten (negative Ef-
fekte) und Nutzen (positive Effekte), die sich im Vergleich zu einem Verzicht auf die 
Maßnahme ergeben, zu erfassen. Durch die Ergebnisse einer solchen Analyse kann eine 
transparente Entscheidungsgrundlage zur Abwägung einer Mitbenutzung von Straßen 
geschaffen werden.
6.5.1 Wirtschaftlichkeitsbewertungen von Straßenverkehrsflächen
Im Zusammenhang mit der Zielsetzung einer wirtschaftlichen Straßenraumgestaltung 
verweisen die RASt 06 auf die EWS („Empfehlungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen an Straßen“) [FGSV 2008:23], welche eine Grundlage für die volkswirtschaftliche 
Beurteilung von Straßenbauinvestitionen und somit eine Entscheidungshilfe beim Vari-
antenvergleich oder bei der Dringlichkeitsreihung darstellen. Die Empfehlungen bieten 
Schätzverfahren zur Ermittlung unterschiedlicher Nutzenkomponenten für „Straßen-
netze innerhalb und außerhalb bebauter Gebiete“ [FGSV 1997:3]. Sie korrespondieren 
generell mit der Bewertungsmethodik der Bundesverkehrswegeplanung, unterscheiden 
sich aber laut dem Vorwort des Regelwerkes von dieser darin, dass sie grundsätzlich 
auch in innerörtlichen Bereichen anwendbar sind [ebenda]. Auch die „Standardisierte 
Bewertung“ von Verkehrswegeinvestitionen im ÖPNV [ITP / VWI 2006] des Bundesver-
kehrsministeriums verwendet ähnliche nutzwertanalytische Indikatoren und Messwerte 
zur Ermittlung der gesamtökonomischen Wirtschaftlichkeit wie die EWS und die BVWP.
Die gültige Fassung der EWS (seit 2013 fi ndet eine Überarbeitung der Empfehlungen 
statt) unterscheidet auf der Kostenseite die Investitionskosten und die laufenden Kosten 
einer Straßenbaumaßnahme und betrachtet demgegenüber insgesamt acht Nutzen aus 
der Veränderung:
 ▪ der Betriebskosten
 ▪ der Fahrzeiten
 ▪ des Unfallgeschehens
 ▪ der Lärmbelastung
 ▪ der Schadstoffbelastung
 ▪ der Klimabelastung
 ▪ der Trennwirkung gegenüber Fußgänger-Überquerung und
 ▪ der Flächenverfügbarkeit für Fußgänger und Radfahrer
Das jeweilige Nutzen/Kosten-Verhältnis einer Straßenbauinvestition setzt sich aus der 
Addition der einzelnen Komponenten zusammen. Mittels Sensitivitätsanalysen kann zu-
sätzlich überprüft werden, ob Variationen in den Eingangsdaten Auswirkungen auf das 
Endergebnis haben.
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Die EWS dienen in der Praxis fast ausschließlich der ökonomischen Abwägung beim 
Bau neuer außerörtlichen Straßen (insb. Ortsumgehungen). Bei dem hier im Fokus ste-
henden Umbau und bei Instandsetzungsmaßnahmen im innerstädtischen Straßennetz 
werden Kosten-Nutzen-Analysen dieser Art eher selten angewandt. Ausnahme bilden 
solche Straßenbaumaßnahmen, bei deren Finanzierung auf Fördermittel zurückgegrif-
fen werden soll. Hier bildet eine Wirtschaftlichkeitsberechnung bzw. ein Variantenver-
gleich häufi g eine wichtige Fördervoraussetzung. 
Die genannten Bewertungsansätze erscheinen auf den ersten Blick auch für die vorlie-
gende Untersuchung zur Mitbenutzung hilfreich, da sie Vermeidungskosten betrachten. 
„Die Anwendung des Vermeidungskostenansatzes ist vor allem dann sinnvoll, wenn die 
Schadenswirkungen sehr komplex sind oder es keine Schätzungen zu den vermuteten 
Schäden gibt“ [Schäfer 2012: 62]. Es werden dabei solche Maßnahmen bewertet, die 
zu einer Vermeidung oder Minderung von Umweltschäden (z.B. durch den Ausstoß von 
Lärm oder Schadstoffen) notwendig sind. In allen Verfahren werden dabei fi ktive Kosten 
kalkuliert, die zum Ausgleich erwarteter ökologischer Folgen oder zur Abwehr ande-
rer negativer Auswirkungen durch den Verkehr (z.B. Lärm, Unfälle) notwendig sind. 
Das den Methoden zugrundeliegende Verursacherprinzip könnte prinzipiell auch auf 
den Überfl utungsschutz ausgeweitet werden. Wenngleich Überfl utungsschäden nicht 
durch den Straßenverkehr induziert werden, ist die Gefahr einer Überschwemmung 
im Bereich von Straßen- und Verkehrsfl ächen aufgrund der hohen Versiegelung in der 
Regel deutlich höher.
6.5.2 Bewertung
Die Umsetzung einer Mitbenutzungsmaßnahme im Straßenbau kann mit Mehrkosten 
verbunden sein. Vor dem Hintergrund der kommunalen Haushaltslage und der Wirt-
schaftlichkeitszielsetzung im Straßenbau stellt sich daher die Frage, ob die Ertüchti-
gung einer Straße für Mitbenutzungsmaßnahmen aus Sicht der Kosten und Nutzen 
gesamtökonomisch sinnvoll ist und mit welcher Priorität eine solche Umbaumaßnahme 
angegangen werden sollte.
Sofern die Überfl utungsgefährdung eingeschätzt und mögliche Maßnahmen der Mit-
benutzung identifi ziert sind, gilt es, Kosten- und Nutzenkriterien auszuwählen, die in 
eine solche Wirtschaftlichkeitsbewertung einfl ießen sollen. Es stellt sich die Frage, ob 
hierfür die zur Verfügung stehenden Bewertungsmethoden der Verkehrs- und Straßen-
planung (beispielsweise die EWS) herangezogen werden können. Auf den ersten Blick 
kann ein Kausalzusammenhang zwischen einer Mitbenutzungsmaßnahme und den in 
der EWS betrachteten Auswirkungen auf die Fahrzeiten, das Unfallgeschehen und auf 
die Trennwirkung sowie der Flächenverfügbarkeit für Fußgänger festgestellt werden. 
Die vorherigen Kapitel haben jedoch gezeigt, dass aufgrund des seltenen Eintretens und 
des temporären Charakters einer Mitbenutzung gegenüber dem Vergleichsfall grund-
sätzlich wenig negative Effekte zu erwarten sind und somit nur bedingt Rückschlüsse 
auf die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme gezogen werden können. 
Darüber hinaus wird schnell offensichtlich, dass alle vorliegenden Verfahrensansätze 
(EWS, BVWP, Standardisierte Bewertung etc.) nur solche Nutzenkomponenten betrach-
ten, „die nach dem gegenwärtigen Stand des Wissens hinreichend genau quantitativ 
erfasst werden können“ [FGSV 1997: 8]. Eine solche Quantifi zierung (wie z.B. beim 
Lärm oder beim CO²-Ausstoß) stellt sich im hier betrachteten Bereich des Überfl utungs-
schutzes deutlich schwieriger dar, da es an greifbaren Indikatoren (z.B. zur Quantifi -
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zierung der Überfl utungsschäden) mangelt. Die Kosten und der Nutzen einer Mitbe-
nutzungsmaßnahme mit dem Ziel der Schadensvermeidung sowie die Synergien mit 
anderen Sektoren (Wasserentsorgung) lassen sich somit nur grob erfassen. Dies liegt 
zum einen in den Unsicherheiten der Niederschlagsmodelle begründet, zum anderen 
darin, dass auch die Maßnahmeneffekte und Kosten selbst teilweise nur grob abge-
schätzt werden können.
Wenn, wie im vorliegenden Fall, ein positiver Effekt einer Straßenumbaumaßnahme 
(hier Schadensvermeidung durch Überfl utungsschutz) nur schwer monetär ausgedrückt 
werden kann und nur die Kosten für die Zielerreichung als monetäre Daten (Kosten-
sätze Straßenbau, Erfahrungswerte zu Betriebskosten) vorliegen, bietet sich die Me-
thode einer Kosten-Wirksamkeitsanalyse an [vgl. Hanusch 2011]. Dabei wird zunächst 
ein nichtmonetärer Zielindikator bezüglich der Wirksamkeit der Maßnahme defi niert 
(z.B. Schutz vor x-jährlichen Regenereignissen). Dieser kann entweder quantitativ (z.B. 
Schutz von x Gebäuden) oder qualitativ (hoch, mittel, gering) sein. Am Ende der Ana-
lyse wird dann diejenige Maßnahme ausgewählt, welche das günstigste Verhältnis der 
Kosten zur Zielerreichung aufweist.
Tabelle 6.3 zeigt eine beispielhafte, nicht abschließende Aufl istung von Kosten-Wirk-
samkeits-Kriterien, die in Ergänzung zu den oben aus verkehrlicher Sicht genannten 
Kriterien für eine Mitbenutzungsmaßnahme herangezogen werden könnten. Auf der 
Kostenseite werden dabei (wie bei der EWS-Methode) zunächst die aggregierten und 
diskontierten Investitions-, Reinvestitions- und Unterhaltungskosten kalkuliert. Hinzu 
kommt eine qualitative Bewertung der Transaktionskosten, welche den Planungsauf-
wand und die zeitliche Umsetzbarkeit der Maßnahme (inklusive möglicher Widerstände 
Transaktionskosten
Szenario/Annahmen (Eintrittswahrscheinlichkeit)
Kosten
Investitionskosten (Planung, Umsetzung) 
Reinvestitionskosten über XXX Jahre
laufende Kosten
€
€
€ p.a.
Lebensdauer
technischer Aufwand
zeitliche Umsetzbarkeit
Nutzen (Wirksamkeit)
Wirksamkeitspotenzial hinsichtlich der
Jahre
sehr gering
bis 1 Woche
gering
bis 1 Monat
mittel
bis 1 Jahr
hoch
bis 5 Jahre
sehr hoch
> 5 Jahre
Schadenssenkung (%)
sehr hoch 
80 - 100 %
hoch
60 - 80 %
mittel
40 - 60 %
gering
20 - 40 %
sehr gering
bis 20 %
Synergien mit anderen Maßnahmen, 
die auf Schadensminderung abzielen
Konflikte mit anderen Maßnahmen, 
die auf Schadensminderung abzielen
zusätzlicher Nutzen in Bereichen 
außerhalb des Überflutungschutzes
zahlreiche Synergien
keine Konflikte
hoch
Synergien
Konflikte
mittel
keine Synergien
zahlreiche Konflikte
gering kein
Maßnahme
Tab. 6.3  Beispielhafte Kosten-Wirksamkeits-Kriterien für eine Mitbenutzungsmaßnahme im Straßenbau 
[Eigene Darstellung in Anlehnung an UFZ 2012]
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durch Interessensgruppen) betrachtet. Auf der Nutzenseite stehen demgegenüber qua-
litative Einschätzungen bezüglich der Wirksamkeit der Maßnahme zur Reduzierung des 
Überfl utungsrisikos sowie mögliche Synergien und Konfl ikte mit anderen Maßnahmen 
oder zusätzliche Nutzen in anderen Bereichen. 
Eine „Mitbenutzungsvariante“ bei der Straßenraumgestaltung sollte in einer Kosten-
Wirksamkeits-Betrachtung nicht nur mit dem üblichen Ausbaustandard einer Straße 
in Vergleich gestellt werden. Vielmehr muss sie vor dem Hintergrund der Zielsetzung 
des Überfl utungsschutzes als Alternative zur Aufdimensionierung der unter der Straße 
verlaufenden Kanäle betrachtet werden. Eine solche sektorübergreifende Betrachtungs-
weise wäre im Vergleich zu der EWS o.ä. Bewertungsverfahren, die nur die internen 
und externen Effekte des Straßenverkehrs berücksichtigen, eine deutliche Erweiterung. 
Insbesondere wenn eine hydraulische Sanierung der vorhandenen Kanäle nur in offener 
Bauweise möglich ist, kann mit erheblichen Kosten gerechnet werden. Zudem stellt sich 
die Frage, ob der vorhandene Oberbau der Straßenkonstruktion nach einer Kanalsa-
nierung die gegebene Verkehrsbeanspruchung langfristig noch aufnehmen kann. Falls 
die Baumaßnahme die Trag- und Funktionsfähigkeit des Straßenbaukörpers nachhaltig 
schädigt, würde sie neben den Aufwendungen für die Entwässerung noch weitere Kos-
ten verursachen. Die Umgestaltung einer Straße bzw. der Straßendecke mit dem Ziel, 
Starkregenereignisse oberfl ächig abzuleiten, wäre im Vergleich zu einer hydraulischen 
Sanierung im Regelfall sicherlich günstiger [vgl. Kaboth 2011, Beckedahl / Nafe 2012]. 
Allerdings gilt es, bei der Abwägung auch die Restnutzungsdauer des vorhandenen 
Straßenkörpers zu ermitteln und zu berücksichtigen. 
Im Vergleich zu einem Standardausbau der Straße sind bei der Umsetzung einer Mit-
benutzungsmaßnahme Mehrkosten für den entsprechenden Haushalt des Straßenbaus 
wahrscheinlich. Jedoch darf eine solche Betrachtung die Wirksamkeit der Baumaßnah-
me hinsichtlich der Zielerreichung nicht aus den Augen verlieren. Aus gesamtwirtschaft-
licher Sicht können durch eine Mitbenutzungsmaßnahme im Vergleich zum üblichen 
Ausbaustandard (fi nanzielle) Synergien erzielt werden, die sich über mehrere Haus-
haltstitel (Überfl utungsschutz, Straßenraumgestaltung etc.) erstrecken. Eine gemein-
same Haushaltsbetrachtung bzw. die Zusammenführung von Budgets wäre in diesem 
Zusammenhang sicherlich hilfreich und würde zu mehr Transparenz führen. Allerdings 
ist dies aufgrund der unterschiedlichen Budgetverantwortlichkeiten für Straßenbau, 
Stadtentwässerung etc. und der Zweckbindung der Gebühren und Beiträge (z.B. Ab-
wassergebühren) derzeit schwierig zu bewerkstelligen.
Bei der Kosten-Wirksamkeits-Untersuchung sollten nicht zuletzt neben den hydrau-
lischen Eingriffen (z.B. Kanalnetzsanierung, Nutzung von Netzreserven etc.) und der 
Ertüchtigung einer Straße zur Mitbenutzung sinnvollerweise immer auch nicht hydrau-
lische Lösungsmöglichkeiten (z.B. Objektschutz oder gebührenfi nanzierte Schadenser-
satzleistungen im Überfl utungsfall etc.) beim Variantenvergleich bzw. der Priorisierung 
der Maßnahmen hinsichtlich ihres Zielerreichungsgrades geprüft und mit dem Ausbau 
einer Straße verglichen werden.
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6.6 Straßenraumgestalt 
Ein weiteres Zielfeld, das die RASt 06 dem Straßenentwurf zuschreibt, bildet die Stra-
ßenraumgestalt [FGSV 2008:15]. Hintergrund hierfür bildet die Tatsache, dass „Stra-
ßen und Platzräume nicht allein den unterschiedlichen Verkehrsbedürfnissen dienen, 
sondern als wichtige öffentliche Räume die Eigenart und das Erlebnis der räumlichen 
Umwelt prägen“ [FGSV 2011a: 5]. Neben den technisch-funktionalen Ansprüchen an 
Straßen und Plätze (z.B. Verkehr, Ver- und Entsorgung etc.) haben dabei in den letzten 
Jahrzehnten auch gestalterische Anforderungen bei der Straßenraumgestaltung an Be-
deutung gewonnen. Hierbei stehen Aspekte wie z.B. die Orientierung, die Raumwahr-
nehmung, die Identität oder die soziale Brauchbarkeit einer Verkehrsfl äche im Fokus der 
Betrachtung.
6.6.1 Entwässerung als Element der Straßenraumgestaltung
Mit dem Ziel eines „ganzheitlichen Straßenraumentwurfes“ [FGSV 2011a: 5], bei dem 
gestalterische Ansprüche ebenso in den Entwurfsprozess und in die Bewertung von Ge-
staltungsalternativen einfl ießen, wie technisch-funktionale Aspekte, hat die FGSV 1996 
die „Empfehlungen zur Straßenraumgestaltung innerhalb bebauter Gebiete“ (ESG) he-
rausgegeben, die 2011 novelliert wurden. Die ESG gelten für den Neubau, den Aus-
bau und den Umbau aller innerstädtischen Kategorien von Straßen und Plätzen und 
betrachten dabei deren Entwurf als „eine Aufgabe, die sowohl verkehrsplanerischen als 
auch städtebaulichen und freiraumplanerischen Zielsetzungen verpfl ichtet ist“ [FGSV 
2011a: 5]. Das dabei verfolgte Ziel ist „nicht ein nachträgliches Verhübschen einer tech-
nisch determinierten Ingenieurplanung, sondern ein alle Aspekte integrierender Ent-
wurf“ [Heinz 2011: 302]. Die Empfehlungen zur Straßenraumgestaltung sollen hierzu 
„die gestalterischen Auswirkungen von unterschiedlichen verkehrlich-technischen Ent-
wurfslösungen verdeutlichen und Alternativen aufzeigen“ [FGSV 2011a: 5].
Ein wichtiges Element der ESG bilden die Ausführungen zur Längs- und Quergliede-
rung von Straßenräumen („städtebauliche Bemessung“) und zur jeweiligen Gestaltung 
einzelner Raumteile wie Fahrbahnen, Seitenräumen etc. Bei der Raumgliederung sind 
gemäß der Empfehlungen „neben funktionalen Aspekten (…) auch Fragen der Pro-
portionen zwischen den Teilfl ächen, der Symmetrie und der linearen Kontinuität des 
Straßenraums insgesamt, und nicht zuletzt der Flexibilität in der Bewältigung unter-
schiedlicher bzw. sich dynamisch oder langfristig verändernder Ansprüche maßgeblich“ 
[FGSV 2011a: 33].
Aspekte der Straßenentwässerung werden in den derzeit gültigen ESG nicht vertieft 
betrachtet. Lediglich im Kapitel zur Straßenraumgestaltung in neuen Wohngebieten 
fi nden sich kurze Hinweise zum potenziellen Einsatz von Rasenmulden o.ä. in Bereichen 
mit geringem Verkehrsaufkommen [FGSV 2011a: 90]. Ansonsten werden die gestalteri-
schen Potenziale von Wasser im Straßenraum in den Empfehlungen nicht erwähnt. Das 
Thema Straßenentwässerung wird stattdessen dem eher technisch orientierten Regel-
werk der RAS EW [FGSV 2005] vorbehalten. 
In der fehlenden Berücksichtigung der wasserspezifi schen Gestaltungspotenziale spie-
gelt sich die lange Zeit dominierende thematische und zeitliche Trennung der Siedlungs-
wasserwirtschaft von der Straßen- und Freiraumplanung wieder. Gestalterische Belange 
spielten bei der Entwässerungsplanung so lange keine Rolle, als die technischen Entwäs-
serungssysteme in der Regel unterirdisch und somit nicht sichtbar ausgeführt wurden. 
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Erst seit den 90er Jahren werden vereinzelt (meist bei Neuerschließungen) Elemente 
zur Speicherung, Verdunstung und zur Versickerung in die Straßen- und Freiraumge-
staltung integriert und als gestalterische Mittel zur Verbesserung der Lebensqualität 
genutzt. Dieser Paradigmenwechsel und das neu entstandene Bewusstsein für die ge-
stalterischen Potenziale von Wasser in der Stadt fi nden sich auch in den Formulierungen 
der Handreichungen „Neue Wege für das Regenwasser“ wieder, die Anfang der 90er 
Jahre für die IBA Emscher Park erarbeitet wurden: „Ohne erreichte Sicherheitsstandards 
aufzugeben kann man Regenwasser auch so sammeln und ableiten, dass es in seinem 
Perlen, seinem Strömen, seiner Lichtbrechung und Sichtbarkeit zu einem inszenierten 
Kunstwerk wird. (…) Die Aufgabe einer neuen Stadthydrologie muss darin liegen, den 
Stadtmenschen eine emotionale und bewusste Beziehung zum Naturelement Wasser 
zu ermöglichen. Akzeptanz, Wertschätzung und Verantwortungsbewusstsein können 
gerade dadurch entstehen“ [Geiger, Dreiseitl 1995: 15].
6.6.2 Bewertung
Vor dem Hintergrund der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, ob, und 
wenn ja, inwieweit eine Ertüchtigung einer Straße zur Mitbenutzung der Zielsetzung 
der Straßenraumgestalt und der Aufenthaltsqualität entgegenlaufen würde. 
Da sich Ableitung, Rückhalt und Versickerung von Regenwasser vorwiegend auf der 
Oberfl äche abspielen, haben sie einen nicht unerheblichen Einfl uss auf die Straßen- 
und Freiraumgestaltung. Das Wasser kann den öffentlichen Raum dabei jedoch um 
ein belebendes Element bereichern, das die Aufenthaltsqualität erhöht. Daneben ver-
bessern Grünfl ächen und offene Wasserfl ächen das Mikroklima in den Städten. Zudem 
beeinfl usst Wasser die Luftqualität eines Stadtraumes in günstiger Weise, da es trocke-
ne Luft befeuchtet und der Staubbildung entgegenwirkt. Gleichzeitig wird durch die 
Verdunstung offener Wasserfl ächen bei Hitze eine merkliche Abkühlung herbeigeführt, 
die sich positiv auf das Wohlbefi nden der Menschen auswirken kann. Gerade vor dem 
Hintergrund des Klimawandels und der daraus entstehenden Anpassungsbedürfnisse 
bieten sich somit durch eine oberfl ächige Regenwasserbewirtschaftung Chancen einer 
neuen Art der Gestaltung von Verkehrsfl ächen. Dies gilt vorwiegend für Plätze und stra-
ßenbegleitende Grünfl ächen auf denen sich zahlreiche Möglichkeiten der Integration 
und der Kombination von Nutzungen zur Verbesserung der stadtklimatischen Situation 
anbieten (vgl. Abb. 6.13). Aber auch im Fahrbahnbereich und im Seitenraum beste-
hen Möglichkeiten zur gestalterischen Einbindung entwässerungstechnischer Einrich-
tungen. So können offene Rinnensysteme beispielsweise zu einer Differenzierung und 
Gliederung befestigter Straßenräume und zur Geschwindigkeitsdrosselung des Verkehrs 
beitragen. Offene Systeme mit wechselnden Wasserständen refl ektieren darüber hinaus 
unterschiedlich anfallende Niederschlagsmengen und machen das Thema Regenwasser 
für die Öffentlichkeit sichtbar.
Zur Integration von Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen in Straßenräumen ste-
hen mittlerweile einige gute Praxisvorbilder zur Verfügung, bei denen die Entwässerung 
mit den anderen Nutzungsansprüchen der Verkehrsfl ächen in gestalterischen Einklang 
gebracht wird [vgl. z.B. BLW 2005].  Einen wesentlichen Baustein bildet dabei in der 
Praxis die Ableitung des Straßenabwassers über offene Rinnen oder über Rohrleitungen 
in Versickerungsanlagen (Flächen, Mulden, Rigolen, Schächte) im Seitenraum der Stra-
ße. Da der Platzbedarf für derartige Anlagen jedoch sehr groß ist, fi nden sich solche 
fast ausschließlich bei der Neuentwicklung von Siedlungsgebieten. Dort bietet sich die 
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Möglichkeit, mithilfe einer städtebaulich integrierten Straßenentwässerungsplanung 
die Gestalt und die Qualität der Verkehrsfl ächen zu erhöhen. So zum Beispiel können 
durch grasbewachsene Freifl ächen oder breite Muldenkaskaden am Straßenrand oder 
im Mittelstreifen Aufenthaltsmöglichkeiten und wertvolle urbane Landschaftsräume ge-
schaffen werden. 
Auch in dicht bebauten Stadtbereichen fi nden sich oft Nischen, in denen eine dezen-
trale Regenwasserbewirtschaftung zur Qualität des öffentlichen Verkehrsraumes bei-
tragen kann. Allerdings gilt es dabei zu beachten, dass mit der Komplexität und der 
Abb. 6.13  Beispiele für eine Einbindung von Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen in die Gestaltung von Verkehrsfl ächen
 [BLW 2005] 
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Kompaktheit einer Versickerungsanlage erfahrungsgemäß auch der Pfl egebedarf und 
somit die Betriebskosten steigen. So zum Beispiel drohen bei zu schmal oder zu tief 
dimensionierten Mulden-Rigolen-Systemen häufi g Wildwuchs oder Dreckansammlun-
gen, insbesondere wenn sie nur selten Wasser führen. Dasselbe gilt für in die Fahrbahn 
eingelassene Tiefbeete oder Rinnen. 
Die genannten Gestaltungsmaßnahmen zählen zum Repertoire der „klassischen“ de-
zentralen Regenwasserbewirtschaftung. Aufgrund ihrer vielseitigen Synergien hinsicht-
lich des Mikroklimas, des Gewässerschutzes, der Luftreinhaltung, des Straßenbildes 
und der Aufenthaltsqualität sind sie grundsätzlich positiv zu bewerten. Auch dem hier 
betrachteten Ziel des innerstädtischen Überfl utungsschutzes sind sie dienlich. Bei au-
ßergewöhnlichen Regenereignissen reichen sie jedoch nicht aus, um eine umfassende 
Sicherheit zu gewährleisten. Temporär müssen dann auch andere Bereiche im Straßen-
raum (Fahrbahn, Stellplätze etc.) als Retentionsfl äche herangezogen werden. Die hierzu 
notwendigen baulichen Maßnahmen wie Fließprofi lanpassungen oder die Anlage von 
Hochborden sollten jedoch in der Regel keinen Einfl uss auf die Straßenraumgestalt ha-
ben. 
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 6:
 ▪ Eine Mitbenutzung von Verkehrsflächen zum Überflutungsschutz ist für bestimmte 
Kategorien und in bestimmten städtebaulichen bzw. straßenräumlichen Situationen 
grundsätzlich möglich.
 ▪ Die verkehrlichen Bedenken, die in der Regel gegenüber Mitbenutzungsmaßnah-
men im Straßenraum angebracht werden, können größtenteils ausgeräumt bzw. 
relativiert werden. 
 ▪ Sofern wichtige Verkehrsflächen (insb. für Rettungsdienste) nicht beeinträchtigt 
werden, sind die temporären Einschränkungen des Verkehrsflusses aufgrund der 
im Vergleich zu anderen externen Einschränkungen und Störungen geringeren Ein-
trittshäufigkeiten grundsätzlich hinnehmbar. 
 ▪ Die vorgeschlagenen Einstauhöhen und Ableitgeschwindigkeiten stellen grundsätz-
lich keine ernsthafte Gefahr für die Verkehrsicherheit (Sturzgefahren, Aquaplaning) 
dar, sondern schränken höchstens, ähnlich wie andere Witterungseinflüsse, den Be-
wegungskomfort temporär ein.
 ▪ Zur Erfüllung der kommunalen Verkehrssicherungspflicht und zum Ausschluss von 
Haftungsansprüchen stellt die Durchführung ausreichender Vorsorgemaßnahmen 
und die Warnung der Verkehrsteilnehmer vor Beeinträchtigungen (insb. bei der Ab-
weichung vom technischen Standard) eine zentrale Bedingung dar.  
 ▪ Um den Anforderungen einer Mitbenutzung an die Barrierefreiheit gerecht zu 
werden, muss beim Einsatz von Hochborden sichergestellt werden, dass in ange-
messenen Abständen abgesenkte Querungsstellen bereit stehen, dass barrierefreie 
Wegeketten nicht unterbrochen werden und dass eine taktile Erkennbarkeit der 
Bordsteinkanten gegeben ist.
 ▪ Einer seltenen und zeitlich begrenzten Mitbenutzung spricht aufgrund funktionaler 
Aspekte nichts entgegen, da sie sich mit den unterschiedlichen Nutzungsansprü-
chen kombinieren lässt und daher bei der städtebaulichen Bemessung zur Flächen-
aufteilung im Straßenraum nicht mit betrachtet werden muss. 
 ▪ Die Umgestaltung einer Straße zur Mitbenutzung bei Starkregenereignissen erfüllt 
den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit, da dadurch (gesamtökonomisch betrachtet) 
finanzielle Synergien mit Belangen der Klimaanpassung, der Freiraumgestaltung 
und des Überflutungsschutzes erzielt werden können. 
 ▪ Aus der Mitbenutzung von Verkehrsflächen und den damit in Verbindung stehen-
den Maßnahmen ergeben sich vielseitige Möglichkeiten, die Straßenraumgestal-
tung und die Aufenthaltsqualität im Straßenraum zu verbessern. 
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7 Untersuchungsschritte und 
Abwägungskriterien für eine Mitbenutzung
Die Bedenken, die dem Konzept einer Mitbenutzung von Straßen, Wegen und Plätzen 
in der Regel aus verkehrlicher Sicht entgegen gebracht werden, konnten im vorheri-
gen Kapitel größtenteils ausgeräumt bzw. relativiert werden. Es ließ sich feststellen, 
dass eine temporäre Rückhaltung oder die Ableitung von Niederschlagswasser auf Ver-
kehrsfl ächen bei außerordentlichen Regenereignissen unter gewissen Voraussetzungen 
grundsätzlich mit den Zielen der Straßenraumgestaltung vereinbar ist.
Im nun folgenden Schritt stellen sich die folgenden Fragen:
 ▪ Wo ist eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Überfl utungsschutz erforderlich 
bzw. hilfreich und wie können die betroffenen Bereiche identifi ziert werden?
 ▪ Welche Arten von Mitbenutzungsmaßnahmen sind in Abhängigkeit vom jeweiligen 
Straßentyp prinzipiell denkbar und welche Elemente des Verkehrsraumes können 
zum temporären Rückhalt und zur Ableitung von Niederschlagswasser herangezo-
gen werden?
Im Folgenden soll auf diese Fragen eine Antwort gegeben werden, um im Anschluss 
daran in Kapitel 8 anhand eines ausgesuchten Praxisbeispieles die konkreten Möglich-
keiten und die Grenzen einer Mitbenutzung prüfen zu können.
7.1 Eingrenzung von Handlungsräumen
Die Aussagen zu den zukünftigen Häufi gkeiten und Intensitäten von Starkrgenereig-
nissen sind bekanntlich mit zahlreichen Unsicherheiten behaftet (vgl. Kapitel 1). Diese 
Unsicherheiten werden mit der Berücksichtigung der Abfl ussprozesse an der Oberfl ä-
che sogar noch größer [LANUV 2013: 31]. Für die wirtschaftliche Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen bedarf es jedoch verlässlicher Grundlagendaten, die nur durch eine 
genaue Analyse der Gefahren und deren Konsequenzen gewonnen werden können. 
Maßgebend für die Maßnahmenplanung (z.B. für die Mitbenutzung von Verkehrsfl ä-
chen) ist nicht nur die Gefährdung bzw. die Wahrscheinlichkeit einer Überfl utung an 
sich, sondern vielmehr auch das Schadensrisiko, welches aus einer starkregenbedingten 
Überschwemmung resultiert [vgl. z.B. Beck 2012a: 4]. Um die Bereiche einer Stadt zu 
identifi zieren, an denen das größte Risiko besteht, dass eine Überfl utung zu Schäden 
führt, bedarf es eines dreistufi gen Verfahrens (vgl. Abb. 7.1):
1. Analyse des Gefährdungspotenzials
2. Abschätzung des Schadenspotenzials
3. Ermittlung des Risikopotenzials durch Überschneidung von 1.) und 2) 
Eine solche Untersuchung kann auf der einen Seite dazu dienen, die Ursachen vergan-
gener Schadensereignisse zu analysieren. Vor allem jedoch können potenzielle Gefähr-
dungs- und Risikozonen für Starkregenüberfl utungen im Stadtgebiet erkannt werden, 
was die Umsetzung und die Legitimation geeigneter Schutzmaßnahmen (z.B. Mit-
benutzung) zur Schadensprävention deutlich erleichtert. Durch eine Priorisierung der 
identifi zierten Risikobereiche kann zudem ein gezieltes Eingreifen der Einsatzkräfte im 
Ereignisfall ermöglicht werden [Beck 2012a: 4].
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Im gewässerbezogenen Hochwasserrisikomanagement sowie im Bevölkerungsschutz 
fi ndet die Betrachtung von Risikopotenzialen durch die Überschneidung von Gefahr und 
Verwundbarkeit bereits Anwendung [vgl. z.B. DKKV 2003; BBK 2010]. Davon ausge-
hend fordert Schmitt [2011c] eine methodische Neuorientierung der Siedlungsentwäs-
serung: „In Analogie zum Hochwasserrisikomanagement sollte eine Abkehr von sicher-
heitsbetonten Bemessungs- und Nachweiskonzepten hin zu einer stärker risikobetonten 
Bewertung des Abfl uss- und Überfl utungsverhaltens kommunaler Entwässerungssys-
teme und daraus abzuleitender Maßnahmen vollzogen werden“ [Schmitt 2011c: 48]. 
Bislang steht die Überfl utungsrisikovorsorge in den Städten allerdings aufgrund der 
weitaus komplexeren Abfl uss- und Überfl utungsvorgänge im Vergleich zum Hochwas-
serrisikomanagement noch am Anfang. Die Entwässerung über unterirdische Kanäle 
und die Vielzahl an Einfl usselementen wie Bordsteine, Mauern etc. gestalten die Risiko-
analyse im urbanen Raum deutlich schwieriger als entlang von Fließgewässern [Nichler 
et al. 2011: 57/2]. Um jedoch die Siedlungswasserwirtschaft im Sinne einer wassersen-
siblen Stadtentwicklung (beispielsweise durch eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen) 
zu entlasten, bedarf es künftig einer systematischeren Analyse der Überfl utungsgefah-
ren, der urbanen Schadenspotenziale und der daraus resultierenden Risiken.
7.1.1 Gefährdungsanalyse
Im ersten Schritt gilt es zu analysieren, ob, und wenn ja, in welchem Umfang in einer 
Stadt eine Überfl utungsgefährdung besteht. Eine solche Untersuchung kann, je nach 
vorhandenen Ressourcen, eine grobe Bewertung der lokalen Gegebenheiten (z.B. mittels 
topographischer Karten oder Ortsbegehungen) oder eine detailliertere simulationstech-
nische Analyse der Gefährdungssituation umfassen [IBH 2013: 13ff.; Nichler et al 2011: 
57/4ff.]. Insbesondere bei komplexen Abfl ussverhältnissen empfi ehlt sich zur weiteren 
Eingrenzung und Differenzierung von überfl utungsgefährdeten Bereichen der Einsatz 
siedlungswasserwirtschaftlicher Modelle [Siekmann 2011; Beck 2011/2012; Scheid et 
al. 2013; Stein et al. 2009: 23ff.]. Bei besonders sensiblen Punkten können darüber 
hinaus lokale Detailbetrachtungen erforderlich sein, welche die Maßnahmenplanung 
erleichtern. Seit einiger Zeit stehen neben den klassischen Werkzeugen zur Simulation 
von Kanalnetzen auch Berechnungsmodelle zur Oberfl ächenabfl ussermittlung zur Ver-
fügung (z.B. Mike Urban Flood, GeoCPM, Hystem-Extran2D). Idealerweise werden die 
2D-Strömungsberechnungen mit hydrodynamischen Kanalnetzsimulationen gekoppelt, 
um ein möglichst realitätsnahes Bild zu bekommen. Allerdings ist deren Anwendung 
nach wie vor mit einem hohen Aufwand verbunden [Nichler et al. 2011: 57/2].
Risiko als Resultat der Interaktion von Gefährdung und Schadenspotenzial
[Eigene Darstellung nach DKKV 2003]
Abb. 7.1  
Risikopotenzial Schadens-
potenzial
Gefährdungs-
potenzial
Gefährdung Schadenshöhe 
abhängig von: 
- Niederschlags-
   intensität
- Topographie
- Kanalhydraulik
- Standort (Exposition)
abhängig von:
 
- Anfälligkeit der  
  Nutzung
- Bewältigungs-
  kapazität
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Methodik
Das Gefährdungspotenzial starkregenbedingter Überfl utungen ergibt sich aus der Lage 
von Geländetiefpunkten (Mulden, Senken, Gewässer), aus Fließwegen an der Oberfl ä-
che sowie aus der Überstauhäufi gkeit des Kanalnetzes [Scheid et al 2013: 4]. Da auch 
urbane Gewässer häufi g eng mit dem Kanalnetz verbunden sind, sollte bei der Gefähr-
dungsermittlung zudem das Überfl utungspotenzial kleiner Fließgewässer bei Starkre-
gen mit untersucht werden [LANUV 2013: 34]. 
Zur Bestimmung der Lage von lokalen Geländetiefpunkten (Mulden, Senken) und der 
oberirdischen Fließwege bedarf es zunächst einer detaillierten Abbildung der Oberfl ä-
che, z.B. mit Hilfe eines GIS-basierten digitalen Geländemodells (DGM) auf der Grund-
lage von Laserscanluftbildern [Stein et al. 2009: 23]. Auf diese Weise kann eine Erstein-
schätzung über das topographisch bedingte Gefährdungspotenzial für Überfl utungen 
getroffen werden. Die Tiefpunkte und Fließwege lassen sich in einer vereinfachten Ge-
fahrenkarte klassifi zieren. Anhand einer solchen Grobanalyse kann bereits erkannt wer-
den, für welche Bereiche gegebenenfalls (mit Hilfe einer gekoppelten Simulation von 
Kanalnetz und Oberfl äche) eine detaillierte Betrachtung in Erwägung gezogen werden 
sollte [Nichler et al. 2011: 57/4ff.]. 
Um ein detaillierteres und differenzierteres Bild der Überfl utungsgefährdung zu erhalten, 
können in einem nächsten Schritt der Einfl uss von Überstauungen aus hydraulisch über-
lasteten Bereichen des Kanalnetzes bzw. die Standorte potenzieller Überstauschächte 
analysiert werden [LANUV 2013: 38]. Sofern den örtlichen Entsorgungsbetrieben Infor-
mationen zu den kritischen hydraulischen Zwangspunkten bzw. zur Überstauhäufi gkeit 
des Kanalnetzes vorliegen, lässt sich auf diese Weise das Gefährdungspotenzial für aus 
dem Kanal austretendes Wasser beurteilen. Zur Überschneidung der Analysen empfi ehlt 
es sich, die Teileinzugsgebiete der Geländetiefpunkte, also die Bereiche, von denen die 
Oberfl ächenabfl üsse einer Mulde zufl ießen, abzugrenzen. Ein identifi zierter Überstau-
schacht kann dadurch einem Geländetiefpunkt und den dort gelegenen Nutzungen 
zugeordnet werden [Scheid et al. 2013:5]. 
In einem weiteren Schritt können bei Bedarf die örtlichen Überfl utungsvolumina und 
Überfl utungsbereiche samt Wasserständen ermittelt werden, indem die topographi-
schen Verhältnisse mit dem „urbanhydrologischen Systemverhalten“ überlagert und so 
die zu erwartenden Abfl ussbilanzen und Überfl utungsvolumina bei einem Starkrege-
nereignis abgeschätzt werden [Nichler et al. 2011: 57/10ff.]. Dabei wird von der An-
nahme ausgegangen, dass sich das Abfl ussvolumen eines Teileinzugsgebietes in dem 
zugehörigen Tiefpunkt sammelt und sich die Senke von dort aus füllt. Dies ermöglicht 
es, Aussagen über die potenziellen Wasserstände treffen und diese in Gefährdungs-
klassen einteilen zu können [ebenda; Hoppe et al. 2013]. Wenn verlässliche und ak-
tuelle Informationen zu dem vor Ort vorhandenen Versiegelungsgrad zur Verfügung 
stehen, können diese unter Umständen als ein weiteres Kriterium bei der Analyse des 
Oberfl ächenabfl usses (z.B. über Zuschläge) herangezogen werden. Die Erfahrungen im 
Projekt RISA haben allerdings gezeigt, dass die Anwendung der Versiegelungsgrade 
kaum zu signifi kanten Änderungen bei der resultierenden Gefährdungseinschätzung 
führt [Scheid et al. 2013: 6].
Die Erstellung von Überfl utungsgefahrenkarten muss immer mit einer Einzelfallbetrach-
tung und mit Plausibilitätskontrollen einhergehen. Dabei sollten zur Informationsver-
dichtung möglichst mehrere, auf unterschiedlichen Datengrundlagen beruhende Ana-
lysemethoden mit einbezogen werden [Stein et al. 2009: 137; Hoppe et al. 2013] 
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7.1.2 Schadenspotenzialanalyse
Um das aus der Gefährdung resultierende Schadensrisiko abschätzen zu können, gilt 
es im nächsten Schritt, die örtlichen Schadenspotenziale gegenüber einem Starkrege-
nereignis und daraus resultierenden Überfl utungen zu erfassen. Diese Potenziale sind 
in erster Linie abhängig von der Verwundbarkeit, die sich aus den lokalen Eigenheiten 
eines Gebietes ergeben und somit von Ort zu Ort sehr unterschiedlich sein können 
[Fleischhauer 2004]. Bei der Bewertung des Schadenspotenzials (z.B. gegenüber star-
kregenbedingten Überfl utungen) gilt es allerdings zu bedenken, dass diese sehr subjek-
tiv ist und dass die Verwundbarkeit von unterschiedlichen Interessensgruppen (Bürger, 
Verwaltung, Umweltschutz etc.) sehr unterschiedlich eingeschätzt werden kann.
Begriffe
Das Schadenspotenzial bezeichnet „die Gesamtheit der möglichen Schäden durch 
eine Gefahr“ und entspricht „der Summe aller Werte innerhalb eines Bezugsraumes“ 
[Fleischhauer 2004: 45, nach Greiving 2002]. Verwundbarkeit (auch „Vulnerabilität“ 
oder „Anfälligkeit“) „bringt den Grad des möglichen Verlustes oder Schadens an Men-
schen, Sachen, Einrichtungen und der Umwelt zum Ausdruck, der aus der Bedrohung 
durch ein Naturereignis entstehen kann. Die Anfälligkeit drückt die Empfi ndlichkeit und 
die Prädisposition, betroffen zu werden oder Schaden zu erleiden, aus“ [GTZ 2004: 
8]. Fleischhauer [2004] defi niert Vulnerabilität als „ein Maß für die Anfälligkeit eines 
Bezugsraumes oder einer Bezugsgruppe für die Folgen eines Ereignisses“. Sie ist „keine 
feste Größe, sondern sie wird durch das Handeln der betroffenen Menschen beein-
fl usst. Steigt beispielsweise das Schadenspotenzial, so steigt auch die Verwundbarkeit; 
durch eine bessere Vorbeugung von Gefährdungen kann diese sinken“ [Fleischhauer 
2004: 47].
In der Stadtentwässerungspraxis wird bislang lediglich der Gebietscharakter bzw. die 
damit zusammenhängende Nutzungsdichte als einziger Indikator für eine Verwundbar-
keit herangezogen. Dies spiegelt sich im Arbeitsblatt A 118 [DWA 2006] zur Bemessung 
von Entwässerungssystemen wieder, welches in Gewerbegebieten und in Stadtzentren 
einen höheren Überfl utungsschutz fordert als in Bereichen mit vorwiegender Wohn-
nutzung. Dabei wird offensichtlich von der Grundthese ausgegangen, dass in diesen 
Gebieten die Dichte an Schadenspotenzialen bei einer gewerblichen Nutzung bzw. in 
Stadtkernen höher ist als in einem Wohngebiet. In der Anpassungsforschung fi nden 
sich unterschiedliche Differenzierungsansätze für Arten von Schadenspotenzialen und 
Vulnerabilitäten, die über die Betrachtung der DWA hinausgehen [Fleischhauer 2004; 
Riegel 2005; BBK 2010; KlimaNet 2010]. Tabelle 7.1 stellt einen Vorschlag dar, die Ver-
wundbarkeit von Städten gegenüber Starkregen und Sturzfl utereignissen nach der öko-
nomischen, funktionalen, sozialen, ökologischen und immateriellen Vulnerabilität zu 
unterscheiden. 
Methodik
Um das zu erwartende Schadensausmaß und das daraus jeweilige resultierende Schutz-
bedürfnis zu bewerten, müssen alle Objekte, die bei einer Starkregenüberfl utung ge-
schädigt werden können, hinsichtlich ihrer Vulnerabilität bzw. Schadensanfälligkeit 
bewertet werden. Dabei muss auf die in der betreffenden Stadt vorhandenen Daten 
zur Realnutzung zurückgegriffen werden. Bei der Einschätzung des Schadenspotenzials 
kann zwischen der ökonomischen, funktionalen, sozialen, ökologischen und immateri-
ellen Verwundbarkeit (vgl. Tabelle 7.1) differenziert werden und diese in der Bewertung 
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jeweils unterschiedlich gewichtet werden. Da auch bei gleicher Nutzungsart die Scha-
denspotenziale deutlich streuen können, empfi ehlt es sich bei einer stadtweiten Analyse 
häufi g ein mittleres Schadenspotenzial je Nutzung zu defi nieren [Scheid et al. 2013: 6]. 
Punktuell sind eventuell manuelle Ergänzungen bei kritischen Einrichtungen (Energie-
versorgung, Rettungsdienste etc.) denkbar. Daneben ist zur Verfeinerung der Analyse 
die zusätzliche Anwendung von Zuschlägen denkbar, beispielsweise durch die manuelle 
Eintragung neuralgischer Punkte, die sich nicht aus der Nutzung an sich sondern aus 
der besonderen Situation ergeben (z.B. Unterführungen, Tiefgaragenzufahrten, Keller 
etc.) [ebenda:7]. 
Verwundbarkeitsarten und Indikatoren zu deren Messung
[eigene Zusammenstellung nach BBK 2010; Riegel 2005]
Tab. 7.1  
Ökonomische Vulnerabilität - Überflutungsschäden an 
  Immobilien, an beweglichen 
  Gütern oder an technischen
  Systemen
- Arbeits-, Produktions- oder 
  Lieferausfälle durch Überflutung 
  bzw. Beschädigung von Wegen
- ...
- Art der Nutzung
- Nutzungsdichte
- Höhe der Sachwerte
- Infrastrukturabhängigkeit
- ...
Funktionale Vulnerabilität - Flutschäden an technischen
  Infrastrukturen
- Überflutung bzw. Beschädigung
  sozialer Infrastruktur
- Versorgungsausfälle (Strom etc.)
  oder Unterversorgung
- ...
- Kritische Infrastruktur
- Alternative Versorgungswege
- Anzahl und Bedeutung der 
  sensiblen sozialen Einrichtungen 
  (KITAs, Alters- und Pflegeheime, 
  Krankenhäuser, Rettungsdienste)
- ...
Soziale Vulnerabilität - Personenschäden (z.B. Sturz,
  Ertrinken ect.)
- ...
- Zahl der Personen im Einzugs-
  gebiet (Einwohner, Beschäftigte, 
  Besucher etc.)
- Bevölkerungszusammensetzung
  (Anteil mobilitätseingeschränkter
  Personen, z.B. Alte, Kinder, 
  Kranke etc. )
- ...
Ökologische Vulnerabilität - Schädigung von Naturgütern 
  durch mechanische oder stoff-
  liche Belastung im Nieder-
  schlagswasser
- Freisetzung umweltgefährdender
  Stoffe durch Überflutung
- ...
- Anzahl und Wert natürlicher
 Schutzgüter (Wasser, Boden,
 Flora, Fauna etc.)
- Bodenbelastungen (z.B. Alt-
 lasten)
- ...
Immaterielle Vulnerabilität - Schädigung von Kulturgütern 
  durch Wassereindringen
- Politische und psychologische
  Auswirkungen einer Überflutung
- ...
- Eine quantitative Messung der 
  immateriellen Verwundbarkeit
  ist weitgehend schwierig.  
  Vielmehr können nur qualitative
  Indikatoren (z.B. kulturelle Be-
  deutung, Umweltgerechtigkeit) 
  herangezogen werden
- ...
Ansatz zur Unterscheidung von Verwundbarkeiten
Vulnerabilität Schadenspotenziale Indikatoren
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Analog zum Gefährdungspotenzial kann das Schadenspotenzial somit fl ächendeckend 
klassifi ziert und in einer Schadenspotenzialkarte (abgestuft von „sehr gering“ über „ge-
ring“ und „mittel“ bis „hoch“) dargestellt werden. 
7.1.3 Risikopotenzialanalyse
Um vorbeugende Maßnahmen zur Schadensminderung planen zu können, z.B. die ge-
zielte Mitbenutzung von Straßen bei Starkregenüberfl utungen, müssen im nächsten 
Schritt die individuellen Risiken bewertet werden. Der Begriff Risiko beschreibt im alltäg-
lichen Sprachgebrauch „die Möglichkeit, einen Schaden zu erleiden“ [DKKV 2013:15]. 
Im Hochwasserrisikomanagement liegt ein „signifi kantes Risiko“ dort vor, „wo aufgrund 
möglicher Schäden durch Hochwasser von einem öffentlichen Interesse an Maßnah-
men zum Schutz der Allgemeinheit auszugehen ist. Als Kriterien dienen die Risiken für 
die vier Schutzgüter: menschliche Gesundheit, Umwelt, Kulturerbe und wirtschaftliche 
Tätigkeit“ [MKULNV 2013: 7]. Beim urbanen Überfl utungsschutz können grundsätzlich 
dieselben Kriterien herangezogen und entsprechend gewichtet werden. 
Auf Grundlage der Risikoanalyse und der Risikoabwägung können zielgerichtet An-
passungsmaßnahmen ergriffen werden. Welches Schutzniveau angestrebt wird und 
welche „Restrisiken“ in Kauf genommen werden, bleibt dabei, jeweils in Abhängigkeit 
von den vorhandenen Ressourcen, der kommunalpolitischen Abwägung überlassen. Im 
Sinne des Risiko-Governance-Konzeptes (vgl. Abb. 7.2) sollte dabei eine Vielzahl betrof-
fener Akteure in den dialogorientierten Entscheidungsprozess eingebunden werden.
Methodik
Durch die Überlagerung des zuvor klassifi zierten und kartierten Gefährdungs- und des 
Schadenspotenziales kann das konkrete örtliche Überfl utungsrisiko abgeschätzt wer-
den. Ein erhöhtes Risiko liegt demnach an solchen Stellen vor, wo ein hohes Gefähr-
dungspotenzial und gleichzeitig ein Objekt mit hohem Schadenspotenzial zu fi nden 
sind. Die Überlagerung der Werte defi niert als Summe (oder Multiplikation) das Risiko-
Risiko-Governance
[Eigene Darstellung in Anlehnung an IRGC 2005]
Abb. 7.2  
Entscheidung und Umsetzung Wissensgenerierung
Risikoscreening
Risikomanagement Risikoabschätzung
Risikoabwägung
Kommunikation
- Was ist das Problem?
- Welche Wirkfolgen sind         
  möglich?
- Wie hoch ist die Betroffen- 
  heit?
- Wie groß sind die Risiken?
- Was kann toleriert werden?
- Wo müssen Maßnahmen  
  ergriffen werden?
- Welches System muss 
  etabliert werden?
- Welche Entscheidungen sind 
  zu treffen?
Risiko-Governance
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potenzial (dargestellt in einer Risikomatrix) und wird nach Aggregation in vier Risiko-
potenzialstufen (abgestuft von „sehr gering“ über „gering“ und „mittel“ bis „hoch“) 
in einer Risikopotenzialkarte dargestellt [Nichler et al. 2011; Scheid et al. 2013:7ff.]. 
Abbildung 7.3 zeigt beispielhaft zwei Risikomatrizen mit einer vierskaligen und einer 
sechsskaligen Bewertung. Letztere ermöglicht auf der Gefährdungsseite Zuschläge hin-
sichtlich der Nähe zu möglichen Überstauschächten (+1), dem Versiegelungsgrad (+1) 
und auf der Schadenspotenzialseite eine besondere Berücksichtigung (+2) neuralgi-
scher Punkte (z.B. Tiefgaragen, Unterführungen etc.). 
Aufgrund der methodischen Freiheitsgrade und Unschärfen in der Datengrundlage 
können die Ergebnisse der Risikopotenzialanalyse anhand von Fallbeispielen validiert 
werden, indem in der Vergangenheit beobachtete Überfl utungsereignisse anhand von 
dokumentierten Feuerwehreinsätzen und Betriebsmeldungen der kommunalen Ent-
sorgungsbetriebe oder Wasserverbände mit den Ergebnissen abgeglichen werden. 
Darüber hinaus können bei Bedarf zusätzlich die Ergebnisse von Schadensfalluntersu-
chungen sowie lokale Pressemeldungen betrachtet werden [LANUV 2013: 26f.]. Auf 
diese Weise kann die Risikopotenzialkarte zumindest ansatzweise plausibilisiert und die 
Darstellungs- und Aussagegrenzen des Kartenwerkes ermittelt werden. Dabei gilt es 
allerdings, die Unschärfe der Einsatzdaten im Hinterkopf zu behalten. So zum Beispiel 
differenzieren die Einsatzprotokolle der Feuerwehr häufi g nicht, ob die Ursache der 
Überfl utung ein oberfl ächiges Eindringen von Niederschlagswasser oder ein Versagen 
der Rückstauklappen bzw. ein Wasserrohrbruch im Haus gewesen ist. 
Die zuvor skizzierte Matrix zur Bewertung der Überfl utungsrisiken kann als eine ers-
te Entscheidungsgrundlage zur Priorisierung von Mitbenutzungsmaßnahmen auf Ver-
kehrsfl ächen herangezogen werden. Durch eine transparente Dokumentation der Me-
thodik und der verwendeten Annahmen zur Messung der Schadenspotenziale kann die 
Nachvollziehbarkeit und somit letztlich die Akzeptanz der Ananlyseergebnisse sicherge-
stellt werden. 
sehr gering
mittel
hoch
sehr hoch
Beispiel für eine Entscheidungsmatrix zur Bewertung des Risikopotenzials
 [Eigene Darstellung nach Scheid et al. 2013/BBK 2010]
Abb. 7.3  
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7.1.4 Eignungsräume für eine Mitbenutzung
Sobald die Risikopotenziale bekannt sind und die wichtigsten Handlungsräume für An-
passungsmaßnahmen identifi ziert worden sind, können im folgenden Schritt die Poten-
ziale für eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zur Risikominderung geprüft werden. 
Hierzu gilt es zunächst, die Risikopotenzialkarten mit Straßenkarten zu verschneiden 
und zu prüfen, welche Verkehrsfl ächen in den identifi zierten Einzugsgebieten der Ri-
sikobereiche liegen (vgl. Abb. 7.4). Für die betroffenen Flächen ist anschließend zu 
untersuchen, inwieweit sie Abkopplungspotenziale bieten. Die Fließwegeanalyse gibt 
dabei Aufschluss darüber, ob sich die betreffenden Straßen grundsätzlich eignen wür-
den, an der Oberfl äche abfl ießendes bzw. aus Überstauschächten austretendes Wasser 
zurückzuhalten oder in weniger verwundbare Bereiche in der Umgebung umzuleiten.
Sofern die Vorprüfung zu dem Ergebnis kommt, dass sich eine Verkehrsfl äche unter 
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten (z.B. Gefälle, Abkopplungsalternativen 
vor Ort) grundsätzlich für eine Mitbenutzung eignen würde, muss in einem nächsten 
Schritt geprüft werden, welche konkreten hydraulischen Effekte die Umsetzung einer 
Mitbenutzungsmaßnahme tatsächlich hätte und inwieweit sie zu einer Entschärfung 
der Überfl utungssituation im Risikobereich beiträgt bzw. ob sie eventuell die Gefähr-
dungslage an anderer Stelle erhöhen würde. Um diese Einschätzung treffen zu können, 
ist es zunächst notwendig, zu wissen, welche Art von Mitbenutzungsmaßnahme kon-
kret vor Ort ergriffen werden soll und welchen Umfang diese haben würde. Auf die un-
terschiedlichen baulich-räumlichen Optionen einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen 
soll im Folgenden näher eingegangen werden.
Methodik zur Eingrenzung von Handlungsräumen - Zusammenfassung
[Eigene Darstellung]
Abb. 7.4  
Prüfkriterien:
- Gefälle/Abflussverhalten
- Ableitungs- und  
  Rückhaltepotenziale
- Risikoverlagerungseffekte 
- Vereinbarkeit mit 
  verkehrlichen Belangen
Prüfkriterien:
- Überlagerung der über- 
  flutungsgefährdeten 
  Flächen mit den 
  Bereichen mit einem 
  erhöhtem Schadens-
  potenzial
Prüfkriterien:
- Art der Nutzung
- Kritische Punkte / 
  sensible Nutzungen
- Bewältigungskapazität
Prüfkriterien:
- Mulden und Fliesswege
- Überstauschächte
- Versiegelung
erhöhtes Gefährdungspotenzial erhöhtes Schadenspotenzial
Risikopotenzial
geeignete Flächen für Mitbenutzung
Prüfkriterien:
- zur Verfügung stehende 
  Verkehrsflächen im Um-
  feld des Risikobereiches
Verkehrsflächen im Umfeld
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7.2 Standardisierte Betrachtung und Differenzierung 
von Mitbenutzungsmaßnahmen
Die Refl ektion einer Mitbenutzung vor dem Hintergrund der allgemeinen Zielfelder der 
Straßenraumgestaltung nach RASt [FGSV 2008] in Kapitel 6 hat gezeigt, dass diese 
(unter Beachtung bestimmter Voraussetzungen) grundsätzlich gewährleistet werden 
können. Allerdings wurde auch deutlich, dass die Umsetzung einer Mitbenutzung in 
starkem Maße von den jeweiligen straßenspezifi schen Nutzungsansprüchen abhängt. 
Dabei bestehen zwischen den einzelnen Regelquerschnitten nach RASt 06 zum Teil er-
hebliche Unterschiede.
Nachdem im ersten Teil des Leitfaden die Methodik zur Identifi zierung potenziell geeig-
neter Mitbenutzungsräume s erläutert wurde, stellt sich im Folgenden die Frage, welche 
Arten von Maßnahmen der Mitbenutzung theoretisch denkbar sind und inwieweit sie 
sich räumlich innerhalb einer Verkehrsfl äche verorten lassen. Hierzu wurde der Stra-
ßenraum zunächst in fünf Bestandselemente eingeteilt, denen jeweils unterschiedliche 
Mitbenutzungsmaßnahmen zugeordnet werden können:
 ▪ Mitbenutzung der Fahrbahn (inkl. Profi lanpassungen)
 ▪ Mitbenutzung der Flächen des parkenden bzw. haltenden Verkehrs (Stellplätze, Bus-
haltebuchten)
 ▪ Mitbenutzung der Seitenräume (Grünstreifen, Tiefbeete, Fuß- und Radwege, Plätze 
etc.) 
 ▪ Mitbenutzung der Flächen zur Verkehrslenkung bzw. -beruhigung (Mittelinseln, 
Kreisverkehre etc.)
 ▪ Mitbenutzung des Straßenuntergrundes
7.2.1 Maßnahmensteckbriefe
Für jede theoretisch denkbare Mitbenutzungsmaßnahme auf einer Verkehrsfl äche  wur-
de ein Steckbrief erstellt, der jeweils eine grobe Bewertung des gewählten Ansatzes 
hinsichtlich seiner Synergien oder Konfl ikte mit den allgemeinen Zielen der Straßen-
raumgestaltung ermöglicht. 
Die im Folgenden zusammengefassten Steckbriefe und die darin enthaltenen Einschät-
zungen hinsichtlich der Eignung von unterschiedlichen Maßnahmen sollen den Pra-
xisakteuren der Straßenraumgestaltung als eine erste grobe Orientierungshilfe dienen. 
Allerdings können sie eine Einzelfallentscheidung anhand der konkreten Situation vor 
Ort nicht ersetzen. Vielmehr gilt es, ausgehend von den lokalen Gegebenheiten und 
den für die entsprechende Verkehrsfl äche vorliegenden Bewertungsergebnissen zu 
Überfl utungsrisiken, Sicherheitsanforderungen, zum Kosten-Nutzen-Verhältnis, zur 
städtebaulichen Bemessung etc., die Ansprüche einer Mitbenutzung mit den anderen 
Straßenraumnutzungen individuell vor Ort gegeneinander abzuwägen. Zudem bedarf 
es einer fachlichen Einschätzung der grundsätzlichen technischen Machbarkeit einer 
Mitbenutzung vor Ort (topographische Verhältnisse, Gefälle etc.) sowie einer Quan-
tifi zierung des für die Mitbenutzung notwendigen Umgestaltungs- und Erhaltungs-
aufwandes (Betriebskosten). Angestrebtes Ergebnis der Abwägung sollte am Ende ein 
Straßenraumentwurf sein, der eine bei den Beteiligten abgesicherte (politische) Ent-
scheidung ermöglicht. 
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Neben den in Kapitel 6 geprüften Kriterien des Verkehrsablaufes, der Verkehrssicherheit, 
der Barrierefreiheit, der Umfeldverträglichkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Gestal-
tungspotenziale einer Mitbenutzung werden in den Maßnahmensteckbriefen zusätzlich 
die folgenden Aspekte beurteilt:
 ▪ Kosten: hier wird eingeschätzt, wie hoch die Mehrkosten für die Durchführung der 
Maßnahme im Vergleich zu einem Standdardausbau der Verkehrsfl äche wären. Da-
bei wird differenziert, ob es sich um eine Anpassung eines bestehenden Straßenrau-
mes handelt oder um eine Neubaumaßnahme 
 ▪ Wirkungsgrad: es wird beurteilt, wie hoch das quantitative Leistungspotenzial (Er-
höhung der Ableitungs- und Rückhaltekapazität bei Starkregen) ist bzw. inwieweit 
sie zur Zielerreichung (Überfl utungsschutz, Schadensminderung) beitragen kann
 ▪ Flächeneffi zienz: dabei wird bewertet, wieviel Fläche im Verkehrsraum für die Um-
setzung der Maßnahme zur Mitbenutzung benötigt wird
 ▪ Komfort: hier wird geprüft, ob aus der Maßnahme eventuell Komforteinschränkun-
gen für die Verkehrsteilnehmer (Autofahrer, Radfahrer, Fußgänger) resultieren kön-
nen (Befahr- bzw. Begehbarkeit von Flächen, Erreichbarkeiten von Gebäuden oder 
geparkten Autos, Gefahr von Spritzfahnen etc.) 
 ▪ Pfl egeleichtigkeit: es wird abgeschätzt, wie hoch der Unterhaltungsbedarf als Folge 
einer Ableitung oder eines Rückhaltes von Niederschlagswasser im Verkehrsraum ist 
und wie leicht sich die mitgenutzte Fläche nach Ablauf des Ereignisses reinigen lässt
Die grobe Bewertung der unterschiedlichen Mitbenutzungsmaßnahmen anhand der 
genannten Kriterien wurde auf Grund der Einschätzung des Autors festgelegt und er-
folgte jeweils in Relation zu den anderen Maßnahmen. Die im Steckbrief farbig mar-
kierten Felder stellen dabei die jeweils zutreffende Bewertung dar. Das Ergebnis der 
überschlägigen Bewertung wurde anschließend in eine grafi sche Netzdarstellung über-
tragen (vgl. Abb. 7.5). Dabei gilt: je weiter die Linie in den Außenbereich des Netzes 
reicht bzw. je größer die eingefärbte Fläche, desto höher (positiver) ist die Bewertung 
des entsprechenden Kriteriums. 
Beispiel für die Bewertung der Maßnahmen in Netzdarstellung
[Eigene Darstellung in Anlehnung an StädteRegion Aachen 2011]
Abb. 7.5  
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Handlungsfeld A: Mitbenutzung der Fahrbahn
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Nebenstraßen im dicht bebauten innerstädtischen Bereich mit wenig Gefälle und mit Bordsteinen an 
beiden Seiten. Möglichst wenige Querbezüge im Fußgängerverkehr. Geringe Dichte an Grundstückszufahr-
ten mit Bordsteinabsenkungen.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Das Regenwasser wird auf der Fahrbahn mittig zwischengespeichert. Der maximale Wasserstand wird 
??????????????????????????????????????????????????????????
????????? ???????????????????
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering*
hoch mittel gering
hoch mittel gering**
hoch mittel gering
hoch mittel*** gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. ??
- evtl. Einsatz von Treppenborden möglich
- lineare Einleitung ins Kanalsystem (Option: mit 
???????????????
- Bedarf an Überhöhungen und Senken im   
  Längsprofil.
- Fahrbahnbreite muss beachtet werden, damit 
  LKW im Lichtraumprofil nicht kollidieren. 
* Gefahr von Aquaplaning (in Abhängigkeit von 
???????????????????
** Beeinträchtigung der Fahrbahnzugänglichkeit 
     und Gefahr von Spritzfahnen
*** Verkehrsbeeinträchtigungen durch Reinigung 
       von Regenwassereinläufen in Fahrbahnmitte
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
?
?
3
?
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Handlungsfeld A: Mitbenutzung der Fahrbahn
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Nebenstraßen im dicht bebauten innerstädtischen Bereich mit wenig Gefälle und mit Bordsteinen an 
beiden Seiten. Möglichst wenige Querbezüge im Fußgängerverkehr und geringe Dichte an Grundstückszu-
fahrten mit Bordsteinabsenkungen.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Das Regenwasser wird an den Fahrbahnrändern zwischengespeichert, so dass in der Fahrbahnmitte 
weiterhin ein relativ unbeeinträchtigter Verkehrsfluss möglich ist. Die maximale Einstauhöhe bildet die 
????????????????????????????????????
??????????? ??????????????
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering**
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. ??
- evtl. Einsatz von Treppenborden möglich
- Bedarf an Überhöhungen und Senken im   
  Längsprofil.
- Fahrbahnbreite muss beachtet werden, damit 
  LKW im Lichtraumprofil nicht evtl. Straßenbäume  
  berühren. 
- Bei Straßen mit Radstreifen hohe Komfortein-
  schränkungen für Radfahrer
* Die Fahrbahn muss evtl. breiter angelegt werden 
   als beim Standardprofil.
** Beeinträchtigung der Fußgänger und Radfahrer 
     durch Spritzwasser
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
?
?
3
?
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Handlungsfeld A: Mitbenutzung der Fahrbahn
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Nebenstraßen im dicht bebauten, innerstädtischen Bereich mit wenig Gefälle und mit Bordsteinen an 
beiden Seiten. Möglichst wenige Querbezüge im Fußgängerverkehr.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Zwischenspeicherung des Niederschlagswassers sowohl an Fahrbahnrändern als auch in Straßenmitte. Den 
maximalen Einstau definiert die Bordsteinhöhe.
M-Profil
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering**
hoch mittel gering
hoch mittel*** gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. F3
- evtl. Einsatz von Treppenborden möglich
- Bedarf an Überhöhungen und Senken im   
  Längsprofil.
- Bei Straßen mit Radstreifen Komforteinschränk-
  ungen für Radfahrer
* Gefahr von Aquaplaning (in Abhängigkeit von 
   Geschwindigkeit)
** Beeinträchtigung der Fahrbahnzugänglichkeit 
     und Gefahr von Spritzfahnen
*** Verkehrsbeeinträchtigungen durch Reinigung 
       von Regenwassereinläufen in Fahrbahnmitte
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld A: Mitbenutzung der Fahrbahn
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Innerstädtische Straßen mit separatem ÖPNV-Streifen (Straßenrand oder Mitte) und wenig Längsgefälle).
hoch mittel geringBestand
Neubau
Ableitung des Regenwassers über Fahrbahn und Zwischenspeicherung des Regenwassers in tiefer 
gelegtem Busstreifen oder Versickerung in begrünten Straßenbahngleiskörpern.
Tiefliegender ÖPNV-Streifen
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. F4
- Im Falle von Versickerung sind an stark belasteten    
  Straßen die möglichen Auswirkungen der Abflüsse 
  auf die Gewässerqualität (Schadstoffeinträge) zu 
  berücksichtigen. 
* Fußgänger können durch Spritzwasser be-
   einträchtigt werden.
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
167Untersuchungsschritte und Abwägungskriterien für eine Mitbenutzung
Handlungsfeld A: Mitbenutzung der Fahrbahn
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Wenig befahrene Nebenstraße oder Fußgängerbereiche im innerstädtischen Bereich.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Zwischenspeicherung bzw. Ableitung des Regenwassers in einer offenen oder geschlossenen Kasten- oder 
Schlitzrinne im Straßenraum
Offene Ableitungsrinne am Fahrbahnrand
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch* mittel gering
hoch mittel** gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering***
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. F5
- Der Querschnitt der Rinne muss der jeweiligen  
  Straßen- und Platznutzung angepasst werden
- Die Rinne kann wahlweise mit, ohne oder   
  teilweise abgedeckt ausgeführt werden (bei 
  Einfahrten, Überwegen etc.).
- Abflussrinnen lassen sich sinnvoll mit Maßnahmen 
  der Verkehrsberuhigung und Belagsgliederung 
  kombinieren
* schnelle Ableitung in nahegelegene Grünflächen  
   oder Gewässer möglich
** bei offenen Rinnen besteht das Risiko von 
    Stolperunfällen.Bei Straßen mit Radstreifen 
    bestehen erhöhte Sturzgefahren für Radfahrer
*** durch Abdeckung der Rinnen kann die  
      Barrierefreiheit erhöht werden
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld B: Mitbenutzung der Flächen des parkenden und haltenden Verkehrs
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung* Verdunstung
In dicht bebauten innerstädtischen Straßenräumen mit fahrbahnbegleitenden Stellplätzen. In Kaskaden-
bauweise auch für Straßen mit Gefälle geeignet
hoch mittel geringBestand
Neubau
Ableitung über Fahrbahn und Zwischenspeicherung des Regenwassers auf tiefer liegenden Stellplätzen am 
Straßenrand. 
Stau- bzw. Rückhalteraum auf straßenbegleitenden Stellplätzen
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch** mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering***
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. R1
- Die Bordsteinhöhen zu Straße (4-6 cm) und zu 
  Bürgersteig (10-20 cm) sind variabel
*Je nach Belastungsgrad der Straße ist eine 
  Versickerung über Fugenpflaster oder eine 
  Ableitung des Wassers in Stellplatzbeete denkbar 
  (siehe Maßnahme S1)
** Bei geringer Bodenfreiheit sind auf Längspark- 
    plätzen Fahrzeugschäden durch Hochborde   
    möglich, Treppenborde ermöglichen eine 
    sichereres Aussteigen
*** Bedarf an zeitlich beschränkten Parkverboten
      zur Reinigung der Stellplatzflächen
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld B: Mitbenutzung der Flächen des parkenden und haltenden Verkehrs
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung* Verdunstung
öffentliche Parkplätze im dicht bebauten Stadtgebiet
hoch mittel geringBestand
Neubau
Das Regenwasser wird auf öffentliche Parkplätze abgeleitet, dort zwischengespeichert und später 
abgeleitet bzw. verdunstet und versickert. 
Öffentlicher Parkplatz
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel** gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering***
hoch mittel gering
hoch mittel**** gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. R2
*Je nach Belastungsgrad des Parkplatzes ist eine 
  Versickerung über Fugenpflaster oder eine 
  Ableitung des Wassers in Grünflächen denkbar
** Bei geringer Bodenfreiheit sind auf Längspark- 
    plätzen Fahrzeugschäden durch Hochborde   
    möglich, Treppenborde ermöglichen eine 
    sichereres Aussteigen
*** Komforteinschränkungen für PKW-Nuzer bei 
      Fahrzeugeinstieg
**** Bedarf an zeitlich beschränkten Parkverboten
        zur Reinigung der Stellplatzflächen Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld B: Mitbenutzung der Flächen des parkenden und haltenden Verkehrs
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Haltestellenbereiche im innerstädtischen Bereich mit wenig Längsgefälle.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Zwischenspeicherung des Regenwassers in Bushaltebuchten, Taxiständen etc.
Haltebuchten
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. R3
- bei Bushaltestellen empfehlen sich auskragende 
  Hochborde zum Schutz vor Spritzwasser
-  Bordhöhen zwischen Straße und Busbucht sowie  
   Hochbordhöhen sind variabel (4-6 cm und 
   10-20 cm).
* Möglichkeit von Spritzfahnen an Haltestellen
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
H
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld C: Mitbenutzung der Seitenräume
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Straßen mit ausreichendem Seitenraum und angrenzenden öffentlichen Grünflächen in Bereichen mit 
versickerungsfähigen Böden
hoch mittel geringBestand
Neubau
Querneigung der Straße zum Rand, wo eine Versickerungsmulde die Wassermengen aufnimmt.
Sickermulden am Straßenrand
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch* mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel** gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. S1
- Bedarf an übergehbaren Zulaufrinnen im Falle 
  eines Gehweges zwischen Fahrbahn und 
  Seitenstreifen  
- bei entsprechendem Längsgefälle besteht die 
  Möglichkeit von Retentionskaskaden 
 - An stark belasteten Straßen sind die möglichen
   Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer-
   qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen.
*  Berücksichtigung der Böschungswinkel und der    
    maximalen Einstautiefen
** An Grundstücks- und Hauszugängen muss eine     
    Überquerbarkeit der Mulden gewährleistet sein
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld C: Mitbenutzung der Seitenräume
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Breite Straßen im innerstädtischen Bereich.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Das Regenwasser wird im Bereich des Mittelstreifens von breiten Straßen gesammelt. Die Straße ist zur 
Straßenmitte geneigt, Bordsteine dienen als räumliche Trennung, jedoch mit Lücken als Einlaufmöglichkei-
ten des von der Straße abfließenden Wassers.
Stau- bzw. Rückhalteraum auf / unter Mittelstreifen
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. S2
- An stark belasteten Straßen sind die möglichen 
  Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer-
  qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen.
*Regelmäßige Reinigung der Lücken zwischen den 
  Borden notwendig, damit Wasser in Ver-
  sickerungsbereiche gelangen kann.
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld C: Mitbenutzung der Seitenräume
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Innerstädtische Straßen mit Grünstreifen / Baumstandorten an Straßenrändern oder zwischen Stellplätzen.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Ableitung des Regenwassers über die Fahrbahn in Tiefbeete an Straßenflanken, von wo aus das Wasser 
verdunsten und versickern kann.
Straßenbegleitende Tiefbeete mit Rigolen
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. S3
- Synergien mit Verkehrsberuhigungsmaßnahmen  
  möglich
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld C: Mitbenutzung der Seitenräume
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Kreisverkehre mit großem Durchmesser und Grünstreifen (Sicherheitszonen) in Randbereichen.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Sammlung des Regenabflusses in abgesenkten und mit Bordsteinen umrandeten Randbereichen 
(Schutzstreifen) durch Neigung zum Straßenrand. 
Kreisverkehr mit Ausnutzung der Randbereiche
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch* mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. S4
* Erhöhung der Verkehrssicherheit durch Schaffung 
   von Schutzstreifen
- An stark belasteten Straßen sind die möglichen
   Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer-
   qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen. 
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld C: Mitbenutzung der Seitenräume
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Bei nicht überfahrbaren Kreisverkehren mit ausreichend dimensionierten Mittelinseln. 
hoch mittel geringBestand
Neubau
Das Regenwasser wird durch Bordsteinöffnungen in den abgesenkten Innenbereich eines Kreisverkehrs 
abgeleitet und dort gespeichert oder versickert.
Kreisverkehr mit Ausnutzung der Innenbereiche
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. S5
- nicht für Minikreisel geeignet.
-  An stark belasteten Straßen sind die möglichen
   Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer-
   qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen.
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld C: Mitbenutzung der Seitenräume
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Stadtplätze (z.B. Markt- oder Spielplätze etc.) im Innenstadtbereich, die tiefer liegen als die umliegende 
Bebauung.
hoch mittel geringBestand
Neubau
Das Regenwasser wird bei Extremereignissen auf Plätze geleitet und zwischengespeichert, bis die 
Abflussspitze überschritten ist und anschließend kontrolliert in die Kanalisation eingeleitet.
Wasserplätze
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel* gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. S6
* In Abhängigkeit von der jeweiligen Platznutzung 
  (insb. bei spielenden Kindern bzw. einem hohen  
  Anteil mobilitätseingeschränkter Menschen)
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
177Untersuchungsschritte und Abwägungskriterien für eine Mitbenutzung
Handlungsfeld D: Mitbenutzung von Verkehrsberuhigungselementen
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
verkehrsberuhigte Bereiche
hoch mittel geringBestand
Neubau
Zwischenspeicherung des Regenwassers unterhalb von Bodenwellen der Verkehrsberuhigung. Regenwas-
ser läuft durch Einlaufschlitze in einen, unter der Bodenwelle liegenden Speicher. Von dort wird es 
verzögert in die Kanalisation abgegeben 
Bodenwelle
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering*
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. V1
* um eine ausreichende Reinigung zu gewähr-
   leisten, sollten Spülöffnungen an der Oberseite 
   angeordnet werden. 
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld D: Mitbenutzung von Verkehrsberuhigungselementen
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
An Ortseinfahrten, Kreuzungen und als Hilfe zur Straßenüberquerung (insbersondere bei breiten und viel 
befahrenen Straßen). 
hoch mittel geringBestand
Neubau
Zwischenspeicherung des Regenwassers in tiefer gelegtem Bereich von Verkehrsinseln mit anschließender 
Versickerung oder gedrosselter Ableitung in den Kanal. Die Querung der Verkehrsinsel wird durch einen 
Überweg gewährleistet. 
Wasserrückhalt im Bereich von Verkehrsinseln
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. V2
- An stark belasteten Straßen sind die möglichen  
  Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer-
  qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen.
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld E: Unterirdische Elemente
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Straßenräume mit begleitenden PKW-Stellplätzen
hoch mittel geringBestand
Neubau
Nutzung von wasserdurchlässigen Materialien (Rasenfugensteine, Rasengitte, Pflaster mit Dränfugen) in 
Stellplatzbereichen zur Zwischenspeicherung oder Versickerung des Regenwassers unter Parkplatzflächen.
Wasserdurchlässige Pflaster und Rigolen in Stellplatzbereichen
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering*
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. U1
- An stark belasteten Straßen sind die möglichen 
  Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer
  qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen.
- nicht geeignet für LKW Stellplätze (Belastung)
*Verstopfungsgefahr bei wasserdurchlässigen  
  Belägen und organisatorischer Aufwand zur   
  Reinigung sehr hoch (zeitlich begrenzte Parkver-
  bote und Kontrolle).
 
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld E: Unterirdische Elemente
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Straßenbegleitende Geh- und Radwege
hoch mittel geringBestand
Neubau
Ableitung des Regenwassers über Fahrbahn zur Zwischenspeicherung bzw. Versickerung unterhalb der 
straßenbegleitenden Rad- oder Gehwege.
wasserdurchlässige Abschlussschichten in Rad-/Gehwegbereichen
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch* mittel gering
hoch* mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. U2
* bei der Wahl des Oberflächenmaterials ist insb. 
  der Fahrrad- bwz. Rollstuhlkomfort zu berück-
  sichtigen.
- An stark belasteten Straßen sind die möglichen 
  Auswirkungen der Abflüsse auf die Gewässer
  qualität (Schadstoffeinträge) zu berücksichtigen.
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld E: Unterirdische Elemente
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Hauptverkehrsstraßen im innerstädtischen Bereich oder tiefliegende Unterführungen 
hoch mittel geringBestand
Neubau
Zwischenspeicherung und Ableitung des Regenwassers in Schlitzrinnen-Modulen mit angeformten 
Bordstein am Straßenrand zwischen Gehweg und Fahrbahn.
Schlitzrinne am Fahrbahnrand
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering*
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. U3
*Gefahr der Schwebstoffsedimentierung.
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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Handlungsfeld E: Unterirdische Elemente
Maßnahme
Beschreibung
Skizze
Art der Bewirtschaftung
Anwendungsgebiet
Kosten
Rückhalt Ableitung Versickerung Verdunstung
Hauptverkehrsstraßen im innerstädtischen Bereich. Tiefliegende Unterführungen 
hoch mittel geringBestand
Neubau
Sammlung des Straßenabflusses in Stauraumkanälen bzw. Füllkörperrigolen, die (soweit mit Lage von 
Leitungen und Kanalnetz vereinbar) unterhalb der Fahrbahn liegen.
Stauraumkörper unter Fahrbahn / Füllkörper-Rigolen
hoch mittel gering
hoch mittel gering**
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering
hoch mittel gering**
hoch mittel gering
Wirtschaftlichkeit
Wirkungsgrad
Verkehrssicherheit
Flächeneffizienz
Komfort
Barrierefreiheit
Pflegeleichtigkeit
Gestaltungspotenzial
Synergien / Konflikte / 
Hinweise
Nr. U4
* besonders hohe Baukosten und hohes Konflikt-  
  potenzial mit unterirdischen Leitungen und  
  Wurzeln
**Aufgrund der geringen Fließgeschwindigkeiten     
  setzen sich Sedimente ab, die wegen der unter-
  irdischen Lage nicht entnommen werden können. 
Barriere-
freiheit
Wirtschaft-
lichkeit
Komfort
Verkehrs-
sicherheit
Pflege-
leichtig-
keit
Wirkungs-
grad
Gestaltungs-
potentzial
Flächen-
effizienz
Komfort 
Barriere-freihetungs-potential 
legeleichtig-keit 
1
2
3
0
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7.2.2 Zusammenfassende Bewertung
Die jeweiligen Bewertungsergebnisse der unterschiedlichen Mitbenutzungsmaßnah-
men werden in Tabelle 7.2 tabellarisch zusammengefasst. Diese Tabelle kann bei Bedarf 
als erste Entscheidungsunterstützung herangezogen werden. Allerdings kann sie keine 
Einzelfallprüfung ersetzen. Auch auf eine Priorisierung der einzelnen Maßnahmen wur-
de verzichtet, da eine solche der straßenplanerischen Abwägung überlassen werden soll 
bzw. erst bei genauer Kenntnis der konkreten Situation während der Umsetzungsphase 
erfolgen kann. 
Maßnahme Wirtschaft-
lichkeit
Wirkungsgrad Verkehrs-
sicherheit
Flächen-
effizienz
Komfort /
Verkehrsfluss
Barriere-
freiheit
Pflegeleichtig-
keit
Gestaltungs-
potenzial
V-Profil mit / ohne
Hochborde
Dachprofil mit 
Hochborde
M-Profil
Tiefliegender 
ÖPNV-Streifen
Offene Ableitungs-
rinne
Rückhalteraum auf 
Stellplätzen
Öffentlicher 
Parkplatz
Busbucht
Mulden am 
Straßenrand
Rückhalteraum auf 
Mittelstreifen
Straßenbegleitende
Tiefbeete
Kreisverkehr 
Randbereich
Kreiverkehr 
Innenbereich
Wasserplätze
Bodenwelle
Wasserrückhalt in 
Verkehrsinseln
Wasserdurchlässige
Stellplätze
Wasserdurchlässige
Geh- und Radwege
Schlitzrinne am 
Fahrbahnrand
Stauraumkörper 
unter der Fahrbahn
hoch geringmittelLegende
Tab. 7.2  Zusammenfassende Bewertung der Mitbenutzungsmaßnahmen hinsichtlich Ihrer Vereinbarkeit mit den sonstigen 
(verkehrlichen) Anforderungen an Straßen 
[Eigene Darstellung]
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7.3 Finanzierungsansätze für die Mitbenutzung von 
Verkehrsflächen
Nachdem die baulichen Optionen einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen aufgezeigt 
wurden, stellt sich nun die entscheidende Frage nach der Finanzierung. Dabei muss 
geklärt werden, wann und wo sich überhaupt Möglichkeiten zu einer wassersensiblen 
Anpassung einer Verkehrsfl äche bieten und wie sich eine solche Maßnahme bzw. die 
daraus eventuell entstehenden Mehrkosten decken lassen. 
Anlass
Um eine Verkehrsfl äche wassersensibel umzugestalten, bedarf es zunächst eines Anlas-
ses für einen baulichen Eingriff. Es ist offensichtlich, dass die Umgestaltung einer Straße 
aus rein entwässerungstechnischen Beweggründen in Zeiten knapper Mittel in vielen 
Städten sehr unwahrscheinlich ist. Jedoch bieten sich viele Gelegenheiten zur Straßen-
umgestaltung aufgrund anderer Baumaßnahmen, die als Ausgangspunkt für eine Ver-
änderung der Straßenentwässerung genommen werden könnten. Hierzu zählen u.a.:
 ▪ die „endgültige Herstellung“ einer Straße (BauGB)
 ▪ allgemeine Instandsetzungsmaßnahmen
 ▪ die vollständige Erneuerung der Straße aufgrund substanzieller Mängel oder ver-
kehrlicher Erfordernisse (z.B. Entschärfung von Unfallhäufungsstellen) 
 ▪ der Ein- oder Rückbau von ÖPNV-Trassen (z.B. Bus, Stadtbahn) und von Radwegen
 ▪ Leitungsverlegungen oder –erneuerungen
 ▪ Bauvorhaben am Straßenrand
 ▪ Baumpfl anzungen
Sobald vorausgesetzt werden kann, dass die Ertüchtigung einer Straße zum gezielten 
Rückhalt von Niederschlagswasser (im Rahmen einer sowieso anstehenden) Umbau-
maßnahme mit Mehrkosten verbunden ist, stellt sich die Frage wie diese fi nanziert wer-
den können und wer für diese Kosten aufkommt. Im Folgenden soll erläutert werden, 
inwieweit zur Finanzierung von Mitbenutzungsmaßnahmen kommunale Anliegerbei-
träge und –gebühren (Erschließung, Straßenausbau, Abwasser) oder Fördermittel des 
Bundes und der Länder herangezogen werden können.
7.3.1 Erschließungsbeiträge 
Erschließungsmaßnahmen dienen entsprechend dem Baugesetzbuch [BauGB 2013] 
dem Zweck, ein Grundstück erstmals seiner Bestimmung entsprechend nutzen zu kön-
nen. Spätere Ausbaumaßnahmen gehören nicht zur baurechtlichen Erschließung. In 
Deutschland gilt bislang das Erschließungsbeitragsrecht des Bundes, welches in §§ 127 
bis 135 BauGB geregelt ist. Das Gesetz gibt den Rahmen vor und bestimmt in § 132, 
dass die Gemeinden Näheres durch eine Satzung regeln.
Da Erschließungsmaßnahmen in erster Linie den unmittelbar angrenzenden Grund-
stückseigentümern zugutekommen, haben diese den Großteil der Kosten (bis zu 90 
Prozent) zu tragen. Allerdings sind aus bundesrechtlicher Sicht nicht alle Kosten für 
Erschließungsmaßnahmen beitragsfähig, sondern nur die im Katalog des § 127 (2) 
BauGB aufgezählten Anlagen. Dabei bleibt jedoch gemäß § 127 (4) BauGB „(…) das 
Recht, Abgaben für Anlagen zu erheben, die nicht Erschließungsanlagen im Sinne die-
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ses Abschnitts sind, (...) unberührt. Dies gilt insbesondere für Anlagen zur Ableitung 
von Abwasser sowie zur Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser“. Damit 
ermächtigt der Bundesgesetzgeber die Länder, im Rahmen ihrer Abgabengesetze auch 
für andere als die in der Liste genannten Anlagen eine Beitragserhebung zu ermögli-
chen [Grziwotz 2012: 65 Rn 25].
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, inwieweit Maßnahmen 
zur Ertüchtigung einer Straße zur Mitbenutzung über Erschließungsbeiträge fi nanziert 
werden können? Der Erschließungsaufwand umfasst gemäß § 128 (1) Nr. 2 BauGB 
prinzipiell auch die Kosten für die Entwässerung von Erschließungsanlagen. Hierzu zäh-
len ausschließlich die Einrichtungen der oberfl ächigen Straßenentwässerung wie z.B. 
Straßenrinnen, Einlaufschächte sowie offene Gräben [Grziwotz 2012: 35 Rn. 27]. Das 
unterirdische Entsorgungsnetz (Kanäle etc.) sowie Reinigungsanlagen zählen dagegen 
nicht zur Erschließung im engeren Sinne, so dass diese Kosten nicht über Erschließungs-
beiträge sondern über Abwassergebühren fi nanziert werden müssen.
Die Straßenentwässerung umfasst gemäß der Rechtsprechung nicht nur die Ableitung 
des auf der Erschließungsanlage anfallenden Regenwassers, sondern muss auch das 
von höher gelegenen Grundstücken auf die Straße fl ießende Wasser abführen, „soweit 
dies geduldet werden muss“ [Grziwotz 2012: 35 Rn 27]. Auch Kosten für beispielsweise 
Pumpanlagen oder Regenrückhaltebecken können beitragsfähig sein, sofern sie nicht 
der Allgemeinheit dienen und sich nur einem begrenzten Gebiet zuordnen lassen. „Vo-
raussetzung ist aber, dass sie dazu dienen, die Erschließungsanlage hinsichtlich der Ent-
wässerung in funktionsgerechtem Zustand zu erhalten. Dies kann auf Sondersituatio-
nen bezogen sein (z.B. Regenrückhaltebecken für Überfl utungen bei starkem Gewitter). 
Ob diese Anlagen der Entwässerung innerhalb oder außerhalb der abzurechnenden 
Straße liegen, ist dagegen unerheblich. Pauschale Zuschläge für diese Anlagen sind 
zulässig, wenn die erfassten zusätzlichen Anlagen tatsächlich bei jeder Kanalgröße in 
einem bestimmten Verhältnis zu den Kosten der Rohrverlegung stehen [ebenda: 40 Rn. 
29c, nach Urteil des BVerwG vom 27.2.1970, AZ. IV C 36.69].
Da die Mitbenutzung einer Straße als Ableitungstrasse bzw. zum Wasserrückhalt 
grundsätzlich betrachtet den angrenzenden Grundstückseigentümern zugutekommt, 
erscheint eine Beteiligung der nutznießenden Anlieger an der Maßnahme nicht abwe-
gig. Allerdings fehlt hierzu bislang eine Rechtsgrundlage. Zwar zählen gemäß § 127 (2) 
Nr. 5 BauGB auch „Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umweltein-
wirkungen“ zu den beitragsfähigen Erschließungsanlagen im Sinne des Bundesrechtes. 
Diese beziehen sich jedoch lediglich auf Lärmschutzeinrichtungen im Sinne des Immis-
sionsschutzgesetzes. 
Ob die Ertüchtigung einer Straße im Sinne des lokalen Überfl utungsschutzes beitrags-
fähig ist, konnte im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht abschließend geklärt 
werden. Es ist rechtlich zu prüfen, inwieweit derartige Maßnahmen unter den Begriff 
der „Entwässerung von Erschließungsanlagen“ des BauGB gezählt werden können. Von 
entscheidender Bedeutung ist ferner die Frage, ob durch die Abweichung von Stan-
dards im Straßenbau (z.B. V-Profi lierung, Hochborde etc.) überhaupt Mehrkosten ent-
stehen, die eine Beitragsfähigkeit in Frage stellen könnten. Da sich der Erfahrung nach 
schon heute eine Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten rund um Erschließungsbeitragsfra-
gen drehen, empfi ehlt es sich, durch eine gesetzliche Klarstellung eine Rechtssicherheit 
zu schaffen. In diesem Sinne wäre es denkbar, die Wegegesetze der Länder und die 
Erschließungssatzungen der Kommunen entsprechend zu ergänzen bzw. anzupassen.
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Festzuhalten ist ferner, dass die Erhebung von Beiträgen nur Neuerschließungen vorbe-
halten ist, wodurch der Spielraum für eine Beitragsfi nanzierung von Mitbenutzungs-
maßnahmen generell relativ begrenzt bleibt. Allerdings sind in vielen Städten manche 
Straßen noch nicht entsprechend der örtlichen Erschließungssatzungen oder Wegege-
setze „endgültig hergestellt“. Dadurch könnten sich vereinzelt auch im Bestand Ansatz-
punkte für eine beitragsfi nanzierte Ertüchtigung zur Mitbenutzung ergeben. Eine end-
gültige Herstellung muss im Falle, dass von der Gemeinde Vorauszahlungen gefordert 
wurden, innerhalb von vier Jahren zu erwarten sein [Schmidt-Eichstaedt 2005:440]. 
Ansonsten kann sie auch später erfolgen.
Die Erschließungssatzungen der Kommunen bzw. die Wegegesetze der Stadtstaaten 
bestimmen in der Regel die Merkmale der endgültigen Herstellung von Straßen auch 
hinsichtlich der Entwässerungsanlagen. Nach § 49 des Hamburgischen Wegegesetzes 
(HWG) beispielsweise müssen Fahrbahnen und Parkfl ächen durch Borde oder Straßen-
rinnen abgegrenzt sein. Nebenfl ächen müssen nach § 49 (1) Nr. 2c „als offene Ent-
wässerungseinrichtungen in Form eines Grabens, einer Mulde oder Rinne ausgebildet 
sein und eine naturnahe Profi lsicherung aus Rasen, Bepfl anzung, Steinschüttung oder 
anderem gleichwertigen Material aufweisen“. Die Erschließungsbeiträge für Entwäs-
serungsanlagen können gemäß § 48 Nr. 6 wie alle anderen Teilanlagen (Parkstreifen, 
Fahrbahn etc.) auch selbstständig erhoben werden. 
Die Liste der nicht endgültig hergestellten Straßen sollte demnach zunächst hinsichtlich 
der Überfl utungsgefährdung geprüft werden. Stellt sich dabei im konkreten Fall ein 
erhöhtes Risiko heraus, kann untersucht werden, ob im Rahmen der endgültigen Her-
stellung eine Ertüchtigung der Straße für Mitbenutzungsmaßnahmen in Betracht gezo-
gen werden könnte. Dabei bleibt es allerdings immer von primärer Bedeutung, dass die 
im Baugesetzbuch verankerten Grundsätze der Kostengünstigkeit (§ 123 Abs.2 BauGB) 
und der Erforderlichkeit (§ 129 Abs. 1 Satz 1 BauGB) berücksichtigt bleiben. Letzterer 
besagt, dass die Kosten nur insoweit als beitragsfähiger Erschließungsaufwand betrach-
tet werden können, „(…) als die betroffene Erschließungsanlage auch wirklich erfor-
derlich ist, um die Baufl ächen (…) entsprechend den baurechtlichen Vorschriften in 
Gebrauch nehmen zu können“ [Schmidt-Eichstaedt 2005: 343 nach § 129 (1) BauGB]. 
7.3.2 Ausbaubeiträge
Erschließungsbeiträge können nur im Falle einer erstmaligen Herstellung von Straßen 
zur Finanzierung von Mitbenutzungsmaßnahmen herangezogen werden. Da ein kom-
pletter Neubau von Verkehrsfl ächen in Deutschland kaum mehr stattfi ndet, muss der 
Fokus der Betrachtung vielmehr auf die Bestandserhaltung gelegt werden. Die Länder 
ermächtigen die Kommunen in diesem Zusammenhang zur Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen [z.B. HWG 2011: §§ 51-56], wenn eine bestehende Verkehrssituation 
verändert wird. Durch die Erhebung von Ausbaubeiträgen kann die Stadt die Grund-
stückseigentümer bzw. die Erbbauberechtigten zu einem nicht unerheblichen Teil zur 
Kostendeckung beim Um- bzw. Ausbau von Stadtstraßen oder von Wegen, Plätzen 
und Grünanlagen heranziehen. „Ausbaubeiträge dürfen allerdings nicht dazu dienen, 
die vorhandenen Straßen instand zu halten oder zu sanieren – also den vorhandenen 
Zustand lediglich zu erhalten oder nach längerer Vernachlässigung wiederherzustellen. 
Lediglich die Grunderneuerung, die auch bei regelmäßiger Instandsetzung nach vielen 
Jahren notwendig werden kann, ist über Ausbaubeiträge fi nanzierbar. (…) Ein Mittel, 
um überfällige Straßensanierungen zu fi nanzieren, sind Straßenausbaubeiträge also 
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grundsätzlich nicht. (…) Vielmehr muss die Ausbaumaßnahme zu einer qualitativen 
Verbesserung der Situation führen“ [Schlünder / Beckmann 2012: 4]. Als Beispiele für 
eine beitragsfähige Maßnahme können beispielsweise nachträgliche Verkehrsberuhi-
gungsmaßnahmen betrachtet werden.
Der Aufwand für den Aus- bzw. Umbau einer Straße umfasst, z.B. nach § 51 (1) Nr. 
3 HWG, in der Regel auch die Kosten für die „Herstellung, Erweiterung und Verbesse-
rung“ von Nebenfl ächen (mit Ausnahme von Radwegen), Parkfl ächen und „Einrichtun-
gen, die der Entwässerung von Erschließungsanlagen dienen“. Vor dem Hintergrund 
der vorliegenden Untersuchung stellt sich - vergleichbar mit den zuvor betrachteten 
Erschließungsbeiträgen - die Frage, inwieweit auch die Ertüchtigung von Straßen zur 
Mitbenutzung für den gezielten Rückhalt von Extremniederschlägen zu derartigen Ein-
richtungen gezählt werden kann, bzw. ob zur Finanzierung der daraus eventuell ent-
stehenden Mehrkosten wegegesetzliche Ausbaubeiträge eingefordert werden können. 
Grundsätzlich ist die Ermächtigung zur Beitragserhebung abhängig von der Vorteilhaf-
tigkeit der Maßnahme für die betroffenen Eigentümer. „Beitragszahler können durch 
die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen für solche Maßnahmen belastet werden, 
die für sie objektiv vorteilhaft ist, d.h. die Maßnahme muss vom abgabepfl ichtigen 
Eigentümer nicht subjektiv gewünscht sein“ [Schlünder / Beckmann 2012: 4ff.]. In 
der Praxis gestaltet sich die Einschätzung der Vorteilhaftigkeit nicht selten als politisch 
schwer durchsetzbar. In einigen Bundesländern ist man daher dazu übergegangen, 
statt Einmalzahlungen der Anlieger jährlich wiederkehrende Ausbaubeiträge von allen 
Grundstückseigentümern einzufordern. Dies hat den Vorteil, dass aufgrund der Bei-
tragsgerechtigkeit eine größere Akzeptanz beim Beitragszahler erreicht werden kann 
und dass sich die Planungssicherheit von Ausbaumaßnahmen deutlich erhöht [ebenda]. 
Die Möglichkeit, die Beitragslast auf einen größeren Kreis von Abgabepfl ichtigen zu 
verteilen als auf die direkten Straßenanlieger, ist zwar verfassungsrechtlich noch nicht 
abschließend geklärt, jedoch ist es unwahrscheinlich, dass die Gerichte eine derartige 
Herangehensweise als rechtswidrig erachten [ebenda: 18].
Mit Bezug auf die Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen lässt sich festhalten, dass Maß-
nahmen zum Überfl utungsschutz grundsätzlich einen Vorteil verschaffen. Allerdings ist 
dabei zwischen den Adressaten der Vorteile, die aus einer Mitbenutzungsmaßnahme 
erwachsen, zu differenzieren. Dient die Maßnahme beispielsweise dem Schutz einzelner 
Privatobjekte, liegt die Beitragslast wohl eher auf dem Grundstückseigentümer. Wird 
durch die Mitbenutzung der Straßen jedoch eine sensible öffentliche Einrichtung (z.B. 
Umspannwerk, Krankenhaus etc.) geschützt, erscheint wiederum eine Umlage der Ab-
gabepfl icht auf alle Grundstückseigentümer als angebracht.
Es bleiben jedoch Zweifel, ob nach der aktuellen Gesetzeslage tatsächlich Ausbaubei-
träge für eine Mitbenutzung erhoben werden können. Diese setzen eine Verbesserung 
der Straße in ihrer Ausbaustruktur voraus. Dabei muss sich die Verbesserung auf die 
bestimmungsgemäße Funktion der Anlage beziehen. Ausgehend von dieser Funktion ist 
zu prüfen, ob der neue Zustand der Anlage sich für deren bestimmungsgemäße Nut-
zung günstig auswirkt, d.h., etwa den Verkehr fl üssiger, gefahrloser oder geräuschloser 
machte.  Ein Ausbau zum Zwecke der „Überfl utung“ ist grundsätzlich nur schwer als 
eine Maßnahme Rahmen der bestimmungsmäßigen Nutzung nach der Widmung (Ver-
kehr) oder zur Verbesserung des Verkehrs zu bezeichnen. Ob andere Zwecke (wie hier 
die Nutzung der Straße als Überfl utungsraum bei Starkregenereignissen) auch noch als 
eine Verbesserung im Sinne des Beitragsrechts anzusehen wären, ist daher ungewiss.
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7.3.3 Städtebauförderung
Ein weiterer Ansatz zur Finanzierung von Mitbenutzungsmaßnahmen kann im Bereich 
der Instrumente des Besonderen Städtebaurechtes gesehen werden. Mit der Klimano-
velle von 2011 hat der Belang der Anpassung an Klimafolgen (also auch an die proje-
zierte Zunahme von Starkregenereignissen) Eingang in das Baugesetzbuch gefunden 
(vgl. Kap. 2). Neben der Berücksichtigung von Anpassungsbelangen in der Bauleitpla-
nung, hat das Thema auch im Rahmen der Städtebauförderung an Gewicht gewonnen. 
Dies gilt in erster Linie für die sogenannten „Stadtumbaumaßnahmen“, deren Ziel es 
ist, in von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betroffenen Gebieten Anpas-
sungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen vorzunehmen. Gemäß 
§ 171a Abs. 2 BauGB liegen derartige Funktionsverluste nunmehr auch vor, „(…) wenn 
die allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die Klimaanpassung nicht er-
füllt werden“. Stadtumbaumaßnahmen sollen entsprechend § 171 Abs. 3 Nr. 1 BauGB 
ferner dazu beitragen, dass „die Siedlungsstruktur (…) den allgemeinen Anforderungen 
an den Klimaschutz und die Klimaanpassung angepasst wird“. Die Mitbenutzung von 
Verkehrsfl ächen kann als eine derartige Anpassungsmaßnahme an den Klimawandel 
angesehen werden, da es darum geht, die im Zuge des Klimawandels häufi ger auftre-
tenden Extremniederschlagsereignisse zu bewältigen und Schäden abzuwenden. 
Die Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an 
die Länder [VV-Städtebauförderung 2012] defi niert die Zwecke, für die Städtebauför-
dermittel eingesetzt werden. Im Rahmen des Programmes zum Stadtumbau können 
die Fördermittel gemäß dem 4. Abschnitt, Artikel 6 der Verwaltungsvereinbarung ins-
besondere eingesetzt werden für „(…) die Verbesserung des öffentlichen Raums, des 
Wohnumfeldes und der privaten Freifl ächen“ und für „die Anpassung der städtischen 
Infrastruktur einschließlich der Grundversorgung (…)“. Eine Ertüchtigung öffentlicher 
Verkehrsfl ächen zur Mitbenutzung könnte unter diesem Förderungsgegenstand sub-
summiert werden. Im Förderprogramm „Soziale Stadt“ können entsprechend dem 3. 
Abschnitt, Artikel 5 der VV Investitionen im Quartier zur „Verbesserung der Wohnver-
hältnisse, des Wohnumfeldes und des öffentlichen Raumes“ geleistet werden, „um das 
Gebiet städtebaulich aufzuwerten, die Wohn- und Lebensqualität für die Bewohnerin-
nen und Bewohner zu steigern“. Das Programm „Aktive Stadtteil- und Ortsteilzentren“ 
zählt die „Aufwertung des öffentlichen Raumes (Straßen, Wege, Plätze)“ zu seinem 
Fördergegenstand [VV Städtebauförderung 2012, 5. Abschnitt, Artikel 3].
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich durch die Novellierung des Bauge-
setzbuchs und die damit in Verbindung stehende Verwaltungsvereinbarung zur Städte-
bauförderung, die Rahmenbedingungen zur Förderfähigkeit von Mitbenutzungsmaß-
nahmen deutlich verbessert haben. Allerdings ist eine Förderung solcher Maßnahmen 
auf diejenigen Bereiche der Stadt beschränkt, die sich in einer Gebietskulisse der Städte-
bauförderung befi nden. Diese Standorte decken nur einen sehr geringen Teil der Stadt-
gebiete in Deutschland ab.
Neben der Städtebauförderung des Bundes, können auch die Förderprogramme der 
KfW-Bankengruppe für eine Finanzierung von Mitbenutzungsmaßnahmen herangezo-
gen werden Das Programm 208 der KfW „Investitionskredit Kommunen (IKK)“ fördert 
Investitionen in kommunale und soziale Infrastrukturen. Als Beispiel wird in der Aus-
schreibung auch die Anpassung der technischen Infrastruktur (z. B. in Wasser- und 
Abwasserwirtschaft, Verkehrsinfrastruktur) benannt [kfW Bankengruppe 2012]. Dar-
über hinaus können Pilotmaßnahmen einer Mitbenutzung eventuell im Rahmen der 
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Klimaschutzinitiative des Bundes gefördert werden. Das Bundesumweltministerium 
fördert seit 2011 kommunale Leuchtturmvorhaben zur Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels, „mit dem Ziel, die Risikovorsorge und langfristige Einbeziehung von Kli-
mawandelaspekten in allen klimasensiblen Entscheidungen, Planungen und Aktivitäten 
voranzubringen“ [BMU 2013]. Ähnliche Möglichkeiten bieten sich unter Umständen im 
Zusammanhang mit der europäischen Kohäsionspolitik, die das Ziel verfolgt, den Bau 
neuer Infrastrukturen oder die Anpassung bestehender Infrastrukturen an den Klima-
wandel mit Kohäsionsmitteln (z.B. Jessica) zu unterstützen [Europäische Kommission 
2013]. 
7.3.4 Finanzierung der Mehrkosten über Abwassergebühren
Im Zusammenhang mit der Mitbenutzung stellt sich grundsätzlich die Frage, ob und 
inwieweit der Umbau bzw. die Nutzung einer Straße als ein hydraulisches Element oder 
als temporärer Regenrückhalteraum über Abwassergebühren refi nanziert werden kann.
Diese Frage ist bislang noch nicht abschließend beantwortet und bedarf einer weiteren 
rechtlichen Betrachtung. Hierbei gilt es insbesondere zu klären, ob die entsprechenden 
Verkehrsfl ächen hierzu als eine öffentliche Abwasseranlage defi niert werden müsste. 
Im Rahmen eines Pilotprojektes in Solingen wurde durch die Universität Wuppertal 
und das Ingenieurbüro Krahl untersucht, inwieweit eine Straßenoberbausanierung zur 
schadlosen Ableitung von Niederschlagsspitzen durchgeführt werden kann, ohne Stra-
ßenausbaubeiträge nach dem Kommunalabgabengesetz auszulösen. Der untersuchte 
Straßenraum („Fürkerfeldstraße“) verfügt auf Grundlage einer optischen Prüfung der-
zeit noch über eine längere Restnutzungsdauer. Auch der unter der Straße verlaufende 
Kanal befi ndet sich in einem guten Zustand. (…) Eine hydraulische Sanierung des Ka-
nals aus Gründen des Überfl utungsschutzes könnte nur in offener Bauweise erfolgen, 
wodurch der Oberbau der Straßenkonstruktion soweit zerstört würde, dass er nach 
dem Eingriff die gegebene Verkehrsbeanspruchung nicht mehr aufnehmen könnte und 
grundinstandgesetzt werden müsste. „Ohne einen solchen Eingriff würde nach Ablauf 
der Nutzungsdauer der Straße lediglich eine Straßendeckenerneuerung notwendig“ 
[Beckedahl / Nafe 2012: 5].
Im konkreten Fall der Fürkerfelderstraße wurden zwei Varianten verglichen. Während 
Variante 1 einen Ausbau des unterirdischen Kanalnetzes vorsieht, stellt Variante 2 dem 
den Einbau neuer Ablaufrinnen für überschüssigen Niederschlag gegenüber. Der Ver-
gleich der beiden Lösungen führt zu dem Ergebnis, „dass durch die Umschichtung 
eines Teils des Kanalbaus in den Straßenbau in bestimmten nachweisbaren Fällen diese 
Variante günstiger hergestellt werden kann, als der reine Kanalbau mit neuen oder 
auszuwechselnden Kanälen. Damit können Teilbereiche des Straßenbaus durch die Kan-
algebühren fi nanziert werden, wenn diese Bereiche nachweislich höhere Gebühren bei 
der Kanalwechslung nach sich ziehen würden“ [Krahl 2012: 4]. 
Die Untersuchungen in Solingen scheinen darauf hinzudeuten, dass eine Refi nanzie-
rung von Straßenbaumaßnahmen zum Überfl utungsschutz über Abwassergebühren 
aus wirtschaftlicher und abgaberechtlicher Sicht grundsätzlich möglich erscheint. Hier 
gilt es jedoch die weitere Rechtsprechung abzuwarten. 
Es scheint bei vielen Akteuren grundsätzlich ein Konsens zu bestehen, dass die Ab-
wassergebührenstruktur vor dem Hintergrund der neuen Anforderungen der klimati-
schen, demographischen und wirtschaftlichen Entwicklungen nicht mehr zeitgemäß 
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ist. Vielmehr bedarf es im Sinne der Wirtschaftlichkeit einer stärkeren Betrachtung der 
Auswirkungen einer wasserwirtschaftlichen Maßnahme auf andere Themenfelder der 
Stadtentwicklung. Um derartige Maßnahmen für alle attraktiv zu gestalten, müssen 
Ausgleichszahlungen in Erwägung gezogen werden, durch welche die Mehrkosten ge-
deckt werden können [Hornscheidt/Tettinger 2011: 54/13]. Hierzu bedarf es jedoch 
einer entsprechenden Rechtsgrundlage. „Bei den heute noch nicht klar vorhersagbaren 
Auswirkungen des Klimawandels ist eine möglichst hohe Flexibilität der Anpassungs-
maßnahmen und auch ein möglichst fl exibel darauf reagierendes Gebührensystem eine 
wichtige Voraussetzung. Im Rahmen der geltenden gesetzlichen Regelungen ist eine 
fl exible Gebührenanpassung jedoch nur eingeschränkt möglich“ [ebenda].
7.3.5 Bewertung
Es hat sich gezeigt, dass mehrere Ansätze zur Finanzierung von Mitbenutzungsmaß-
nahmen über kommunale Anliegerbeiträge und –gebühren oder öffentliche Fördermit-
tel zu existieren scheinen. Diese Lösungswege bedürfen jedoch einer vertieften gebüh-
ren- und fi nanzrechtlichen Überprüfung. 
Die Bereitstellung (zusätzlicher) Gelder für eine Mitbenutzung alleine reicht allerdings 
nicht aus, um eine Umsetzung zu garantieren. Vielmehr muss darüber hinaus auch 
die Budgetierung der Mittel innerhalb der kommunalen Verwaltungstruktur in Frage 
gestellt werden. Eine bisher nicht überwundene Problematik der Mitbenutzung stellt 
nämlich die Tatsache dar, dass die Investitionskosten einer baulichen Maßnahme (z.B. 
für den Umbau einer Straße) nicht beim gleichen Kostenträger anfallen wie die Betriebs-
kosten für die Reinigung oder Instandsetzung (im Anschluss an ein Starkregenereignis). 
Das hat zur Folge, dass die Umsetzung einer gesamtwirtschaftlich vorteilhaften und 
synergiereichen Maßnahme an dem (von knappen fi nanziellen Mitteln beeinfl ussten) 
Kalkül des betroffenen Fachressorts scheitert. „Übersteigen die regelmäßig auftreten-
den Betriebskosten (...) den mit der Mitbenutzung verbundenen Nutzen der zahlenden 
Behörde, so ist es aus ökonomischen Gesichtspunkten vollkommen verständlich, dass 
diese einer solchen in der Folge nicht zustimmt. Erschwerend kommt hinzu, dass die 
fi nanziellen Mittel für wiederkehrende Betriebskosten an vielen Stellen der Verwaltung 
nahezu aufgezehrt sind, während für einmalige Investitionen durchaus ein entspre-
chendes Budget zur Verfügung steht“ [Oelmann/Czichy 2013: 51]. Konsequenz dieses 
Dilemmas ist die Notwendigkeit eines fachbereichübergreifenden Budgets zur Finanzie-
rung der Mehrkosten bzw. der Betriebskosten von Mitbenutzungsmaßnahmen [eben-
da].
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7.4 Sensibilisierung und Verfahren
Die Idee der Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Regenrückhalt bzw. zur Ableitung 
von Niederschlagsspitzen in ungefährdete Bereiche kann nur Erfolg haben, wenn es 
gelingt, bei den handelnden Akteuren der Straßenplanung ein Bewusstsein für ihre 
Mitverantwortung und Akzeptanz für das Thema Mitbenutzung zu schaffen. Die Erfah-
rungen zeigen jedoch, dass dieses Bewusstsein in den meisten Städten bislang gar nicht 
bzw. sehr schwach ausgeprägt ist und bei den meisten Straßenplanern noch zahlreiche 
Vorbehalte bestehen. 
Damit der Mitbenutzungsgedanke in der Praxis der Straßenraumgestaltung zukünftig 
mehr Beachtung fi ndet, sind an erster Stelle die Entscheidungsträger für das Thema zu 
sensibilisieren. Den für unterschiedliche Aspekte der Straßenplanung zuständigen Be-
hörden und den beauftragten Ingenieurbüros müssen, ausgehend von dem bisherigen 
Kenntnisstand, praktische Hinweise oder Empfehlungen an die Hand gegeben werden, 
in denen in Ergänzung und Vertiefung allgemein und lokal anerkannter Regeln und 
Empfehlungen der Straßengestaltung ortsspezifi sche Lösungen für häufi g wiederkeh-
rende Fragestellungen der Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen erläutert werden. 
Aufgrund des bisherigen „Laborcharakters“ einer Mitbenutzung können die Hinwei-
se des Leitfadens jedoch noch nicht im Sinne einer allgemein anerkannten Regel der 
Technik den Inhalt für eine verbindliche Verwaltungsrichtlinie darstellen, sondern sind 
zunächst als eine Empfehlung zu betrachten, welche die Auseinandersetzung mit dem 
Thema Überfl utungsschutz und Mitbenutzung bei der Straßenraumgestaltung stärken 
soll. Im konkreten Planungsfall müssen die Vorschläge zur Mitbenutzung letztendlich 
immer mit den verkehrlich-funktionalen Anforderungen abgewogen werden. Von Fall 
zu Fall werden die Gewichte hierbei unterschiedlich verteilt sein, allgemeingültige Prio-
ritäten können nicht aufgestellt werden.
Abb. 7.6. fasst die im hier vorliegenden Kapitel (Leitfaden) erläuterten Prüfschritte und 
Abwägekriterien noch einmal in einer Checkliste zusammen. Diese kann einem Straßen-
planer als Orientierungshilfe im Falle eines Neubaus oder einer Umgestaltung einer Ver-
kehrsfl äche an die Hand gegeben werden. Im Falle einer erhöhten Risikolage und einer 
entsprechenden Eignung der Verkehrsfl äche, bietet diese Liste eine praktische Hilfestel-
lung, um beim straßenräumlichen Variantenvergleich eine Mitbenutzung zur Ableitung 
und/oder zum Rückhalt extremer Niederschläge zu untersuchen und zu bewerten.
Dabei stehen unter Anderem die folgenden Fragen im Vordergrund:
 ▪  Ist eine Mitbenutzung an dem untersuchten Standort notwendig bzw. zielführend 
(d.h.: besteht vor Ort überhaupt eine Überfl utungsgefahr bzw. Schadensrisiken und 
können die Probleme nicht durch Information oder Objektschutz gelöst werden)?
 ▪  Bietet die geplante Bau- bzw. Umbaumaßnahme ausreichend Spielraum für die Er-
tüchtigung der Straße zur Mitbenutzung?
 ▪  Inwieweit eignet sich die Verkehrsfl äche bzw. angrenzende Bereiche aufgrund ihrer 
baulichen-technischen und funktionalen Eigenschaften für eine Mitbenutzung und 
welche konkreten Maßnahmen der Mitbenutzung sind denkbar? 
 ▪  Sind die durch eine Mitbenutzung hervorgerufenen Belastungen vor Ort vertretbar 
und zumutbar?
 ▪ Wie hoch wäre der Wirkungsgrad der in Frage kommenden Maßnahmen?
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Prüfschritte und Abwägekriterien für eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen
[Eigene Darstellung]
Abb. 7.6  
- Ableitungs- und 
  Rückhaltepotenzial
- Herstellungskosten 
- Betriebskosten
- Gebührenfähigkeit
Welche Maßnahme schneidet 
hinsichtlich der Kosten und der 
Wirksamkeit (Überflutungsschutz) 
am besten ab?
- Profilanpassung (Borde)
- Nutzung der Stellplätze,
  Seitenräume, sonstiger
  Verkehrselemente oder 
  des Untergrundes
Welche Maßnahmen der Mitbenut-
zung können auf der Verkehrsflä-
che umgesetzt werden?
Maßnahmen-
auswahl
Lässt sich eine Mitbenutzung mit 
den verkehrlichen Ansprüchen an 
den Straßenraum vereinbaren?
- Art der Nutzung
- Dichte
- sensible Nutzungen
Befindet sich in den Überflutungs-
bereichen ein hohes Schadens-
potenzial?
Eignungs-
prüfung
- Verkehrsfluss,
- Verkehrssicherheit,
- Barrierefreiheit
- Umfeldverträglichkeit
- Gestaltqualität
Straßenraumentwurf MIT 
Mitbenutzung 
Varianten-
vergleich
Straßenraumentwurf OHNE 
Mitbenutzung 
Umsetzung und Betrieb
Abwägung
Kostengegenüberstellung
mit konventionellen 
Entwässerungsmethoden
- Klimamodelle
- Topographie
- Fließwege
- hydraulische Engstellen
  im Kanalnetz
Besteht in dem Straßenraum oder 
in der näheren Umgebung eine 
Überflutungsgefahr bei Starkregen?
Risiko-
analyse
Auswahl
- Art und Umfang des 
  baulichen Eingriffes
Bietet die straßenbauliche 
Maßnahme Handlungsspielräume 
für eine Mitbenutzung?
Anlass
Ja Nein
AbwägekriterienPrüfschritte
Ja Nein
Ja Nein
Ja Nein
193Untersuchungsschritte und Abwägungskriterien für eine Mitbenutzung
 ▪  Welche Mehrkosten würden durch die Ertüchtigung der Straße entstehen und wie 
könnten diese fi nanziert werden?
 ▪  Was muss bei der Umsetzung einer Mitbenutzungsmaßnahme und bei deren Be-
trieb beachtet werden? 
Die meisten notwendigen Planungsinformationen für die Beurteilung einer Mitbenut-
zung liegen der Straßenplanung in der Regel bereits heute vor. Allerdings ist es uner-
lässlich, dass der zuständigen Behörde bzw. den beauftragten Ingenieurbüros künftig 
auch Informationen (z.B. Karten) zu Gefährdungs- und Risikopotenzialen bei Starkre-
genereignissen zur Verfügung gestellt werden, wie sie derzeit vielerorts in Deutschland 
erarbeitet werden. Nur mit Hilfe solcher Datengrundlagen wird es der Straßenplanung 
ermöglicht, bei jeder Straßenbaumaßnahme die lokale Gefährdungssituation und somit 
die Notwendigkeit eines oberfl ächigen Überfl utungsschutzes zu prüfen. 
Um Fragen des Ablaufes und des Betriebes einer für die Mitbenutzung bestimmten 
Verkehrsfl äche frühzeitig in die Planung und den Bau mit einzubeziehen, bedarf es 
eines kontinuierlichen Austausches mit der Stadtentwässerung und der Stadtreinigung. 
Zudem sind auch rechtzeitig Fragen der Verkehrsregelung im Falle einer Mitbenutzung 
mit den zuständigen Straßenverkehrsbehörden und der Polizei abzustimmen.
Abschließende Bewertung
Die in diesem Kapitel entwickelten Hinweise zur Mitbenutzung von Straßen zum Über-
fl utungsschutz können wegen der Vielzahl zu bedenkender und teilweise sich ständig 
entwickelnder Aspekte nicht als abgeschlossen gelten. Vielmehr werden in Zukunft auf-
grund erster Erfahrungen neue Gesichtspunkte diskutiert und Ergänzungen notwendig 
werden. Die Empfehlungen des Leitfadens und die Checkliste für Straßenplaner sind 
daher als das plausible Ergebnis eines ersten Diskussionsprozesses um die Mitbenut-
zung von Straßen zum Überfl utungsschutz zu verstehen. Es sollte auch künftig möglich 
sein, Erfahrungen und Anregungen aus dem straßenplanerischen Prozess aufnehmen 
zu können, um die Aktualität der Hinweise zu sichern. Letztere sollen den Entwurfspro-
zess auch nicht verkomplizieren. Vielmehr sollen sie den Dialog und die Abstimmung 
zu Fragen der Straßenraumgestaltung und des kommunalen Überfl utungsschutzes zwi-
schen einer Vielzahl beteiligter Stellen erleichtern.
Langfristig ist es denkbar, dass die hier erstmals entwickelten Hinweise zur Straßen-
raumgestaltung in überfl utungsgefährdeten Gebieten, sobald erste positive Erfahrun-
gen in der Umsetzung von Mitbenutzungsmaßnahmen vorliegen, Eingang in die Ent-
wurfsrichtlinien zur Straßenplanung fi nden und dort Profi lvarianten zur Gewährleistung 
des Überfl utungsschutzes dargestellt werden. 
Eine erste Überprüfung der Umsetzbarkeit der entwickelten Empfehlungen erfolgt im 
nun folgenden Kapitel.
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 7:
 ▪ Im Rahmen einer Gefährdungsanalyse gilt es die Abflusswirksamkeit befestigter und 
nicht befestigter Flächen bei Starkregenereignissen zu bestimmen, topographisch 
oder kanalnetzbedingte Gefahrenzonen zu identifizieren sowie den oberflächigen 
Abfluss und Verbleib des Niederschlags zu ermitteln.
 ▪ Durch die Verschneidung der überflutungsgefährdeten Flächen mit den Schaden-
spotenzialen vor Ort, können die für eine Mitbenutzung in Frage kommenden Ver-
kehrsflächen identifiziert und bezüglich der Risiken priorisiert werden.
 ▪ Zur Prüfung der Eignung eines Straßenraumes für Mitbenutzung müssen die Be-
lange und Ziele der Straßenplanung und des Überflutungsschutzes gegeneinander 
abgewogen und das Konfliktpotenzial so gering wie möglich gehalten werden. 
 ▪ Bei der baulichen Ausgestaltung bieten sich unterschiedliche Maßnahmen der Mit-
benutzung, z.B. durch die Anpassung der Fahrbahnprofile oder durch eine Einbezie-
hung der Flächen des ruhenden Verkehrs, der Straßenseitenräume, der Verkehrsfüh-
rungselemente oder des Straßenuntergrundes in das Entwässerungskonzept.
 ▪ Eine wassersensible Gestaltung von Straßen lässt sich bei Neuerschließungen grund-
sätzlich einfacher umsetzen als im Bestand, wo es in der Regel deutlich mehr Akzep-
tanzprobleme zu überwinden gilt. 
 ▪ Die Umgestaltung einer bestehenden Straße aus rein entwässerungstechnischen Be-
weggründen ist in Zeiten knapper Mittel sehr unwahrscheinlich. Daher bedarf es in 
der Regel eines verkehrsbezogenen Anlasses zum Umbau.
 ▪ Die Möglichkeit einer Refinanzierung von Mitbenutzungsmaßnahmen über Abwas-
sergebühren sowie die erschließungsrechtliche Beitragsfähigkeit einer Mitbenut-
zung sind nicht abschließend geklärt. Allerdings erscheint die finanzielle Beteiligung 
der nutznießenden Anlieger angesichts der Vorteile von Mitbenutzungsmaßnahmen 
für deren Grundstücke grundsätzlich nicht abwegig.
 ▪ Um die Umsetzung einer Mitbenutzung zu fördern, bedarf es der Bereitstellung 
eines fachübergreifenden Budgets zur Deckung der Mehrkosten bei der Herstellung 
und beim Betrieb einer mitbenutzten Verkehrsfläche. 
 ▪ Die Straßenplanung und die Bürgerschaft müssen noch früher in den Planungspro-
zess eingebunden und stärker für das Thema der Mitbenutzung öffentlicher Ver-
kehrs- und Freiflächen sensibilisiert werden.
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8 Umsetzung einer Mitbenutzung am Beispiel 
einer Straße in Hamburg
Nachdem im vorherigen Kapitel die theoretisch denkbaren Handlungsmöglichkeiten zur 
Mitbenutzung im Straßenraum systematisch aufgezeigt wurden, sollen diese im Fol-
genden anhand eines praktischen Beispiels einer Straße in Hamburg hinsichtlich ihrer 
Umsetzbarkeit überprüft werden. Ziel der Untersuchung ist es, evtl. in der Praxis auftre-
tende Probleme aufzudecken und die konkreten Leistungspotenziale und -grenzen der 
Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zu ermitteln.
Bevor unterschiedliche Entwurfsvarianten für das Untersuchungsgebiet skizziert wer-
den, sollen zunächst kurz die lokalen Rahmendingungen für eine Mitbenutzung in 
Hamburg skizziert werden. Dabei sollen eventuelle lokale Besonderheiten heraus ge-
stellt werden, die sich aus der Tatsache ergeben, dass die Freie und Hansestadt Ham-
burg (FHH) sowohl Bundesland als auch Kommune ist.
8.1 Rahmenbedingungen 
Auch für Hamburg projizieren die regionalen Klimamodelle eine größere Variabilität 
der Niederschlagsverhältnisse mit häufi geren und intensiveren Extremereignissen. Zwar 
nimmt der Gesamtniederschlag im Sommerhalbjahr ab, dafür können einzelne Ereignis-
se lokal deutlich intensiver ausfallen [Daschkeit/Renken 2009: 12ff.]. Schon mit einem 
Temperaturanstieg in Norddeutschland von einem Grad würde die Aufnahmekapazität 
der Atmosphäre für Wasser um 8 % steigen, wodurch die Gefahr von Starkregen und 
und daraus resultierenden Überfl utungen deutlich zunimmt [Meier 2011: 75]. Daraus 
ergibt sich auch in Hamburg für die Stadtentwässerung ein Handlungsbedarf im Be-
reich der Risikovorsorge und der vorausschauenden Anpassung an zukünftige Starkre-
genereignisse. Grundsätzlich scheint die Hamburger Wasserwirtschaft dieser Heraus-
forderung gut gewappnet zu sein und zeigt sich vergleichsweise gut aufgestellt. Als 
Stadtstaat verfügt Hamburg mit dem Hamburgischen Wassergesetz (HmbAbwG) über 
eine eigene Wassergesetzgebung [FHH 2001]. Die Abwasserbeseitigung basiert aktuell 
auf dem Abwasserbeseitigungsplan (ABP) von 2000 [FHH 2000]. Während die minis-
teriellen Angelegenheiten der Stadtentwässerung der Umweltbehörde (BSU) obliegen, 
wurden die praktischen Aufgaben der Abwasserbeseitigung 1995 von der Freien Han-
sestadt Hamburg an die Hamburger Stadtentwässerung (HSE) übertragen. Diese bildet 
seit 2006 ein eigenständiges öffentlich-rechtliches Dienstleistungsunternehmen inner-
halb des Konzerns HAMBURG WASSER [Meier 2011: 70f.].
Siedlungswasserwirtschaft hat in Hamburg eine lange Tradition. Das von William Lind-
ley entworfene Hamburger Entwässerungsnetz ist neben London das älteste in Europa 
[Meier 2011: 70f.]. Heute umfasst das Kanalnetz („Sielnetz“) in Hamburg eine Gesamt-
länge von über 5.500 km und wird durch eine Vielzahl von Pump- und Speicheranlagen 
ergänzt [Waldhoff 2011: 81]. Schon früh begann man in der Stadt damit, den Weg 
einer dezentrale Regenwasserbewirtschaftung einzuschlagen. Bereits 1983 forderte der 
damalige „Fachplan Wasserversorgung Hamburg“ die Stadtplanung dazu auf, Bau und 
Verkehrsfl ächen bevorzugt durch Versickerung vor Ort zu entwässern und nur in stark 
versiegelten Bereichen auf den Bau neuer „Siele“ zurückzugreifen [FHH 1983]. Trotz 
dieser Forderungen kann aufgrund häufi g gegenläufi ger Interessen jedoch bislang nicht 
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wirklich von einem weitreichenden Paradigmenwechsel bei der Siedlungsentwässerung 
gesprochen werden. Vielmehr scheitern frühzeitig eingebrachte Entwässerungskonzep-
te im Rahmen der planerischen Abwägungen am Durchsetzen anderer fachspezifi scher 
Forderungen [Meier 2011: 76]. Dieser Eindruck konnte durch Gespräche mit Vertretern 
der Hamburger Verwaltung und der Stadtentwässerung im Rahmen der Untersuchung 
bekräftigt werden.
Die Interessenskonfl ikte zwischen Stadtentwicklung und Stadtentwässerung könnten 
sich in Zukunft weiter verstärken. 2003 verkündete der Senat für Hamburg das Leitbild 
der „wachsenden Stadt“, welches insbesondere mit Nachverdichtungen im Innenbe-
reich der Stadt erreicht werden soll [Meier 2011]. Seitdem stieg die Neuinanspruchnah-
me von Flächen in Hamburg auf ca. 300 Hektar pro Jahr „mit der Folge, dass bei diesem 
Wert bis zum Jahr 2030 bei der Annahme einer 30 % Versiegelung rd. 875.000m³ mehr 
Niederschlagswasser bezogen auf den Bemessungsregen (Dauer: 2 Stunden, Wieder-
kehrintervall: 5 Jahre) abzuleiten sein wird“ [Meier 2011: 71]. 
Aufgrund dieser Tatsache und unterstützt durch die derzeit vorliegenden Klimaprogno-
sen sieht sich die Stadtentwässerung in Hamburg nicht mehr in der Lage, Starkregener-
eignisse alleine mit den bestehenden Entwässerungssystemen bewältigen zu können. 
„Eine zukunftsfähige Regenwasserbewirtschaftung als ergänzendes Element der Sied-
lungsentwässerung zu den bisherigen Elementen Ableitung, Speicherraumbewirtschaf-
tung und Abfl usssteuerung stellt HAMBURG WASSER vor neue Herausforderungen“ 
(vgl. Abb. 8.1) [Waldhoff 2011: 80]. 
Im Zusammenhang mit einem zukunftsfähigen Umgang mit Regenwasser wird unter 
Anderem gefordert, künftig die Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen zum Wasserrückhalt 
interdisziplinär zu diskutieren und deren Umsetzbarkeit anhand von Pilotprojekten zu 
prüfen [Waldhoff 2011: 83]. Wie in anderen vergleichbaren Städten haben Verkehrsfl ä-
chen auch in Hamburg eine große Bedeutung. So nehmen Straßen heute mit ca. 7.200 
ha einen Gesamtanteil an der Flächennutzung von 9,4 % ein [Statistikamt Nord 2012: 
7]. Die Stadt verfügt über ein Netz von rund 3.900 km Stadtstraßen, wovon ungefähr 
550 Kilometer dem Hauptverkehrsstraßennetz zuzuordnen sind. Neue Straßen kommen 
nur in geringen Anteilen hinzu. Meist handelt es sich nach Aussage der Hamburger Be-
hörde für Wirtschaft, Verkehr und Infrastruktur (BWVI) um Wohn- und Sammelstraßen 
in neuen Erschließungsgebieten. Die Möglichkeiten anlässlich von Stadterweiterungen 
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neue Wege der Straßenentwässerung einzuschlagen, sind demnach gering. Vielmehr 
müssen insbesondere Antworten auf die Frage gefunden werden, wie der Straßenbe-
stand an die neuen Anforderungen der Entwässerung angepasst werden kann. 
Grundsätzlich scheint die Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen auch in Hamburg ein mit 
den Zielen der Straßenraumgestaltung vereinbarer Lösungsweg zu sein. Der rechtliche 
Rahmen für die Straßenplanung unterscheidet sich in der Hansestadt kaum von den in 
Kapitel 7 betrachteten Vorschriften. So deckt sich das Hamburger Wegegesetz (HWG 
1974) in großen Teilen mit den Straßengesetzen anderer Bundesländer. Das technische 
Regelwerk der FGSV (vgl. Kap. 5) wird durch vier als Verwaltungsvorschrift zu qualifi zie-
rende Entwurfsrichtlinien (ER 1-4) [BSU 2006/, 2006a, 2010, 2010a] der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) sowie durch die Planungshinweise für Stadtstra-
ßen in Hamburg (PLAST) der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI) 
ergänzt bzw. konkretisiert. Für das Thema Mitbenutzung sind dabei insbesondere die 
Entwurfsrichtlinie 4 zur Oberfl ächenentwässerung auf Straßen [BSU 2010] sowie die 
PLAST 3 und 10 [BWVI 1988 bzw. 2012] zur Querprofi lgestaltung bzw. zur Barrierefrei-
heit von Verkehrsanlagen von Relevanz.
Die ER 4 deckt sich weitgehend mit den FGSV-Richtlinien zur Straßenentwässerung 
(RAS-Ew) und es lassen sich keine für die vorliegende Untersuchung relevanten Unter-
schiede erkennen [BSU 2006a]. Auch bezüglich der Barrierefreiheit lassen sich Paralle-
litäten zwischen den Vorschriften bzw. Zielsetzungen des Landes Hamburg mit denen 
der Forschungsgesellschaft  feststellen. So ist auch in Hamburg die Notwendigkeit einer 
verbesserten Barrierefreiheit unumstritten und genießt mittlerweile einen hohen Stel-
lenwert bei der Einrichtung öffentlicher Verkehrsfl ächen. Das Hamburgische Gesetz zur 
Gleichstellung behinderter Menschen [HmbGGbM 2005] fordert in § 7 (2), dass „…
öffentliche Wege (…) nach der Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften barriere-
frei zu gestalten“ sind. Gemäß der PLAST 10 ist Barrierefreiheit „keine Zugabe zu einer 
Straßenraumgestaltung bzw. Straßenplanung, sondern integraler Bestandteil. Insofern 
besteht hier auch keine Wahlfreiheit“ [BWVI 2012]. Geringfügige Unterschiede beste-
hen in Hamburg bezüglich der für diese Untersuchung relevanten Bordsteinhöhen. Die 
PLAST 10 defi nieren für die meisten Stadtstraßen eine Regelbordhöhe von 12 cm und 
eine Mindestbordhöhe von 6 cm. An Querungsstellen wird eine Bordhöhe von 3 cm 
empfohlen. Für Straßen mit einer zulässigen Durchschnittsgeschwindigkeit von über 50 
km/h und mit einem hohem Parkdruck sollen ebenso wie Bereiche von Bushaltestellen 
mit erhöhten Borden (16 cm) versehen werden. Noch höhere Borde werden für den 
Bereich von Brücken angeregt.
Abweichend von den typischen Entwurfssituationen der RASt (vgl. Kap. 5) benennen 
die 1988 eingeführten Hamburger PLAST 3 für unterschiedliche Randbedingungen fl exi-
bel zu handhabende Regelquerschnitte [BWVI 1988]. Dabei wird differenziert zwischen 
„Wohnwegen“ (nicht befahrbar/befahrbar), „Anlagen nach Mischprinzip“ (Wohnhöfe, 
verkehrsberuhigter Bereiche) sowie „Anlagen nach Trennungsprinzip“ (Anliegerstraßen, 
verkehrsberuhigte Straßen, Sammelstraßen, Hauptverkehrsstraßen, Gewerbe- und In-
dustrieerschließungsstraßen) [ebenda:3f.]. Für die vorliegende Untersuchung spielen 
die unterschiedlichen Querprofi le keine Rolle, zumal die PLAST 3 explizit auf die Berück-
sichtigung der RASt im Planungsprozess hinweist. Zusammenfassend lässt sich daher 
feststellen, dass die Ergebnisse und Erkenntnisse der Kapitel 6 und 7 trotz der beson-
deren Rahmenbedingungen im Stadtstaat Hamburg auf die nun folgende Betrachtung 
eines Beispielgebietes in Hamburg übertragen und angewendet werden können.
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8.2 Lösungsvorschläge für Mitbenutzungsmaßnahmen 
Im Folgenden soll anhand eines praktischen Beipiels einer Verkehrsfl äche in Hamburg 
(„A-Straße“, die Originalnamen der Straßen wurden geändert) geprüft werden, inwie-
weit sich die Umgestaltung einer bestehenden Straße für eine Mitbenutzung bei extre-
men Regenereignissen in der Praxis umsetzen lässt und welchen Wirkungsgrad (unter 
Berücksichtigung der Funktionalität und der Wirtschaftlichkeit) unterschiedliche Maß-
nahmen (vgl. Kap. 7) einer „wassersensiblen“ Straßenraumgestaltung erzielen können.
8.2.1 Eingrenzung des Untersuchungsgebietes
Der untersuchte Abschnitt der A-Straße befi ndet sich im Hamburger Bezirk Mitte zwi-
schen der C-und der E-Straße. Unmittelbar im Gebiet befi nden sich die Eingänge zu ei-
ner unterirdischen Haltestelle der Hamburger Hochbahn. Die A-Straße stellt ein wichtige 
Verbindung zwischen einem Ortsteilzentrum im Westen und der östlich verlaufenden 
Autobahn dar. Sie ist zweistreifi g (Gesamtbreite 7,50 m) ausgebaut mit beidseitigen 
Längsparkstreifen (Breite je 2,50 m). Darüber hinaus verfügt sie über breite Gehwege 
mit separaten Fahrradstreifen. In den Bereichen der U-Bahn-Eingänge sind die Gehweg-
bereiche zu kleinen Plätzen aufgeweitet. Der untersuchte Abschnitt der Straße grenzt 
im Norden und Süden an Geschosswohnungsbau der Nachkriegszeit in Zeilenbauweise 
(vgl. Abb. 8.3)
Eine im Rahmen des Projektes RISA durchgeführte systematische Gefährdungsanalyse 
auf Basis des digitalen Geländemodells und der Kanalhydraulik im Einzugsgebiet des 
A-Baches [Scheidt et al. 2013] zeigt insbesondere im mittleren Teil der A-Straße eine 
besonders erhöhte Überfl utungsgefährdung. Bei stärkeren Regenereignissen sammelt 
sich das Niederschlagswasser aus dem Einzugsgebiet in mehreren Senken (u.a. im Stra-
ßenraum auf Höhe der Einmündung der B-Straße) und tritt von dort aus in die angren-
zenden Gebäude und Tiefgaragen ein. Diese Feststellung wird bestätigt durch eine an 
dieser Stelle tendenzielle Häufung der registrierten „Einsatzmeldungen“ der Feuerwehr 
und der Stadtentwässerung (vgl. Abb. 8.2). 
A-Straße
B-Straße
E-
St
ra
ße
C-Straße
A-Straße
Abb. 8.2  Untersuchungsgebiet A-Straße 
[Eigene Darstellung, Datengrundlage HAMBURG WASSER und Feuerwehr Hamburg]
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8.2.2 Entwurfsvarianten
Ausgehend von den unterschiedlichen Maßnahmensteckbriefen (vgl. Kap. 7) wurden 
für den Untersuchungsbereich beispielhaft mehrere Varianten zur Umsetzung einer 
Mitbenutzung der Verkehrsfl ächen im Bereich der A-Straße geprüft und hinsichtlich 
ihrer Wirksamkeit und Kosten (überschlägig anhand einer Preisliste bzw. Erfahrungs-
werten des Hamburger Landesbetriebes für Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG) mit-
einander verglichen. Die einzelnen Varianten sollen im Folgenden kurz erläutert und 
dargestellt werden.
Abb. 8.3  Untersuchungsgebiet A-Straße in Hamburg 
[Eigene Fotos]
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8.2.2.1 Variante 1: Tieflegung der straßenbegleitenden Parkplätze 
Die erste Lösungsvariante sieht eine Tieferlegung der straßenbegleitenden Parkstände 
vor. Hierzu sollen am Straßenrand die bereits heute in Hamburg verwendeten Hochborde 
von 16 cm eingesetzt werden. Zur Fahrbahn ist eine überfahrbare Bordkante von 5 cm 
vorgesehen. Dadurch kann überschüssiges Regenwasser, welches von der Fahrbahn ab-
fl iesst oder aus den Straßeneinläufen austritt im Bereich des tieferliegenden Stellplatzes 
zurückgehalten und gedrosselt abgeführt werden. Die Speicherwirkung wird dadurch 
noch erhöht, dass zwischen den Parkständen Tiefbeete (z.B. Innodrain) angeordnet 
werden, welche mit solchen Sträuchern bepfl anzt werden, die ein robustes Verhalten 
gegenüber Einstau- und Trockenphasen aufweisen. Die Fahrbahn wird als Dachprofi l 
ausgeführt, so dass das Wasser ungehindert in die Stellplatzbereiche abfl ießt. Dort wird 
es über Pendelrinnen im Längsgefälle durch Bordschlitze in die Tiefbeete geleitet, wo 
es dann in darunter liegende Rigolen versickern kann. Durch die Versickerung werden 
die Zufl üsse bestmöglich gereinigt. Zweckmäßigerweise wird den Beeten jedoch ein 
Absetzraum vorgeschaltet, um Grobstoffe und absetzbare Stoffe fernzuhalten.
Bei Durchführung der Maßnahme können in dem Bereich kontrolliert ca. 260 m³ Wasser 
gedrosselt und versickert werden (vgl. Abb. 8.4 bis 8.6). Pro Stellplatz könnten maximal 
bis zu 2,5, pro Tiefbeet weitere 4,5 Kubikmeter zurückgehalten werden. Entsprechend 
der Preisliste des LSBG würden bei einer Umsetzung der Maßnahme Baukosten in Höhe 
von schätzungsweise 390.000 Euro anfallen (davon ca. 150.000 Euro Arbeitslöhne und 
ca. 35.000 Euro Honorarkosten für alle HOAI-Leistungsphasen). Die Betriebskosten sind 
aufgrund der schwierigen Reinigung der Stellplatzbereiche relativ hoch einzuschätzen.
Abb. 8.4  Variante 1: Lageplan 
[Eigene Darstellung]
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Variante 1 (Parkstreifen): Querschnitt 
[Eigene Darstellung]
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Variante 1 (Tiefbeet): Längs- (links) und Querschnitt (rechts) 
[Eigene Darstellung]
Beispiele für abgesenkte Parkstreifen und für Tiefbeete im Straßenraum 
[Innodrain 2013 (l.); Gemeente Rotterdam et al. 2007 (r.)]
Abb. 8.7  
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8.2.2.2 Variante 2: Mittelstreifen mit Muldenkaskade
Eine weitere Möglichkeit zur kontrollierten Zwischenspeicherung und der anschliessen-
den Versickerung von Regenwasser in der A-Straße bietet sich aufgrund der zur Verfü-
gung stehenden Straßenbreite durch die Anlage eines durch Borde vom Straßenraum 
abgetrennten Mittelstreifens im Straßenraum. Für eine derartige Umgestaltung müsste 
auf einen der straßenbegleitenden Parkstreifen verzichtet werden oder die Geh- und 
Radwegbreiten im Seitenraum entsprechend angepasst werden.
Der Mittelstreifen wird in einer dem Längesgefälle der Straße folgenden Kaskadenform 
ausgebildet (vgl. Abb. 8.8). Zur Sicherstellung ausreichender Querungsmöglichkeiten 
der Straße werden im Abstand von ca. 100 Metern Überwege angeordnet. Durch eine 
Querneigung der Straße zum Mittelstreifen können Regenspitzen (evtl. mittels zusätz-
licher Kasten- oder Schlitzrinnen für die Fahrbahnquerung) und über Muldeneinlauf-
schlitze in den mit einstau- und trockenresistenten Sträuchern bepfl anzten Mittelstrei-
fen abgeleitet werden und dort verdunsten oder (z.B. in darunter liegende Rigolen) 
versickern (vgl. Abb. 8.9 und 8.10). 
Unter der Annahme, dass der Mittelstreifen eine Tiefe von 0,5 m aufweist, können 
durch diese Maßnahme in dem untersuchten Straßenabschnitt ca. 260 m³ Wasser zwi-
schengespeichert werden. Für die Maßnahme würden gemäß der Kostentabelle des 
Hamburger Landesbetriebes Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG) Baukosten in Höhe 
von ca. 280.000 Euro anfallen, die sich zu 27.000 Euro auf Honorarkosten für alle Leis-
tungsphasen gemäß HOAI, zu 75.000 Euro auf Arbeitslöhne und zu 145.000 Euro auf 
Materialkosten und Kosten für die Baustelleneinrichtung aufteilen.
Abb. 8.8  Variante 2: Lageplan 
[Eigene Darstellung]
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Variante 2: Querschnitt
[Eigene Darstellung]
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Abb. 8.10  Beispiele für Versickerungsmulden im Straßenraum 
[Bayr. Landesamt für Wasserwirtschaft 2005]
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8.2.2.3 Variante 3: Anhebung der Borde
In der dritten Variante wird, zur Sicherung der anliegenden Häuser gegen Überfl u-
tungen, die Möglichkeit in Betracht gezogen, die Borde im gefährdeten Bereich der 
A-Straße anzuheben und das Wasser im Fall eines Starkregenereignisses weitestgehend 
auf der Fahrbahn (inkl. der straßenbegleitenden Stellplatzstreifen) zu halten. Im Über-
fl utungsfall steht dementsprechend die gesamte Senke unter Wasser (vgl. Abb. 8.11). 
Die Ableitung des gestauten Wassers erfolgt im Anschluss an das Starkregenereignis 
kontrolliert über die Kanalisation.
Die Straße wird bei dieser Variante entweder mit einem minimalem Dach- oder (zur 
Erhöhung des Speichervermögens) im V-Profi l ausgeführt (vgl. Abb. 8.12 und 8.13). 
Um eine ausreichende Barrierefreiheit zu gewährleisten, wird eine erhöht angeordnete 
Querungsmöglichkeit im Bereich der Einmündung der B-Straße angelegt. Die abgesenk-
ten Borsteine im Bereich der Zufahrt zu dem südlich der Straße gelegenen Parkplatz 
(Höhe B-Straße) sind durch Rampen zu ersetzen. Der Radweg ist hier entsprechend zu 
verschwenken. Im übrigen Gebiet wird der Einsatz von Hochborden empfohlen. Diese 
können unter Umständen im Bereich der Stellplätze in Treppenbauweise ausgeführt 
werden, um hier das Ein- und Aussteigen beim Parken zu erleichtern. 
Bei Durchführung der Maßnahme können im Straßenraum der Senke ca. 680 m³ Was-
ser zwischengespeichert werden. Für die Anhebung der Borde werden Kosten in Höhe 
von 160.000 Euro veranschlagt, von denen 80.000 Euro für Arbeitslöhne, 18.000 Euro 
für Honorarkosten und 62.000 Euro für Materialkosten aufgewendet werden müssen.
Abb. 8.11  Variante 3: Lageplan
[Eigene Darstellung]
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[Eigene Darstellung]
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[Eigene Darstellung]
Abb. 8.13  
Abb. 8.14  Beispiele für den ungeplanten Rückhalt und die Ableitung von Regenwasser im Fahrbahnbereich 
[Meteo Actueel 2011]
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8.2.2.4 Variante 4: Wasserplatz
Die vierte Variante sieht vor, einen „Wasserplatz“ am U-Bahn-Eingang nahe der C-Stra-
ße zu gestalten (vgl. Abb. 8.15), auf dem im Starkregenfall überschüssiges Regenwasser 
temporär kontrolliert zurückgehalten werden kann. Der von den höher gelegenen Be-
reichen entlang der Straße in die Senke fl iessende Niederschlag wird auf Höhe der C-
Straße direkt von der Fahrbahn in den Seitenbereich auf den Wasserplatz abgeleitet und 
kann dort versickern oder verdunsten. Der Zulauf des Platzes erfolgt über eine diagonal 
auf der Fahrbahn angeordnete Kastenrinne, die im Bereich des Gehwegs entweder ab-
gedeckt oder offen geführt werden kann (vgl. Abb. 8.16 bis 8.18). 
Der Wasserplatz besteht aus drei Rückhaltebecken, von denen die oberen beiden durch 
Röhren miteinander verbunden sind. Das untere Becken wird über einen Überlauf ge-
füllt. Ist das Stauvolumen des Platzes voll ausgeschöpft, wird das überschüssige Wasser 
wieder in den Straßenraum zurückgegeben. Zu Trockenzeiten kann der Platz mit Sitz-
möglichkeiten als Aufenthaltsfl äche genutzt werden. Gleichzeitig können die Rückhal-
tebecken des Platzes durch entsprechende überstau- und trockenresistente Bepfl anzung 
als Gestaltungselemente für das Gebiet genutzt werden und die Wohnqualität erhöhen.
Insgesamt besitzt der vorgeschlagene Wasserplatz ein Stauvolumen von insgesamt ca. 
215 m³ bei Kosten von ungefähr 135.000 Euro, die sich zusammensetzen aus 47.000 
Euro Arbeitslöhnen, 16.000 Euro Honorarkosten für alle Leistungsphasen gemäß HOAI 
und 73.000 Euro Materialkosten.
Abb. 8.15  Variante 4: Lageplan
[Eigene Darstellung]
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Variante 4: Schnitt AA Platzbereich
[Eigene Darstellung]
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Variante 4: Schnitt BB Platzbereich
[Eigene Darstellung]
Abb. 8.17  
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Variante 4: Schnitt CC Zuleitungsrinne
[Eigene Darstellung]
Abb. 8.18  
Abb. 8.19  Beispiele für abgesenkte Grünanlagen
[Vallée (l.); Bayr. Landesamt für Wasserwirtschaft 2005 (r.)]
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8.2.2.5 Variante 5: Mulde oder Abfanggraben im Seitenraum
Aufgrund der relativ groß dimensionierten Seitenräume im Untersuchungsbereich bie-
tet sich als weitere mögliche Maßnahme die Anlage einer Muldenkaskade oder eines 
Abfanggrabens im nördlichen Bereich der A-Straße an (vgl. Abb. 8.20). Damit das in 
der Senke anfallende Niederschlagswasser auch in die Mulde gelangt, muss das Stra-
ßenprofi l hierzu mit konstanter Querneigung in Richtung des Seitenraumes ausgebildet 
werden. Der Bordsteinverlauf wird mit Hilfe von Muldeneinlaufschlitzen durchlässig ge-
staltet, so dass das Wasser ungehindert in die mit einstau- und trockenresistenten Grä-
sern bepfl anzte Mulde oder in den Graben gelangen kann, um dort zu verdunsten oder 
(z.B. in darunter liegende Rigolen) zu versickern. Die Zulaufrinnen werden mit Gittern 
abgedeckt. Zur besseren Erreichbarkeit der parkenden Autos an der A-Straße werden 
zwischen den einzelnen Kaskadenbausteinen kleine Übergänge angeordnet (vgl. Abb. 
8.21 und 8.22).
Unter der Annahme, dass die Mulde bzw. der Graben eine Tiefe von 0,5 m aufweist, 
können durch diese Maßnahme in dem untersuchten Straßenabschnitt ca. 155 m³ 
Wasser, bei einer Tiefe von 1 m sogar ca. 310 m³ zwischengespeichert werden, um dort 
zu verdunsten oder zu versickern. 
Bei Durchführung der Maßnahme fallen gemäß der Kostentabelle des Hamburger Lan-
desbetriebes Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG) bei einer Muldentiefe von 1 m Kos-
ten in Höhe von ca. 240.000 Euro an. Darin enthalten sind 67.000 Euro Arbeiterlöhne, 
24.000 Euro Honorarkosten für alle Leistungsphasen gemäß HOAI und 159.000 Euro 
Materialkosten und Kosten für Bodenentsorgung etc.
Abb. 8.20  Variante 5: Lageplan
[Eigene Darstellung]
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Variante 5: Querschnitt
[Eigene Darstellung]
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Abb. 8.22  Beispiele für Straßenbegleitende Mulden(kaskaden) 
[Bayr. Landesamt für Wasserwirtschaft 2005]
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8.2.2.6 Variante 6: Notwasserweg
Als weitere Variante zur Entlastung der Senke an der Kreuzung A-Straße und B-Straße 
wird vorgeschlagen, das bei Starkregenereignissen anfallende Wasser über eine Notent-
wässerung in Form einer Kastenrinne im Park- bzw. Seitenraum abzuleiten und in den 
A-Bach zu leiten (vgl. Abb. 8.23 und 8.24). Bei Erreichen eines gewissen Wasserstandes 
im Bereich der Senke wird das sich anstauende Regenwasser über eine offene Rinne in 
eine parallel zur Straße verlaufende Notentwässerungsrinne im Seitenraum abgeleitet 
(vgl. Abb. 8.25 bis 8.27). Bis zu einer Tiefe von 0,5 m wird die Rinne in abgedeckter 
Form ausgeführt, ab 0,5 m Tiefe als unterirdischer Kanal. Zu Reinigungszwecken wer-
den im Abstand von 15 Metern Wartungsschächte angeordnet, um ein Verstopfen des 
Kanals und somit ein Versagen im Starkregenfall zu vermeiden. Im unteren Bereich tritt 
das gesammelte Regenwasser wieder aus und wird über die Straße (z.B. unterstützt 
durch Pfl asterrinnen) bis zum tiefer gelegenen A-Bach abgeleitet.
Für die Maßnahme fallen überschläglich Kosten in Höhe von 145.000 Euro an. Davon 
entfallen ca. 16.000 Euro auf Honorarkosten für alle Leistungsphasen gemäß HOAI und 
54.000 Euro auf Löhne für die Bauarbeiten, der restliche Teil (ca. 72.000 Euro) deckt 
Materialkosten und Kosten für Baufahrzeuge, Baustelleneinrichtung, etc.
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Abb. 8.23  Variante 6: Querschnitt (überzeichnet) A-Bach (l.) - A-Straße (r.) 
[Eigene Darstellung]
Variante 6: Lageplan
[Eigene Darstellung]
Abb. 8.24  
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Variante 6: Querschnitt AA
[Eigene Darstellung]
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Variante 6: Querschnitt BB
[Eigene Darstellung]
Abb. 8.26  
Abb. 8.27  Beispiele für geschlossene bzw. teiloffene Ableitungsrinnen im Straßenraum 
[Bayr. Landesamt für Wasserwirtschaft 2005]
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8.2.2.7 Weitere Maßnahmen im Einzugsgebiet 
Abgesehen von den oben aufgeführten Maßnahmen besteht die Möglichkeit, weitere 
Maßnahmen im oberen Einzugsgebiet durchzuführen. Wie in Abbildung 8.28 zu er-
kennen ist, entwässert die gesamte A-Straße sowie die beiden von ihr abzweigenden 
C-Straße und D-Straße in die Senke an der Einmündung B-Straße.
Während die C-Straße und die D-Straße kleine Wohnstraßen sind, die keine ausgepräg-
ten Straßenseitenräume besitzen, ist die A-Straße auch im oberen Einzugsgebiet breit 
genug, um Maßnahmen im Seitenraum durchzuführen oder ggf. einen Mittelstreifen 
mit einer Muldenkaskade zu planen. Die Mitbenutzung der Fahrbahn ist generell pro-
blematisch, da die Straße im oberen Bereich ein starkes Längsgefälle besitzt und daher 
das Wasser zu schnell abfl ießt. Hinzu kommt, dass das Verkehrsaufkommen hier relativ 
hoch ist, was mit einer Mitbenutzung der Fahrbahn schwieriger vereinbar ist. Jedoch 
können Parkstreifen, Busbuchten und der Seitenraum als temporäre Rückhaltefl äche 
genutzt werden.
In der C-Straße und der D-Straße ist das Verkehrsaufkommen gering, die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit beträgt 30 km/h. Die Fahrbahn ist relativ schmal und die Grund-
stücke bzw. Vorgärten grenzen direkt an die Gehwege, wodurch im Seitenraum keiner-
lei Möglichkeiten zum Regenwasserrückhalt auf öffentlichen Flächen vorhanden sind. 
Durch den hohen Anteil an Wohnnutzung muss bei der weiteren Planung zudem die 
hohe Anzahl Einfahrten berücksichtigt werden. Mögliche Maßnahmen wären hier die 
Mitbenutzung der Fahrbahn, die Anordnung von Verkehrsberuhigungselementen und 
unterirdischen Elementen wie Stauraumkanälen, Rinnen o.ä. In der C-Straße besteht 
zudem die Möglichkeit, Wasser auf einen angrenzenden Spielplatz zu leiten und dort 
gezielt versickern zu lassen.
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[Eigene Darstellung, Datengrundlage HAMBURG WASSER und Feuerwehr Hamburg]
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8.2.3 Bewertung und Variantenvergleich
Die Betrachtung des Untersuchungsgebietes der A-Straße in Hamburg hat deutlich ge-
zeigt, dass Mitbenutzung in der Praxis zu einer gewissen Entspannung der Situation 
beitragen kann. Dies ist unter anderem auch auf die Tatsache zurückzuführen, dass 
die Rahmenbedingungen an dem betroffenen Standort abgesehen vom Längsprofi l im 
oberen Bereich als besonders günstig zu bewerten sind. So stehen in dem Gebiet aus-
reichende Freifl ächen im Seitenraum zur Verfügung, das Straßenprofi l ist breit und mit 
beidseitigen Parkstreifen ausgestattet und die Verkehrsbelastung ist noch relativ über-
schaubar. 
Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass die Überstausicherheit der angrenzenden 
Grundstücke bei allen vorgeschlagenen Gestaltungslösungen über der von traditionel-
len Ableitungssystemen liegt, da durch sie die Speicher- und Ableitungsmenge bei ex-
tremen Niederschlägen ohne Schädigung von Gebäuden bis zu einem gewissen Punkt 
erhöht werden kann. Allerdings muss auch festgestellt werden, dass alle an dem Stand-
ort untersuchten Maßnahmen (auch in ihrer Kombination) nicht ausreichen würden, 
die Überfl utungssituation bei extremen Regenereignissen vollkommen zu entschärfen 
(bei einem 20jährigen Regen entsteht im Einzugsgebiet der Senke ein Überstauvolu-
men von ca. 3.800 m³, bei einem 50jährigen ca. 5.400 m³). Bezüglich der Kosten und 
der Wirksamkeit schneiden im Vergleich untereinander die Maßnahme der Bord- und 
Gehweganhebung sowie die Wasserplatzlösung am besten ab (vgl. Tabelle 8.1). Eher 
unwirtschaftlich sind im Vergleich dazu vor allem diejenigen Maßnahmen, die umfang-
reiche Tiefbauarbeiten notwendig machen würden (Mulden, Tiefbeete, Mittelstreifen).
Eine Ausnahme bezüglich des Leistungspotenziales bildet die Variante 6, die bei einem 
außergewöhnlichen Starkregenereignis eine Notentwässerung der Senke über eine of-
fene Rinnenzuleitung in den A-Bach vorsieht. Eine solche Maßnahme würde sicherlich 
zu einer deutlichen Verbesserung der Überfl utungssituation an der A-Straße beitragen 
und wäre zusätzlich mit vergleichsweise geringen Kosten verbunden. Bereits vor einigen 
Jahren wurde für den Untersuchungsbereich von HAMBURG WASSER ein konventi-
onelles Entwässerungskonzept erarbeitet, welches eine Vergrößerung der vorhande-
nen Kanäle vorsieht. Aufgrund der damit verbundenen Erhöhung der Einleitmengen in 
den A-Bach wurde dieses Konzept vom betroffenen Stadtbezirk damals allerdings nicht 
getragen. Da die hier vorgeschlagene Variante einer oberfl ächlichen Notentwässerung 
über die Straße ebenfalls mit einer erhöhten Einleitung in das Gewässer einhergehen 
würde, müsste vor dem Hintergrund des Gewässerschutzes zunächst die grundsätzliche 
Tab. 8.1  
Variante Mitbenutzung Herstellungs-
kosten in €
Rückhalte-
volumen in m³
1. Tieferlegung Parkstände und Tiefbeete ca. 260 m³ ca. 1500 €/m³ca. 390.000 €
Kosteneffizienz 
€ pro m³ *
2. Mittelstreifen mit Muldenkaskade ca. 260 m³ ca. 1075 €/m³ca. 280.000 €
3. Anhebung der Bordsteine ca. 680 m³ ca. 235 €/m³ca. 160.000 €
4. Wasserplatz ca. 215 m³ ca. 630 €/m³ca. 135.000 €
5. Mulde/Abfanggraben im Seitenraum ca. 310 m³ ca. 775 €/m³ca. 240.000 €  **
6. Notwasserweg zum Schleemer Bach nur Ableitung -ca. 145.000 €
*betrachteter Bereich von B-Straße bis C-Straße        ** Tiefe = 1m 
Herstellungskosten der Varianten im Vergleich 
[Eigene Darstellung]
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Genehmigungsfähigkeit einer solchen Lösung geprüft werden.
Aufgrund der begrenzten Leistungspotenziale der einzelnen Varianten (mit Ausnah-
me des Notwasserweges), müssten die vorgeschlagenen baulichen Eingriffe in den 
Straßenraum alle mit weiteren ergänzenden Maßnahmen zum Objektschutz oder zur 
Abkopplung von Niederschlagswasser einhergehen. Die Mengenbetrachtungen im Be-
reich des untersuchten Überfl utungsschwerpunktes haben ferner verdeutlicht, dass eine 
großräumigere Betrachtung bzw. ein umfangreicherer Umbau weiterer Teile der Straße 
als der unmittelbar betroffenen erforderlich wäre, um tatsächlich eine signifi kante Ent-
lastung bzw. Verringerung der Überfl utungsauswirkungen zu erreichen. Die Mitbenut-
zung von Verkehrsfl ächen kann am Standort A-Straße also nicht die alleinige Lösung 
für die Überfl utungsproblematik sein. Vielmehr ist sie als ein Baustein in einem um-
fassenden Maßnahmenbündel zur Regenwasserbewirtschaftung zu betrachten. Hierzu 
sind neben klassischen Optimierungsmaßnahmen im Entwässerungssystem, vor allem 
Maßnahmen einer dezentralen Regenwasserbewirtschaftung (z.B. Dachbegrünung, 
Versickerung, Regenwassernutzung etc.) im Einzugsbereich der Senke zu zählen. Nicht 
zuletzt könnte eine Verbesserung der Überfl utungssituation auch über entwässerungs-
technische Maßnahmen im Straßenraum erreicht werden. Einen entscheidenden Punkt 
stellen dabei vor allem die Straßeneinläufe in das Kanalisationssystem dar. Häufi g ver-
schärfen zu gering bemessene oder verstopfte Sinkkästen die Überfl utungssituation bei 
Starkregen. Es bedarf daher vor dem Hintergrund des Klimawandels einer Bewertung 
der bisherigen Dimensionierungsansätze der RAS-Ew bzw. der Hamburger Entwurfs-
richtlinie 4 und der Prüfung einer konstruktiven Anpassung und Optimierung dieser 
Entwässerungselemente (insbesondere an in stark überfl utungsgefährdeten Bereichen). 
Dabei stellt sich beispielsweise die Frage, welche Potenziale eine Erhöhung der Regen-
einlaufdichte im Straßenräumen mit sich bringen würde. Auch in einer baulichen Um-
gestaltung der Regeneinläufe wird ein großes Potenzial für den Überfl utungsschutz 
gesehen. Dadurch könnten einerseits größere Abfl üsse abgeleitet und zusätzlich die 
Verstopfungsgefahr nach sommerlichen Gewitterniederschlägen durch Laub bzw. Ha-
gel reduziert werden. Da derartige Verstopfungen oft auch mit den unzureichenden 
Unterhalts- und Reinigungszyklen von Straßeneinläufen zusammenhängen, empfi ehlt 
sich, ergänzend zu einer baulichen Optimierung der Sinkkästen, auch eine Anpassung 
der Reinigungszyklen (Häufi gkeiten, Kehrgeschwindigkeiten) in überfl utungsgefähr-
deten Gebieten. In Bereichen des ruhenden Verkehrs müsste dies jedoch einhergehen 
mit der Durchsetzung temporärer Parkverbote zu Reinigungszwecken, so wie sie im 
Ausland bereits vielerorts praktiziert werden. Durch zielgerichtete Reinigungsstrategien 
kann zudem die Schadstoffbelastung durch Straßenabfl üsse reduziert und Kosten für 
teure Behandlungsanlagen eingespart werden. Nach Auskunft der Hamburger Stadtrei-
nigung [Rademacher 2011] liegen in der Reinigung von Straßen und Einlaufsystemen 
noch erhebliche Verbesserungspotenziale, allerdings können diese aufgrund mangeln-
der fi nanzieller Ressourcen und bislang nicht ausgeschöpft werden. Zudem sind die 
aufgeteilten Zuständigkeiten für die Reinigung von Verkehrsfl ächen und von Sinkkästen 
nicht besonders hilfreich. 
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SCHLUSSFOLGERUNGEN KAPITEL 8:
 ▪ Die Einbeziehung von Verkehrsflächen in die Entwässerungsplanung kann grund-
sätzlich zu einer Entspannung der Überflutungssituation und zu einer höheren 
Überstausicherheit der angrenzenden Grundstücke bei extremen Niederschlägen 
beitragen, allerdings ist der Wirkungsgrad einer Mitbenutzung von Verkehrsflächen 
(insb. im Bereich der Rückhaltung) begrenzt.
 ▪ Bezüglich der Kosten und der Wirksamkeit schneiden bei dem untersuchten Pra-
xisbeispiel die Maßnahmen der Straßenprofilanpassungen (Bordhöhen) sowie die 
Anlage eines Wasserplatzes im Seitenraum am besten ab. 
 ▪ Alle an dem Beispielstandort untersuchten Maßnahmen würden (auch in ihrer Kom-
bination) alleine nicht ausreichen, die Überflutungssituation bei extremen Regener-
eignissen (T20, T50) vollkommen zu entschärfen. 
 ▪ Mitbenutzung kann in dem Untersuchungsgebiet nur als ein Baustein in einem um-
fassenden Maßnahmenbündel zur Anpassung an zunehmende Starkregenereignisse 
betrachtet werden. Sie muss daher mit weiteren ergänzenden Maßnahmen zur Mit-
benutzung anderer Flächen, zum Objektschutz oder zur Abkopplung von Nieder-
schlagswasser im weiteren Einzugsgebiet einhergehen. 
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Ergebnisse
Die vorliegende Arbeit kommt zu der Erkenntnis, dass an einer gezielten Mitbenutzung 
von Verkehrsfl ächen zur Ableitung und zum Rückhalt von extremen Niederschlägen 
in Zukunft kein Weg vorbei führen wird. Angesichts der auf unabsehbare Zeit wei-
ter bestehenden Unsicherheiten der Prognosen von Starkregen und in Anbetracht der 
mangelnden fi nanziellen Ressourcen der kommunalen Infrastrukturentwicklung für 
eine umfassende Anpassung der Entwässerungssysteme wird sich ein zeitweiser Aus-
tritt von Niederschlagswasser aus der Kanalisation in Zukunft alleine mit technischen 
Maßnahmen nicht immer vermeiden lassen. Ein kontrollierter Umgang mit dem Wasser 
an der Oberfl äche in Form einer Mitbenutzung von Freifl ächen ist somit unumgänglich, 
um Schäden an Personen, Gebäuden und Infrastrukturen weitestgehend zu vermeiden. 
Die häufi g vorgebrachten Bedenken bezüglich der Vereinbarkeit einer Mitbenutzung 
mit den verkehrlichen Ansprüchen an die Straßen, Wege und Plätze konnten durch die 
vorliegende Arbeit größtenteils ausgeräumt bzw. relativiert werden. Es hat sich heraus-
gestellt, dass sich eine Mitbenutzung mit den Belangen des Verkehrs in Einklang brin-
gen lässt, sofern bei der wassersensiblen Gestaltung von Verkehrsfl ächen gewisse An-
forderungen an die Verkehrssicherheit und an die Barrierefreiheit erfüllt werden. Zwar 
kann es während eines Starkregenereignisses durch eine Mitbenutzung der Oberfl äche 
zu temporären Komforteinschänkungen für die Verkehrsteilnehmer kommen, allerdings 
treten diese bereits heute auch schon bei anderen Wetterereignissen (z.B. Schnee, Hitze 
etc.) auf.
Die vorliegende Dissertation gibt in einem Leitfaden Hinweise, wie die Überfl utungs-
gefährdung und die Eignung einer Verkehrsfl äche für eine Mitbenutzung überprüft 
werden kann und defi niert Kriterien, die bei der planerischen Abwägung und bei der 
baulichen Umsetzung einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen berücksichtigt werden 
müssen. Mit Hilfe von Steckbriefen wird das Spektrum von Maßnahmen, die auf Ver-
kehrsfl ächen möglich sind, praxisnah aufgezeigt. Diese Steckbriefe können im konkre-
ten Einzelfall von der Straßenplanung bei der Abwägung als Orientierungshilfe heran-
gezogen werden.
Nicht abschließend geklärt werden konnte die Frage, ob eine Refi nanzierung von Stra-
ßenbaumaßnahmen zum Überfl utungsschutz über Abwassergebühren möglich ist und 
inwieweit durch veränderte Budgetzuweisungen (Kanalnetz, Straßenbau, Stadtgrün 
etc.) neue Finanzierungswege für eine Mitbenutzung eröffnet werden können. Hier 
besteht weiterer Forschungsbedarf, insb. bezüglich der gebühren- und beitragsrechtli-
chen Zulässigkeit eines solchen Ansatzes. Ein entscheidender Faktor für die Umsetzung 
von Mitbenutzungsmaßnahmen wird in der Bereitstellung eines fachübergreifendenen 
Budgets zur Deckung der Mehrkosten bei der Herstellung sowie insbesondere der Be-
triebskosten für die Reinigung und Instandsetzung einer mitbenutzten Verkehrsfl äche 
gesehen. Ansonsten wird die Umsetzung einer Mitbenutzung, trotz der aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht offensichtlichen Vorteile, an den fehlenden Mitteln der zuständi-
gen Stellen scheitern. Forschungsbedarf besteht darüber hinaus auch hinsichtlich der 
Frage, inwieweit eine sektorübergreifende Betrachtungsweise, die den Aspekt der Über-
fl utungsvorsorge mit einschliesst, bei der Kosten-Nutzen-Analyse von Straßenbaumaß-
nahmen zielführender wäre als die bisherigen Bewertungsverfahren, die nur die inter-
nen und externen Effekte des Straßenverkehrs berücksichtigen. Auch die gestalterischen 
Potenziale von Wasser im Straßenraum und deren explizite Betrachtung in den Emp-
fehlungen zur Straßengestaltung sollten in diesem Kontext näher untersucht werden.
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Abschliessende Bewertung und Ausblick
Das untersuchte Praxisbeispiel der Straße in Hamburg hat deutlich gezeigt, dass der 
Wirkungsgrad einer Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen (insb. im Bereich der Rückhal-
tung) in der Regel begrenzt ist. Zwar trägt eine gezielte und kontrollierte Einbeziehung 
von Verkehrsfl ächen zu einer Entspannung der Überfl utungsproblematik bei, sie kann 
jedoch meistens nicht die alleinige Lösung sein. Der Ansatz einer Mitbenutzung sollte 
daher zum Einen auch auf andere öffentliche Freifl ächen (z.B. Grün- und Sportanlagen) 
und unter Umständen sogar auf private Freifl ächen ausgedehnt werden. Andererseits 
darf Mitbenutzung jedoch letztlich nur als ein einzelner Baustein in einem umfassenden 
Maßnahmenbündel zur Bewältigung und zur präventiven Anpassung an Starkregener-
eignisse betrachtet werden, an dem jeweils eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure zu 
beteiligen sind (vgl. Abb. F.1). 
Neben der Umgestaltung einer Verkehrsfl äche zur Mitbenutzung sollten auch alle ande-
ren Optionen der Rückhaltung, Ableitung bzw. Abkopplung von Niederschlagswasser 
im Einzugsgebiet der gefährdeten Flächen ausgeschöpft werden. Hierzu zählen nach 
wie vor auch die klassischen technischen Maßnahmen der Siedlungswasserwirtschaft. 
Mancherorts kann eine Kanalnetzsanierung oder die Schaffung von konventionellen 
Rückhaltebecken unter Umständen immer noch die sinnvollste Lösung darstellen. Nicht 
ausgeschöpfte Potenziale fi nden sich darüber hinaus in der Nutzung von Netzreserven 
oder in der Reaktivierung ehemaliger Gewässer. 
Auch im Straßenraum sollte auf entwässerungstechnische Maßnahmen nicht ganz ver-
zichtet werden. Häufi g verschärfen zu gering bemessene oder verstopfte Sinkkästen die 
Überfl utungssituation. Hier ist eine Neubewertung der bisherigen Dimensionierungs- 
und Verteilungsansätze der RAS-Ew sowie eine Prüfung einer konstruktiven Anpassung 
und Optimierung von Straßeneinläufen erforderlich. Dadurch könnten einerseits größe-
re Abfl üsse abgeleitet und zusätzlich die Verstopfungsgefahr nach sommerlichen Ge-
witterniederschlägen z.B. durch Laub reduziert werden. Ergänzend zu einer baulichen 
Optimierung der Sinkkästen empfi ehlt sich nicht zuletzt eine Erhöhung der Reinigungs-
zyklen und der Kehrgeschwindigkeiten in überfl utungsgefährdeten Gebieten. 
Neben der Mitbenutzung und den genannten entwässerungstechnischen Maßnahmen 
müssen auch die bisherigen Strategien der dezentralen Regenwasserbewirtschaftung 
(Versickerung, Dachbegrünung, Regenwassernutzung etc.) weiterverfolgt und die Po-
tenziale besser ausgeschöpft werden. Hierzu ist es vor allem notwendig, dass sich die 
Stadt- und Freiraumplanung frühzeitiger als bisher mit Themen der Stadtentwässerung 
(insb. mit dem Umgang mit Starkregen) auseinandersetzt. Ziel sollte es sein, dass Aspek-
te der Überfl utungsvorsorge zu einem festen Bestandteil der planerischen Abwägung 
werden. Dies gilt sowohl für die städtebauliche Planung und Umsetzung im Rahmen 
der Innenentwicklung als auch für langfristige Entscheidungen zur Flächennutzung in 
der Stadt. In Ergänzung der allgemein anerkannten Regelwerke müssen den für die 
Stadt-, Freiraum und Straßenplanung zuständigen Akteure hierzu konkrete Hinweise 
für eine wassersensible Stadtgestaltung an die Hand gegeben werden. 
Nicht zuletzt muss auch die Bürgerschaft noch stärker für das Thema der Überfl utungs-
vorsorge in der Stadt sensibilisiert werden. Starkregenbedingte Überschwemmungen 
werden aller Voraussicht nach zunehmen und regelmäßig zu kritischen Diskussionen 
mit den Betroffenen führen. Es gilt daher, die Bürger rechtzeitig in den Planungsprozess 
mit einzubeziehen und über Schadensursachen und die Notwendigkeit eigener Objekt-
schutzmaßnahmen zu informieren. Dabei muss kommuniziert werden, dass trotz aller 
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öffentlichen Maßnahmen zum Überfl utungsschutz immer noch ein gewisses Restrisiko 
in Kauf zu nehmen ist. Auch eine Mitbenutzung von Verkehrsfl ächen kann dieses Risiko 
nur zum Teil mindern, jedoch nicht völlig ausschließen.
Die Kosten und die Wirksamkeit einer Mitbenutzungsmaßnahme mit dem Ziel der Scha-
densvermeidung sowie die Synergien mit anderen Bereichen der Stadtentwicklung las-
sen sich bislang nur grob erfassen. Das liegt einerseits an den Unsicherheiten der Nie-
derschlagsmodelle, zum anderen jedoch auch daran, dass die Maßnahmeneffekte und 
Kosten selbst teilweise nur grob abgeschätzt werden können. Es mangelt an fundierten 
und aussagekräftigen wirtschaftlichen Vergleichs- und Qualitätskennzahlen sowohl für 
die Mitbenutzung als auch für andere Maßnahmen zur Anpassung an Starkregenereig-
nisse. Eine Gegenüberstellung der konventionellen (unterirdischen) Siedlungsentwässe-
rung mit neuen, dezentralen Strategien (an der Oberfl äche) gestaltet sich daher bislang 
schwierig. Auch hier besteht weiterer Forschungsbedarf.
Letztendlich gibt es keine universale Lösung, die den erwarteten Herausforderungen 
überall begegnet. Unter Betrachtung der jeweiligen Randbedingungen muss jeweils 
orts- und fallspezifi sch die am besten geeignete Maßnahme gewählt werden. Dabei 
sollten solche Lösungen priorisiert werden, durch die sich die meisten Synergien erzielen 
lassen. Insbesondere „sichtbare“ Maßnahmen an der Oberfl äche mit positiven Neben-
effekten im Bereich der Stadt- und Freiraumgestaltung - wie zum Beispiel die Mitbe-
nutzung von Verkehrsfl ächen - haben ein großes Potenzial, den öffentlichen Bezug zur 
Überfl utungsvorsorge und zu einem verantwortungsvollen Umgang mit der Ressource 
Wasser herzustellen. Die vorliegende Arbeit soll dazu beitragen, das Bewusstsein für 
eine solche wassersensible Stadtentwicklung bzw. Straßenraumgestaltung zu stärken.
Verkehrsbetriebe
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Abb. F.1  Räumliche Wirksamkeit und Zeithorizont von Maßnahmen zum Umgang mit starkregenbedingten Überfl utungen
[Eigene Darstellung in Anlehnung an Krieger 2013]
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